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Vorbemerkung

Insgesamt gibt es in Hessen 41 Spiel- und Lernstuben, die 
seitens des LandesJugendamtes Hessen und 15 Projektgruppen, 
die seitens des Hessischen Sozialministers unter den Titeln 
"Offene Hilfen” und "Obdachlosenhilfe in Sozialen Brennpunkten” 
gefördert werden. Der Schwerpunkt der vom LandesJugendamt ge­
förderten Projektgruppen liegt auf der sozialpädagogischen Ar­
beit mit Kindern und Jugendlichen verbunden mit Elternberatung 
und Elternbildungsarbeit, der Schwerpunkt der vom Sozialminister 
bezuschußten Arbeitsgruppen liegt bei der Erwachsenen- und Be­
wohnerarbeit. In den über 5? Einrichtungen arbeiten ca. 200

Die hier vorgelegte Dokumentation zur Sozial- und Bewohner­
arbeit in den Sozialen Brennpunktsiedlungen Hessens ist der 
erste Versuch einer umfassenden Darstellung der verschie- 
denen Arbeitsbereiche und Arbeitsschwerpunkte der Projekt- 
und Initiativgruppen, die mit dem Jahr 1969/70 beginnend 
vom Land Hessen und vom Landeswohlfahrtsverband gefördert 
wurden.
Die Dokumentation erhebt keinerlei Anspruch auf Vollständig­
keit, die Jeweiligen Darstellungsschwerpunkte der einzelnen 
Projekte sind von diesen - bis auf wenige Ausnahmen - selbst 
bestimmt worden. Der Jeweilige Umfang der Projektdarstellung 
stellt keinerlei Wertung oder Prioritätenskala dar, sondern 
ergibt sich aus der seitens der örtlichen Arbeitsgruppen zur 
Verfügung gestellten Materiallage. Einige Projektgruppen konnten 
nicht in der Dokumentation berücksichtigt werden, da keine aus­
reichenden Unterlagen vorhanden waren bzw. zur Bearbeitung be­
reit gestellt wurden. Eine Fortsetzung der Dok. ist geplant.
Die Dokumentation enthält sowohl Jahresberichte als auch Presse- 
Querschnitte sowie andere dokumentarische Unterlagen. Sie um­
faßt nicht nur die Projekte und Initiativen, die Mitglieder der 
Landesarbeitsgemeinschaft Soziale Brennpunkte Hessen im Sinne 
der Satzung sind, sondern auch aridere,mit der Landesarbeits­
gemeinschaft in loser Form zusammenarbeitende Vereine.
Die verschiedenen Berichte stammen aus den Städten:
Darmstadt, Offenbach, Heu-Isenburg, Frankfurt/M, Hanau, 
Rüsselsheim, Wiesbaden, Friedberg, Bad Nauheim, Fulda, 
Gießen, Marburg, Bad Homburg, Kassel, Eschwege.



Im September 1978
LANDESARBEITSGEMEINSCHAFT
SOZIALE BRENNPUNKTE HESSEN e.V.

Zu Beginn finden die Leser ein kürzlich fertiggestelltes Gut- 
äCbten_YQn_Ero£A_DzA_GQtthQld, Univ. Bremen, das die Landesar­
beitsgemeinschaft zur Studie der Forschungsgruppe Vaskovics 
( Titel” Hilfen für Obdachlose ) in Auftrag gegeben hatte.

Die Dokumentation gliedert sich nach Regionen:
Hessen-Süd ( Frankfurt/M, Offenbach, Bad Homburg, Neu- Isenburg, 

Hanau, Friedberg, Bad Nauheim )
Hessgn_£üdZWgs£ ( Wiesbaden, Darmstadt, Rüsselsheim, Limburg )
B£SS£n_Eitt£ZNQrd ( Gießen, Marburg, Fulda, Kassel, Eschwege )

hauptamtliche und ca. 400 nebenamtliche Mitarbeiter.

•w
Am Ende der Dokumentation ist eine Allgemein=Information über 
die Landesarbeitsgemeinschaft Soziale Brennpunkte Hessen, die 
hier als Herausgeber fungiert, sowie eine Liste_aller_Projekt- 
adrassea einschließlich der sozialpädagogischen Schülerhilfen 
( Projekte außerhalb von Sozialen Brennpunkt Siedlungen, aber 
ebenfalls nach der Richtlinie I.VIII. des LandesJugendamtes gef.) 

abgedruckt.

Die Projektgruppen arbeiten meist in umgebauten Einfachst­
wohnungen und anderen Behelfseinrichtungen. Ausgebaute Sozial­
zentren gibt es nur 7 Siedlungen. Der betreute Personenkreis 
liegt bei ca. 15000. Darunter fallen ca. 6.500 Kinder und Ju­
gendliche. Die Projekt- und Initiativgruppen arbeiten sowohl 
in noch bestehenden Obdachlosensiedlungen (Notunterkünfte und 
Einfachstwohnungen) als auch in Mischwohngebieten (Einfachst­
wohnungen und Sozialer Wohnungsbau) und in Neubaugebieten.( mo­
derner Sozialer Wohnungsbau ). Eine sehr geringe Anzahl arbeitet 
in Sanierungs-Stadtteilen. In vielen Stadtteilen und Siedlungen 
sind neben den professionellen Sozialarbeitergruppen inzwischen 
auch Bewohnerräte, Mieterinitiativen und andere Initiativen der 
Betroffenen tätig. Dies findet auch in der Dokumentation ihren 
Niederschlag.

w



-L J

□

Geschäftsstelle: Moselstr. 25, 6000 Frankfurt 1, Tel. 0611/254597
Frankfurt, den 25* Äug. 1978

1
1

Durch derartige, die gesamte Studie durchziehende und empirisch 
nicht belegte bzw. belegbare Aussagen und Feststellungen werden 
zwangsläufig in der Öffentlichkeit Urteile wie das folgende:

wird.-Dies zeigt die umfangreiche Resonanz in den öffentlichkeitsmedien<

ms

Unterstützenswert erscheinen uns die Forderungen des Gutachterteams 
nach Verbesserung und Ausbau der präventiven Maßnahmen zur Ver­
hinderung von Obdachlosigkeit durch Wohnungsbeschaffung und Wohnungs­
erhaltung. Dies besonders auch durch verstärkte Ausschöpfung der 
Möglichkeiten des Bundessozialhilfegesetzes. Angesichts stark ge­
stiegener Wohnungs- und Mietkosten bei gleichzeitig restriktiver 
Handhabung der Sozialhilfe droht für einen zunehmenden Teil der 
Bevölkerung ein Verlust der bisherigen Wohnung und die Einweisung 
in eine Notunterkunft. Dies wird beispielsweise auch an den ge­
stiegenen Einweisungszahlen deutlich, die das Hess. Innenministerium 
Anfang dieses Jahres dokumentiert hat.
Kritik und schärfsten Widerspruch müssen jedoch an der durchgehend 
selektiven empirischen Wahrnehmung der Studie, ihre pauschale Ab­
qualifizierung von gemeinwesenorientierten und sozialpädagogischen 
sowie beratenden Maßnahmen und Einrichtungen als auch der, zumindest

Die Landesarbeitsgemeinschaft Soziale Brennpunkte Hessen e.V., als 
Zusammenschluß von Bewohnern und Sozialarbeitern sozialer Brennpunkte 
Hessens, hat die, im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Jugend und Gesundheit erstellte, Studie "Hilfen für Soziale Rand- 
gruppen/Obdachlose" mit äußerst gemischten Gefühlen aufgenommen.
Als begrüßenswert erscheint es zunächst, daß es vermittels dieser 
Studie gelungen ist das Problem Obdachlosigkeit, d.h. menschen­
unwürdige, gesundheitszerstörende, diskriminierende und rechtlose 
Wohn- und Lebensbedingungen für Hunderttausende, dem öffentlichen 
Bewußtsein und der öffentlichen Diskussion wieder näher gebracht

in Hessen, zahlreichen Bewohneraktivitäten und -initiativen und 
der favorisierten dezentralen und vereinzelnden Umsetzungsstrategie 
zur Beendigung von Obdachlosigkeit formuliert werden. Ebenso kann nicht 
unwidersprochen hingenommen werden, daß die Studie ohne jegliche 
empirische Belege die Hälfte der von Obdachlosigkeit und materieller 
Not Betroffenen als "psychisch krank" oder “verhaltensgestört" bezeichnet
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OBDACHLOSIGKEIT UND SOZIALWISSENSCHAFT
Kritik an der Studie von L. Vascovic, W. Weins, H.-P. Buba " Hilfen 
für soziale Randgruppen / Obdachlose " Bamberg 1978
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"Eine wissenschaftliche Studie über Obdachlose in der Bundesrepublik 
... wird sich nach ihrer Veröffentlichung in der nächsten Woche 
als Stich ins Wespennest sozial- und rechtsstaatlicher Wohltätigkeit 
erweisen. Ein Wissenschaftlerteam ... ermittelte zum Teil katastrophale 
Formen fehlgeleiteter Obdachlosenhilfe." (Frankfurter Rundschau v. 
6.5.1978) provozieren.
Wenn obre hinreichende Kenntnis geschweige denn mit nachprüfbaren 
Beweisen den Bewohnern sozialer Brennpunkte pauschal die Möglichkeit 
einer eigenständigen, aktiven und solidarischen Veränderung ihrer 
Lebensbedingungen abgesprochen, Bewohner- und Sozialarbeiterinitiativen 
als wirkungslos und finanziell geförderte beratende und sozialpäda­
gogische Einrichtungen als negativ hingestellt werden, so verkennt 
die Studie damit nicht nur die Wirklichkeit sondern liefert die 
"wissenschaftliche" Rechtfertigung für die finanzielle Zerstörung 
derartiger Ansätze. Ansätze die einerseits unter schwierigen 
finanziellen und personellen Bedingungen tagtäglich der ungeheuren 
Benachteiligung von Obdachlosen in unserer Gesellschaft entgegenwirken 
und andererseits am ehesten gegenüber den politischen und behördlichen 
EntScheidungsträgern auf strukturelle Lösungen und nachträgliche 
Verbesserung der Wohn- und Lebensbedingungen der Betroffenen hinwirken. 
Die durch nichts zu beweisenden Aussagen der Studie, der gerade 
für diesen Bereich zugestandenen Finanzmittel seien wirkungslos oder 
fahlgeleitet, eröffnet den kommunalen, staatlichen und verbandlichen 
Geldgebern eine zusätzliche, bereits in den letzten beiden Jahren 
zunehmend praktizierte, finanzielle und personelle Auszehrungsmöglich­
keit gegenüber den Initiativen und Einrichtungen in sozialen Brenn­
punkten - ohna jedoch weiterführende und wirksamere Alternativen 
aufzeigen zu können.
Um dieser drohenden Gefahr für alle positiven und fortschrittlichen 
Tn-i ti at-i ven zur Verbesserung der Lebensverhältnisse in sozialen 
Brennpunkten und zur aktiven Beseitigung von Obdachlosigkeit und 
Wohnungsnot entgegenzuwirken hat die Landesarbeitsgemeinschaft 
Soziale Brennpunkte Hessen e.V. den bisherigen Stadtentwicklungs­
referenten der Stadt Marburg/Lahn, Prof. Dr. Jürgen Gotthold, ge­
beten, eine Kritik der Bamberger Studie vor dem Hintergrund seiner 
Marburger Erfahrnngen anzufertigen. Gotthold hat in Marburg gemeinsam 
mit Bewohnern und dem der Landesarbeitsgemeinschaft angehörenden 
Gemeinwesenarfaeitsprojekt Arbeitskreis Soziale Brennpunkte Marburg 
(AKSB), einen Stadtteilentwicklungsplan für einen sozialen Brennpunkt 
in Marburg erarbeitet und auch gemeinsam mit allen Beteiligten um­
gesetzt. Er ist jetzt Assistenzprofessor in Bremen.
In dieser, hier vorgelegten Stellungnahme, setzt sich Dr. Gotthold 
einerseits mit den Befunden der Bamberger Studie differenziert 
anssinanöar, zeigt ihre zahlreichen Widersprüchlichkeiten und 
empirischen Unzulänglichkeiten auf und entwickelt andererseits 
adäquatere, an den Bedürfnissen der Betroffenen orientierte 
Problemlösungen.
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zu der im Auftrage des Bundesministeriums für Familie, 
Jugend und Gesundheit erstellten Studie von
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geraten drohen und die aus eigener
überwinden oder verhindern könrKraft diese Schwierigkeiten nicht

Die Studie von Uaskowics 1

rigkeiten geraten oder zu

Arbeitsformen zu untersuchen'’, 
schungsaufträge liegt nun vor:

Das Ergebnis einer dieser For-

Weins und Buba , die sich auf Obdachlose beschränkt und deren 
Aufgabe es insbesondere sein sollte, Erfolg oder Mißei'folg der 
bisher dieser Bevölkerungsgruppe gewährten "Integrationshilfen 
zu analysieren und aufzuzeigen, welche speziellen Hilfen zur 
Integration noch angeboten werden sollten.
Ob diese Ziele von den Autoren tatsächlich erreicht worden 
sind, wird man unterschiedlich beurteilen können. Immerhin, 
das aufgewandte Arbeitsvolumen kann sich sehen lassen: Aus 
der einschlägigen Literatur "wurden ca. 550 Titel erfaßt und 
davon ca. ^50 näher analysiert" (S. 5)- Burch eine Fragebogen­
aktion wurden alle 77 Städte der Bundesrepublik mit mehr als 
80 000 Einwohnern erfaßt, von denen immerhin 69 eine auswertbar, 
antwort vorlegten. D^rüberhinaus wurden in 6 Städten Experter 
gospräche” mit den zuständigen Dezernenten, Amtsleitern oder

und deshalb am Bunde unserer Gesellschaft leben oder dorthin 
zu geraten drohen. Aus dieser grundgesetzlich vorgeschriebenen 
Einsicht hat der Bundesministcr für Jugend, Familie und Gesund­
heit Forschungsaufträge erteilt, "um eine Übersicht über das 
bisher Geplante und Veranlaßte zu bekommen und um die Ursachen 
der Zugehörigkeit zu den 'Randgruppen', die soziale Struktur 
einzelner Gruppen, Methoden der Eingliederung sowie zweckmäßige 
und geeignete Wohn-, Be^-handlungs-, Lebens-, Bildungs- und

Die Bundesregierung geht davon aus, daß es dringend geboten 
ist, neue Hilfearten zu entwickeln, die den Besonderheiten 
der persönlichen und wirtschaftlichen Situation sozialer 
Randgruppen gerecht werden und durch die Voraussetzungen für 
eine erfolgversprechende Integration geschaffen werden sollen. 
Es gehört nämlich - wird unter Bezugnahme auf das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland erläutert - zu den vordringli­
chen Aufgaben eines sozialen Rechtsstaates, sich der Menschen 
besonders anzunehmen, die durch persönliches Schicksal - z.B. 
Krankheit, Arbeitsunfähigkeit, Ehescheidung, Tod des Ernährers 
oder durch äußere Einflüsse wie Vertreibung, Flucht oder des­
halb, weil sie den steigenden Anforderungen einer modernen 
Industriegesellschaft nicht gewachsen sind, in soziale Schwie-
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Mitarbeitern geführt. "Die Expertenbefracunß sollte haupt­
sächlich durch praktische Erfahrungen fundierte Meinungen über 
die Wirkungen verschiedener Maßnahmen liefern". Ursprünglich 
hatten die Autoren sich vorgenommen, in 25 Städten 10 - WO 
Experten zu befragen. Da man sich von vornherein darüber klar 
war, "daß die Expertenbefragung die wissenschaftlichen Aussagen 
und Analysen über Ursachen und Wirkungszusammenhänge nicht er­
setzen könne”, (S. 5) konnte man bei den auftretenden Schwie­
rigkeiten die Zahl der Expertengespräche ruhig etwas einschrän­
ken. Ein deutliches Kennzeichen des Berichts ist es ohnehin, 
daß auf das Urteil der unmittelbar mit den Betroffenen arbei­
tenden Sozialarbeiter wenig gegeben wird, insbesondere wenn 
von Sozialwissenschaftlern" etwas anderes empfohlen wird.
(Ein eklatantes Beispiel auf S. Dort wird mitgeteilt, 
daß bei Umsetzungen "vor allem von Sozialarbeitern die mas­
sierte Umsetzung empfohlen" werde, während "von Sozialwissen­
schaftlern" die Vereinzelung der Betroffenen als "notwendige 
Bedingung der Reintegration" angesehen wird. Eine "wissen­
schaftlich gebotene" Auseinandersetzung mit den Erfahrungen 
der Sozialarbeiter, also derer, die mit solchen Problemen tag­
täglich umgehen, erfolgt nicht; für die Parteinahme für die 
Meinung der Sozialwissenschaftler wird nur eine pauschale Be­
gründung gegeben). Vor diesem Hintergrund erst wird der Haupt­
mangel in der empirischen Grundlegung des ganzen Berichts 
deutlich: Erhebungen bei den zahlreichen vor Ort arbeitenden 
Initiativen hat es nicht gegeben, Expertengespräche mit ihnen 
mscheinend nur in zwei Fällen;über entsprechend Kontakte mit 
den Betroffenen oder ihren Nachbarn wird überhaupt nicht be­
richtet. Dies ist deswegen umso erstaunlicher, als eine 
Operationalisierung des Begriffs "Integration bzw. Reinte­
gration von Obdachlosen" durch Vascovics selbst mitgeteilt 
wird, die ausschließlich auf soziale Interaktion zwischen 
ehemaligen Obdachlosen und neuen Nachbarn und deren subjektive 
Befindlichkeiten abstellt. (S. 111, Anm. 99). Wie diese durch 
Befragung von Stadtverwaltungen und Expertengespräche festge­
stellt wurden, bleibt das Geheimnis der Verfasser.
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Plädoyer für präventive Maßnahmen
Das Material, das die Verfasser über die in den einzelnen 
Städten verfolgte Obdachlosenpolitik zusammengetragen haben, 
ist dennoch interessant. Das gilt für die von den einzelnen 
Städten gemeldeten Obdachlosenzahlen, die zwischen 0 (Ulm) 
und 5 500 (Köln) schwankt. Die höchste Obdachlosenouote meldet 
Kaiserslautern mit 39 Obdachlosen auf ^000 Einwohner. Interes­
sant sind auch die geschätzten Gesamtzahlen für die Bundesre­
publik, die die Verfasser mit 65 000 Familien und 260 000 Per­
sonen angeben. Zweifel bleiben allerdings bei der Lektüre die­
ser Zahlen nicht aus: Die Verfasser berichten selbst von unter­
schiedlichen Zielgruppen-Definitionen der Städte; sie selbst 
scheinen einen möglichst weiten Begriff zu bevorzugen: obdach­
lost ist danach schon, wer "durch latente oder potentielle Ob­
dachlosigkeit gefährdet" ist ("prognostische Zielgruppenbe- 
stimmung"). Es ist kaum wahrscheinlich, daß den Angaben von 
Ulm, Eßlingen und Bremen (Obdachlosenquote gleich null) ein 
so weiter Begriff zugrunde gelegen haben könnte. Bedauerlicher­
weise machen die Verfasser auch keine Angaben darüber, ob und 
tjgf. welchen Obdachlosenoegriff sie ihrer Erhebung zugrundege— 
legt haben. Am wahrscheinlichsten ist daher, daß jede befragte 
Stadt ihre eigene Definition benutzt. Rückschlüsse von solchen 
Zahlen auf die Qualität der von den einzelnen Städten verfolg­
ten Obdachlosenpolitik können deswegen nur mit äußerster Vor­
sicht gezogen werden. Nur in einer Anmerkung (S. 82, Anm. 69) 
wird darauf hingewiesen, daß durch die bloße Umwandlung eines 
nutzungsverhältnisses (gleich Kennzeichen für Obdachlosigkeit) 
in ein Mietverhältnis "höchstens eine' statistische Korrektur 
der Obdachlosenzahl" bewirkt wird. Von daher wird man auch die 
von den Autoren angegebene Gesamt-Obdachlosenzahl in der Bun­
desrepublik mit etwas Skepsis betrachten müssen.
Die Verfasser selbst sprechen für einen weiten Begriff der 
Obdachlosigkeit, weil sie die Abwendung drohender Obdachlosig­
keit mit Recht für besonders wichtig halten. Die Rüge an die 
Adresse der Städte,, die von den entsprechenden Kann-Bestimmungen 
des Bundessozialhilfegesetzes keinen Gebrauch machen, muß nach­
drücklich unterstrichen werden. Die möglichen vorbeugenden 
Hilfen, um den Verlust der Wohnung abzuwenden, sind zahlreich.
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Aufgezählt werden die folgenden:
- übernähme von Mietrückständen
- Mietvorauszahlungen als Sicherheitsleistung (Kaution)
- Kosten der Anmietung von Wohnungen und Maklergebühren
- Schuldenübernahme bei Wohnungsüberlassung an das Sozial­amt oder den-Vermieter
- Übernahme ausstehender Gas- und Elektrizitätsrechnungen
- Einmalige Beihilfen zur Reparatur, die im Mietvertrag zwingend vereinbart wurden
- übernähme von Genossenschaftsanteilen zur Erlangung von 
GenossenschaftsWohnungen

- Miet- und Anzahlungsübernahme für die neue Wohnung
- Maßnahmen zur Wohnungsbeschaffung, wenn die alte Wohnung 

zu teuer oder nicht zu behalten ist.
Zuzustimmen ist den Verfassern auch, wenn sie ausführen, daß 
bei voller Ausnützung dieser Möglihckeiten die Rekrutierung 
der Obdachlosigkeit fast gänzlich unterbunden oder doch erheb 
lieh reduziert werden könne, wenn die Kommunen geeignete In­
formationssysteme zur Früherkennung von latenter oder poten­
tieller Obdachlosigkeit entwickeln und die nötigen Konsequenzen 
beim Personaleinsatz ziehen (S. 54).

Allerdings wird den Kommunen damit offenbar nichts neues mit­
geteilt. Denn - wie die Verfasser selbst berichten - "besteht 
bei den befragten Experten (aus den Stadtverwaltungen) weit­
gehende Einigkeit* daß durch Präventivmaßnahmen 'der Rekrutie­
rungsprozeß unterbrochen und damit die Obdachlosenzahlen erheb­
lich reduziert werden*könnten. Die "Experten" nennen auch die 
Gründe, weshalb die Städte dieses ihnen bekannte, probate 
Mittel nicht anwenden: "Eine großzügige und konsequente An­
wendung von Präventivmaßnahmen können die Städte nicht bezahlen. 
Vor diesem Hintergrund verlieren die von den Verfassern refe­
rierten diskriminierenden Ansichten von Mitgliedern städtischer 
Verwaltungen über Obdachlose erheblich an Gewicht. Wenn die 
Städte nicht die Mittel aufbringen können (oder wollen), dann 
stellen sich angesichts der Ohnmacht der Verwaltungsangehörigen, 
die nur über die im städtischen Haushalt eingesetzten Mittel 
verfügen können, diskriminierende Haltungen leicht ein, auch 
wenn man eigentlich weiß, daß präventive Mittel sinnvoller 
wären. Vor diesem Hintergrund erweisen sich aber auch die von 
den Verfassern vorgeschlagenen Maßnahmen als wenig gewichtig:
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Davon ausgehend, daß der Verzicht auf präventive Maßnahmen 
auf Informationsmangel der zuständigen Sachbearbeiter beruht, 
schlagen sie vor (S. 1J):
- W iterschulung von Mitarbeitern in Kommunen, die über den 
Einsatz von Integrationshilfen entscheiden können

- einen regelmäigen Erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen 
Kommunen über den Einsatz und die Effektivität der eingesetz­
ten Maßnahmen- Popularisierte Veröffentlichungen von sozialwissenschaft­
lichen Untersuchungen über Prozesse und Daseinsformen der 
Randgruppenbildung

Auch wenn man - wie die Verfasser - nicht nach den tieferen 
gesellschaftlichen und ökonomischen Ursachen von Obdachlosigkeit 
fragt und sich auf eher "technische" und institutionelle Vor­
schläge beschränkt, kann man nicht mit dem unzureichenden In­
formationsstand der zuständigen Sachbearbeiter argumentieren. 
Wer sich mit der Situation der Gemeinden in der BRD etwas um­
fassender beschäftigt hat, weiß, daß auf dieser Ebene der Grund 
für die unzureichende Präventivpolitik - wie auch die eigenen 
Expertengespräche der Verfasser ergeben haben - in der finan­
ziellen Situation der Gemeinden, hier speziell in der Finan­
zierung der Sozialhilfe aus den eigenen Gemeinde- (bzw. Kreis-) 
finanzen,liegt. Solange an dieser Finanzierungsbasis der Sozial­
hilfe nichts geändert wird, wird auch die Obdachlosenpolitik 
der Gemeinden (bei ihrer generellen Finanzschwäche) vor allem 
durch Sparsamkeit gekennzeichnet sein. Da helfen auch die best­
gemeinten (popularisierten) VeröffentlichungenMvon sozialwissen­
schaftlichen Untersuchungen" nichts. Auf dieser institutioneilen 
Ebene lautet die richtige und recht naheliegende Empfehlung: 
Umstellung der Finanzierung der Sozialhilfe ; Bund oder Länder 
müssen erstattungspflichtig werden, die kreisfreien Städte und 
Kreise müssen Aufgabenträger, dürfen aber nicht Ausgabeträger 
sein. (Eine entsprechende Regelung wie beim Wohngeld) Auch die 
von den Verfassern vorgeschlagene Umschichtung der finanziellen 
Aufwendungen, über die im Rahmen der sonstigen Empfehlungen 
noch Aussagen zu machen sein werden, dürfte deswegen weniger 
zu einer Vermehrung der Zahlungen nach dem Bundessozialhilfe­
gesetz als vielmehr zu einem Rückgang der Gesamtaufwendungen 
für Obdachlose führen.
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Diskriminierende und/oder von den Verfassern implizit negativ 
bewertete Einstellungen von Stadtverwaltungen (Obdachlosigkeit 
wird als "selbstverschuldet" angesehen, es wird keine Bereit-

"Beseitung der Obdachlosigkeit"

Die Verfasser unterscheiden "objektbezogene" und "personen­
bezogene" Maßnahmen (S. 21 f.). Als objektbezogene Maßnahmen 
werden solche bezeichnet, "die sich direkt oder indirekt auf 
die Wohnobjekte von Obdachlosen beziehen (bzw. auf deren Um­
gebung, die Infrastruktur des Wohngebietes)". Die Verfasser 
meinen "entsprechend dem Ziel dieses Forschungsvorhabens", 
Maßnahmen die sich auf die Wohnobjekte und die Infrastruktur 
des Wohngebietes von Obdachlosen beziehen, vernachlässigen 
zu können und konzentrieren sich daher auf "personenbezogene" 
Maßnahmen. Dies entspricht zwar ihrem von Anfang an durch­
scheinenden Vorverständnis über die "richtige" Obdachlosenpo­
litik, allerdings werden sie sich den Vorwurf gefallen lassen 
müssen, dadurch einen von vielen Beobachtern und einer großen 
Zahl von Städten (vgl. die eigenen Angaben der Verfasser 
S. 122 f., 126 ff.) für besonders aussichtsreich gehaltenen 
Ansatz systematisch zu vernachlässigen, was ihre Ergebnisse 
und Bewertungen entsprechend relativiert.

Im Hinblick auf den Zeitpunkt der Maßnahme katalogisieren 
die Verfasser außer den präventiven Maßnahmen "Maßnahmen 
während der Obdachlosigkeit (situative Maßnahmen)" und "Maß­
nahmen zur Beendigung der Obdachlosigkeit und nachgehende 
Betreuung". Mit dieser Unterscheidung korrespondieren andere, 
so in der Zielbestimmung: "Verhinderung der Obdachlosigkeit, 
Beseitigung der Obdachlosigkeit und Veränderung der Wohnum­
welt von Obdachlosenfamilien" einerseits, gegenüber "Befähigung 
zur Selbsthilfe, Gewährung von Chancen zur Bewährung, Akti­
vierung und Resozialisierung" andererseits. Diese willkür­
liche und unzutreffende Zusammenfassung unterschiedlicher 
Zielsetzungen in zwei als gegensätzlich gegenübergestellte 
Zielbündel präjudizieren (gemeinsam mit einem unterstellten 
Ursachenkatalog für Obdachlosigkeit, auf den noch kritisch 
einzugehen sein wird) im wesentlichen die Ergebnisse und Be­
wertungen der Studie.
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schäft und Fähigkeit der Betroffenen zur Integration angenommen, 
negative Einstellungs- und Handlungsmuster werden als Ursache 
der Obdachlosigkeit - nicht als Folge - angesehen, Obdachlosen­
siedlungen werden als natürlich gewachsene Subkulturen einge­
schätzt) werden mit dem Zielbündel "Befähigung zur Selbsthilfe, 
Gewährung von Chancen zur Bewährung, Aktivierung und Resoziali­
sierung" zuaammangebunden. Positiv zu bewertende (und/oder von 
den Verfassern impli zit so bewertete) Grundhaltungen von Stadt­
verwaltungen (Obdachlosigkeit wird nicht aufdie Schuldfrage 
hin geprüft, sondern aus Strukturzusammenhängen unseres Wirt­
schafts-, Gesellschafts- und Rechtssystems resultierende poten­
tielle Bedrohung angesehen, Obdachlose werden als "normale", 
d.h. bloß in Not geratene Mitglieder der Unterschicht angesehen, 
negative Einstellungs- und Handlungsmuster werden als Folgen - 
nicht als Ursachen - von Obdachlosigkeit betrachtet, Obdach­
losigkeit wird als Rahmenbedingung der Randgruppenbildung 
sozialschwacher Familien betrachtet) wird dagegen als typisch 
für das Zielbündel "Verhinderung der Obdachlosigkeit, Beseiti­
gung der Obdachlosigkeit und Veränderung der Wohnumwelt von 
obdachlosen Familien" betrachtet.
Willkürlich ist die Bündelung und Entgegensetzung dieser Ziel­
vorstellungen deswegen, weil gerade "Befähigung zur Selost- 
hilfe" und "Aktivierung" von vielen als bestes oder einziges 
Mittel zur "Beseitigung der Obdachlosigkeit" und zur "Verände­
rung der Wohnumwelt" betrachtet wird. Demgegenüber können die 
Zielsetzungen "Aktivierung" und "Gewährung von Chancen zur Be­
währung" als eher entgegengesetzte Zielsetzungen angesprochen 
werden. Denn Aktivierung ist typisch für gemeinwesenarbeits­
orientierte Ansätze, denen die Schuldfrage völlig fremd ist, 
die Obdachlosigkeit auf "Strukturzusammenhänge unseres Wirt­
schafts-, Gesellschafts- und Rechtssystems" zurückführen, ganz 
anders als Ansätze mit der Zielsetzung "Gewährung von Chancen 
zur Bewährung", die eher an das alte "Drei-Stufen-Modell 
erinnern. Nur die von den Verfassern anscheinend schon zu Be­
ginn ihrer Arbeit vorhandene Vorstellung über den richtigen 
Weg zur Integration bzw. Reintegration von Obdachlosen macht 
es verständlich, daß so unterschiedliche Vorstellungen in 
einen Topf geworfen werden.
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Zunächst hätte der Begriff der Integration bzw. Reintegration 
von Obdachlosen einer kritischen Nachprüfung bedurft. Ist das 
Problem der Obdachlosigkeit tatsächlich schon gelöst, wenn 
die Familie umgesetzt wird und danach nicht gleich wieder ob­
dachlos wird? Die Verfasser akzeptieren dies als hinreichenden 
Maßstab. Tatsächlich ist damit die Obdachlosigkeit einer 
Familie Jedoch zunächst nur Juristisch wegdefiniert, die bis­
her obdachlose Familie hat nun einen Mietvertrag,nicht mehr 
nur ein polizeirechtliches "Nutzungsverhältnis". Ob damit die 
sozialen und individuellen Probleme der Familie behoben sind, 
das menschliche Elend, das sich hinter dem Wort obdachlos ver­
birgt auch nur gemildert werden konnte, wird nicht gefragt. 
Ob die psychische Situation der Familie in der fremden Um­
gebung, in der zunächst Jedenfalls keine sozialen Kontakte 
vorhanden sein können, nicht noch elender ist als vorher, ob

Die Verfasser vertreten als Konzept zur "Beseitigung der Ob­
dachlosigkeit" die Umsetzung, bei der die einzelnen Familien 
vereinzelt bzw. verstreut in anderen Stadtteilen angesiedelt 
werden. Schon eine "Klumpung" (drei bis zehn ehemalige Ob­
dachlosenfamilien in einer Nachbarschaft) gefährde den Inte­
grationseffekt. "Bis zu einer Obdachlosenquote von 0,2 % 
(kann) die Obdachlosigkeit durch Umsetzungsmaßnahmen ohne so­
zialpädagogisch begleitende Maßnahmen reduziert werden" (S. 115)* 
Alle anderen Strategien werden von den Verfassern aufgrund 
dieses Vorverständnisses abgewertet, nur kurz gestreift oder 
gar nicht zur Kenntnis genommen. Die auch von den Verfassern 
"unbestreitbaren Erfolge" anderer Vorgehensweisen (wie das 
"Freiburger Integrationsmodell", vgl. S. 62 f.) werden z.B. 
damit abgetan, diese Erfolge könnten "nicht darüber hinweg­
täuschen, daß die Entscheidung für eine Konzentration sozial­
schwacher Familien ohne ausreichende Begründung erfolgte". 
Auch die von den Verfassern vertretene Konzeption wird nicht 
hinreichend empirisch überprüft, sondern letztlich wird nur re­
feriert, daß "sozialwissenschaftliche Studien" in diesem Sinne 
übereinstimmend berichteten. Aus diesen Gründen kann das Er­
gebnis der Arbeit auch die Vorziehbarkeit des einen oder an­
deren Weges nicht belegen.
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Die Verfasser scheinen, demnach lediglich aufgrund der von 
ihnen vorgenommenen Einteilung der Obdachlosen nach der Ur­
sache der Obdachlosigkeit zu ihren Ergebnissen zu kommen. 
Sie unterscheiden drei Kategorien:

"Kranke", "Verhaltensgestörte" und "Normale"

"soziale Abweichungen" deswegen unterbleiben, weil Jetzt sogar 
dafür die psychischen Kräfte fehlen, wird nicht einmal als 
Möglichkeit in Betracht gezogen. Nicht einmal im Hinblick auf 
Fami1i en, die immer wieder umgesetzt werden, werden solche 
Fragen gestellt. Projektleiter Vascovics hat zwar eine Opera­
tionalisierung des Begriffes vorgeschlagen, in dem solche Be­
züge vorhanden sind, in der vorliegenden Studie aber wird die 
"Richtigkeit" der vorgefaßten Meinung als empirisch überprüft 
suggeriert, ohne daß die eigenen Kriterien angewendet werden.

- Psychisch Kranke: Nach der Vorstellung der Verfasser sind
1 Promille aller Einwohner Obdachlose dieser Kategorie (also 
etwa 60 OOOjT TPiese Fälle dürften nicht mehr als Adressaten 
der Obdachlosenarbeit angesehen werden, sondern als solche 
der Medizin bzw. Sozialmedizin, Psychiatrie, etc." (S. 76).

- Verhaltensgestörte und Verhaltensabweichende: Die Verfasser 
nehmen an, daß 1 Promille aller Einwohner Obdachlose mit 
Verhaltensstörungen bzw. Verhaltensabweichungen sind (also 
müßte es auch davon rund 60 000 in der Bundesrepublik Deutsch­
land geben).

- "Normale Mitglieder der Unterschicht": Soweit die Obdachlosen­
quote 2 Promille übersteigt, handelt es sich um Obdachlose, 
die nicht "verhaltensgestört und krank" sind, "sondern nur 
mit Einkommens- und Wohnungsproblemen zu kämpfen" haben."Diese können in der Regel ohne Resozialisierungsmaßnahmen 
und ohne begleitende Maßnahmen der Sozialarbeit unter der 
Voraussetzung reintegriert werden, daß sie angemessene und 
finanziell tragbare Wohnungen erhalten."

Allerdings werden positiv bewertete Ergebnisse solcher Um­
setzungsaktionen berichtet. Gleichzeitig wird aber mitgeteilt, 
daß die Rahmenbedingungen, unter denen diese stattgefunden 
haben, nicht bekannt seien. Aus dem, was die Verfasser selbst 
mitteilen über begleitende Maßnahmen und nachsorgende Betreu­
ung, wie sie in einzelnen Städten stattgefunden haben, ist 
eine eindeutige Aussage überhaupt nicht ableitbar, weder im 
Sinne der vorgelegten Studie noch im anderen Sinne.
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Offen bleibt allerdings die entscheidende Frage: Wie kommen 
die Verfasser zu diesen Kategorien und den angenommenen Größen­
ordnungen? Referiert wird ein ähnlicher Ansatz von Friedrich 
und Mitarbeitern, die deklassierte Arbeiterfamilien, tradi­
tionelle Randschichtfamilien und klinische Randschichtfamilien 
in Obdachlosensiedlungen unterscheiden. Größenordnungen werd 
von diesen Autoren nicht genannt. Die einzelnen Kategorien 
werden differenziert beschrieben. Bei der deklassierten Ar­
beiterfamilie z.B. werden Ursachenbündel wie Krankheit, Ar­
beitslosigkeit, familiäre Probleme und daraus folgende psychi­
sche Probleme angegeben. Ob die Einteilung sinnvoll und richtig 
ist, soll.hier nicht näher untersucht werden. Festzuhalten 
bleibt jedenfalls, daß sie hochdifferenziert ist gegenüber 
der völlig vereinfachenden und der individuellen und gesell­
schaftlichen Problematik von Obdachlosigkeit in keiner Weise 
gerechtwerdenden Katalogisierung von Vascovics, Weins und 
Buba. Deren Einteilung beruht offenbar auch nicht auf der von 
Friedrich u.a. Zu der Behauptung ein Viertel aller Obdachlosen 
in der Bundesrepublik seien krank, gehörten in medizinische 
bzw. psychiatrische Behandlung, geben die Verfasser lediglich

Vergleicht man die zu den einzelnen Kategorien angebenen Pro- 
millezahlen mit der an anderer Stelle mitgeteilten Globalzahlen 
(260 000), so ergibt sich, daß nach der Ansicht der Verfasser 
die knappe Hälf.te der Obdachlosen in der Bundesrepublik krank 
bzw. verhaltensgestört ist. Die Kranken bedürfen keiner Ob­
dachlosenpolitik, sondern werden den Medizinern (in geschlossener 
Anstalten?) übergeben. Darüber, ob denn nur die Erwachsenen oder 
auch die Kinder krank sind, ob auch sie nicht mehr der sozialen 
Hilfe, sondern nur noch der medizinischen Behandlung bedürfen, 
geben die Verfasser keine Meinungsäußerung ab. Die Globalzahlen 
(1 Promille der Gesamtbevölkerung) lassen jedoch darauf Schließer 
daß jeweils ganze Familien als "krank“ betrachtet werden. Für 
das Viertel aller bundesdeutschen Obdachlosen, die verhalten, 
gestört sein sollen, bleibt der Leser ratlos. Bei ihnen kon­
zedieren auch die Verfasser, daß ihr Konzept nicht wirkt: 
"Durch Umsetzungsmaßnahmen kann’die Reintegration verhaltens­
gestörter Obdachlosenfamilien nicht erreicht werden." (S. X). 
Das Konzept gilt daher offenbar nur für "normale Mitglieder 
der Unterschicht".
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400 Millionen DM jährlich vertan?

Was "verhaltensgestört" ist, wird in keiner Weise erläutert.
Angaben darüber, wie deren Größenordnung ermittelt wurde, werden 
nicht gemacht. (Daß solche Bezeichnungen diskriminierender sind, 
als die den Mitgliedern von Stadtverwaltungen angekreideten 
Ausdrücke wie "harter Kern" oder "integrationsfähig", nehmen 
die Verfasser offenbar nicht wahrT)

Über das von den Verfassern vertretene Konzept zur Reintegra­
tion von Obdachlosen und über ihre Kategorisierung der Obdach­
losen in der BRD könnten akademische Diskussionen durchgeführt 
werden, ohne daß sich aus der Studie negative Konsequenzen für 
die bundesdeutsche Obdachlosenpolitik zu ergeben brauchten, 
wenn nicht eine Aussage darin stände, die katastrophale Aus­
wirkungen haben könnte: "Nach unseren Schätzungen werden jähr- 
lich in der Bundesrepublik 400 Millionen DM für den Unterhalt 
von Obdachlosensiedlungen, sozialpädagogisches Personal und

Bei der restlichen Hälfte der Obdachlosen wird über die Wechsel­
wirkung von Verlust der Arbeitsstelle, Verlust der Wohnung, 
Diskriminierung, Verhaltensunsicherheiten, Hilflosigkeit, 
Angst, Aggressivität etc. kein Wort verloren. Daß Obdachlosig­
keit gesellschaftliche Ursachen haben könnte, daß Wirtschafts­
krise und Massenarbeitslosigkeit von entscheidender Bedeutung 
sind, wird nicht erwähnt. Bei ihnen ist angeblich alles ganz 
einfach: "bei welchen die Obdachlosigkeit durch Bereitstellung 
einer Wohnung beseitigt werden kann."

die folgende (empirisch gemeinte?) Begründung: "Die befragten 
Experten haben den Anteil der Mitglieder des ‘harten Kerns’ 
innerhalb der Obdachlosensiedlung zwischen 5 und 50 % ( ! ) ge­
schätzt. Trotz dieser diffusen Kategorie (so weigerten sich 
z.B. in Hagen und Bremen befragte Mitarbeiter des Sozialamtes, 
irgendeine Gruppe als ‘harten Kern' zu bezeichnen) ergeben sich 
jedoch für Städte wie Hagen, Frankfurt und Nürnberg relativ 
stabile Quoten, bezogen auf die Einwohnerzahl, nämlich ca. 
eine psychisch gestörte Person je tausend Einwohner. Wir nehmen 
deshalb an, daß innerhalb solcher Größenordnungen in den Städten 
mit psychisch gestörten Randschichtfamilien zu rechnen ist." 
(S. 75/76).
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Wegen des großen politischen Schadens, der hier droht, muß im 
Interesse derer, denen der Entzug der bisher schon unzureichen- 
den Hilfe nacn dieser Studie droht, klar festgestellt werden:

Sozialhilfeleistungen für Obdachlose ausgegeben, ohne daß man 
über die Effektivität dieser Mittel Rechenschaft geben könnte11 
(S. 96). Schlimmer noch: es sei zu vermuten, "daß diese Maß­
nahmen zur Ziel.erreichung nur in wenigen Fällen und unter der 
nicht verallgemeinerbaren Rahmenbedingung eines Modellvorhabens 
beitragen." Gewiß: die Verfasser selbst sprechen die Empfehlung 
nur verklausuliert aus (S. 1J6) - aber was liegt näher als den 
Rotstift des Kämmerers bei Ausgaben anzusetzen, über deren 
Effektivität man keine Rechenschaft abgeben kann. Hat man nicht 
schon lange geahnt, daß hier das gute Geld der Steuerzahler 
sinnlos vergeudet wird? Wird in der kommunalpolitischen Dis­
kussion dann noch der Hinweis nützen, daß die Verfasser selbst 
einräumen, ihnen lägen "leider nur sehr wenig überprüfbare 
Informationen über den Einsatz von Maßnahmen (z.B. zur Soli­
darisierung und Aktivierung, Maßnahmen zur Aufhebung von Rand- 
ständigkeit, gesundheitliche Maßnahmen) vor", daß Vascovics, 
Weins und Buba nur "vermuten", daß "diese Maßnahmen zur Ziel­
erreichung nur wenigen Fällen" beitragen, daß es sich aber um 
eine leider durch wissenschaftliche Untersuchungen bisher 
nicht erhärtete Feststellung" (S. 96) handelt? Was Wissen­
schaftler vermuten, hat allemal dann Überzeugungskraft, wenn 
es in die politische Richtung paßt. Aufgrund ihres Vorverständ- 
nisses meinten die Verfasser,sich nicht umfassender informieren 
zu müssen, Konzepte, die den eigenen Vorstellungen widersprachen, 
nicht untersuchen zu müssen. Ein "Teilentwicklungsplan Obdach­
losenhilfe wie der von Wolfsburg, dem eine Konzentration von 
Problemfamilien nicht als Nachteil gilt, sondern wo "die sich 
aus der Konzentration von Problemfamilien ergebenden Möglich­
keiten zur Einleitung gruppendynamischer Selbstbeteiligungs­
prozesse aufgegriffen werden"sollen, wird als "im Rahmen des 
Konventionellen (S. 1J1) abgetan. Für Maßnahmen für Kinder 
(Spielgruppen, Vorschulerziehung, Lernstuben, Abenteuerspiel— 
Plätze) gilt den Verfassern, daß das angestrebte Ziel "in der 
Mehrzahl der Fälle verfehlt wird" (S. 94) nicht anders als in 
der Jugend- und Erwachsenenarbeit.
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Stadtteilentwicklungsplanung und Gemeinwesenarbeit

die von Vascovics, Weins und Buba gezogenen oder nahegelegten 
Schlußfolgerungen können nicht einmal durch ihre eigenen in 
der Studie enthaltenen unvollständigen empirischen Untersuchun­
gen belegt werden.

Was die Verfasser vorschlagen, ist darüber hinaus widersprüch­
lich: Gewarnt wird vor einer "sozialen Homogenisierung als 
Folge von Umsetzungen (im Sinne von ‘ausgesiebten Obdachlosen­
siedlungen’)" (S. 1J6). Allerdings sind diese die zwangsläufige 
Folge des von den Verfassern vorgeschlagenen Konzeptes. Da sie 
als sinnvoll nur Einzelumsetzungen anerkennen, gleichzeitig 
aber konzedieren, daß für die Kategorie der von ihnen als "ver­
haltensgestört" Bezeichneten dies keine Lösungsmöglichkeit 
darstellt, bleiben sie notwendig als "ausgesiebter" Rest in 
Obdachlosensiedlungen zurück (nachdem die "Kranken" den Medi­
zinern übergeben worden sind). Immerhin sind diese "Verhaltens­
gestörten" nach den Schätzungen der Verfasser noch ein Viertel 
aller Obdachlosen. Es wäre allerdings nicht erstaunlich, wenn 
sich bei Anwendung der in der Studie vorgeschlagenen Konzeption 
herausstellen würde, daß diese Gruppe größer ist. Denn ihre 
Kennzeichnung beruht letztlich auf einem Zirkelschluß: Ver­
haltensgestört sind alle Obdachlosen, die nicht durch bloßes 
zur Verfügung stellen einer Wohnung "integriert" werden können.

Um so dringender erscheint es, solche Ansätze in wissenschaft­
lichen Untersuchungen wie in der praktischen Obdachlosenpolitik 
weiter zu verfolgen, die die Verfasser nur am Rande behandelt 
haben: "Obdachlosigkeit wird in diesem Fall beseitigt dadurch, 
daß bestehende bzw. neue Obdachlosensiedlungen zu eigenständi­
gen, lebensfähigen Wohngebieten entwickelt werden" (S. 122). 
Solche Konzeptionen verstehen "Integration" von Obdachlosen 
nicht als vereinzelnde Umsetzung, weil dies in vielen oder 
sogar den meisten Fällen eine Strategie zwangsweiser Anpassung 
an die herrschenden gesellschaftlichen Verhaltensweisen dar­
stellt, wobei dieser Zwang mit Hilfe der Kontrollen der neuen 
Nachbarn ausgeübt wird und mit der Sanktion immer wieder er­
neuter Umsetzung und damit verschärfter Diskriminierung ver­
sehen ist. Statt dessen knüpft man an den bestehenden sozialen
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Nach, den Erfahrungen, die ich selbst in Marburg habe sammeln 
können, scheint eine Strategie besonders erfolgversprechend 
zu sein, die als "Stadtteilentwicklungsplanung und Gemein- 
wesenarbeit" bezeichnet werden soll und die, wie die Studie 
von Vascovics u.a. durchaus erkennen läßt, auch in anderen 
Städten mit Erfolg angewendet wird. Ein besonders wichtiges 
Anliegen dieser Politik ist es, den betroffenen Bewohnern 
menschenwürdige, familiengerechte Wohnungen in einem infra­
strukturell gut versorgten Gebiet und einer ihnen vertrauten 
Umwelt zu verschaffen und ohne die gewachsenen sozialen Be­
ziehungen zu zerstören (das schließt nicht aus, daß einzelne 
Familien, die dies wünschen, in andere Stadtteile umziehen 
können). Alle Maßnahmen im Gebiet werden als Teil eines Ge­
samtplans (Stadtteilentwicklungsplan) durchgeführt: Kinder­
arbeit, Jugendarbeit, Erwachsenenarbeit - das reicht von 
Spiel- und Lernstuben, den Bau von Spiel- und Bolzplätzen 
über das Herrichten von Grünanlagen, die Sanierung von Wohnun­
gen bis zur Bildung von Mieterräten und die Herausgabe einer 
Stadtteilzeitung. (Ein wesentlicher Mangel der Studie Vascovics 
u.a. liegt nicht zuletzt darin, daß alle Maßnahmen der Obdach­
losenpolitik nur isoliert betrachtet und nur isoliert auf ihre

Systemen dieser Bevölkerungsgruppe an, statt sie durch verein­
zelnde Umsetzungen zu zerreißen. Diese sozialen Systeme als 
"gewachsene Subkulturen" zu bezeichnen ist dann nicht verkehrt, 
wenn mann die negative Bewertung, die die Verfasser in ihrer 
Studie damit verbinden, außer acht läßt und zur Kenntnis nimmt, 
daß diese Subkultur viele Elemente enthält, die auch von den 
herrschenden Verhaltensnormen positiv bewertet werden, jedoch 
in der übrigen Gesellschaft ziemlich selten sind. Gemeinwesen­
arbeitsstrategien knüpfen an das vorhandene soziale System an 
und versuchen gemeinsam mit den Bewohnern deren materielle und 
psychische Situation zu verbessern (wobei nicht entscheidend 
ist, ob es sich um "obdachlose" Bewohner oder solche mit Miet­
vertrag handelt). Dabei wird man sich freilich Rechenschaft 
darüber ablegen müssen, daß auch solche Strategien in den herr­
schenden gesellschaftlichen Verhältnissen ihre Grenze finden, 
daß auch solche Obdachlosenpolitik z.B. eine Hauptursache, 
nämlich die Arbeitslosigkeit, nicht oder nur in Einzelfällen 
beseitigen kann.
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Wirksamkeit hin untersucht werden. Zwar stellen sie selbst 
fest, die Einsicht setze sich immer mehr durch, daß eine iso­
lierte Kinderarbeit ohne Bezug zu den Lebensbedingungen der 
Erwachsenen heute immer häufiger abgelehnt werden (S. 60). 
Aber die zahlreichen Ansätze, die Kinder- und Erwachsenen­
arbeit integriert zu behandeln, werde nicht explizit auf ihre 
Wirksamkeit hin untersucht. Kein Wunder, da die Verfasser 
meinten, Maßnahmen, die sich auf Wohnungen und Infrastruktur 
des Wohngeb-i etes von Obdachlosen beziehen, völlig vernachlässige 
zu können (S. 22). Typisches Beispiel für den unzureichenden 
Informationsstand der Verfasser ist, daß zwar über eine 1972 
gegründete "Landesarbeitsgemeinschaft der Bewohner sozialer 
Brennpunkte in Nordrhein-Westfalen" berichtet wird, von der 
"außer der Programmdarstellung nicht bekannt geworden" (S. 85) 
sei, daß aber die 197^ in Hessen gegründete Landesarbeitsge­
meinschaft, der 40 Gemeinwesenarbeitsprojekte angehören, den 
Verfassern offenbar nicht bekannt ist.)

Voraussetzung für den Erfolg einer solchen Politik ist aller­
dings, daß die Planung aller Maßnahmen und ihre Realisierung 
den Wünschen und Interessen der Bewohner entspricht. Bas be­
deutet, daß sie selbst an der Planung beteiligt sein müssen. 
Nur so läßt sich sicherstellen, daß die Wohnungen nach der 
Sanierung tatsächlich den Bedürfnissen entsprechen, daß die 
Kinderspielplätze an der Stelle und in der Art gebaut werden, 
wie sie von den Betroffenen gewünscht werden, daß die Arbeit 
in den Spielstuben von den Eltern mitgetragen wird etc. Nur 
so ist auch sicherzustellen, daß die Bewohner neue infrastruk­
tureile Einrichtungen als eigene betrachten, so daß sie weniger 
leicht Gegenstand von Aggressionen und Zerstörungswut werden. 
Bekannt ist freilich, daß die Beteiligung von Unterprivile­
gierten an Planung und Realisierung einer Stadtteilentwicklung 
keine einfache Aufgabe ist. Ohne die aktivierende Gemeinwesen­
arbeit im Stadtteil hätten wir in Marburg weder die Planung 
noch die Realisierung zuwege gebracht. Die Kommunikation 
zwischen Bewohnern von.Obdachlosenvierteln und Stadtverwaltung 
muß erst mühsam wieder aufgebaut werden. Ängste müssen auf 
beiden Seiten abgebaut werden. Die Mitarbeiter in den Projekt­
gruppen müssen hier häufig als "Dolmetscher" auftreten. Wichtig
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Daß auch diese Art von Obdachlosenpolitik nicht einfach ist, 
daß es immer wieder Rückschläge gibt, daß politische Wider­
stände immer erneut auftauchen, braucht wohl kaum besonders 
betont zu werden. Immerhin haben unsere Marburger Erfahrungen 
gezeigt, daß ein solcher Weg möglich ist.

ist auch, daß die verschiedenen städtischen Ämter koordiniert 
handeln, den Stadtteilentwicklungsplan und seine Realisierung 
als gemeinsame Aufgabe betrachten (dazu gehört übrigens auch 
das Ordnungsamt, das für die Obdachlosenpolitik eine zentrale 
Rolle spielt - betont wird das hier, weil die Verfasser der 
Studie dies anscheinend übersehen haben).

Die aktivierende, partizipatorische Gemeinwesenarbeit hat 
darüber hinaus eine wichtige sozialpädagogische Funktion. 
Resignation und Apathie sollen durch sie überwunden werden. 
Die Erfolgserlebnisse, die sich einstellen, wenn man merkt, 
daß eigene Forderungen durchgesetzt werden konnten, wenn die 
Wohnungen und das Wohngebiet aufgrund des gemeinsamen Handelns 
sich allmählich verbessern, helfen solche Haltungen zu-bauen.

Wer sich für dieses Konzept näher interessiert, findet weiter­
führende Angaben insb. in folgenden Arbeiten.
Stadt Marburg, Schriften zur Stadtentwicklungsplanung Nr. 1, Entwicklungsprogramm für den Stadtteil Waldtal, 

Marburg 1976.
Arbeitskreis Soziale Brennpunkte Marburg e.V., Jahresberichte 

1975, 1976, 1977.
Obdachlose: Kampf geoen das Ghetto, in: päd. extra, Sozialarbeit, 

Heft 6, 1978.
U. Straumann, Funktionen, Möglichkeiten und Grenzen aktivierender Gemeinwesenarbeit (GWA), Erklärungsansatz bezogen 

auf die Bürgerbeteiligung an Planungen, 
(hektographiert) 1977.

J. Gotthold, Stadtentwicklung zwischen Krise und Planung, Köln 1971
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Bonames, Ben-Gurion-Ring 42

i

Frankfurt/Main, den 28.2.1978

Horst Treuer

des Jugendgemeinschaftswerkes 
Frankfurt/Main, Kiefernstr. 13 
und der Außenstelle

KONTAKT MIT TIEREN
Eine große Rolle in diesem Konzept 

spielt die Haltung von Haustieren, zwei 
Pferden, die von den jeweiligen Haus­
bewohnern versorgt werden.

Für die meisten Kinder ist dies der 
erste Kontakt mit lebenden Tieren über­
haupt. Neben dem Kennenlernen eines 
Stückes Natur soll gelernt werden, Ver­
antwortung zu tragen.

Das Haus, dessen ganze Einrichtung 
von seinen Besuchern getragen wurde, 
wird in den Ferien für längere Aufent­
halte und im übrigen Jahr für Wochen­
endbesuche genutzt.

WENIGER SONDERSCHÜLER
llit großzügiger Unterstützung der 

Stadt konnte unter anderem eine Spiel- 
und Lemstube eingerichtet werden, in 
der Vorschulerziehung betrieben wurde

treuung ging von einem Heim für Um­
siedler aus, dessen Bewohner mit Hilfe 
der Mitarbeiter des Bundes für Sozial­
arbeit in die Bevölkerung integriert 
werden sollten. Sich dabei ergebende 
Kontakte mit der Bevölkerung waren 
das auslösende Element für die Aus­
dehnung der Arbeit auf den ganzen 
Stadtteil

Die Menschen, die hierher kommen, 
leben zu Hause in einem Teil von Gries­
heim, der als sozialer Brennpunkt be- 

• zeichnet werden kann; ein sozial schwa­
ches Gebiet mit hoher Arbeitslosenzahl 
und ebenso hoher Jugendkriminalität. 
Bezeichnend ist auch die Anzahl der 
Kinder, die eine Sonderschule besuchen. 
Zu Hause werden die Menschen des 
Stadtteils von einer Gruppe von Sozial­
arbeitern und Sozialpädagogen in einer 
Spiel- und Lernstube betreut, die vom 
Internationalen Bund für Sozialarbeit/ 
Jugendsozialwerk getragen wird.

Der Anstoß für diese Stadtteilbe-

Zv^ei Pferde gehören zur Familie
Ein altes Bauernhaus ist das Feriendomizif für einen sozialen Brennpunkt

Run k el - D ehin (uk). — Ein altes Bauernhaus in der Lahnstraße ist und in der Jugendclubs einen Platz fan- 
neues Eenendomizil für Kinder, Jugendliche und Erwachsene aus einem den. Ein Hauptziel war es, Kommunika- 
. rankiurter Stadtteil. Hatten sie bisher ihre Ferien im Freizeithof in Ober- tionsmöglichkeiten zu bieten, dadurch 
zeuzheim verbracht, soll hier im eigenen Heim eine neue Form der Freizeit- aggressives Verhalten abzubauen und 
gestaltung praktiziert werden. zur kaum vorhandenen verbalen Kom­

munikation hinzuführen.
Neben meßbaren Erfolgen, wie zum 

Beispiel der Rückgang der Zahl der 
Sonderschulbesucher und die häufigen 
Versuche, Konflikte verbal zu lösen, 
kann die erreichte Mitarbeit der Eltern 
an diesem Projekt als einmalig bezeich­
net werden.

Wichtiger Bestandteil der Stadtteil­
arbeit sind die Freizeiten außerhalb der 
alltäglichen Umgebung, die das posi­
tivere Verhalten stabilisieren und da­
durch ein besseres Zurechtfinden und 
eine dauernde Verhaltensänderung in 
der gewohnten Umgebung bewirken sol­
len. Weil dazu nach Meinung der Be­
treuer die übliche Freizeitgestaltung, 
Ausflüge, . Besichtigungen, gemütliche 
Abende, nicht ausreicht, werden in dem 
Dehmer Haus neue Wege gegangen.

ZWEI HAUPTZIELE
In ihrem eigenen Haus arbeiten die 

Besucher, Kinder, Jugendliche und El­
tern, gemeinsam an der Gestaltung des 
ehemals sehr reparaturbedürftigen Ge­
bäudes. Dabei werden'zwei Hauptziele 
verfolgt: Einmal soll eine sinnvolle Frei- ( 
Zeitgestaltung angeboten werden, bei 
der etwas „herauskommt“, zum ande­
ren besteht für Arbeitslose die Mög­
lichkeit, sich zu betätigen und sich für 
die Wiedereingliederung in den Arbeits­
prozeß vorzubereiten.

In der gemeinsamen Tätigkeit, von 
der eine große Motivation ausgeht, weil 
die Menschen etwas für sich selbst 
schaffen, können Eltern das Verhalten 
ihrer Kinder beobachten und umge­
kehrt, wodurch ein beiderseits größeres 
Verständnis füreinander geweckt wer­
den soll Daneben werden auch soziale 
Lernprozesse in Gang gesetzt. Es soll 
hingeführt werden zur Selbstorganisa­
tion.

JAHRESBERIC H T 19 7 7
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I. STATISTISCHE ANGABEN ÜBER DIE GESAI' EINRICHTUNG

1.) Personalbesetzung: 1976 1977
1

12

2

ii

ii

Jugendteam (hauptberuflich)
ii (nebenberuflich)

• Spielplatz (hauptberuflich)
ii 2
Bonames

23 28

9
12

7
5

(nebenberuflich)
(hauptberuflich
(nebenberuflich)

1
7
1
1
1

12
2
3

1
5
2

1
5
3

1
2

1
8

14

6
6
2
1
6
2

( nebenberuflich) 
(FSJ)

Nebenberufliche Mitarbeiter zum Teil 
als Aushilfen beschäftigt.

Haupt- und nebenberufliche Mitarbeiter 
am Stichtag (31.12.)

Leitung der Einrichtung 
Hauptberufliche Mitarbeiter 
Nebenberufliche Mitarbeiter 
davon:
Dipl. Soziologe
Sozialpädagogen (grad.)
Anerkennungspraktikanten
Studenten der Fachbereiche
Sozialpädagogik/Soziologie/Pädagogik 
"Freiwilliges Soziales Jahr" 
Er satz  dienst leistende 
davon:
Kinderteam (hauptberuflich)



2.) Räumliche Situation:

Kief emstraße 13

+ Küche und Toiletten

Bonames, Ben-Gurion-Ring 42

+ Küche und 2 Toiletten

3.) Bevölkerungsstruktur:

a) Bereich Kiefemstraße und Umgebung:

ca. 1036

90ca.

Die einheimische Bevölkerung gliedert sich altersmäßig wie folgt:
48

i» 160
w
ii

H

I

130
600
98

Einheimische
Spätaussiedler 
politische Emigranten

Die im Säumer 1974 ermittelte Bevölkerungsstruktur muß hier 
noch einmal wiederholt werden, da in den letzten 3 Jahren keine 
Neuerhebung stattgefunden hat. Nach Schätzungen dürfte sich 
der Anteil von Spätaussiedlern und politischen Emigranten erhöht 
haben. Die Wohngegend gilt inner noch als größter sozialer 
Brennpunkt der Stadt Frankfurt.

1 Wohnung = ca. 100 m2
= 3 Gruppenräume
+ 1 Büroraum

2 Wohnungen = ca. 170 m2
= 5 Gruppenräume
+ 1 Büroraum

6 - 15 " 
16 - 21 "
21 - 65 ” 
über 65 "

0 - 6 Jahre = ca.

ca. 230



b) Bereich Bonames, Am Bügel:

4. Teilnehmer, Besucher und betreute Personen:

30 - 40
Heranwachsende 20 - 30

30 - 60

Erwachsene (Umsiedler) 40 - 60

Von einer Bevölkerungsstruktur kann in dem Neubaugebiet noch 
nicht endgültig gesprochen werden, da Ende 1977 die Siedlung 
noch nicht voll belegt war. In dem Wohngebiet "Am Bügel" sind 
insgesamt etwa 150 Familien wohnhaft, die aus osteuropäischen 
Ländern in die Bundesrepublik umgesiedelt wurden.

Jugendliche
+ Umsiedler aus Polen 

Rumänien 
UdSSR 
DDR

a) Kiefernstraße 13:
Kinder

b) Bonames:
Kinder (Umsiedler u. Einheimische) 25- 40
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5. Maßnahmen - Projekte - Freizeiten - Teamsitzungen:

5.1 Wöchentlicher Stundenplan:
a) Montag - Freitag 8.00 - 17.30 Uhr Vorschule

ii 14.00 - 15.00 "
I! 15.00 - 18.00 "

d) Mittwoch/Freitag/Sonntag 18.30- 22.00 "
18.30 - 20.30 "
18.30 - 20.30 ’’

g) Dienstag 18.00 - 21.00 "

h) Mittwoch

Bonames:
Dienstag 16.00 - 18.00 Uhr Deutsch f.Umsiedler

Donnerstag 16.00 - 18.00 " Deutsch f. Umsiedler
18.00 - 20.00 "

Montag - Freitag 9.00 - 17.00 ”

5.2 Freizeiten der Spielstube: Anzahl:
10
18
17
5

5.3 Freizeiten des Jugendclubs:

2
1

11

Beratung f. arbeitslose
Einheimische + Umsiedler

Beratung für Umsiedler
Hausaufgabenhilfen f.
Umsiedler u.Einheimische

e) Dienstag + Donnerstag
f) Donnerstag

Freizeiten im Haus Dehm bei Limburg 
Wochenendfreizeiten in Dehm

Deutsch f. Umsiedler­
erwachsene

Deutsch f.Umsiedler­
erwachsene

Gesamtteamsitzung
Essen in der Soeilstube 
Kief emstraße

Wochenendfreizeiten
Deutsch/Französicher Jugendaustausch (14 Tge)
Tagesausflüge in die Umgebung Frankfurts

Hausaufgabenhilfe
Spielstubenbetrieb
Jugendclub
Deutsch f.Spätaussiedler
Englisch f. Umsiedler 
und Einheimische

i) Donnerstag
k) Montag ~ Freitag

Kurs zur Vorbereitung 
externer Hauctschulabschl.

Tagesausflüge in die Umgebung Frankfurts 
Familienfreizeiten

14.00 - 17.00 "

b) "
c) ’’

18.00 - 20.00 "
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II. ERLÄUTERUrJGEN ZUR STATISTIK

Zu 1. Personalbesetzung:

Zu 2. Räumliche Situation;

In Bonaires konnte eine neue Wohnung im Neubaugebiet Am Bügel 
angemietet und eingerichtet werden. Die 3 Gruppenräume stehen 
Einheimischen und Umsiedlern zu Gemeinschaftsveranstaltungen 
zur Verfügung und werden gleichzeitig als Unterrichtsräume 
für die jeweiligen Sprachkurse benutzt.

Das Verhältnis von haupt- zu nebenberuflichen Mitarbeitern 
konnte auch 1977 verbessert werden. Das war jedoch nicht 
allein auf den.1974 eingeleiteten Umsetzungsprozeß hinsicht­
lich der Auflösung nebenberuflicher Positionen zugunsten 
hauptberuflicher Planstellen zurückzuführen, sondern stand 
im Zusammenhang von Spielplatz initiative und Außenstelle 
Bonames. Diese personelle Ausweitung war notwendig, da sich 
die Aufgaben der Einrichtung erweitert hatten. Der Personal­
kostenetat 1976 mußte erweitert werden.

Auch wenn die beengte räumliche Situation 1977 gegenüber 1976 
in der Einrichtung Kiefemstraße unverändert geblieben ist 
und kaum Aussicht besteht, die jahrelange Notsituation in 
nächster Zukunft entscheidend verbessern zu können, muß im” 
Bericht auf eine finanziell tragbare Lösung hingewiesen hin­
gewiesen werden. Z.B. ließen sich bestimmte pädagogische 
Bereiche in die nähere Umgebung auslagern. Das würde eine spür­
bare Entlastung der Situation herbeiführen und ohne 
personelle Mehrkosten Adressaten und Betreuern zugute kamen.



Zu 4. Teilnehmer - Besucher - Betreute Personen

P-

Schulentlassene Jugendliche wurden in die Förder- und Grund­
kurse des IB’s vermittelt, Absolventen dieser Kurse wurden 
bei der Arbeitsaufnahme unterstützt und weiterhin betreut. 
Gleichzeitig ist der Kreis derjenigen Kinder, die eine Sonder­
schule besuchen müssen, kleiner geworden, was auch auf die 
seit 1975 stattfindenden Gfundschulstützkurse und gezielte 
Hausaufgabenhilfe zurückzuführen ist.

! 
i

Der Einzug von Umsiedlern aus osteuropäischen Gebieten im 
2. Halbjahr 1976 hielt auch 1977 an. Die Spielstube war 
auf diese Situation vorbereitet. Die im Bericht 1976 ge­
nannte Sozialarbeiterin mit polnischen Sprachkenntnissen 
hat gleichzeitig am Aufbau der Nebenstellen in Bonames und 
Bad Harburg mitgewirkt.

Zu 5. Maßnahmen - Projekte - Freizeiten - Teamsitzungen
Auch 1977 war die Einrichtung Kiefemstraße als auch die im
2. Halbjahr 1976 aufgebaute Außenstelle Bonames das ganze Jahr 
über geöffnet .Längere Freizeiten wurden, wie schon im Vorjahr, 
in den offziellen Schulferien durchgeführt. Eine intensive Be­
ratung der Umsiedler findet aufgrund der nur noch kurzfristigen 
Einweisung in den Wohnbezirk Griesheim jetzt in der Außenstelle 
Bonames statt. Diese Beratungen werden ergänzt durch Sprechstun­
den des Deutschen Roten Kreuzes im Büro Bonames.

Die Gesamtzahl der betreuten Personen war auch 1977 steigend. 
Die in den Vorjahren eingeleitete langfristige Planung mit 
einer gleichzeitigen stärkeren Verbindlichkeit der pädagogi­
schen Arbeit hat sich erfolgreich realisieren lassen. Der 
Kontakt zu den einheimischen Familien und Umsiedlern wurde 
in der Einrichtung Kiefernstraße und in der Außenstelle 
Bonames durch Hausbesuche auf gebaut und gefestigt. Im Mittel­
punkt der Beratung für Umsiedler steht die Einzelfallhilfe.
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Die Kosten für Tages- und Wochenendfreizeiten haben sich auch 
1977 gegenüber 1976 erhöht. Im Rahmen des deutsch/französischen 
Jucendaustausches hat der Juaendclub in der Kief ernstraße eine 
Ferienfreizeit an der französischen Atlantikküste durchgeführt.

Der überwiegende Teil der Umsiedler, die in das Neubaugebiet 
in Bonames eingezogen sind, wurden bereits in Arbeitsstellen 
vermittelt. Aus diesem Grunde finden die Sprachkurse nur 
noch berufsbegleitend an einem Tag in der Woche statt. Die 
Kurse für die Kinder der Umsiedler sollen erweitert werden.

Teamsitzungen und Dienstbesprechungen finden regelmäßig einmal 
pro Woche statt. Für 1978 ist darüberhinaus einmal im Monat 
eine Gesamtbesprechung geplant, an denen auch die Mitarbeiter 
der Außenstelle teilnehmen sollen.

Die 1977 begonnene Ausgabe von Mittagessen in der Spielstube 
hat sich als sehr positiv herausgestellt. (Siehe gesonderten 
Bericht).

Die bereits 1976 durchgeführten Familienfreizeitei wurden auch 
1977 fortgesetzt und können als besonders positiv hinsicht­
lich der Familienisolation entgegenwirkend betrachtet werden. 
Diese Freizeiten wurden auch mit den Umsiedlerfamilien in 
Bonames veranstaltet. Leider konnte auch 1977 ein zweiter 
Kleinbus nicht angeschafft werden. So lange die finanziellen 
Mittel dafür nicht bereitgestellt werden können, bleibt nur 
die Anmietung von Mietbussen als Ausweg.
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von der öffent-

hindem, liegt der Schwerpunkt der Arbeit dort im Bereich der
gemeinsame Veranstaltungen mit EinheimischenIntegration, so daß wir 

durchführen.

III.^ALIßEMEINE SITOATICN IM WOHNGEBIET KIEET3NSTRASSE

Um in diesen Wohngebieten von vornherein die bereits

die Umsiedler zu ver-lichkeit prognostizierte Gretto-Situation für

Oer Deutschunterricht in Bad Bota, der Gesatechcle Am Gludtsteln- 
konnte eh Mitte ,977 nicht aufrecht erhalten „erden, da die Tell- 

nehrertehlen stark gesunken „aren. Für Erwachsene, Jugendliche und 
Kinder »irden sort Sprachkurse veranstaltet und in Absprache Mt 
den Arbeitskreis für Flüchtllngsfragen Beratungen durchgeführt.
Seit der 2. Hälfte 1976 findet in Zusanrenarbeit mit dem Deutschen 
Boten Kreus in der Hinrichtung Bonares ein Beratungsdienst für Familien- 
zusanmenführung statt.

Die schon im Jahresbericht 1976 beschriebene allgemeine Situation 
des Wohngebietes Kiefemstraße in Griesheim hat sich nicht 
verändert. Kennzeichnend sind die mit Arbeitslosigkeit und wirt­
schaftlicher Stagnation verbundenen Prcblone der Einheimischen 
und der jugendlichen Spätaussiedler.

Die Eingliederung der Siedler aus den osteuropäischen .Ländern, 
die im Fluchtlingswchnheim untergebracht sind, rrußte zum Teil ganz 
anders in Angriff genarmen werden, da mit der allgemein nur kurz- 

.. fnstigen Unterbringung im Griesheimer tfohnbezirk eine langfristige .
Planung für diese Gruppen unsinnig wurde und die jeweils aktuellen 
Probleme in den Vordergrund rückten. Eine Fortsetzung der Betreuung 
kannte in den 1976 von uns eingerichteten Beratungsstelle in 
Bonames durchgeführt werden, da die l^iedlerfamilien aus Griesheim 
m den neuen Wohngebieten (Bonars, Am Bügel und Bad Horburg, 
Am Glucksteinweg) Wohnungen erhielten.
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IV. SOZIALPÄDAGOGISCHE MASSNAHMEN

a) Spiel stube:
die in den vorhergehenden Berichten vorgetragene pädagogische Kon­
zeption mußte aufgrund veränderter finanzieller Ausstattung 
korrigiert werden. Im Berichts nähr stand der Snielstube pro 
betreutem Kind nicht mehr der gleiche Betrag zur Verfügung 
wie 1976. Die 3-4 jährigen Kinder sollen ihre emotionalen und 
intellektuellen Bedürfnisse im Freiraum der Spielstube entfalten 
können.

Im Jahre 1977 war die Gemeinwesenarbeit der Schwerpunkt 
sozialpädagogischer Maßnahmen geworden. Die Stadtteilarbeit 
wurde nicht nur durch die weiterhin bestehenden aktiellen 
Probleme wie Arbeitslosigkeit und damit zusammenhängende Ver­
wahrlosung und Kriminalisierung, besonders der Jugendlichen, 
notwendig, sondern auch durch die zunehmende allgemeine Problematik 
städtischer Bevölkerung vorangetrieben:

b) Vorschularbeit;
die 5—jährigen Kinder müssen auf den Schulreifetest vorbereitet 
werden. Soweit die Kinder bereits in der Gruppe der 3-4 jährigen 
längere Zeit betreut wurden, war eine Vorbereitung auf konforme 
Verhaltensweisen auf die bevorstehende Schulsituation nicht notwendig.

Mit dem Beginn der 70er Jahre sind vor allen mittelständische 
Bevölkerung s schichten aus den ursprünglichen Wohngebiet en der 
Stadt in die nähere Umgebung umgezogen und haben damit ganze 
Stadtgebiete sozial schwachen Gruppen und Gastarbeitern überlassen. 
Die mit dieser "Stadtflucht" zusammenhängende Problematik der 
zurückgelassenene Bevölkerungsschichten konnte nur durch eine 
koordinierte Stadtteilarbeit bewältigt werden. Alle Träger und 
Einrichtungen der Jugendpflege und Sozialarbeit waren hier zur 
Zusammenarbeit aufgerufen. Unsere jeweiligen Einzelmaßnahmen 
mußten sich in ein allgemeineres Konzept einfügen, um doppel­
gleisige Arbeit und konkurrierende Maßnahmen auszuschalten.
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Hausaufgabenhilfe den Erfolg bringen, der den Kindern gleich­
zeitig Anregung

der weiterführenden Schulen
bestehen. Zu berücksichtigen war, daß die bei dieser Bevölkerungs­
gruppe sehr engen emotionalen Bindungen zwischen den Kindern bei

weitertan Rahmen durchgeführt wirden. Da in den vergangenen Jahren
sich diese Ausflüge und Freizeiten zu einer Selbstverständlichkeit
für die Kinder herausgestellt hatten, konnten in diesem Bereich
keine Einschränkungen erfolgen, trotzdem die Mittel pro Kind nicht
mehr ausreichten und 
mußten.

d) Freizeiten:
Wochenendfreizeiten und Tagesausflüge sind auch 1977 in stark er-

aus anderen Etatposten erwirtschaftet’werden

Schulwechsel nicht rigoros zerstört werden.

bewältigen. Die früher bestehenden Mißverständnisse und Konflikte zwi­
schen Schule und unserer Einrichtung sind weitgehend beseitigt 
worden. Sehr frühzeitig haben wir in unserer Arbeit sowohl die 
Eltern als auch die Kinder davon unterrichtet, welche unter­

war, auch selbständig ihre Schulsituation zu

Die früher als Außenseiter stigmatisierten Kinder dieses 
Wohngebietes wurden hinsichtlich ihrer mit der Übergangssituation 
zum Schulalter verbundenen Schwierigkeiten nicht auffällig. 
Weniger Kinder als früher wurden in Sonderschulen umgeschult.

Seit Ende 1976 steht uns für langfristige- und Wochenendfreizeiten 
ein Haus in Dehm/Kreis Limburg zur Verfügung. Diese der Einrichtung 
Kiefemstraße anaegliederte Einrichtung hat sich als sehr nositiv 
für die gesamte Arbeit in der Kiefemstraße herausgestellt. Durch die 
extreme räumliche Beengung in der Kiefemstraße wurde eine Aus- 
lagerung der Arbeit unumgänglich.

c) Hausaufgabenhilfe:
nur durch den Kontakt zu Schule und Elternhaus konnte die
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1977 sind mehr Jugendliche in ein Ausbildungsverhältnis vermittelt 
worden als in den vorhergehenden Jahren, so daß trotz des verringer­
ten Lehrstellenangebotes die von uns betreuten Jugendlichen relativ 
häufiger eine Lehrstelle gefunden haben. Neben den regelmäßig statt-’ 
findenden Taaes- und Wochenendfreizeiten für Jugendliche wurde 
erstnals im Rahmen des deutsch-französischen Jugendaustausches

Positiv zu werten ist auch der persönliche Einsatz der Eltern 
die schon manches Wochenende geopfert haben, um das Haus wohnlich 
zu gestalten<

e) Jugendclub:
Wie bereits im allgemeinen Bericht angedeutet, haben sich die 
Konflikte unter den Jugendlichen und in ihrer näheren Umgebung 
1977 verschärft. Allgemeine Resignation und damit zusammenhängend 
verstärkte Aggressivität führte dazu, daß eine Zusammenarbeit 
mit den Jugendlichen des Jugendwohnheims Zingelswiese einae- 
schränkt werden mußte. Soweit die Jugendlichen nach Besuch der 
Grundkurse arbeitslos in den Jugendclub zurückkehrten, wurden 
sie in die übliche Gruppenarbeit wieder auf genommen.
Die anderen im Arbeitsporzeß stehenden Jugendlichen haben sich 
hauptsächlich an den Clubabenden in der Einrichtung zusammengefunden. 
Die Gruppenarbeit wurde auf sportliche Betätigung (Schwimmen, 
Judo) erweitert. Zentrales Thema der Diskussionsabende blieb die 
Arbeitslosigkeit bzw. der zunehmende Druck auf diejenigen, bei 
denen eine Vermittlung von Seiten des Arbeitsamtes als fast aus­
sichtslos bezeichnet wurde. Die beengten räumlichen Verhältnisse 
in der Kiefernstraße ließen eine Fortsetzung der an sich positiven 
Maßnahme im Schulungs- und BiIdungsZentrum nicht zu.

Dieses Anwesen, ein alter Bauernhof, wurde von Jugendlichen, 
Kindern und deren Eltern in mühevoller Arbeit und großem Einsatz 
in Freizeiten bewohnbar gerächt und selbst eingerichtet.
Ohne dieses Haus und die Möglichkeit der Auslagerung einzelner 
Gruppen (auch an Wochentagen) könnte die Arbeit in der
Kiefernstraße schon aus Platznangel (ca. 50 Kinder nachmittags) 
gar nicht mehr aufrecht erhalten werden.

। I
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zusammen mit einen Jugendclub in Dietzenbach ein Zeltlager 
in Frankreich durchgeführt. Es besteht die Absicht, auch 1978 
eine ähnliche Freizeit zu organisieren. Die Schwierigkeiten, 
mit Jugendlichen aus der Kiefemstraße längere Freizeiten 
in einem ihnen fremden Milieu durchzuführen, sind durch die konti­
nuierliche Arbeit des Jugendclubs gemildert worden. Aggressivität 
und Gruppenegoismus haben während dieses Zeltlagers nicht zu 
schwerwiegenden Konflikten geführt.

f) Elternarbeit:
Spielstube, Jugendclub und auch die Außenstelle in Bonames 
sehen ihre langfristige pädagogische Arbeit nur im Zusammenhang 
mit einer intensiven Aiternarbeit. Die noch 1976 bestehenden 
Schwierigkeiten, die Eltern an eine derartige Zusammenarbeit 
heranzuführen, waren 1977 nicht mehr vorhanden. Die Eltern 
haben die Ihnen zugewiesenen Aufgaben akzeptiert. Trotzdem sich 
die pädagogischen Vorstellungen, zumindest der Eltern im Bereich 
der Kiefernstraße, nicht durchcränaia mit den Konzeptionen der 
Betreuer decken, konnten in einzelnen Fällen die Gegensätze 
ausaealichen werden. Bei Größeren Schwierigkeiten war es rröcrlich, 
daß z.B. Jugendliche mit dem Einverständnis der Eltern in Wehn- 
Gemeinschaften vermittelt wurden.



Entwurf wurde 1976/1977 erarbeitet. Bei verhältnismäßig geringem
finanziellen Mehraufwand - ohne
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damit die räumliche Situation für die Kinder_und die Jugendlichen 
verbessert.

Die Arbeit in Bonames bleibt im Bereich der Umsiedlerbetreuung. 
In Absprache mit den anderen Institutionen, die dieses Wohngebiet 
betreuen, soll auch 1978 erbeitsteilig verfahren werden, d.h. 
der Schwerpunkt unserer Arbeit liegt bei der Betreuung der Um­
siedler und der einheimischen Schulkinder.

Der geplante Pavillion ist auch 1977 nicht gebaut worden. 
Dafür ist der Abenteuersoielnlatz eingerichtet worden, der 
zumindest an den wettergünstigen Tagen von einer großen Zahl 
aller Kinder des Wohngebietes besucht wird. Bereits 1976 wurde 
versucht eine Konzeption zu erarbeiten, die die Auslagerung 
eines Teilbereiches der sozialpädagogischen Maßnahmen ermöglicht 
und begründet. Damit würde hinsichtlich der räumlichen Verhält­
nisse eine entscheidende Entlastung in der Kiefernstraße ein-" 
treten. Es ist vorgesehen, daß alle Maßnahmen für Jugendliche, 
die im Zusammenhang mit einer möglichen Arbeitsaufnahme stehen, 
in neu anzumietende Räume ausgelagert werden. Ein entsprechender
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Bericht der bpielatube Frankfurt w Hausen

Etage» Durch die Ansammlung

^pielßtube Hausen
Haussner Cbergasse 15

verzeichnen, und »war nicht nur in den Leistungen,sondern 
auch im sozialen Verhalten»

«x* , konnten Sonderschule

Der Stadtteil Hausen besteht aus einem alten Stadtkern und mehreren einzeln stehekenden Neubauten (4 Hochhäusern) und einer angrenzenden Keubausiedlung. In diesen Neu­
bauten wohnen Familien unterschiedlichster Herkunft zu—

. säumentbzw. nebeneinander»In dem Haus, in dem auch unsere jpielstube ist, wohnen in den unteren 5 Stagen die sozial schwachen und kisier— 
reichen Familien. Weiter oben findet ma dann Angestellte,

Die o.g. Spielstube besteht seit dem 1»4.1977*Lie befindet sich in einer 6-Zimm ^-Parterrewohnung in 
einen Hochhaus» Für die opielstube stehen 5 Wohnräume 
zur täglichen Nutzung zur Verfügung. Ein Zimmer ist als Büro eingerichtet und zwei Bäume sind für die Erwachsenen­arbeit der Sozialarbeiter der öozialatation Nordweststadt 
eingerichtet»
Der beginn der Arbeit wurde dadurch erschwert und ver­zögert, da^die zugesaeten Mittel zur Einrichtung gekürzt 
worden sind. Es standen uns nur noch 3000.-DM für Mobiliar 
und Spielmatorial zur Verfügung. Die Höbel, wie Tische, 
Stühle und Schränke, wurden uns vom Aegionalverband aus 
Beständen zur Verfügung gestellt. Ein Bindergarten half 
•uns mit einem runden Tisch und kleinen Stühlen aus.
Mit der eigentlichen Arbeit konnte dann Anfang Mai 1977 
begonnen werden. Die Anmeldung dei' Kinder erfolgte über 
die Sozialarbeiter der Bozialatation, die uns auch über 
die Familiensitkation informierten.

Durch die tägliche Hilfe bei den Schulaufgaben und die 
gute Zusammenarbeit mit den Lehrern dar Kinder bereits 3 Binder vor der berweisung in die Cs: bewahrt werden. Bei anderen Kindern sind Beiserungen zu

Polizisten etc.bis zur 13.von so vielen Menschen gibt es ständig Reibereien unter 
den Bewohnern. Beschwerden von Nachbarn sind an der 
Tagesordnung.In der Bpielstube ist es uns gelungen, Kinder aus dem 
ganzen Haus aufzunehmen, sodaß sich nicht nur die Kinder, 
sondern auch die Eltern mit etwas mehr Verständnis für­
einander begegneh können. Hierbei handelt es sich aller­
dings nur um einen ganz /.leinen Teil der Bewohner.
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An den Vormittagen kommen regelmäßig 12 Kinder im Alter 
von 2-6 Jahren in die ^pielstube« Da unter diesen Kindern 
4 noch keine 3 Jahre alt sind, erfordert die Betreuunga- 
arbeit, ^enn sie nicht nur ein Bewachen sein soll,die 
Anwesenheit von 3 Mitarbeitern*

Neben dem schulischen Bereich nimmt der Freizeitbereich 
einen wesentlichen Teil ein. Die Kinder sind durchgängig 
nervös und unkonzentriat und dadurch auch sehr unruhig 
in der Gruppe, Notwendig ist daher eine Teilung der Groß­
gruppe in kleinere Spiel- und Interessengruppen, damit 
die Kinder nicht der ständigen Ablenkung durch andere 
ausgesetzt sind.
Um die sprachlichen Schwierigkeiten der Kinder zu verringern, 
vermitteln wir Anregungen für Bollenspiele, die für die 
Kinder zweierlei Bedeutung haben, nämxich 1, die Bear­
beitung ihrer Ausländer- bzw, Außenseitersituation und 
2. ie Verbesserung der Verstimdigungsmögliohkeiten«

Die Kontakte zu den Eltern d r Kinde:,die in der Spieletube 
angemeldet sind, fanden zu Beginn in rorm von Einzel­
gesprächen statt. Inzwischen trafen wir uns auch zu Eltern­
abenden, an denen meist alle Mütter,bzw. Väter teilnahmen« 
Häufig kommen die Mütter auch an den Vormittagen, wenn sie 
ihre KInder in die Epieistube bringen mit Fragen und Problemen« 
Durch unsere rersonalsituation ist 6 uns leid r nicht 
ausreichend möglich darauf einzugehen, sondern es muß dann 
immer auf einen anderen Termin verwiesen werden.

Ein weiterer und sehr wichtiger Arbeitsbereich ist den 
i-ontakt zur öchule, zu den Sozialarbeitern der Eozi&lstation 
und anderen Institutionen in Hausen (z«B« Kirchengemeinden) 
aufrechtzuerh&lten«
Ein Arbeitskreis, an dem Vertreter aus allen diesen genannten 
Bereichen, und auch wir von der ßpielstube, teilnehmen, 
beschäftigt sich mit roblemen der Bevölkerung in diesem 
Stadtteil, *ie auch schon im letzten Jahr, wird auf Initia­
tive dieses Arbeitskreises und mit Unterstützung einiger 
Familien, am 22.7»1973 ein ; tadtteilfest stattfinden.

Zusummenfassend kann gesagt werden, daß die Epieistube eine 
kleine Lücke gefüllt hat, in der Betreuung von besondere 
schwierigen rindern. Die Nachfrage in dec apielstube zeigt, 
daß noch lange nicht alle Kinder versorgt sind, für die eine 
Betreuung in der Kleingruppe notwendig wäre.
Um allerdings die Ainderarbeit gut und die genannten Mißen- 
kontakte in ausreichendem Umfang aufrechterhalten zu können, 
wäre dringend erforderlich die Bersonalkapazität in der 
Spielstube von 2 1/2 auf 3 Arbeitskräfte auszudehnen.
In der Epi^lstube sind seit Beginn der Arbeit 2 Ganz­
tagskräfte (Sozialpädagogin und Sozialarbeiterin) be­
schäftigt und eine Erzieherin als Halbtagskraft« 
Durch die personelle Situation sind wir z.Zt. nicht in 
der Lage, alle Kinder aufzun^hiuen. besonders auch im 
Einblick darauf, daß wir die Elternarbeit als wichtigen 
Bestandteil der opielstubenarbeit sehen und diese nur 
leistbar ist, bei ausreichender persone ler Besetzung, 
haben wir auch in diesem Jahr einen Antrag gestellt, 
da.^ die Halbtagsstelle in eine Ganztagsstelle umgewandelt 
wird.
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. sie sich noch einmal richtig aus.

Die Kleinsten spielen in einem der 
drei Räume gerade auf dem Fußboden 
mit einer kleinen Holzeisenbahn. Ande- ' • 
re, die einen wie die anderen vom Lärm ■ 
nicht tangiert, spielen „Mensch, ärgere j 
dich nicht“.

Spielmaterial ist genug vorhanden: 
Farben, Stifte, Papier, llüchcr, Tonfor­
men, Konstrukt ionsspicle, Umweltfigu-

des ;Regionalverband die - BesoldungWeihnachtsgeschenke für die Eltern 
bastelt man. In der Küche kann ge­
kocht und gebacken werden.*

Ein Büro, ein Badezimmer, eine Toi­
lette für Erwachsene und eine für Kin­
der gehören zu den weiteren Räumlich­
keiten der Spielstube Hausen. Die 
Zwei- bis Sechsjährigen übrigens wa­
ren schon am Vormittag da, noch frei 
von jeglichen Pflichten dauert ihre 
Spielzeit von 9 bis 12 Uhr.

Als die jungen Nac’hmittagsspieler 
nach manchem sanften Druck und mit 
einem . letzten Bonbon in den Backen 
endlich gegangen sind, ist, bei einer 
Tasse Kaffee, ein ruhiges Gespräch mit 
den drei Damen in der Spielstube mög­
lich. Es stellt sich heraus, daß die Spiel­
stube Hausen das Produkt einer vor­
züglichen Zusammenarbeit zwischen 
der Stadt Frankfurt und dem Evangeli­
schen Regionalverband Frankfurt dar­
stellt. Während nämlich die Stadt an 
die Hellerhof AG, der Besitzerin des 
Hochhauses, die Miete für die Räume 
der Spielstube bezahlt und auch die 
Reinigungskosten trägt, übernimmt der

Die aurcnschnlttiich hohe ^indörzam m den Familien und der milieubedingte unausgeglichene Zustand der Eltern 
machen es unmöglich, daß die Kinder die notwendige Zuwen­
dung erhalten. Von dahex' ist es wichtig, den Kindern 
konstante Bezügepereonen zu bietent sodaß längerfristige 
positive emotionale Beziehungen errichtet und kontinuier­
lich ausgebaut werden können» Ferner ist es notwendig, den 
Kindern individuelle Erfolgserlebnisse zu ermöglichen und diese zu unterstützen.
Bei den kleinen Kindern muß zum Teil erst das Spielen gelernt werden, da es zu Haus» an ^pielangeboten fehlt. 
In der Sprachentwicklung sind die von uns betreuten Kind r 
fast alle sehr zurück» da es meist die Jüngsten der Familie sind und sie, zu ihrem eigenen Nachteil, als Babys gehalten und auch so behandelt werden.
Die Erfahrung unserer Arbeit hat gezeigttdaß es auch für Kinder ab 2 Jahren bereits möglich ist. sich in die relativ 
kleine Kindorgruppe ohne große Schwierigkeiten einzufügen und neue Spielerfahrungen zu sammeln.
Am Nachmittag kommen 17 Schulkinder. Hinzu kommt
noch 1 Mädchen (4J.)» die durch die Arbeit der Eltern sonst 
von den größeren Geschwistern zu Hause betreut werden müßte.

Besonderes Gewicht liegt bei der Arbeit mit den Schulkindern bei der Hausaufgabenbetreuung. Die meisten 
Inder sind sehr schwache Hauptschüler, sei es durch mangeln­

de Förderung von zu Hause oder noch zusätzlich dadurch» daß es Kinder ausländischer Eltern sind. Zu uns kommen 
außer deutschen Kindern» 2 italienische und 7 türkische Kinder. Immer wieder kommen Anfragen von den verschiedensten teilen wegen Neuaufnahmen, die wir dann erst auf eine arteliste setzen können.

Lärm und Spaß in der Spielstube 
In einer früheren Wohnung spielen jetzt 30 Kinder

Ceit dem Mai dieses Jahres hat Hausen 
^eine Spielstube. Wenn man weiß, 
daß sich, hinter der Adresse „Hause- 
ner Obergasse 15“ ein Hochhaus kaum 
verbergen kann, findet man die neue 
Einrichtung leicht Sie erfreut sich in­
zwischen recht großer Beliebtheit unter 
den jungen Eltern dieses Stadtteils.

Die „Stube“ liegt im Erdgeschoß und 
war eine frühere Wohnung. Am 
Schmuck der Fenster sieht man es und, 
näherkommend, hört man es auch: Da 
muß es sein! Nach dem Druck auf den 
Klingelknopf öffnet die Sozialarbeiterin 
Rosemarie Fuchs, es hätten auch die 
Sozialpädagogin Ute Wicke oder die 
Erzieherin Yvonne Geelhaar sein kön­
nen, denn diese drei bilden das Lei­
tungsteam. Sie kennen sich schon lange, 
sei es von der Kindcrpsychiatrie oder 
von der Waisenhaus-Stiftung her, und 
sie scheinen sich prächtig aufeinander 
„eingespielt“ zu haben.

Drinnen schlägt dem Besucher ein 
Höllenlärm entgegen. Kleine ver­
mummte Gestalten, zwischen vier und 
zwölf Jahre alt, ziehen durch alle Räu­
me. Später weiß man: Sie haben, soweit 
sie schon älter sind, mit Hilfe der Fach­
kräfte ihre Schularbeiten („Ach, diese 
Mengenlehre!“) gemacht und nun toben

Personals. ' j
Rosemarie Fuchs erläutert die Be­

legschaft“: „Etwa zehn Kinder kommen . 
am Vormittag, und 15 bis 18 Kinder fin- s 
den sich am Nachmittag ein. Zu ihnen 
gehören elf Ausländer, Türken, Italie­
ner und Chilenen. Die Eltern der Kin­
der insgesamt, zumeist Vater wie Mut­
ter, gehen überwiegend ihrer Schicht­
arbeit nach. Auch Alleinerziehende 
oder Sozialhilfeempfänger bringen. 
ihre Kinder zu uns. Sie alle sind natür-, 
lieh froh, daß es die Spielstube gibt.“

Die Frage nach „Sonderveranstaltun­
gen“ beantwortet Ute Wicke so: „Ja. die 
haben wir auch. Im Sommer geht es in 
das nahe gelegene Freibad Hausen. Und 
in diesen Monaten fahren wir manch­
mal in ein Kindertheater.“ Yvonne 
Geelhaar will aber auch noch etwas 
Negatives loswerden: „Unser Mobiliar 
müßte erneuert werden. Die Kinder 
und wir reißen uns oft an dem angc- 
splitterten Schrank und haben Kummer 
mit den beschädigten Tischen und 
Stühlen.“ -gc-.

I
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bpielstube Hausen
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äglichsn Nutzung zur Verfügung. Ein Zimaer ist sie eingerichtet und zwei äure sind für die Erwachaenen-
•rbeit der .otialarbeiter der ozialstation Nordwestatadt eingerichtet.

Die o.g. Spielstube besteht sait des 1*4.1977.
"• befindet sich in einer 6-Zieuo >r-?ari«rrowohnung in 
eine« Hochhaus. Für die Spielstube stehen 3 WohnrÜune sur täglichen Hutton# :

-4■ 1

Der .Stadtteil Hausen besteht aus einem alten Stadtkern 
und mehreren einzeln atehekenden Heubauten (4 Hochhäuser •<) und einer angrenzenden Neubausiedlung. In diesen Neu­
bauten wohnen Familien unterschiedlichster Herkunft zu- 8aamentbzw. nebeneinander.
In dem Hau»t in dem auch unsere spielstube ist* wohnen 
xb den unteren 5 Etagen die sozial schwachen und k±riex>> 
reichen Familien. Leiter oben findet ma . dann Angestellte* roililaten ete.bis zur 1?« "tagt. Durch die Ansammlung 
▼on so vielen enschan gibt es ständig aeiboreisn unter 
den uewohnern. ^ecch*e den von Nachbara sind an der Tagesordnung.
In der spielstube ist es uns elungen, linder aus dem 
ganzen Haus aufzunehmen, soda:: sich nicht nur die Kinder, 
sondern auch die ...Itarn mit et-as mehr Verständnis für­
einander beregnet können. Hiorbui handelt es sich aler- dings nur us ein.ua ur,a leinen eil der i ewohnur.
Durch die tä. liehe Hilfe bei den chulaufraben und die 
gute Zusammenarbeit mit en 'ohrern dar minder , konnten bereite 3 ..indur vor dar Verweisung in die -ondurachule bewahrt werden, lei anderen ind.rn sind le uerungen zu 
verzeichnen. und zwar.nicht nur in den Leistungen,sondern such im sozialen Verhalten.

Bor Beginn der Arbeit wuxde dadurch erschwert und ver­
zögert, da/die zugesagton Mittel zur Einrichtung tekürst 
worden sind. Es standen uns nur noch 3OOO.-DM für Mobiliar 
und öpieiaatorial zur Verfügung. Die Möbel, wie Tischo. 
^tuhle und ochränke, wurden uns vorn Fegionalverband aus 
Bestanden zur Verfügung gestellt. Ein Kindergarten half Uns mit einem runden Tisch und kleinen Stühlen aus, 
Mit der eigentlichen Arbeit konnte dann Anfang Mei 1977 
begounen werden« Die Anmeldung der minder erfolgte üb<ir 
die <oeiÄla.rueiter der ooBialatetiont die uns auch über die F&ailiensitkatlon informierten«

4
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Beben de« schulischen Bereich olut der Preiseitbereich 
einen wesentlichen Teil ein. ?ie Kinder sind durchgängig 
nervös und unkonzentriart und iadurch auch sehr unruhig 
in der Gruppe. Notwendig ist daher eine Teilung der GroÄ- 
gruppe in kleinere öpiel- und Interessengruppen* damit 
die Kinder nicht der ständigem blenkung durch andere 
ausgesetzt sind. .U« die sprachlichen Schwierigkeiten der Kinder zu verringern* 
varm!tteln wir yvnregungen für ollenspiele, die für die 
Kinder zweierlei Bedeutung iu-Len* nämlich 1. die Bear­
beitung ihrer auslinder- bzw. vußenseitereituation und 
2. -ie Verbesserung der Verst ndigungsmöglichkeiten.

Die Kontakte zu den altern c r Kinde-,die in der upielstube 
angeaeldet sind* fanden zu inn in rorm von Linzei­
gesprächen statt. Inzwischen trafen wir uns auch zu Eltern­
abenden* an denen meist alle j;ter*bzw. Väter teiInahnen. 
Häufig korben die ö't^r e cl an VorreiEtagen, wenn sie 
ihre rinder iu die rieletube bringen alt realen und rrobleaen« 
Durch unsere rersonalsituutiou ist s uns leid r nicht 
ausreichend möglich darauf einzugehen, sondern ec auß dann 
immer auf einen anderen ierain verwiesen werden.

Kin weiterer und sehr wichtiger Arbeitsbereich ist den 
Kontakt zur schule* zu den Sozialarbeitern der öozialstation 
und anderen Institutionen in lausen (z.B. Kirchenge«oindon) 
aufrechtsuerhalten. .Ein Arbeitskreis, an dem Vertreter aus allen diesen genannten 
Bereichen* und a_ch wir von der pielstube, teilnehmen* 
beschäftigt sich mit roblemen der Kevölkjrung in diesem 
ötadtteil. «ie auch schon im letzten Jahr, wird auf Initia­
tive dieses .Arbeitskreises und mit mterstützung einiger 
Pumilien, a.; 1 ein tadtteilfest jtattfindon.

Eusammenfaasend kann gesagt werden, daß die >pielstube eine 
kleine Lüc • e gefüllt hat, in der Betreuung von besonders 
schwierigen hindern. Die Nachfrage in uer ~pielstube zeigt* 
daß noch lange nicht alle rinder versorgt sind* für die eine 
Betreuung in der Kleingru?pe notwendig wäre.
Um allerdinL8 die xind vorbeit L^t und die genannten Außen- 
kontakte in ausreichendem Umfang aufrechterhalten zu können, 
wäre dringend erforderlich die r«reonalkupazität in der 
Spielbtube von , 1/2 auf 5 Arbeitskräfte auszudehnen.
In dir Ipi-K. tube sind seit Lenina der Arbeit 2 Ganz- 
tagskrifte ( ozialpädafo- in uni czialarbeiterin) be- 
echäftift und ine Erzioh in als Halbtagskraft.
Durch die ooisonelle -tuation sind wir z.ßt. nicht in 
der -ge, L le Inder ^uf'an h.:3n. besonders auch im 
i inblick darauf, da- wir die It^marbeit als wichti .en 
Bestandteil :or ?icl3tut enar-boit sehen und diese nur 
luxetbur i st, bei-ausreicher.der porsone ler I ^t eszung* 
haben wir auch .n i e.;em JaTv. in;n '.ntrae . estellt, 
da^ die . 1 ? in ein< unztucssteile ewandelt
wird.
An den /oraii ttut en ko . Lien io elmliit 12 Inder im -Iter 
von 2-6 Jahren in Jie piol cujü. a untei’ d.es n j indarn 

noch keine 3 Jahre ult sind, i f -vdert die - etrouuncs- 
srlvit* wenn sie nicht nur ei cwuchen oein soll,die 
/Anwesenheit von 3 ' it^rt eitern.
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Am Nachmittag kommen 17 Schulkinder.

Di« auTGaschnlttlith hob« Kina«rz«ni in den Familien und 
der milieubedin^te unauege&liehene Zustand der Eltern 
machen es unmöglich9 daß die Kindar die notwendige Zuwen­
dung erhalten. Von daher ist es wichtig« den Kindern konstante Beaugspersonen zu bioten, sodaß längerfristige 
positive emotionale Beziehungen errichtet und kontinuier­
lich uusgebaut werden können. Forner ist es notwendig! den 
Kindern individuelle Lrfolgsurlebnisse zu ermöglichen 
und diese zu unterstützen.
bei den Klemen lindem bug zuli .eix orst das bpielen gelernt werG.ent da es zu Haus» an .piülangeboten fehlt. 
In der Sprachentwicklung sind die von uns betreuten Kind r 
fast alle sehr zurückt da es meist die Jüngsten der Familie 
sind und sie, zu ihrem eigenen Nachteil, als Babys gehalten 
und auch so behandelt »erden.Die rfahrung unserer -.rteit hüt eezeikt^aß es auch für 
linder a\ 2 Jahren bereits mö lieh 3 st, sich in Üe relatiT 
kleine Kindorrruppe ohne fro-e chwierigkeiten einzufügen 
und neue ^ielerfährungen zu rammeln.

Regionalverband die Besoldung des 
Personals.

Rosemarie Fuchs erläutert die „Be­
legschaft“: „Etwa zehn Kinder kommen 
am Vormittag, und 15 bis 18 Kinder fin­
den sich am Nachmittag ein. Zu ihnen 
gehören elf Ausländer, Türken, Italie-. 
ner und Chilenen. Die Eltern der Kin­
der insgesamt, zumeist Vater wie Mut-

nach. Auch Alleinerzie

-j- rankb rUr )J^\ c ' 6-

ihre Kinder zu uns. Sie alle sind natür-. 
Lich froh, daß es die Spielstube gibt“

Die Frage nach „Sonderveranstaltun­
gen“ beantwortet Ute Wicke so: „Ja, die 
haben wir auch. Im Sommer geht es in 
das nahe gelegene Freibad Hausen. Und 
in diesen Monaten fahren wir manch-1 
mal in ein Kindertheater.“ Yvonne 
Geelhaar will aber auch noch etwas 
Negatives loswcrden: „Unser Mobiliar 

I mußte erneuert werden. Die Kinder 
und w.r reißen uns oft an dem ange- 
sphtterien Schrank und haben Kummer 
mit den beschädigten Tischen und

Die Kb*' :> n >pifha In einem der 
dr-i Räume ... iude aut dem Fußboden 
n .t • ner kleun n Holzcisenbahn. Ande­
re, die einen wie die and-ren vom Lärm 
nicht Lmgiert. >picieix „Mensch, ärgere 
dich n.« hr*.

Spielm derial ist genug vorhanden: 
Falben, Stifte, Papn r, Bucher. Tonfor- , 
men, Konsli uktion>‘pich*. UmwrltJigu- (

Sozialhilfeempfänger bringen

noch 1 Kädch«n (W.)t die durch die Arbeit der Eltern sonst 
von den größeren Geschwistern zu Hause betreut werden nüBte.

neuond^res Gewicht lie^t bei der Arbeit nit den 
.Schulkindern bei der Hau3uuft abenbetre .uno Die meisten Inder sind sehr schwache HauptLchüler, sei es durch mangels 
de Förderung von zu Hause oder noch zusätzlich dadurcht da*. es Kinder ausländischer . Ltern uind. Zu uns kommen 
außer deutschen lindern, 2 italienis he und 7 türkisch« Kinder. Immer wieder ko wen Anfragen von den verschiedensten 
teilen wec:en Neuaufnahmen, die wir dünn erst auf eine 
arteliste seczeu können.
Lärm und Spaß in der Spieistube 

In einer früheren Wohnung spielen jetzt 30 Kinder

kräfto ihre Schularbeitc: . ,e
Mengenlehre' • '■••maent end Urnen 
sie bich nocn c real richte aus.

Höllenlärm en’gegen. Kieme
mummte Gestalten, zwischen w--: 
zwölf Jahre alt. ziehen durch sw

C’eit dem Mai dieses Jahres hat Hausen 
kleine Spielstube. Wenn man weiß, 
daß sich hinter der Adresse „Hause- 
ner Obergasse 15“ ein Hochhaus kaum 
verbergen kann, findet man die neue 
Einrichtung leicht Sie erfreut sich in­
zwischen recht großer Beliebtheit unter 
den jungen Eltern dieses Stadtteils.

Die „Stube“ liegt im Erdgeschoß und 
war eine frühere Wohnung. Am 
Schmuck der Fenster sieht man es und, 
näherkommend, hört man es auch: Da 
muß es sein! Nach dem Druck auf den 
Klingelknopf öffnet die Sozialarbeiterin 
Rosemarie Fuchs, es hätten auch die 
Sozialpädagogin Ute Wicke oder die 
Erzieherin Yvonne Geeihaar sein kön­
nen, denn diese drei bilden das Lei­
tungsteam. Sie kennen ich schon lange, 
sei es von der Kinderp<vch:atne oder 
von der Waisenhaus-Suuung her, und 
sie scheinen sich prächtig aufeinander 
„eingespielt“ zu haben.

Drinnen schlägt dem Besucher ein

Weihnachtsgeschenke für die Eltern 
bastelt man. In der Küche kann ge­
kocht und gebacken werden.

Ein Büro, ein Badezimmer, eine Toi­
lette für Erwachsene und eine für Kin­
der gehören zu den weiteren Räumlich­
keiten der Spielstube Hausen. Die 
Zwei- bis Sechsjährigen übrigens wa­
ren schon am Vormittag da, noch frei 
von jeglichen Pflichten dauert ihre 
Spielzeit von 9 bis 12 Uhr.

Als die jungen Nachmittagsspieler 
nach manchem sanften Druck und mit 
einem letzten Bonbon in den Backen 
endlich gegangen nd. ist. bei einer 
Tasse Kaffee, ein ruhiges Gespräch mit 
den drei Damen in der Spiclstube mög­
lich. Es stellt sich h. raus, daß die Spiel- 
stube Hausen da • Produkt einer vor­
züglichen Zusammenarbeit zwischen 
der Stadt Frankfurt und dem Evangeli­
schen Re.c onalverKmd Frankfurt dar­
stellt. Wahrend nä..m.ix die Stadt an 
die Hcilorhof AG. d r B» sitzenn des 
Ho- hhau • c. die Miete für die Räume 
de* • • : • V- '...n l u I auch die 
R ,r . in. v . :: n t.ug, ‘ rmmmt der
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Die Spiel- und Lernstube 'An der Schwarzbachmühle' befindet 
sich in einen Neubaugebiet, wo bis 1975 noch Notunterkünfte 
standen. Die ehemals Oödachlosen wurden z.T. in das unmittel­
bar angrenzende Neubaugebiet 'Im Heisenrath' (Wohngebiet'mit 
mangelhafter sozialer Infrastruktur’) umgesiedelt, bekamen 
eine Neubauwohnung im alten Gebiet oder zogen in andere Stadtt^ um.
Damit dehnte sich auch die Arbeit der Spiel- und Lernstube, 
die vorher ausschließlich auf die Notunterkunft 'Schwarzbach­
mühle ' beschränkt war, auf den 'Heisenrath' aus.
Seit März 76 befindet sich die Spiel- und ^ernstube, trotz 
des Widerstandes der Bewohner und Mitarbeiter , in einer nicht 
einmal schallgedämpften 5-Zimmer-Wohnung in einem der Wohnblocks.
Die ersten Initiativen für eine Spiel— und Lernstube gingen 
bereits Ende der sechziger Jahre von der zuständigen Kirchenge­
meinde aus. Danach über-nahm der Evangelische Volksdienst 
(im Ev. Regionalverband) die Trägerschaft.
Zur Zeit werden in der Spiel- und Lernstube täglich 25 Kinder 
(im Alter von 3-12 Jahren) von zwei Sozialpädagoginnen(haupt­
amtlich) und einer Sozialpädagogin im Anerkennungs—jahr-be- 
treut. Die Öffnungszeiten sind täglich von 9.30 Uhr bis 12.30 
Uhr für die 3-5 jährigen Kinder und von 13.30 Uhr bis 16.30 
Uhr für die 5-12 jährigen.
Mit der Aufnahme von 25 Kinder ist die Höchstgrenze erreicht, 
was durch die räumlichen Gegebenheiten und die Anzahl der Mit­
arbeiter bedingt ist. Damit kann jedoch der Bedarf und die große 
Nachfrage, vor allem für die Gruppenarbeit am Nachmittag,nicht 
abgedeckt werden. Es existiert bereits eine Warteliste.
Da die Ent Wicklung der Kinder aus Gebieten 'mit mangelhafter 
sozialer Infrastruktur' unter besonders ungünstigen Bedingungen 
stattfindet, bedeutet die Spiel— und Lernstube eine Erweiterung 
zur fämiliären Sozialisation. Hier wird den Kindern die Möglichkeit 
geboten alternative Verhaltensweisen und neue Fähigkeiten zu ent­
wickeln . Soziale und emotional kognitive Defizite und Fehlent­
wicklungen sollen erkannt und aufgearbeitet werden.
Die Betreuung der schulpflichtigen Kinder umfaßt neben der sozi­
alen Gruppenarbeit auch die tägliche Hilfestellung bei den Haus­
aufgaben. Dies erfordert von den Mitarbeiter der Spiel- und 
Lernstube einen zeitaufwendigen Kontakt zur Schule undden jewei­
ligen Klassenlehrern. Immer wieder kommt es gerade bei Kinder von 
sozial benachteiligten Familien zu massiven Schulschwierigkei— ten.
In dem Zusammenhang wird ebenso versucht die Scheu undUnsicher- 
heit der Eltern vor der Institution Schule abzubauen, in~dem 
vorbereitende Gespräche geführt werden und Mitarbeiter und El­
tern gemeinsam die Elternabende der Schule besuchen.
Neben der unmittelbaren Betreuimg der Kinder nimmt die Eltern- 
einen großen Stellenwert ein. Über monatliche Elternabende, 
Hausbesuche und z.T. häufige Besuche der Eltern in der Spiel- u. 
Lernstube wird versucht die Eltern verstärkt in die, von der 
Spiel- u. Lernstube angestrebten Lernprozesse ihrer Kinder ein­
zubeziehen. Wichtig ist außerdem die Unterstützung der Eltern 
bei bestimmten Unternehmungen mit den Kindern sowie die verant­
wortliche Vorbereitung bei großen Sommerfesten und Tagesausflü­gen.
Ehemalige Mitarbeiterinnen unteretützen weiterhin eine Frauen-
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gruppe aus dem Wohngebiet.
Darüber hinaus werden die Mitarbeiter massiv mit den sozialen 
Problemen der jeweiligen Familie und des gesamten Wohngebietes 
konfrontiert. Die Nähe der Einrichtung und der geringe institutio­
nelle Charakter der Spiel- und Lernstube ermöglicht diese ver­
trauensvolle Elternarbeit.
Leider ist es den Mitarbeitern auf grund ihrer Arbeitsbelastung 
nur begrenzt möglich auf diese Vielfalt der Probleme einzugehen. 
Dies wäre nur in einem umfassenden G-emeinwesenpro j ekt vorstell­
bar. Auch die für diesesG-ebiet zuständigen Sozialarbeiter der 
Sozialstation können nach ihrer neuen Dienstanweisung (Sommer 78) 
keine gemeinwesenbezogenen Aufgaben mehr wahrnehmen.
Dringend erforderlich für das Wohngebiet wären Einrichtungen für 
Jugendliche. Mehrere Inititiven für ein Jugenhaus sind bereits ge­scheitert.
Da es keine Nachfolgeeinrichtungen gibt, fällt es vielen 12-jähri­
gen Kindern schwer sich von der Spiel- und Lernstube zu trennen. 
Um die dadurch entstehenden Schwierigkeiten aufzufangen, wäre es 
notwendigfeine weitere pädagogische Betreuung dieser Kinder mit 
ihrem Alter entsprechenden Angeboten, im Anschluß an die Öffnungs­
zeiten der Spiel- und Lernstube zu gewährleisten.
Vom Evangelischen Regionalverband als Träger der Einrichtung, wird 
jedoch jede Ausweitung der Arbeit aus rein finanziellen Gründen 
abgelehnt. Es erfolgt sogar eine indirekte Mittelkürzung, indem 
seit Mai 77 wieder >eine dritte Spiel- und’ Lernstube hinzugekommen 
ist (zwei Jahre nur zwei Spiel-und Lernstuben), aber keine Er­
höhung der Mittel bewilligt wurde.

1
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im Wohngebiet wurde. . .Dieses bedeutete natürlich auc . eine Ausweitung der Konzeption, 
des Erziehungskurses über die Rahmenkonzeption hinaus» Als 
besonders vorteilhaft erwies sich dadurch .-.ie Möglichkeit,auf 
die Spezifischen Probleme der jugendlichen Zielgruppe einzu­
gehen, die in der laufenden fr eizeitpädagogischen Arbeit des 
Jugendclubs nur am Rande berücksichtigt werden konnte.
Beispiel: Heute sind alle Mitarbeiter in der Lage, allgemeine 
und individuelle Beratung und Hilfestellung zu geben, die bei 
den komplexen Problemfeldern Jugendlicher in ''sozialen.Brenn­
punkten" dringend erforderlich sind, soll die bereits investierte 
Arbeit ( auch Finanzmittel) nicht Stückwerk,bleiben. * . >

Seit dem 1. Juli 1977 arbeitet der Erziehungskurs im Wohngebiet 
"Karl-Kirchner-Siedlung" in Ffm-Preungesheim. Angesichts dieser 
kurzen bisherigen Projektlaufzeit lassen sich nur schwerli h 
allgemein verbindliche Aussagen über die Auswirkungen des Er­
ziehung skurses auf die Jugendlichen des V/olingebietes macnen. 
Deutlich erkennbar sind aber Trends, individuelle Verhaltens- 
änderungenund Meinungen, die von der Arbeit des ErzienungsKurses 
positiv beeinflußt, bzw. initiiert werde;, sind.
Um dies zu verdeutlichen, zuerst, einen kurzen Exkurs zur
Pro jektorganisation:
Der zent alc Punkt der Jugendarbeit ist der Jugendclub der A 
Arbeiterwohlfahrt in der Karl-; irchner-Siedlung. In der heutigen 
Form, Konzeption und Ausstattung besteht er seit c. 2 Jahren. 
Die Arbeit dieses Clubs ist der wichtigste Bestandteil des 
Freizeitverhaltens der Jugendlichen aus der Siedlung.
Unter diesen vorgegebenen Voraussetzungen hat es sich als riontig 
herausgestellt, den ErZiehungskurs an den Jugendclub anzu­
binden, sodaß er integrativer Bestandteil der gemeinsamen Arbeit

Bericht über die „rteit des E?Ziehungskurses 1977 
in Frankfurt - Preungesheim.
Träger: Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Frenkfurt/M.
Projektleiter: Klaus Müller
Anschrift: c/o Jugendclub Preungesheim, WegscheidestrSo, Ffm.
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und Analytische Beschreibung der 
enthält der Jahresbericht, der

< (

Zu den Aktivitatan und den daraus entstandenen Veränderungen im Einzelnen:
Zu Beginn des Erziehunrnkurses wurde zusammen mit den Mitar­
beitern des Jugendclubs eine 2wöchige Berienfreizeit in Süd­
frankreich durchgeführt. Beteiligt waren Jugendliche der 
Zielgruppe (14-18 Jahre). Es konnte sehr schnell erreicht 
werden, daß die Jugendlichen die neuen Mitarbeiter des Kurses 
vollständig akzeptierten und sie als Teil des Jugendelubs 
betrachteten. Dies ist das wichtigste Ergebnis im Hinblick 
auf, die notwendige Integration jüngerer Jugendlicher in den 
Cluo, der natürlich. auch wie jeder andere Jugendclub immer in 
Qer Ist, sich als Privatclub der Stammbesucher zu ketablieren und zu isolieren.
In der darauf folgenden Zeit kristallisierten sich die Teil­
nehmer ar cer Frankreich-Fahrt zunehmend als die Kerngruppe 
des Erziehungskurses heraus. Da aber die leider sehr beengten 
Räumlichkeiten des Jijgendclubs mit benutzt werden mußten, 
konnten auch umgexehrt die Jugendlichen aus dem Erziehungs- 
kurs keine privilegierte Gruppe innerhalb der gesamten Jugend- 
^rbei im Jo neige eiet darsten-er. Kork wr m z und Neid unterein— 
and r konnten so von vorneherein so gering wie möglich ge­
halten werden. Außerdem war auch die Chance gegeben, Jugend­
lichen, die nicht explizit der Zielgruppe angehören,aber die 
gleichen Prooleme und Bdürfnisse haben, mit in die Arbeit ein­zubeziehen.
An weiteren Aktivitäten wurden neben der regelmäßigen Kit­
arbeit in der Preizeitpä-agogik des Jugendelubs vor allem 
solche durchgeführt, die den bereits begonnen '^ränderungs- 
prozessen bei Jugendlichen Unterstützvnc bieten. ( Stör; er 
des Selbstvertr. uens in schwierigen o : r unge\;o<!' L s 1 •• ur 1 cre" Gruppengefühl / GrurrenSolidarität er xwickeln, ir. ~ -r/’ ‘ 
Selbstoestimmung und Selbstorganisation in der Freizeit un 
stutzen, Einsichten, auch theoretischer Art,in die Hermen 
unserer Gesellschaftsordnung vermitteln und nicht zuletzt 
konkrete Hilfen in individuellen Notlagen anzubieten.) 
Die hier ^anz kurz skizzierten positiven Prozesse wirken sich 
aber nicht nur aui die Teilnehmer de Erziehungskurses, sondern 
aucn in zunehmendem Laß auf die übrigen Besucher des Jutrend-

■ clubs aus . Eier wird dringend erforderlich, die fruchtbare 
Zusammenarbeit Erziehungskurs - Jugend club fortzusetzen und weiter auszu bauen.
Zum^Schluß nur ganz kurz angerissen die Probleme, die es natür­
lich auch gictj Daz Wohngebiet "Karl-Kirchner-Siedlung ist so 
groß, daß Irobleme im Lereich der Jugend evtl, gar nicht erkannt 
und angegangen werden können, z.B. die Probleme der dort 
wohnenden jungen Türken, die durch Vorurteile nd Sprachbar­rieren sehr stark isoliert sind.
Die sehr schleck len räumlichen und Ausstattungs- technischen 
Bedingungen erlauben es oftmals nicht, Aktivitäten durchzu­
führen, die noch stärke als bislang die o.a. positiven Ept- wicklungen fördern würden. <z

T.S.: Genaue Inf ermeßt ionen 
jetzt eingesetzten Prozesse 
Anfang 197°> vorliegen wird.1



Spielstube der AW geschlossen / Zahlt die Stadt?

30 000 Mark übernehmen wird. Schnei­
der war am Donnerstag jedoch nicht zuSicherheitsgründen die Kinder im Vor-

GS.

der
ü n d

J

(.Laut Hessischem Kindergartengesetz' sind pro Kind

I- ■

der Mittel durch die Stadt gestellt. Da» 
Jugendamt soll — so Stephan — der AW

Feuerschutz: 6U Kinder ^ 
sitzen jetzt im Freien

Vorschrift). Die sanitären Einrichtungen sind unzumutbar 
(z. B. für 80 Jugendliche eine Toilette), es fehlt ein ei­
gener Spielplatz für die SpielAtube. Nun wurde die Spielstube 
obendrein noch von der Feuerwehr wegen Nichteinhaltung der 
BrandschutzvorSchriften- geschlossen.
Hs ist deshalb unser dringendsten Anliegen, die schon seit 
ca. sechs Jahren bestehende Forderung nach einem Kinder- 
u^d Jugeniheus mr?ichendSpielgelände zu wleder-
nölen, damit unsere Kinder me-isoneBwurdig untergebracht 
werden können, und auch die s'ändige Lärmbelästigung durch 
den äugendclub durch ausreichend schallisolierte Räume ein 
Ende hat.
Da ein Grundstück schon vorhanden und die Gelder dafür be­
willigt sind, fordern wir, den Bau des Kinder- und Jugend­
hauses möglichst schnell in die Wege zu leiten und für die 
Übergangszeit Gelder für die Renovierung zur Verfügung zu 
stellen, damit die feuerpolizeilichen Vorschriften in den 
jetzigen provisorischen Räumen erfüllt werden können.

laitem von den Oberen Stockwerken
eingebaut warden. Außerdem haben die in Auseicht gestellt haben, daß e» die
Brandschützer vorgeschrieben, daß au» ’nAnn

gung gestellt

O f f e n e r B r i e f d e Y Elternschaft
Spielstube W^gscheMdestraße 
der Anwohner der Karl-Kirch-

4'

erreichen. Der Referent von Sozialde- 
zement Martin Berg, Staymann, er­
klärte jedoch auf Anfrage, daß er e» für 
möglich halte, daß die Finanzierung der 
Brandschutzauflagen auch ohne 
einen Körperschaftsbeschluß — also 
ohne Zustimmung des Parlaments — 
von der Verwaltung genehmigt werden 
könnte. Von einer Haushaltsatelle 
eigens für soziale Einrichtungen in 
Stadtteilen mit unzureichender sozialer 
Infrastruktur könnten durchaus die 
Mittel zur Verfügung gestellt werden, 
so Staymann.

Der Antrag der AW auf Finanzhilfe 
drängt auch deshalb, well die Spielstube 
während der großen Schulferien ge­
schlossen bleibt. In den ersten drei 
Wochen fahren die Betreuer mit den 
älteren Kindern gemeinsam in Urlaub, 
in den letzten drei Ferienwochen bleibt 
die Spielstube geschlossen. Die vom 
Brandschutz verordneten Arbeiten 
könnten dann während dieser Zeit aus­
geführt werden, damit der Betrieb nach 
den Ferien ohne Verzug wiederaufge­
nommen werden könnte.

Im Moment beschäftigen die Betreuer 
die Kinder vorwiegend im Freien oder 
gehen mit ihnen in den Zoo, ins Theater 
oder machen ähnliche kleine Ausflüge. 
Die AW hat ihnen dafür, so Stephan, 
einen erhöhten Sozialfonds zur Verfü-

sw®
die Ordnungsbehörde die Spielstube Mark kosten.
wegen gravierender Mängel ta der ßle AW ho{ft dje stadt ^^0. 
Feuerverhütung“ kratfech schnell die Mittel für die
Reihe von Brandschutzauflagen erfüllt Bn)ndverhütung zur Verfügung stellt. ’ 
s^n^- Stephan hat bereits mit dem zuständi-

Durchaus berechtigt" nennt AW- «en Amtsleiter Schneider im Jugend- 
Geschäftsführer Heinz Stephan die Auf- amt Kontakt auf genommen und auch 
lagen der Feuerwehr. Danach müssen In bereits nach eigenen Angaben einen 
der Spielstube in Preun^sbeim vor entsprechenden Antrag auf Übernahme 
allen feuerhemmende Türen und Feuer-

ner-Siedlung
Seit sieben Jahren sind die Spielstube und der Jugendclub 
der Arbeiterwohlfahrt in einem Provisorium (d.h. 65 Kinder 
und 80 Jugendliche) zu beengten Verhältnissen un—
tergebracht. Für die 22 Kinder des Kindergartens stehen 
91 m zur Verfügung (einschließlich Nutzräume), für 80 

2 2Jugendlicne ebenfalls 91 m und für 45 Hortkinder 148 m .
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Jahresbericht 1977 der Spielstube Niederbornstraße

Situation:

1

1

Zahl der betreuten Kinder:

von 2 y/2 - 6 Jahren
13 Jahren
13 Jahren

von k
von 6

Postscheckkonto: Frankfurt/M. Nr. 43366-609 
Evangoiisch-Frolklrchlicho Gemomdo Bankkonto: Deutsche Bank Frankfurt/M. Nr. 092/4860 

Evangülisch-Freikirchlicho Gomoindo

Pastor Hans H. Busche, 6 Frankfurt/M.-GO 
Gagernstraße 22, Telefon 43 3211

Gemeindeleitung:
Friedrich Kant, 6 Frankfurt/M.-60 
An den Röthen 57, Telefon 45 3810 
Luise Markert, 6 Frankfurt/M.-1 
Walter-vom-Rath-Str. 12, Telefon 5 602162

Gemeindekassierer:
Ernst Stützel, 6 Frankfurt/M.-70 
Karlsbader Straße 13, Telefon 639814 

19-2.1978.

Evangelisch-Freikirchliche Gemeinde Frankfurt/Main 
(BAPTISTEN-GEMEINDE)

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Vormittags: 12
Nachmittags: 25
Schulaufgabenhilfe: 22

Die Spielstube Niederbornstraße besteht seit Januar 197-3.- Trotze der 
großen Fluktuation der Bewohner gibt es einige Familien, zu denen der 
Kontakt seit Beginn unserer Arbeit besteht.
Im August/September 1977 wurde: der Umbau der Häuser Niederbornstraße 
5V56 abgeschlossen und die Sozialwohnungen bezugsfähig. Außer einigen 
früheren Bewohnern zogen auch neue Familien ein. Die Mitarbeiter der 
Spielstube haben bereits gute Kontakte zu diesen "Neuen". Viele der von 
uns erreichten Kinder und Familien wohnen in den Neubauten Sigmund- 
Freud-Straße / Gießener Straße. Daraus ergibt sich die Schwierigkeit, 
daß manche Kinder nicht allein den Weg in die Spielstube machen können 
Die Sigmund-Freud-Straße ist verkehrsreich, und die Versuche, die 
Kinder abzuholen, scheiterten an der mangelnden Pünktlichkeit. Dieses 
Problem gab es nicht, als die Familien noch in den Wohnblocks Nieder­
bornstraße lebten. Allerdings ist die Sigmund-Freud-Straße etwas siche­
rer geworden, seit sie zur Einbahnstraße erklärt wurde.
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Mitarbeiter
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Wir beschäftigen 2 hauptamtliche Erzieherinnen, die für die pädagogische 
Arbeit der Spielstube verantwortlich sind. 6 ehrenamtliche bzw. Honorar­
kräfte unterstüzen sie. In 14-tägigem Rhythmus finden Mitarbeiter­
gespräche statt. In unregelmäßigem Abstand treffen sich die Erzieherinnen 
mit den für die Niederbornstraße zuständigen GWA, um die Arbeit zu 
koordinieren.

Spielgruppen - vorm0;tags

Die Spielgruppen werden regelmäßig von 8-12 Kindern im Alter von
2 1/2 - 6 Jahren .besucht. Die relativ geringe Kinderzahl ermöglicht 
uns eine gezielt/e Einzelbetreuung. Der Vormittag gliedert sich für 
die Kinder in JJreispiel, Beschäftigung durch die Erzieher und gemein­
sames Frühstück.
F r e i s p e 1 :
- die Kinde? können sich austoben
- sie entdecken die Spielmöglichkeiten der Räume
- sie entscheiden selbst, was sie spielen
- sie entwickeln selbst und spontan gemeinsame Spiele
- sie lernen, die Freizeit selbständig zu gestalten

Besaäftigung durch die Erzieher 
-Unser/zdel ist es, daß die Kinder spielend Lernen lernen. 
- Fähigkeiten und Unfähigkeiten erkennen und schulen 
- Fertigkeiten üben 
- Formen und Farben erkennen

Wie alle Sozialarbeit ist auch die Spielstubenarbeit sehr personal­
intensiv. Etwa 81% des Etats entfallen auf Personalkosten. Ein finanzieller 
Engpaß entstand 1977 durch die erst im September erfolgte Zuwendung 
der Stadt Frankfurt/M. Der Lan-deswohlfahrtsverband überwies das Geld 
erst im November. Wir begrüßen deshalb die Zusage des LandesJugendamtes 
Hessen, den Zuwendungsbescheid für 1978 gleich nach Prüfung des Verwen- 

/ 
dungsnachweises zuzustellen.
Bedauerlich ist, daß die, doch erhebliche administrative Arbeit nicht 
zuwendungsfähig ist. /
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Spielgruppen - nachmittags

Schulaufgabenhilfe

Vorschule

22 Kinder
Grundschule
Hauptschule 
Sonderschule

7 Kinder
9 Kinder
2 Kinder
4 Kinder

- Sprachtraining
- soziale Verhaltensweisen lernen
- Konzentration üben
- Ausflüge

Das gemeinsame Frühstück kann garnicht hoch genug eingeschätzt werden 
und wird von den Kindern sehr geliebt. Außer dem Vermitteln von Tisch­
sitten schafft es die gemütliche oder feierlich-fröhliche (Geburtstage) 
Atmosphäre, in der das Vertrauen zwischen Kindern und Erziehern wächst.

Nicht alle Kinder kommen regelmäßig zur Schulaufgabenhilfe. Die Kinder 
der unteren Klassen sind regelmäßiger als die Älteren. Bei Vergleichen 
fällt auf, daß die Kinder, die schon länger die Spielstube besuchen, 
(auch vor der Einschul/ung) höhere Konzentration und Ausdauer und mehr 
Fähigkeiten zum selbständigen Arbeiten zeigen.
In der Regel bieten wir Schulaufgabenhilfe zwischen 14 - 15 Uhr an. Wir 
teilen die Kinder in Gruppen in verschiedene Räume, damit ein ruhiges 
Arbeiten möglich ist. Probleme gibt es mit den Nachzüglern, denen das 
Arbeiten neben spielenden Kindern noch schwerer wird.
Viel Zeit investieren die Erzieher in den Kontakt zu den Lehrern, um den 
Kindern wirklich helfen zu können.
An der Schulaufgabenhilfe sind auch freiwillige Mitarbeiter beteiligt.

Sie sind für alle Kinder von 3-13 Jahren offen, allerdings geht für 
die Schulkinder die Schulaufgabenhilfe voraus. Die Vorschulkinder werden 
gesondert beschäftigt. Auch hier wie am Vormittag der Wechsel zwischen 
Freispiel und gelenkter Beschäftigung. Kochen und Backen sind sehr 
beliebt bei allen Altersstufen. Wir beteiligen die Kinder an den 
Vorüberlegungen was gekocht wird und am Einkauf. Die manuelle Geschick­
lichkeit der Kinder ist auffallend. Wir fördern sie durch viel Bastel­
arbeiten und Werken und hoffen, durch die Erfolge ihr Selbstwert­
gefühl zu stärken.



Elternarbeit

Freizeit
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Zum guten Abschluß des Jahres wurde die Weihnachtsfeier. Sorgfältig 
von Kindern und Erziehern vorbereitet, wurde sie ein voller Erfolg. 
Ca. 9o Personen im Alter von 7 Monaten bis 70 Jahren drängten sich 
auf viel zu engem Raum. Das Interesse der Eltern ist uns aber auch 
Bestätigung für den Sinn und die Notwendigkeit der Spielstubenarbeit.

Der Kontakt zu den Eltern ist gut, es ergeben sich zahlreiche Gespräche 
beim Bringen und Holen der Kinder.
Elternabende werden in unregelmäßigen Abständen veranstaltet, auf Wunsch 
der Eltern oder wenn ein besonderer Anlaß besteht.

18 Kinder von 5-12 Jahren fuhren mit 5 Mitarbeitern in das Jugendhaus 
Fornsbach in der Nähe von Heilbronn. Es war ein idealer Platz. Die 
Mitarbeiter kochten selbst für die Gruppe, was erhebliche Vorteile 
brachte:
- Essenszeiten konnten variiert werden
- Speisewünsche .der Kinder waren leicht zu erfüllen
- die Kinder halfen beim Kochen (siehe Bericht von den Spielgruppen) 
Hinter dem Haus begann der Wald, nur 5 Minuten entfernt lag der Waldsee, 
der ein gefahrloses Jaden allen Kindern ermöglichte. Die ideale Lage 
des Hauses gab den Kindern ein großes Maß an Freiheit und Gelegenheit 
zur selbständigen Freizeitgestaltung.
Aktivitäten:
- baden
- Bau eines Baumhauses
- Musikhören
- Lagerfeuer
- Nachtwanderung
- Exkursionen
- Sammeln von Kleingetier
- Geschichten erzählen und hören
- werken und basteln
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Finanzierungsprobleme - Schwierigkeiten einer kleinen Ein­
richtung der Jugendhilfe

Das Jahr begann mit der schweren Hypothek, da immer noch 
ein Drittel unseres Haushalts ungedeckt war, weil das Land 
Hessen sich n^.cht in der Lage sah, uns den üblichen Zu­
schuß zu gewähren. Alle Zusicherungen von Seiten der Stadt 
waren in Frage gestellt, als nach den Kommunalwahlen die 
politischen Mehrheiten in Frankfurt wechselten.

Für das Kinderbehandlungszentrum war das Jahr 1977 belastet 
durch Finanzierungsprobleme und inhaltliche und politische 
Angriffe.

Nach den Wahlen stellte die SPD im Ortsbeirat einen Antrag 
mit dem Ziel, das Kinderbehandlungszentrum für 1/77 mit 
einem außerplanmäßigen Zuschuß zu sichern. Diesen Antrag 
lehnte die CDU - Mehrheitsfraktion mit der Begründung ab, 
das Land Hessen wäre zuständig, obwohl allgemein bekannt 
war, daß das Land 1977 nicht zahlen wurde. In Preunges­
heim entspann sich daraufhin eine Flugblattauseinander­
setzung zwischen SPD und CDU um das Kinderbehandlungszen­
trum.
Dies war ein Angriff auf die Existenz des Kinderbehandlungs­
zentrums. Der Karl - Kirchner - Kreis (ein Zusammenschluß 
aller in Preungesheim tätigen sozialer, und pädagogischen 
Einrichtungen, Kirchgemeinden und Parteien) lud zu einer 
öffentlichen Versammlung ein, wo die Situation des Kinder­
behandlungszentrums zur Diskussion gestellt werden sollte. 
Diese Versammlung fand am 22. Juni 1977 statt. Sie war 
gut besucht und das Kinderbehandlungszentrum fand große 
Unterstützung von Kollegen aus der Sozialsiation, den Schu­
len und Kindergärten und anderen Erziehungsberatungsstel- 
len. Auch Klienten berichteten öffentlich über ihre posi­
tiven Erfahrungen. Die Versammlung endete mit einem Eric r 
die anwesenden CDU - Vertreter erklärten, daß die Stadt 
einspringen wird, falls das Land nicht bezahlt.

Erziehungsberatungsstelle im Kinderbehandlungs- 
zentrum Preungesheim, Alt Preungesheim 2 Ffm. 
Tel 0611/5*1002
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fahrt8verband anzuochließen, da nur dies eine ausreichende 
Kontrolle unserer Arbeit gewährleisten würde - dies, ob­
wohl das Kinderbehandlungszentruro Mitglied im Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsverband ist. Die Unabhängigkeit 
des KinderbehandlungsZentrums bedeutet für die Stadt offen­
sichtlich eine nicht ausreichende finanzielle, inhaltliche 
und politische Kontrolle.
Die Überprüfbarkeit der Arbeit im Kinderbehandlungszentrum 
ist Jedoch ganz offensichtlich gewährleistet: durch den 
öffentlichen Zugang zur Beratungsstelle, durch die Koope­
ration mit anderen sozialen Institutionen, durch die Über­
prüfung der Mittelverwendung über das städtische Revisions­
amt und über Jahresberichte.
Neben diesem Vorwurf mangelnder Kontrolle, wurde dem stadt­
teilbezogenen Arbeitsansatz des KinderbehandlungsZentrums 
Jedweiche Besonderheit abgesprochen, die eine personal­
intensive Ausstattung rechtfertigen würde, wie sie jetzt be­
steht.
Damit scheinen die Probleme vorgezeichnet, die in nächster 
Zeit auf das Kinderbehandlungszentrum zukommen.
Um der kleinen Einrichtung mehr Rückendeckung zu verschaffen, 
wurde Ende 197/ mit dem Aufbau eines Fördererkreises begonnen. 
Dieser soll eine Stärkung der Eigenmittel aber auch eine 
fachliche und politische Unterstützung zur Sicherung und 
Weiterentwicklung der Arbeit erbringen.
Die Probleme im Jahr 1977 waren eine große zusätzliche Be­
lastung für die tägliche Arbeit. Der ständige Zwang zur Legi­
timation der Arbeit in Gesprächen mit Vertretern der Par­
teien auf Orts - und Stadtebene mit der Verwaltung und Ver­
tretern des Landes Hessen kostete viel Energie und Nerven. 
Wenn man als Modell arbeitet und neue Arbeitsformen ent­
wickelt, muß man mit solchen Angriffen und Schwierigkeiten 
leben. 1977 hat gezeigt, daß das Kinderbehandlungszentrum 
Rückhalt im Stadtteil hat. 1977 wurde endlich eine finanzielle 
Absicherung erreicht.

Ebenso verfuhr der Sozial.u„ehuß der Stadtverordnetenver­
sammlung. Einerseits lehnte er ein.n außerplanmäßigen 
Zuschuß ab, gab Jedoch andererseits die Zusage, daß die 
Stadt einspringt, wenn das Land nicht xahlt.
Erst kurz vor Weihnachten wurde aann unser Defizit über den 
Nachtragshaushalt der Stadt Frankfurt übernommen. Dies be­
deutete, daß ab Sommer 1977 kein Geld mehr vorhanden war 
Gehalter konnten nicht bezahlt werden, Kredite mußten 
aufgenommen werden, und es fanden ständige Verhandlungen 
mit der Stadt wegen Überbrückungshilfen statt.
Gegen Jahresende kam die Zusage vom Land Hessen, daß das 
Kinderbehandlungszentrum ab 1978 in die Landesförderung em- 
ezogen wird, weil der entsprechende Etatposten erhöht wur­

de. Damit war das Kinderbehandlungszentrum zum ersten Mal 
finanziell abgesichert.
Gleichzeitig kam Jedoch ein neues Problem auf das Kinderbe­
handlungszentrum zu. Die CDU verabschiedete im Ortsbeirat 
einen Antrag, daß das Kinderbehandlungszentrum kommunalisiert 
werden solle - ohne, daß eine Rücksprache mit dem Kinder- 
behandlungszentrum stattgefunden hätte.
Dieser Kommunalisierungsantrag war von neue» eine Existenz­
bedrohung. Denn unsere Arbeitskonzeption.und deren schritt­
weise Realisierung und Weiterentwicklung ist gebunden an 
die freie Trägerschaft der Jugendhilfe. Eine Einbindung 
unserer Erziehungsberatungsstelle in die kommunale Ver­
waltung hätte zur Folge, daß das Modell Kinderbehandlungs- 
Zentrum zerstört würde.
Ein Juristisches Gutachten und eine veränderte Position 
der CDU auf Stadtebene führten dann dazu, daß Anfang 1978 
der Ortsbeiratsantrag auf Kommunalisierung im Sozialaus- 
schuß stillschweigend begraben wurde.
Gleichwohl wurde die Unabhängigkeit weiterhin in Frag, ge- 
stellt. In einem Gespräch mit CDU - Vertretern wurde dem 
KinderbehandlungsZentrum geraten, sich einem großen Wohl-
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Die
Betreuung Kindern wird gesondert aufgeführt.
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Überblick über die Tätigkeit der Erziehungsberatungeetelle 
i« Jahre 1977 (1.1. bi« 31.12.1977)

Die soziale Zuaanensetzung unseres Klienteis hat sich 
weiterhin im Sinne unseres Arbeitsansatzes verändert, 
denn die Anzahl von Angehörigen der sozialen Unterschicht 
hat 1977 noch erheblich zugenommen. Von den betreuten Fa­
milien können 105 dem unteren Stratum der sozialen Schich­
tung zugerechnet werden (Zurechnungskriterien waren: Beruf, 
Einkommen, Bildungsgrad und Wohnverhältnisse). Mit diesem 
Anteil von nahezu 2/3 der Klienten aus der Unterschicht 
scheint sich unsere Hypothese, daß die Besonderheiten des 
institutioneilen Rahmens, wie sie im Kinderbehandlungs­
zentrum gegeben sind ( Stadtteilbezug, enge Kooperation 
mit der Arztpraxis und mit anderen sozialen Institutionen), 
den Zugang zur Erziehungsberatung für Unterschichtsange­
hörige erleichtert.

Der folgende Bericht vom zweiten Arbeitsjahr des Kinderbe- 
handlungsZentrums bezieht sich auf die 162 Familien, die 
von uns in diesem Zeitraum betreut wurden.^)
Von diesen Familien meldeten sich 107 im Verlauf des Jah­
res 1977 zum ersten Mal in der Erziehungsberatung an, 
während bei 55 Familien die Beratungen aus 1976 fortge­
setzt wurden.

Familie ist als eine Art Oberkategorie zu verstelle.:, 
alle Arten von Beratung (von Müttern, Vätern, Gesamtf 
lien, aber “ih Großeltern oder Fflegeeltern) meint.

Bei der Analyse der Beratungsmotivation konnten wir fest­
stellen, daß im Vergleich zu 1976 die Anzahl der Unter- 
schichtsangehörigen, die aus eigenem Interesse die Bera­
tungsstelle wegen Erziehungsschwierigkeiten mit ihren Kin­
dern aufgesucht haben, gestiegen ist (34 Familien 1977 im 
Vergleich zu 11 Familien 1976); der Anteil von Mittel­
schicht sfamilien, die von sich aus Erziehungsberatung in 
Anspruch nahmen, ist dagegen fast konstant geblieben (35 
Familien 1977 im Vergleich zu 25 Familien 1976).
1)Anmerkung
Mit der Bezeichnung Familie ist hier nicht nur die Bera­
tung vollständiger Familien und aller Familienmitglieder 
gemeint. Fortsetzung auf Seite 7

Dies läßt sich vermutlich damit erklären, daß sich die Ver­
ankerung des KinderbehandlungsZentrums im Stadtteil zuneh­
mend positiv auawirkt, daß es keine Warteliste gibt, daß 
ein Austausch mit der Kinderarztpraxis stattfindet, und daß 
das Kinderbehandlungszentrum am vielen Aktivitäten im Stadt­
teil teilnimmt. Der Großteil der Klienten erreichte uns 
Jedoch weiterhin über Empfehlungen anderer sozialer Inst- 
tutionen des Stadtteils, wie Schulen, Kindergärten und So­
zialstationen (insgesamt 97 Familien, davon 66 aus der Unter­
schicht und 31 aus der Mittelschicht). Darüberhinaus hat 
sich gezeigt, daß das gemeinsame Klientel von Arztpraxis 
und Erziehungsberatung im Kinderbehandlungszentrum erheb­
lich gestiegen ist; es beträgt etwa ein Drittel.
Die Dauer der Beratung steht in direktem Zusammenhang zu 
der Problemstellung und zum Problembewußtsein, mit dem die 
Eltern zur Erziehungsberatung kommen. Man kann hier grob 
zwei Gruppen unterscheiden: Die eine Gruppe sind Familien, 
bei denen allein eine konfliktaufarbeitende Beratung und 
eventuell eine Behandlung des Kindes therapeutisch wirk­
sam sein können. Sie liegt bei massiver. Problemen, wie z.!'. 
Einnässen, Einkoten, Stottern oder drohender Verwanrlosung 
eines Kindes. Die neurotische Entwicklung des Kind:3 ist in der 
Regel in der Familiendynamik begründet. Hier kann nur eine 
umfassende Betreuung der Familie zum gewünschten Et folg füh­
ren. Bei der anderen Gruppe geht es von der Motivation und 
der Problemstellung der Klienten her vorwiegend um diag­
nostische Abklärung und konkrete Hifesteliung. Diea kann 
bei Schulproblemen der Fall sein, z.B. bei der Frage der 
Schulreife, bei drohendem Sitzenbleiben oder bei einer re­
tardierten Sprachentwicklung. In solchen Fällen können 
diagnostische Untersuchungen, Kontakraufnähme mit Srnuie 
oder Kindergarten, einige wenige Beratungsgespräche mit den 
Eltern und eventuell die Aufnahme des Kindes in eine för­
dernde Gruppe, in relativ kurzer Zeit zu einer Minderung 
oder Behebung des Problems führen.
1)'Fortsetzung der Anmerkung von Seite t_>
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- bei Kindern reichte eine Diagnostik mit darauf­
folgendem diagnostischem Gespräch und weitere 
Elternarbeit.

o 
(

auffällig erlebt werden.
Die Kinder zwischen 5 und 10 Jahren waren im letzten Jahr 
die am stärksten vertretene Altersgruppe (78 Kinder). Eies 
xeigt, daß die Einschulung und die ersten Grundschuljahre 
für die Kinder besonders kritisch sind. Psychisch labile 
Kinder reagieren auf die hohen Anforderungen die die Ein­
schulung mit sich bringt, oft mit neurotischen Symptomen.

- Im Folgendem werden die speziellen Behandlungsangebote für 
Kinder,' wie sie im Jahre 1977 durchgeführt wurden, ein­
zeln aufgeführt:

a) Psychodiagnostik
Um die Probleme eines Kindes oder Jugendlichen besser ein­
schätzen zu können, wird von uns oft eine psychodiagnostische 
Untersuchung durchgeführt; dazu gehören Anamneseerhebung, 
Leistungßtests und projektive Testverfahren, die spezielle 
Hinweise auf die innere Dynamik und Struktur der Störungen 
geben können. Danach wird oft entschieden, ob und welche 
therapeutische oder pädagogische Betreuung angebracht ist.
b) Kindertherapie (einzeln oder in Gruppen)
Zur Behandlung von verselbstständigten Störungen bei Kin­
dern und Jugendlichen wird bei uns Kindertherapie angebo­
ten. Sie wird psychoanalytisch oder klientenzentriert ge­
staltet und ist langfristig orientiert (mind. 1-2 Jahre). 
Eine solche Behandlung kann bei uns nur dann durchgeführt 
werden, wenn die Eltern (oder andere erwachsene Bezugsper­
sonen des Kindes) bereit und in der Lage sind, die thera­
peutische Arbeit mit dem Kind zu unterstützen.
c) Familienspieltherapie
Dies ist ein Behandlungsangebot für Eltern und Kinder gemein­
sam. Es richtet sich nach den Grundsätzen der Familienthera­
pie (siehe Familienberatung), geht aber von einer gemein­
samen Spielsituation für Eltern und Kinder aus. Ziel ist 
die Verbesserung des familiären Klimas.
d) Sprachförderung (in Kleingruppen)
Leicht sprech- und sprachgestörte Kinder erhalten bei uns 
Förderung in kleinen Gruppen mit einem gemischten Spiel- und

- bei weiteren 80 Kindern wurden den Eltern thera­
peutische oder pädagogische Angebote für ihre 
Kinder gemacht. So sind 29 Kinder in Einzel- 
und Gruppentherapie gekommen, 17 Kinder erhiel­
ten Hausaufgaben- und Sozialisationshilfe, 
11 Kinder Sprachtherapie in Einzel- und Gruppen­
betreuung, 5 Kinder kamen in eine Musik- und Be­
wegungstherapie, und schließlich sind weitere 
8 Kinder zusammen mit ihren Eltern im Rahmen einer 
Familienberatung weiter betreut worden.

Wie im letzten Jahr waren auch dieses Jahr die Jungen 
Bl* 2/3 und die Mädchen mit 1/3 vertreten. Dies liegt wahr­
scheinlich daran, daß die eher aggressiveren, in Schule 
und Kindergarten auffälligen Kinder, in der Regel Jungen 
sind, während psychisch gestörte Mädchen sich öfter still 
und schüchtern verhalten und von der Umwelt —Itener als

2. Therapeutische und pädagogische Arbeit mit Kindern
Von den 1977 betreuten Familien wurden insgesamt 114 Kin­
der in verschiedene Formen von Behandlungsmaßnahmen ein­
bezogen:

Elterngruppenarbeit: Eltern le men hier, daß Erziehungs­
schwierigkeiten und Verheltensauifäl ligkeiten nicht als 
Eigenschaften des Kindes interpretiert werden, sondern als 
Eigenschaft der Interaktion des Kindes mit seiner Umwelt: 
d.h. Vater, Mutter, Erzieher, Lehrer ect. Im Austausch von 
täglichen Erfahrungen mit den Kindern in Rollenspielen und 
im Einüben bestimmter Kohimunikations./egeln leinen Elbern 
verständnisvoller mit sich und ihren Kindern umzugehen.

Individuelle Lehrer- and Erzieherberatung; wenn die dar- 
gestellten Probleme weniger im Elternhaus auftreten, son­
dern sich auf Schule oder Kindergarten konzentrieren, bie­
ten wir den betroffenen Lenrern und Erziehern eine Bera­
tung hinsichtlich der Schwierigkeiten, die sie selbst mit 
dem jeweiligen Kind haben, an.

- WF* •*■*•*••



■ Mir Wli'w v

- 13 -

12 -

Beratung zu vermeiden. Deshalb wurdenchen Abbruch einer
abgebrochenen Beratungen analy-

■9*I

g) WerkRTuppe
Die Werkgruppe ist eine therapeutisch - pädagogische Möglich­
keit für Kinder mit Störungen im feinmotorischen Bereich und 
mit mangelnder Konzentrationsfähigkeit. Durch das Werken 
mit unterschiedlichen Materialien unter therapeutischer Be­
treuung, wird zum einen die manuelle Geschicklichkeit ge­
fördert, zum anderen erhöht die intensive Beschäftigung mit 
einer Sache (Materiel, Technik) die Motivations- und Kon­
zentrationsfähigkeit. Die Gruppe umfaßt 4-5 Kinder.

Übungsprogramm.
e) Sozialisationshilfe
Wir vermitteln Kindern mit speziellen Schulschwierigkeiten 
individuelle Hausaufgabenhilfe, wobei auch auf die zugrunde­
liegender. Kernstörungen des Kindes eingegangen wird.
I) Musik- und Bewegungsgruppe
Dies is» eine heilpädagogische Ergänzungsmaßnahme für sol­
che Kinder, die durch gehemmte oder überschießende Bewegung 
auffallen. Ziel dieser Gruppe ist es, über Rollenspiele und 
musikalischem Experimentieren die Kinder zu phantasievollen 
Spielen anzuregen, ihnen dabei Möglichkeiten zum sozialen 
Lernen in der Gruppe zu geben und ihre motorischen Fähig­
keiten zu verbessern. Die Gruppe umfaßt 6-8 Kinder. I

Iin diesem Jahr einmal alle

-------

Einig. Überlegungen zum Problem vorzeitig beendeter Beratung

Es ist ein generelles Problem von Erziehungsberatung, daß 
immer wieder einige Klienten die Beratung vorzeitig beenden. 
In einem solchen Fall bleibt das ungute Gefühl zurück, dau 
da etwas schiefgelaufen ist, und es stellt sich die rrage 
nach den Motiven des Klienten für den Abbruch der Beratung. 
Oft bleiben die Klienten gerade nach den ersten zwei oder 
drei Beratungsstunden weg. Man kann daher vermuten, daß das 
Abbrechen der Beratung etwas mit dem Entstehen der Bera 
tungsbeziehung zwischen Klient und Berater zu tun haben 
könnte, d.h. mit den ausgesprochenen und unausgesprochenen 
Erwartungen, die jemand hat, der zum ersten Mal in die Er­
ziehungsberatung kommt. Eine Analyse dieser Erwartungen 
und der Motive, die zum Abbruch einer Beratung geführt haben, 
ist eine wichtige Voraussetzung zum Verständnis dieses Pro­
zesses und könnte ein erster Schritt sein, in Zukunft ean-

1)Anmerkung
Wir beziehen uns hier nur auf die Einschätzung der ei:.ze.. 
Berater; die betroffenen Klienten konnte;, für diese t.ez .o 
Untersuchung nicht befragt werden.

siert: jeder Berater stellte den Verlauf der Beratung bis 
zum Abbruch von Seiten des Klienten in einer kurzen Fall­
beschreibung dar, und äußerte seine Vermutungen darüber, 
wie es zu diesem Abbruch gekommen ist. Daraus ergab sich zu- 
sammenfassend folgendes Bild über die häufigsten Motive, die 
zu einem vorzeitigen Ende der Erziehungsberatung geführt ha- 
ben:1
1. Verschiedene Formen von Enttäuschung über die Beratungs

- der Berater muß Termine ausfallen lassen (z.B. oei 
Urlaub oder Krankheit)

- zwischen Berater und Klient stellt sich nur schwer 
ein emotionaler Kontakt her

- der Berater erfüllt nicht die Erwartungen des Klien­
ten (z.B. praktische Hilfestellung oder Abnahme des 
Problemkindes ect.)
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häu-
zu weiteren vereinbar-

I

I

Allerdings kamen Unterschichtfamilien auffallend viel

- der Klient neigt sehr stark zur Rationalisierung 
der Probleme

figer nach dem ersten Kontakt nicht

- der Klient entwickelt Schuldgefühle, weil der Be­
rater vermeintlich dem Ehepartner oder dem Kind mehr 
Recht und Unterstützung beim Problem gibt als ihm 
selbst.

- die äußeren Umstände haben sich verändert ( z.B. ist 
das Kind in einen anderen Kindergarten gekommen, wo 
die Erzieherinnen nicht mehr über Schwierigkeiten kla­
gen )

- das vordergründige Symptom ist verschwunden oder 
stark zurückgegangen ( z.B. kotet das Kind nicht 
mehr ein ).

der Klient kommt nur auf Druck einer anderen Insti­
tution

- der Klient bringt keine eigene Motivation zur Bera­
tung mit. Er steht z.B. auf dem Standpunkt, nur das 
betroffene Kind müsse sich ändern, er habe mit der 
Sache nichts zu tun.

4. Das Problem ist für den Klienten weniger bedrückend ge­
worden:

2. Erhöhte Angst vor dem Aufdecken der Problemhintergründe. 
Die Beratung wird vom Klienten als Bedrohung seines seeli­
schen Gleichgewichtes erlebt ( oder auch des innerfamiliä­
ren Gleichgewichts )•

Schichtspezifische Gesichtspunkte des Problems
Da ein Arbeitsschwerpunkt des Kinderbehandlungszentrums 
die Beratung von Unterschichtsfamilien ist, verdient die 
Frage nach schichtspezifischen Besonderheiten bei vorzeitig 
beendeten Beratungen ein spezielles Interesse. Es stellt 
sich heraus, daß proportional zur Gesamtzahl der Klienten 
der Erziehungsberatungsstelle im Jahr 1977, die in diesem 
Zeitraum abgebrochenen Beratungen zu gleichen Teilen auf 
Mittelschicht- wie Unterschichtfamilien verteilt waren.

- der Klient lehnt es sehr stark ab, sich überhaupt 
mit emotionalen Erlebnisinhalten zu beschäftigen 
und über sich selbst zu sprechen. Dies trifft ins­
besondere bei Eheproblemen zu, wenn sich zeigt, daß 
der Klient gegenüber einer Ehe-Problematik, die im 
Hintergrund der Erziehungsberatung spürbar wird, 
sehr zwiespältig eingestellt ist: er wünscht, daß 
der Berater darauf eingeht, weil es ein drängendes 
Problem für ihn ist, hat aber zugleich Angst davor, 
an diesem Thema zu rühren.

3. Der Klient erlebt die Beratung als äußere Kontrolle und 
Zwang;

ten Beratungsgesprächen. In diesen Fällen schier: die Ursa­
che darin zu liegen, daß sie weniger aus eigener Motivation 
kamen, sondern oft von anderen Institutionen ( z.B. Schule 
oder Sozialstation ) geschickt worden waren. Biese Familien 
erlebten die Beratung eher als äußere Kontrolle und konnten 
ton daher weniger eine eigenständige Motivation für die -r- 
ziehungsberatung entwickeln. Das bedeutet aber auch, daß sel­
che Familien viel schwerer Vertrauen in die Beratungssitua­
tion und in den Berater entwickeln konnten.
Ebenso stellte sich heraus, daß sich diese Unterschichtfa- 
milien weniger leicht auf einen reinen üespräehskontakt ein­
lassen konnten, da sie zunächst eine praktische Hilfestel­
lung bei der Losung ihrer Probleme erwarteten, zs schier 'ür 
sie schwieriger zu sein, die institutioneilen Gegebenheiten 
einer Erziehungsberatung zu akzeptieren.
Ein weiterer Unterschied kam darin zum Ausdruck, daß Unter­
schichtfamilien, eher als Mittelschichtfami1 len, die Bera­
tung vorzeitig abbrechen, wenn im Hintergrune der Erzienungs- 
beratung ein massives Ehe- oder Partnerproblem auftreu. ? 
Diese Problematik schien für die betroffener. Familie:: Msten- 
ziell so bedrohlich zu sein, daß sie dieses fnema cm./ ■ 
zu vermeiden suchten, indem sie die Kerntu - :eeoe-.-
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- in sozialen Problemgebiet Sigmund-Freud-Straße: ge­meinsame Aktivitäten mit Sozialarbeitern der Sozial-

- Karl-Kirchner-Kreis ( Arbeitskreis aller in Preunges-

sozialer Brennpunkte '5

•ä

heim tätigen sozialen und 
gen, politischen Parteien

3» Beratungsaktivitäten mit präventivem Charakter (bezogen 
auf die einzelnen Schwerpunktgebiete des Einzugsbereichs)

pädagogischen Einrichtun- 
und Kirchengemeinden ).

Neben der einzelfallbezogenen Zusammenarbeit mit sozialen 
und pädagogischen Institutionen im Stadtteil, haben sich 
auch andere präventiv orientierte, kollegiale Beratungs- 
und Kooperationsformen herausgebildet. Dazu gehören:

- im sozialen Problemgebiet Frankfurter Berg: kolle­
giale Beratung mit dem Erzieherteam der Kita 101; 
Teilnahme an Elternabenden.

- im sozialen Problemgebiet Karl-^Kirchner-Siedlung: 
kollegiale Beratung von Spielstubenmitarbeitern und 
Organisation von Ferienspielen, in Zusammenarbeit 
mit Sozialarbeitern der Sozialstation.

- Landesarbeitsgemeinschaft
- Landesarbeitsgemeinschaft 

tungsstellen

Hier spielt mit Sicherheit die größere gegenseitige materi­
elle Abhängigkeit eine Rolle.
Diese materiellen Probleme, die häufig mit anderen sozialen 
Belastungen wie z.B. Suchtproblematik, Arbeitslosigkeit, 
Kriminalität oder chronischen Krankheiten zusammenkommen, 
waren bei einer Reihe von Unterschichtfamilien so gravie­
rend, daß die aufgetretenen Erziehungsschwierigkeiten oder 
Verhaltensauffälligkeiten der Kinder vergleichsweise weniger 
belastend erscheinen mußten. Hier mußte eine Beratung schei­
tern, die sich auf Erziehungsprobleme beschränkte.

<
1

^.4

•3

- Deutsches Jugendinstitut in München

Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft für Ju­
gend- und Sozialarbeit mit dem Ziel, kontinuierliche 
Angebote für nicht versorgte Schulkinder zu ent­
wickeln.

- Jachpolitischer Arbeitskreis der Arbeiterwohlfahrt
- Gesundheitszentrum Böttgerstraße *

Station in der Beratungswohnung Sigmund-Freud-Straße 
119 ( Vgl.S. 26 ff ) und die kollegiale Beratung von 
Erziehern des evangelischen Kindergartens Kreuzge­
meinde und Teilnahme an Elternabenden und Aufbau von 
sozialtherapeutisch orientierten Gruppen für Grund- 
schüler ,in Zusammenarbeit mit Kollegen der Münzen­
bergerschule.

hessischer ErziehungÄeraw '
... . i

^Fachliche und fachpolitische Kontakte
Die Tätigkeit des Kinderbehandlungszentrums ist angewiesen 
auf Kontakt und Erfahrungsaustausch mit anderen sozialen 
Einrichtungen und Organisationen. Dazu gehörten 197^

~ Treffpunkt und Beratung Unterschichtsberatungsstelle V 
des DPWV in Berlin /

- Diskussion mit verschiedenen sozialmedizinischen Pro­
jekten aus der BRD, die das Kinderbehandlungszentrum 
besuchten.

■J
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- Zur Reflexion der Arbeit dee Jahres 1977 veranstal­
teten wir eine einwöchige Fortbildungstagung, an der 
das gesamte Team der Erziehungsberatungsstelle teil­
nahm (J. - 7.April 1977);

l 
er

Wir halten die laufende Weiterqualifikation der Mitarbeit- 
ter des Kinderbehandlungszentrums für eine sehr wesentliche 
Voraussetzung einer guten und effektiven Arbeit. Deshalb 
besuchten wir:

- außerdem wurden 1977 von einzelnen Mitarbeitern Fort­
bildungskurse in Familien- und Gestalttherapie und 
Unterschichtsberatung besucht.

Einzelne Mitarbeiter des KinderbehandlungsZentrums wirkten 
an folgenden Veranstaltungen im Aus- und Fortbildungfbe- 
reich mit:

- eine wöchentliche Supervision bei einem niedergelas­
senem Psychanalytiker und Einzelsupervision.

- Referate vor Erzieherkursen der Volkshochschule 
Frankfurt,

- Mitwirkung bei einer Fortbildung von Spielstuben- 
mitarbeitern aus dem Frankfurter Raum,

- Betreuung von Praktikanten von Universität und Fach­
hochschule,

- Praxisanleitung für das Jahrespraktikum für 1 Sozial­
arbeiter.

5. Kooperation mit der Kinderarztpraxis im Kinderbehandlungs­
zentrum

- Die vermehrte Beratung von Unterschichtfamilien im 
Jahre 1977 und der Versuch, Beratungsansätze zu ent­
wickeln, die den besonderen Problemen und Bedürf­
nissen dieser Familien gerecht werden, konnte nur in 
enger Zusammenarbeit mit der Kinderarztpraxis geleis­
tet werden. Denn der häufige Erfahrungsaustausch wäh- 
rend der Arbeit, und gemeinsame Diskussion bei abend­
lichen Treffen in unregelmäßigen Abständen über den 
Zusammenhang spezifischer sozialer, medizinischer 
und psychischer Probleme waren eine wichtige Voraus­
setzungen dafür, daß die Anzahl von Unterschichtfa­
milien, die in der Erziehungsberatungsstelle betreut 
wurden, kontinuierlich zugenemmen hat.

Mr -

Zwischen den Mitarbeitern der Erziehungsberatungsstelle und 
der Kinderarztpraxis im KinderbehandlungsZentrum fand auch 
im Jahre 1977 ein ständiger, reger Erfahrungsaustausch statt, 
der sich auf die verschiedenen Arbeitsschwerpunkte des Kin­
derbehandlungszentrums konzentrierte:

- In der Einzelfallhilfe ergab sich die Kooperation zum 
einen über die gemeinsame Betreuung einer großen Zahl 
von Familien ( Vgl. Seite21), zum anderen über die 
pädiatrische Versorgung von Kindern, die in der Er­
ziehungsberatungsstelle behandelt wurden.

Auf1. tende Probleme, diagnostische Fragen und Ent- 
sche ungan über Behandlungskonzepte wurden in wö- 
cher ichen Fallbesprechungen geklärt.

- In d:r Kooperation mit einzelnen sozialen Institutio- 
nen z.B. der Spielstube ) haben sich die Mitarbei­
ter eider Bereich* des KinderbehandlungsZentrums 
im I ‘teresse sozialmedizinischer Prävention bei auf- 
tret'jnden Problemen in der Gesundheitserziehung ge­
genseitig unterstützt und in ihrer Arbeit ergänzt. 
Die Initiative der Mitarbeiter ,in der Kinderarztpra— 
xis» eine Müttergruppe einzurichten, in der Themen 
der Säuglingspflege des Kindergarten- und Vorschul­
alters ( z.B. Stillzeit, typische Kinderkrankheiten, 
Ess- und Schlafstörungen ) diskutiert werden, ergänzt 
ebenfalls die Bemühungen der Erziehungsberatungsstel- 
le um eine präventive sozialmedizinische Betreuung 
der Bevölkerung in den vier Stadtteilen.
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Proble« der Kooperation «it anderen sozialen Institutionen

1) Einzelfallhilfen

* 4 r

- das Prinzip der Verschwiegenheit
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- das Prinzip der Unabhängigkeit von Behörden und an­
deren sozialen Institutionen.
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In den Bundesrichtlinien für Erziehungsberatungsstellen sind 
grundlegende Prinzipien für Erziehungsberatung verankert:

- das Prinzip der Freiwilligkeit im Zugang zur Be­
ratung
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Ist die Freiwilligkeit angetastet, so
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Werden Eltern jedoch von anderen sozialen Institutionen in 
eine Beratungsstelle geschickt oder überwiesen, so be­
deutet dies, zumindest teilweise, eine Aufhebung der Grund­
sätze von Erziehungsberatung. Denn die Überweisung in eine 
Erziehungsberatungsstelle wird vom Klienten häufig als 
Zwang und als Eingriff in seine Privatsphäre erlebt, ins­
besondere wenn das 1 Problem*, das zur Überweisung geführt 
hat, für den Klienten gar nicht als Problem erscheint. 
Das kann an der psychischen Struktur der Eltern liegen, 
es kann aber auch sein, daß die Verhaltensweisen der Kin­
der in Schule oder Kindergarten auffällig erscheinen, 
während die Eltern selbst mit den Kindern zurecht kommen. 
Diese Eltern wissen dann oft nicht, worüber sie sprechen 
sollen, denn die anderen, nicht sie haben die Probleme.
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r
gel der Erziehungsberatung mit großem Mißtrauen. Umso schwie­
riger ist es dann für den Berater, ein Vertrauensverhältnis 
herzustellen und dem Klienten zu vermitteln, daß er aus ge­
setzlichen und ethischen Gründen zur Verschwiegenheit ange— 
halten ist. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit hat also 
vor allem den Sinn, das therapeutische Verhältnis zu Eltern 
oder Kindern vor Außeneinflüssen zu schützen.
Um den Eltern helfen zu können, ist der Berater oft auf Infor­
mationen vom Lehrer oder der Kindergärtnerin über das Problem­
kind angewiesen. Solche Informationen werden nur mit Ein­
verständnis der Eltern eingeholt, verbunden mit dem Versprech­
en, daß keine Inhalte aus der Beratung weitergegeben werden. 
Dabei befindet sich der Berater in der schwierigen Lage,

negegaen sie. In der Re-
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2. Institutionelle Zusammenarbeit mit Kindergärten

Eine gelungene Kooperation in der Einzelfallhilfe zeigt, 
daß häufig nur durch die gemeinsame Anstrengung aller be­
teiligten Institutionen, bestimmten Familien wirklich ef­
fektiv und langfristig geholfen werden kann.

daß er Informationen haben möchte, aber gleichzeitig nur 
soviel rückvermittelu kann, wie es die Vc-rschwiegenheits- 
verpflichtung und der Schutz der therapeutischen Be­
ziehung zulassen. Kollegen empfinden dies manchmal als 
mangelnde Kooperationsbereitschaft der Erziehungsberatungs- 
stelle.

5. Oft ist es auch sinnvoll, daß sich alle,mit einer 
Familie befassten Institutionen an einen Tisch 
setzen, um gemeinsam zu überlegen, wie der Familie 
am besten geholfen werden kann. Denn die Erfahrung 
zeigt, daß ohne eine solche Verständigung die ein­
zelnen Institutionen oft unbeabsichtigt gegeneinan­
der arbeiten und damit eine Hilfe für die Familie 
verhindern.

2. Eine Unterstützung der Lehrer und Erzieher durcn 
die Erziehungsberatungsstelle bei ihren Problemen 
mit den Kindern, die sie in Schule und Kindergarten 
haben.

Die bisherigen Erfahrung zeigt, daß sich bei der Koopera­
tion in Einzelfällen mit Kollegen aus anderen sozialen 
Einrichtungen drei Ziele unterscheiden lassen:

1. Frage der Motivierung: Wie können Lehrer oder 
Sozialarbeiter die Eltern dazu motivieren, die 
Erziehungsberatungsstelle freiwillig aufzusuchen. 
Dazu gehört u.a., daß die Kollegen ungefähr wis­
sen, wie die Erziehungsberatungsstelle arbeitet, 
damit sie den Eltern einen Eindruck davon vermit­
teln können, wie eine solche Beratung ihnen Helfen 
kann.

Ausgangspunkt der Zusammenarbeit waren auch hier Prooleme 
mit schwierigen Einzelfallen, bei denen die Brifiehungs- 
beratungssteile eingeschaltet oder um Rat gebeten wurde. 
Die Gespräche über diese Kinder und Familien machten bald 
deutlich, daß es oft notwendig ist gemeinsam abzuklären, ob 
eine Überweisung in die Erziehungsoeratungsstelle sinnvoll 
ist und wie diese angeregt werden kann. Denn für Erzieher 
ist es oft schwierig, Eltern auf Probleme ihrer Kinder im 
Kindergarten oder Hort anzusprechen, da manche Eltern 
wenig interessiert oder unzugänglich zu sein scheinen. Des­
halb bereiteten Erziehungsberatungs- und Kita-Mitarbeiter 
gemeinsam Elterngespräche mit der Fragestellung vor, wie die 
betreffenden Eltern am ehesten motiviert werden könnten, sich

Neben der geschilderten Kooperation mit anderen sozialen 
Institutionen in der Einzelfallhilfe impliziert das 
Interesse des KinderbehandlungsZentrum an einer präven­
tiven Unterstützung von Familien in den verschiedenen 
Stadtgebieten die Suche nach institutioneilen Kooperations­
formen, die über die Kooperation im Einzelfall hinausgehen. 
Grundlage für solche Kooperationsformen bilden gemeinsame 
Problemstellungen und das Interesse, diese Probleme oartner- 
schaftlich anzugehen. Dabei ist klar, daß die Ebene der 
Zusammenarbeit Je nachdem, ob es sich um Schulen, Kinder­
gärten oder Sozialarbeiter handelt, unterschiedlich aus­
sehen. Im folgendem werden die ersten Kooperationserfahrungen 
mit Kindergärten zusammengefaßt.
Diese Erfahrungen lassen sich am besten an der Entwicklung 
der Zusammenarbeit mit der Kita 101 am Frankfurter Berg 
zeigen.
1977 wurde die Zusammenarbeit zwischen Erziehungsberatungs­
stelle und Mitarbeitern der Kita 101 verstärkt, nachdem die 
Erziehungsberatungsstelle durch die Epieibusaktion 197t 
(Vgl. Jahresbericht 1976) die Probleme der Kinuer in der 
Hochhaussiedlung am Frankfurter Berg kennengelernt und 
Kontakt zur dortigen Kita bekommen hatte.
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zentrierte ternabende vorbereitet und durchgeführt. Sofand unter anderen ein Abend über Sexualität im Kindergarten
'Verständnis bei den Eltern
Probleme in der Kita zu erreichen, zum anderen sollten dieEltern selber mehr für 
werden.

I

*

€£

statt. Diese Elternabende verfolgten
für die pädagogischen Aufgaben und

einmal das Ziel, ein

die Probleme der Kinder sensibilisiert

Die Erfahrung zeigte, daß auch bei Kindergärten di. Koopera­
tion von den unterschiedlichen Arbeitsbedingungen und Interes- 
-en abhängig ist. Deshalb kann ts kein allgemein anwendbares 
? noperationsmodell geben, da die Schwerpunkte iuar unter- 
.«rhiedlich sind.

ese Tätigkeiten kann man als eine allgemeine Erziehungsbe- 
ratung bezeichnen, als einen Versuch, mehr prophylaktisch­
aufklarend auf die Lebenssituation der Kinder und Familien 
einzuwirken.

„„ „„ k011eBiI1, „rktQne 
ivarbeiter, die dann leider durch die Versetzungen im Zu­

sammenhang mit der Beendigung des Kita-Modellversuchs zu ei­
nem vorzeitigen Ende kam. Mit den Kollegen der KT 66 wurde 
g meinsam eine Kindergruppe zusammengestellt (Werkgruppe).

1977 SUCh in verschiedenen 
-eren Kindertagesstätten auf Interesse an einer Reflexion 

on pädagogischen Praxisproblemen gestoßen ist, entwickelte 
“ aus diesen Erfahrungen die Idee, für 1978 allen Kinder- 
agesstatten in unserem Einzugsbereich einen regelmäßigen 
ermin für Erfahrungsaustausch und kollegiale pädagogische

Beratung anzubieten. Es ist sicher schwierig, Zeit und 
einen günstigen Termin dafür zu finden, weil viele Kollegen 
aus den Kindertagesstätten durch die alltägliche Arbeit schon 
sehr stark belastet sind und ihnen für eine solche Praxisre- 
f exion in der Regel keine normale Dienstzeit eingeräumt 
r . Trotz dieser Schwierigkeiten hofft die Erziehungsbe- 
atungsstelle, daß dieser intensive Austausch zwischen Kin- 

Und ^^^^^tungsstelle 1978 zustan-

I

den Problemen ihrer Kinder zu stellen und eventuell die 
Erziehungsberatungsstelle aufzusuchen. Dies ist d Hb 
so wichtig, weil viele Eltern von sich aus den Weg in die 
Erziehungsberatungsstelle nicht schaffen. Die Erzieher ha­
ben hier die Möglichkeit, weil sie die Probleme der Kinder 
sehen, den Eltern einen Rat zu geben und sie zu motivieren 
etwas zu tun. Zur Vorbereitung solcher Gespräche haben sich 
Erziehungsberatungsmitarbeiter an pädagogischen Konferenzen 
der Kita-Mitarbeiter beteiligt. Bald ging es dabei nicht 
mehr um einzelne schwierige Kinder und die Frage möglicher 
Interventionen durch die Erziehungsberatungsstelle. Die 
Diskussion weitete sich vielmehr auf allge.ein pädagogische 
Probleme i, Kindergarten und Hort aus. Dabei stand die Frage­
stellung im Vordergrund, wie Erzieherinnen und Erzieher mit 
diesen Schwierigkeiten innerhalb ihrer Arbeit fertig werden 
können. Die Zusammenarbeit wurde so zu einer kollegialen Be- 
ratung: in einer gleichberechtigten Diskussion konnten 
unterschiedliche Erfahrungen im Umgang mit Kindern für die 
ncsung schwieriger pädagogischer Situationen fruchtbar ge­
macht werden. Die Erziehungsberatungsstelle konnte durch ihr 
spezieues pachwissen einen Beitrag dazu leisten und die 
Erzieher in ihrer schwierigen Arbeit unterstützen.
Aus der Beschäftigung mit "pädagogischen Alltagsprooiemen" 
und mit Fragen der Elternarbeit wurden gemeinsam themen-
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Ausgangspunkt der Zusammenarbeit
Sozialarbeitern in der Beratungswohnung

Beratung, wenn sie von anderen sozialen Institutionen ge­schickt werden. Für die Beratung schafft dies oft ungünsti-

Stadtrand im Norden Eckenhaimg* Sie wurden Ende 197V Anfang
1975 von 16^ Mietparteien mit ca. 500 Personen bezogen.

MM

Freud-Straße sind die komplexen 
die in den dortigen Hochhäusern

Aufgrund dieser Probleme hat das Sozialdezernat der Stadt 
Frankfurt in einem der Hochhäuser im Mai 1977 eine Bera­
tungswohnung eingerichtet. Drei Sozialarbeiter von der So­
zialstation Eschersheim haben den Auftrag mit dieser Woh­
nung als Stützpunkt in der Sigmund-Freud-Straße Familien­
fürsorge in Verbindung mit Gemeinwesenarbeit zu machen. 
Mitarbeiter des KinderbehandlungsZentrums und ein Rechts­
anwalt haben sich diesem Projekt angeschlossen.
Das gemeinsam entwickelte Beratungskonzept sieht vor, daß 
unterschiedliche Bereiche wie Familienberatung, Familien­
fürsorge oder Rechtsberatung nicht losgelöst von einander 
angeboten werden. Das Team versucht vielmehr die Klienten 
gemeinsam zu beraten, die einzelnen Berater haben lediglich 
unterschiedliche Schwerpunkte.

psychosozialen Probleme, 
gehäuft auftreten.

Aus den unvermeidlichen Spannungen entstanden offene 
Aggressionen, die sich in Prügeleien, Zerstörungen und 
Brandstiftungen Luft machten.

Die ersten Erfahrungen haben gezeigt, daß die Beratungswoh- 
nung vorwiegend von den unteren Schichten, die bereits Kon­
takt zum Sozialamt haben, aufgesucht wird. Dabei reicht das 
Problemspektrum von Fragen der Erziehungs- und Familienbera­
tung über Probleme der materiellen Unterstützung (z.B. BSHG 
oder Wohngeld), Hilfestellungen beim Zugang zu anderen 
Institutionen»bis zur Beratung bei rechtlichen Fragen (z.B. 
Ehescheidung, Kaufverträge, Mietrecht). Für Kinder mit 
Schulschwierigkeiten werden Hausaufgabenhilfen organisiert, 
auch Deutschkurse für ausgeschulte Jugendliche, die immer 
noch nicht schreiben können.
Neben der Beratung versucht das Team Gruppenaktivitäten im 
Freizeitbereich anzuregen. So fand im letzten Sommer ein 
Ausflug mit kinderreichen Familien in den Taunus statt. In 
der Ferienzeit organisierten Bewohner mit Mitarbeitern des 
Teams wöchentliche Ausflüge in den Zoo, zum Flughafen usw. 
Diese Fahrten fanden großen Anklang, weil die meisten Fa­
milien kaum je aus Eckenheim rauskouen. Seit Herbst läuft 
ein Nähkurs. Das Nähen ist hier der konkrete Anlaß zum Zu- 
sammenkoamen von Frauen.

zu Erziehungs-

an der Sigmund—
der Erziehungsberatung mit

und die sozialen Randgruppen kommen eher

Erziehungsberatung wird weitgehend von Angehörigen der 
Mittelschicht aus eigenem Antrieb genutzt. Die Unterschicht

Bedeutung und Probleme der Beratungsarbeit in den Hochhäu­
sern der Sigmund-Freud-Straße

ge Voraussetzungen. Die Erfahrungen der Erziehungsberatungs­
stelle bestätigen dies, obwohl der Anteil von Klienten aus 
diesen Schichten, die aus eigenem Interesse kommen gestie­
gen ist. So ist es notwendig, andere Zugangswege und Bera­
tungsformen zu entwickeln, um diese bei der Bewältigung 
ihrer Probleme zu unterstützen.
Die Hochhäuser Sigmund-Freu-Straße 119 und 12^ liegen am

Neben typischen Hochhausproblemen, wie fehlende Infrastruk­
tur und fehlende Identifikation der Bewohner mit dem Wohn­
gebiet, waren in diesen Häusern, durch die Finanzierung und 
die damit verbundene Belegungspolitik des Wohnungsamtes, so­
ziale Konflikte unter den Mietern von vorneherein angelegt. 
So wohnen hier anteilmäßig

- Rentner und kinderreiche Familien,
- Polizeifamilien und ehemalige Obdachlose
- Behinderte und alleinstehende Mütter, 
- Mittelschicht und Ausländer

zusammen. Ein hoher Prozentsatz sind Sozialhiiree.pfänger. 
Ein solches "Integrationsprojekt" konnte nicht gut gehen.
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gen, (Stichwort Unterschichtsberatung)

- hier findet auch Erziehungs­
statt, Jedoch unter ziemlich

Viele werden sich fragen, was Erziehungsberatung in dieser 
Beratungswohnung zu tun hat. Für die Mitarbeiter der Erzie­
hungsberatungsstelle ist diese Arbeit von verschiedenen Ge­
sichtpunkten her wichtig:

(f 
Q

■t«. •

Neben dem Erzählen von täglichen Sorgen entstehen hier Kon­
takte, die über den Nähkurs hinausreichen. Die Wohnung ist 
für manchen auch einfach zum Treffpunkt geworden. Wer Lust 
zu einem Schwätzchen oder einem Spiel hat, läßt schon mal 
das allabendliche Fernsehen sein und trifft sich mit der 
Nachbarin, die man sonst nur im Fahrstuhl sieht. Diese Ak­
tivitäten beziehen sich, wie oben schon angedeutet, auf An­
gehörige der Unterschicht. Von den anderen sozialen Grup­
pierungen werden sie gemieden. Daran wird deutlich, daß 
sich auch an der Nutzung der Beratungswohnung die sozialen 
Spannungen in den Häusern spiegeln. Ziel der Arbeit der Be­
ratungswohnung ist Jedoch auch, daß sich alle Mieter ge­
meinsam für eine Verbesserung der unerträglichen Wohnbedin­
gungen einsetzen, statt daß sie sich gegenseitig bekriegen. 
Deshalb unterstützt das Team eine Initiative von Mietern, 
die einen fest angestellten Hausmeister fordern. Denn für 
die Hochhäuser ist nur ein sogenannter Sied-.ungsbeauftrag- 
ter zuständig, der weitab vom Schuß, tausende von Wohnungen 
zu versorgen hat. Die Folge ist, daß notwendige Reparatu­
ren erst nach Wochen erledigt werden, und sich niemand ver­
antwortlich fühlt. Bei dem bestehenden Aggrsssionspotential 
verwahrlosen die Häuser immer mehr. Die Mieter resignieren 
und ziehen sich zurück mit der Hoffnung, möglichst schnell 
eine neue Wohnung zu finden.
Hier steht auch unsere Arbeit noch am Anfang. Es ist uns 
noch kaum gelungen, die vorherrschende Iso'.ation abzubauen 
und über gemeinsame Aktivitäten neue Kommuiikationsstruktu- 
ren zu entwickeln, die zu einer Verbesserung der Lebensbe­
dingungen in den Hochhäusern beitragen. Debei bilden vor 
allem die Vorurteile zwischen den sozialer Mietgruppen eine 
große Schwierigkeit - wir erfahren immer vreden wie schwer 
es ist, die sogenannten Asozialen mit den Mittelschichten 
an einen Tisch zu bekommen.

und Familienberatung 
anderen Voraussetzun-

- diese Arbeit ermöglicht viel besser die Lebensbe­
dingungen der Leute kennenzulernen, diese zu ver­
stehen und auf eie einzugehen. Dabei erfährt man, 
daß Erziehungsprobleme oft im Kontext von vielen 
anderen Problemen zu sehen sind und entsprechend 
nicht isoliert gelöst werden können. Diese Erfah­
rungen wirken auch zurück auf die Beratungstätig- 
keit in der Beratungsstelle,

- die direkte Kooperation mit Kollegen aus der So­
zialstation und anderen Bereichen verhindert eine 
schädliche) Spezialisierung und ermöglicht Lern­

prozesse, wie man vor Ort gemeinsame Strategien 
zur Unterstützung einzelner Familien entwickeln 
Kann.

X*.- *
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SSäXÄS: 
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Äi^‘
^ihrt^ do Zentrums und

UM die gute Zusammen ar-

EfnzuMsbereich und mit der 
5S?e ^^eide-»traue mit einbezogen«.

Die Mühen der Straßenfegt-Vorherei- 
.tungen haben sich gelohnt, wie man er-

freut feetstente: Von mittag«- » U« fn 
.Abendstunden herrschte zeitweise 

«««heim, wo die ^lenTä**^ 
ner zunächst etwas ängstlich hinter den 

^^lugtes. so etwas hatten 
sie noch nicht erlebt. Do drängten 
manchmal 300 bis 500 Kinder undzr- 

^hlrelcben. Ständen, da erfüllte sich die Straße plötzlic^S 
S* wf’ KIhdergebabbel und
mit Musik jetzt hatten auch die An­
wohner plßtzUch mehr Zutrauen: Es 
w < ja nur ein Fest
K können Musikinstrumente ge- 
bastelt werden“, verkündete ein Schild

dw 3*«^ Nebenan de- 
„Dreikäsehochs- mit ^^/nzieher und Hämmerchen 

einen Fernsehapparat, bosselten und 
tfhr ^«reifer. Andere hjei-
r8tiU’ 811 man e“e 
Gesichtsmaske anfertigte.

। cisMiuus aucn Geld für unsere Arbeit 

SÄfc’Ä60-
UjWteHe) hat lange um die f inanziel, 

kämpfen müssen und ist
WJ m der Lage, seinen Ti 

> (Frenpgeshekn, 
FrgnKfiktar Berg) auf

und Ebbelwei eingeladen. Jugendliche 
SnhhtG\fM2Slk^Auch floriert* der 
Flohmarkt, der Wurstchenstand hatte 
Und Spa u bfim Bücha«nwerfen, ÄufiaL 
end noch das Sprachengewirr. Halle- 

ner Griechen, Türken und Jugoslawen 
fanden das Fest gleichfalls toll.

andere staunten über den Zuspruch
Mitglied 

nXfder auch nicht? So
lernt man auch sie kennen.

<ganZ Mitglieder derFraktionen und des Ortsbeiratea mal 
vorbeigeschaut haben«, meinte jemand 
dpr dei? z.enKtrum- Auch die Leute von 
^p^P,G Stube WeS>cheidestraße regi- 
rtnerten es mit Zufriedenheit: „Unser 
Problem ist auch ihr Problem'*, sagte

Auf Riesenplakaten präsentierte 
man seine Sorgen: „Wir brauchen end- 
T? e’n Kinderr und Jugendhaus’ Seit 
Jahren verspricht di? Stadt das.Haus zu 
bauen. Doch nichts geschieht Jetzt hat 

n°^>h dle Feuerpolizei unsere bis- 
1 u^d wir (60। Kinder) sitzen auf der Straße’ Die Stadt 

soll endlich das Haus bauen. Und bis 
dahin soll sie das Geld geben, das wir 
Hcht^en’-UT dle allen Räume herzu- 
ichten, wie die Feuerpolizei es will!“ dd

Tättgkeitsbe- 
Uckenheim,

kXi 21 erw*teP- ®» gibt auch 
keine Wartezeiten, „weil wfr personell erläXue dii
Mitarbeiterin Gerda Stösslhgtr.
den^Fß0?1 Unter,tütZimg durch

ApM Stunden gehörte die Straße den Kindel
-Kkxto**“«<>">«««n.m. Pn«.nfl«h.lm / M.h, KonUM. knOpf«, ‘

n*ben derMädtl- 
nun

S3=s®5
j». ai' ’ 
LaJMfetraöe und KreuzrtrMia 
ä^hke^^Cnrch^^erl»far 
armieij gesperrt .worden. ’
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Kinderbehandlungszentrum kommunal ?
Ortsbeirat plädiert für die Stadt als neuen Träger

Fo

da^ bei einer Kommunalisierurtg 
k '' ■ ■'

Kia - F? jnResheim. — Im Mm Kinderbehandlungszentrum in Prtungesheim 
fing es verwiegend bei der Jüngsten Ortabeiratssitaung des Ortsberirkea 10 
(Berkersheim. Bonames, Eckenheim. Frankfurter Berg. Preungesheim). „Diejenigen 
fceute, die die Kinder behandeln, tollen nur behandeln und sich nicht um finaniielle 
Dinre kömn/ern müssen“, betonte ein Sp< mier der CDU-Fraktion. Dies war eine 
der Begründ men für den Antrag der ( D( Fraktion, das Kinderbehandlungs- 
sentrnm einer kommunalen THgrrscfcaft xi unterstellen. Für den Stadtteil Preun- 
geaheim sei .. itjrunu der dort aahlreicb auf tretenden sozialen Problemfälle ein 
Kinderheiiand migsxntrum notwendig stellt* die CDU In ihrem Antrag weiter fest 
Doch die WeHrrführung Zentrums tot lurch-firianiieUe Schwierigkeiten ge­
fährdet.

Die Behandlung der sozial geschädig­
ten Kinder in diesem Zentrum — so die 
Mitglieder der Initiativgruppe — sei 
bisher dadurch erfolgreich gewesen» 
daß man engen Kontakt zu Schulen. 
Kindergärten und Sozialarbeitern ge­
habt hätte. Auch die Tatsache, daß es 
keine Wartezeiten gäbe, sei für die Be­
handlung von hohem Wert: „Wir mäi-

Die Bedenken von selten der SPD, 
daß bei einer Kommunalisierung die 
erfolgreiche Behandlung nicht mehr 
weifergeführt werden könne insofern, 
als lange Wartezeiten auftreten könn­
ten oder daß statt des behandelnden 
Kinderarztes ein Aptsarzt an dessen 
Stelle treten könnte, wurden von einem 
Sprecher der CDU-Fraktion mit den 
Worten: „Kinder haben für uns Vor­
rang, egal von wem sie behandelt wer­
den“, beantwortet.

besi hiessen j 
erordneter.-

Beschlu ß-

aüerdings, daß für die in Berkersheim 
entstandene Wendeschleife der Linie 13 • 

oon Mark au>HO0cben worden .wa* j 
rei. Allgemein meinte «ian •BuflßaFn,.

Mit etwas weniger Enthu^i; sn.u*

CDU. der mehrheitlich 
wurde, wird nun der Stad’.’ 
Versammlung zur \wi uvo 
fasMung vorgelegt.

m*n fühlfc MCh. übergangen. Uber Vor- 
ccnKige, wie zum Beispiel über eine 
Unterführung der Linie nach Harheim 
W* Nieder-irlenoach, werde im Mu- 
<btrat nicht nachgedacht.

Mit VerkehrsproblemeR hatte auch 
dar nächste Antrag der CDU-Fraktion 

tun, indem sie eine winterfeste Be­
pflanzung im Bereich der Siedlung 
Frankfurter Berg und der Autobahn 
A6(5l forderte. Die im angrenzenden 
IWunderweg wohnenden Bürger wür- 

durch diese Bepflanzungen einen . 
WihntBchen Lärmschutz erfahren, j 
Auch führe ein Spazierweg zur Klein- * 
gartenanlage entlang der A661, so daß ; 
.kua optischen und akustischen Grun- i 
WA eine Bepflanzung der Böschung i 
sinnvoll und richtig ist“, wie von der ' 
CPU formuliert wurde. Nach dem Plan 
dM CDU sollten die Anlieger mit ge­
staffeltem winterfesten Grün (Tannen) 
vw dem lästigen Lärm der Autobahn 
geschützt werden.

The Sudt hi ...fort *e>
hen des Zenum-.« zwei Drittel (2*) (nO 
Mark» der Kosten verah? d« di»’ Initia­
tivgruppe Kem«* Mit!«’! »alte, unö da> 
Land Hessen soL'U da> m sU; ht Drittel 
tn Kosten tragen Tauächiici’ mußte* die 
Stadt jedoch di<- gesamte Finanzierung 
übernehmen, do; das I. id nt’te ii.r 
IÜ77- kerne Lnun/eile Mytel zugeaag- 
und zwar miT der Bfgiümhmg dwß die 
rechti cnen Voraussetzungen- ...ch: ge- 
< /•- : — ’i

* ’ t

rN « n seien. Die Initativgruppe näm- 
1 h — ein eingetragener Verein mit 
.« Flüche.- Anerkennung — hätte eben- 
fail? ein Drittel zahlen müssen, damit 
d» Land Hessen sein Drittel dazu bei­
trag Urn nun die finanziellen Proble­
me t es Rehandlungszentrums aus dem 
Wege zu räumen, schlug die CDU-Frak- 

I Hon eine Kommunalisierung vor, denn
die Stadt iretge ohnehin d.e gesamten 

1 Kosten. 1

wurde die geplante Stillegung der SU» 
ßenbahnlinie 13 (nach Bcrkershe’io. . 
diskutiert, die nach Ansicht des Maci- ; 
strats am 15. April 1978. erfolg» n soll. 
Gründe dafür sind: Parallel verkehr ’i’. 
U-Bahn-Linie B 1, Eelr:eb.-unwirtsdxf*- 
lichkeit von Seiten des FVV, die UniaT 
gefährdung aufgrund eingleisiger • 
Schienenführung und besonders der 
Kurven, und außerdem wurden Zu- , 
tAüsse für die Verlängerung der Linie ' 
B I entgegengenommen nur unter -Jet 
Bedingung, die Linie 13 zu kappen

Absurd erscheint es dem Ortsbeuat .

unsere Arocitsmogluhk< Hvn nng» - । 
schrankt werden.' Der Antrag cc: ।
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die im msUndigen Ortsbeirat dast

;en die Stimmen der SPD und
angenommen wurde long

Hitzig argumentiert 
. * > •

Ortsbeirat 10: Erregung über Kpnmunalisierungsantrag

inÄ# 
Ttam 
echez

Radarkontrollen
Radarfcontrollen finden am Sams­

tag irh Ostend, in der Mainzer und 
Hanauer Landstraße, in Fechenheim, 
Bad Soden, Schwalbach und Sulz­
bach statt.

tloo, g 
am N! 
tarier 
Kon^i 
Komm

Die Atmosphäre bei der jüngsten Sit­
zung d^'Ortsbwrats 10 in Preunges- 
hdnf war aufgeheizt: Bei einigen Fla­
schen ^i^eaujolais Vlllagea, primeur“, 
spendier von der CDU-Mehrheitsfrak-

sich im „Haus Ronneburg* 
■ohRustag die Stadtteilparlamen- 
ipnahe in dir Haar«. Anlaß der 
Mtvt: ein CDU-Antrag auf 
Avisierung des ^Jnderbehand- 
Witrums', einer Privatinitiative 
jjFrtüngeshelm.Dbrt versucht ein 
taget Leute (gelt lf76 mit stÄdti- 
FOrderung) Erzu+hmgsproblemen

in d*n ^Netstandsgebieten* von Ecken- 
beim. Berkersheim, Preungesheim und 

' der Siedtat Frankfurter Berg zu Leibe
zu rücken.

JDa dte Stadt schon die gesamte Fi- 
namiemng Übernimmt“ und „aus Grün­
den der Verantwortung über die Ver­
wendung Öffentlicher Mittel“ will nun

Hch <m< 
der FDP

Projekt in kommunale Trägenschaft überführen.
Dagegen wihrten sich Freunde und 

Mitarbeiter des Kjnderbehandlungszen- 
trums. Ur. Banate Cogoy, Soziologin in 
der EMemberatung: „Die Kommunali­
sierung w^rde unser ganzes Konzept

stadtteilbezogener und bevölkerungaBa- 
her Beratung gefährden. Nur die private 
Trägersehaft ermöglicht eine prophy­
laktische Arbeit.“

Auch der SPD-Fraktionsvorsita<hfle 
Dietrich Weiß, kritisierte das Vorhaben 
der CDU; „Ich kann mir nicht verstel­
len, daß Sie das Kongept gb^rhaupt 
kennen. Diege Arbeit bedarf in besonde­
rer Weise einer Konzeption, die nicht 
realisierbar ist, wenn die Beratungsstel­
le unmittelbar der öffentlichen Verwal­
tung zugeordnet wird." v . ■

Weiß plädierte ebenso wie sein Kolle­
ge Hellmuth Wollenberg (FDP) dafür, 
sich mit Mitarbeitern und der wissen­
schaftlichen Begleitung des Kinderbe­
handlungszentrums erst einmal zusam- 
menzusetzen, bevor über de® Antrag 
entschieden wird.

Im Verlauf der dreistündigen Debatte 
kam es In der Frage finanzieller Zusi­
cherungen des hessischen Sozialmlni- 
btara für das Zentrum zu tumultuari- 
achen Szenen, als der CDU-Stadtverord­
nete Oskar Pfreundscbuh den Minister 
Annin Clauss der wiederholten Lüge 

,bezichtigte. Wolfgang Hescher (CDU) lö­
ste mit der Bezeichnung „Lügner“ für 
weitere namhafte SPD-Politiker den 
Auszug der SPD-Fraktion aus dam Sit­
zungssaal aus.

Erat als Kescher die diskriminieren­
den Äußerungen zurückgenommen hat­
te und Weiß für seine Fraktion den 
Ausdruck „Faschisten“ zurücknahm, der 
im Getümmel mehrmals gefallen war, 
setztep die Fraktionen ihre Debatte 
über den CDU-Antrag fort, der schließ-

' ■*
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Teil bezahltzu
KinderbehandlungMentrum in Finanznot / Ausschuß vertagt

11

Dm Kinderbehandltingazentrum 
Preungesheim Ist seine Exitatenzsorgen 
noch immer nicht los. Seit dem Früh­
jahr „überstürzen“ sich die Zulagen, 
Versprechungen oder Ablehnungen der 
Finanzierung von den drei Rathauapar- 
telen. Auf der letzten Sitzung des 
Jugend- und Sozialausschuases konnte 
nicht darüber entschieden werden, ob 
die Stadt die Deckungslücke im Haus- 
hfllt der bewährten, privaten Brzie- 
hungsberatungsstelle übernehmen wird 
da die CDU-Mitglieder diesen Sitzungs­
punkt vertagen ließen. Sie hatten noch 
nicht in ihrer Fraktion endgültig dar­
über diskutiert, ob sie der Übernahme 
der rund 96 900 Mark zustimmen sollten.

Jugendamtsleiter Herbert Faller erin- 
tterte bei der Ausschußaitzung auf eine 
Frage der SPD hin davon, daß die Mit- 
ÄTbetter und die Klienten der Errie- 
hjWberttungsstelle seit Frühjahr im 
Ungewissen über die Zukunft ihrer 
Arbeit seien. Die finanziellen Schwie­
rigkeiten seien inzwischen derartig an­
gewachsen. daß die letzten Geholter für 
die Mitarbeiter nicht vollständig hätten 
ausgezahlt werden können.

Der CDU-Ausschußvorsitzende Paul 
Labonte kam nach diesen Informationen 
mit Faller überein, daß die CDU aut 
ihrer nächsten Fraktionesitzung am 23. 
November diesen Punkt abschließend 
beraten und Faller dann unbürokratisch 
von dem Ergebnis unterrichten wolle. 
Faller wird dann versuchen „so schnell 
wie möglich zu helfen“, wie er auf An­
frage versicherte.

Das Kinderbehandlungazentrum, in 
dem Ärzte, Psychologen und Sozialar­
beiter gemeinsam arbeiten, hat nach 
eigenen Angaben inzwischen schon 
28 000 Mark Schulden bei der Bank. 
„Wir haben den Kredit aufgenommen, 
weil uns von allen Seiten feste Zusagen 
gemacht wurden“, erläuterte der Sozial­
arbeiter Christoph Rüsch. Die Mitarbei­
ter hätten inzwischen das Gefühl, von 
allen möglichen Stellen im Stich gelas­
sen zu werden. Seit dem Frühjahr habe 
man ihnen immer wieder Versprechun­
gen gemacht — und nicht eingehalten.

I Die Unsicherheit schlüge sich sehr 
I negativ auf die Arbeit der Erziehungs­

beratungsstelle nieder. Die Eltern über­
legten, ob aie angesichts der ungewi 
Zukunft sich noch beraten lassen sollten 
und das Mitarbeiter-Team sei durch 
ständige Diskussionen über die Fiiwns- 
lage zusätzlich angespannt und überfor-

Gehälter wurden nur
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Von unterer Mitarbeiterin Gabi Schwall

1

der

4.

\
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amm Hier Seieh durch dieArbeit der Berater mit Eltern und Kin- 
thfn’ T1 es,als oder Bewegungs­
therapie -oder al® besondere Sprach- 
ooer Intelligenzförderung, deutliche Er­
folge erzielt worden.

noch genehmigen zu lassen, ging es bei 
der Veranstaltung.

Daß das KinderbehandlungszentXum 
gute upd sogar mustergültige Arbeit lei- 
ate, daran mochte — zumindest öffent­
lich ■— keiner zweifeln. Was die CDU als 
Ablehnungsgründe nannte, war denn 
euch außer »man muß die Arbeit erst 
auf ihre Effizienz hin überprüfen". Und 
man kenne auch kaum das Konzept („sie 
haben sich auch in den vergangenen 
Jahren trotz Einladungen noch nie bei 
uns sehen lassen“, konterte darauf ein 
Mitarbeiter): vorwiegend ein Beharren 
darauf, daß das Land doch seinen Anteil 
bezahlen solle. Dann wäre die Finanz­
lücke gedeckt. („Wenn die Arbeit so 
mustergültig ist, dann soll das Land 
auch seinen Modell-Anteil daran be­
zahlen“.)

Zum Schluß der Diskussion über die 
Arbeit des Kinderbehandlungszentrums 
deutete der CDU-Stadtverordnete Horst 
Hemzahl jedoch an, die „Konsequenzen 
ergeben sich aus der Praxis der Vergan­
genheit“. Herausgefordert, diese An­
deutungen zu präzisieren, erklärte er

Wird eine erfolgreiche Einrichtung gekippt?
CDU will Zuschuß für Erziehungsb^rütungsateile in Preungesheim nicht erhöhen / Kontroverse Diskussion

'r t»f isetAuim »wi ocjtr jo;

atm Kmd und der Beraterin wurde

Ideen, schlug ständig dem Kipd vor, was 
’iTm!n machen könntc’und 

eigene Vorstei..ungsn zu entwickeln.

Verein „Gesellschaft Erziehung und 
Elternarbeit“, der mit seinen 12 Mitglie­
dern und jährlichen Spenden von knapp 
11 000 Mark nicht in dar Lage ist, für 
sein Finanzierung&drittel aufzukommen. 
Seit Bestehen des Kinderbehandlyngfi- 
zentrums hat deshalb die Stadt Frank­
furt sowohl ihren Beitrag als auch den 
Anteil des Trägers übernommen.

Das Land Hessen hat »eit 1976 festge- 
legt, daß es nur noch Erziehungsbera­
tungsstellen auf dem ^flachen Land“, 
.vorwiegend in Nordhessen, finanöenm 
wird („die sind dort unterversorgt“), und 
so war die Stadt gezwungen, schob 1976 
durch den Nachtragshaushalt das Defi­
zit auszugleichen.

Die SPD-Fraktion im zuständigen 
Ortsbeirat 10 hatte deshalb beantragt, 
den ursprünglich aut 252 000 Mark feet- 
gelegten Zuschuß um 100 000 Mark zu 
erhöhen, „um die Arbeit des Zentrums 
zu sichern". Die CDU dort jedoch lehnte 
ab, und um die Gründe für die Ableh­
nung und die Möglichkeiten, die$en Zu­
schuß vom Stadtparlament nun doch

der des Kinderarztes im Haus von Leh- 
S',zialstati°n oder der Erzieher 

in die

feiten für die Beratung hätte. Inner- 
PU W0Che die

eiD^n Terrnin für ein 
^«P^ch. Dies sei 

Großä^J1?^ wiototi«’ weü ein 
d* Eltern nicht aus eigenem Antrieb, sondern auf Vorschlag ent^

be“^^ X8 
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:“ääsä nässen, nicht mit Bettruhe und Tablet-

211 tVäUc u weü SIe aud>lisch« Ursachen hätten (psychommatu

s,e seIbst die Unselbständigkeit 
unsachte ihrer Tochter mitver- ÄSSäSSÄS S 

£nem dichtbesiedelten Gebiet (30WQ 
Bewohner auf sehr engem Raum, 
ro?jalem Zündete« eingerichtet w

Und ist E’wunterung. ihr Kon­zept der Stadtteilaxbett wdt« X 
bauen, wa. bedeutet, daß sie mit 
allen sozialen Institutionen ihres Kin- 

(also Jugenddubs, 
Kindergarten, Sozialstationen und be-

I “ten Wg

& äs 
ohne die Mutter eihschlafen würde. Bei 

Spielen der Mutter mit

Kinderbehandlungszentrums ist

auch die Mutter ständig
•im Hilfe, obwohl es viele Sachen schon

dann, wenn nach erneuten Ver­
handlungen mit dem Land Haasen 
immer noch eine Lücke in der Finanzie­
rung bestünde, dann müsse eben die 
Stadt dafür einspringen.

Daß die Arbeit des Kinder behand­
ln ngszentrums notwendig und bislang 
auch sehr erfolgreich gewesen sei, daran 
bestanden bei der Diskussion keine 
Zweifel.

In ihrem Jahresbericht dokumentier­
ten die Mitglieder des Beratungsteama 
(vier Psychologen, zwei Sozialarbeiter, 
eine Sozialpädagogin und eine Sprach­
heillehrerin) ihre Arbeit Im vergange­
nen Jahr haben 145 Familien mit ihren 
Erziehungsproblemeo. dort Hilfe ge­
sucht.

Die Preungesheimer Ersieh ungsbera- 
tung bemüht sich im Gegensatz zu vie­
len herkömmlichen Beratungsstellen, 
das „soziale Umfeld“ der Kinder mitein­
zubeziehen. Das bedeutet, daß den rat­
suchenden Eltern nicht einfach Rat­
schläge gegeben werden, wie sic mit 
ihren Kindern besser auskommen kön­
nen, sondern die Erziehungsberatung Ist 
schwerpunktmäßig eine Elternberatung.

Eihe sehr temperamentvolle Mutter 
zum Beispiel kam mit ihrer fünfjähri- 

(Fortsetzung auf Seite 14)

„Verdammt noch mal, es geh; hier um 
die Kinde»-, denen geholfen werden 
muß“, platzte «ne engagierte Mutter 
nervös-wütend in das Parteien^ezMnk 
um das Preungesheimer Kinderbehand- 
lungazentrum. Um Über die finan­
ziell« Gefährdung — die CDU-Fraktion 
im Ortsbeirat 10 lehnte eine zusätzliche 
Förderung mit 100000 Mark ab — dieser 
zwei Jahre alten freien Erziehungsbera­
tungsstelle zu diskutieren, hatte der 
Arbeitskreis Karl-Kirchner-Siedlung 
die verantwortlichen Politiker und die 
betroffenen Eltern aus den Stadtteilen 
Preemgeaheim. Eekenbeim u«d Frank­
furter Berg in das Gemeindehaus der 
Kreuzgemeinde emgeladen.

Die Finanzsorgen dieses Kinderbe- 
handlungszentrums, wo eine Kinder­
arztpraxis und ein Team von Psycholo­
gen. Sozialarbeitern und Sozialpädago­
gen kostenlose Erzichungsberatung lei­
sten. sind so alt wie das Zentrum selbst 
Für derartige Einrichtungen der freien 
Wonlfahrtspflege gilt in der Regel ein 
„Drittel-Modell“ zur Finanzierung: ein 
Drittel aller Kosten zahlt der Träger, 
das andere Drittel die Kommune und 
das letzte Drittel das Land.

Der Träger des staatlich anerkannten
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Hunderttausend Mark fehlen
Arbeit der Erziehungsberatungsstelle ist gefährdet
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solchen Einrichtung gerade in einem 
sozialen Problemgebiet, wie es das 
Einzugsgebiet Eckenheim, Preunges­
heim und Frankfurter Berg zum Teil 
darstelle. Vor allem die besonders gute 
Zusammenarbeit mit Ärzten, Kinder­
ärzten, Schulen, Eltern und Mitarbei­
tern aus anderen sozialen Einrichtun­
gen verleihe der Beratungsstelle den 
Charakter einer Modelleinrichtung.

Der Stadtverordnete Horst Hemzai 
antwortete für die CDU, daß man es 
wohl ablehnen werde, das erwartete 
Defizit auszugleichen. Man habe aber 
einen Antrag in der Stadtverordneten­
versammlung gestellt, den Magistrat 
aufzufordem, noch einmal mit dem 
Land Hessen zu verhandeln, damit die­
ses die Förderungswürdigkeit des Pro­
jektes anerkenne und die Finanzlücke 
im Haushalt lg77 von ihm übernommen 
werde. Was die inhaltliche Konzeption 
betreffe, so wolle man das Fachdezer­
nat mit einer Überprüfung beauftragen. 
Im Falle einer Ablehnung durch das 
Land Hessen ergäben sich die Konse­
quenz«! „aus der Praxis der Vergant 
genheit".

sf. In einem Punkt waren sich am 
Mittwochabend auf der öffentlichen 
Sitzung des Arbeitskreises Karl-Kirch- 
ner-Siedlung alle einig: die Erziebungs- 
beratungsatelle im Kinderbehandlungs­
zentrum m Preungesheim muß weiter­
geführt werden. Nicht einig war man 
sich dagegen, wer in Zukunft die Ko­
sten dafür zu übernehmen habe. Nach 
Auskunft der Mitarbeiter fehlen etwa 
100 000 Mark, um die Arbeit über den 
September hinaus fortführen zu kön­
nen. Bisher hatte die Stadt Frankfurt 
den größten Teil der Kosten übernom­
men und auch das Defizit, das 197Ö ent­
standen war, gedeckt Das gleiche Ent­
gegenkommen erwarteten die Mitarbei­
ter das Kinderbeljandlungszentrum« 
deshalb auch für dieses Jahr, da die 
übliche Regelung für die Finanzierung 
freier, gemeinnütziger Träger — je eki 
Drittel Träger, Kommune und Land — 
in diesem Fall nicht angewendet wer­
den komrte.

Die«' liegt zum einen daran, daß der 
Trägerverein, die „Gesellschaft Erzie­
hung und Elternarbeit“, über keine Ei­
genmittel verfügt, da Beratung und 
Therapie kostenlos sind und die Spen­
den bei weitem nicht ausreichen. Zum 
öderen hat sich das Land Hessen bis­

her geweigert, sein Drittel beinjsteuern, 
und rwar mit der Begründung. daß zu- 

1 • nächst Erziehungsberatungsstellen In 
untjerversorgten ländlichen Gebieten 
gefördert werden müßten. Dieses Drit­
tel ist es, das dem Verein jetzt fehlt, 
nachdem die Stadt bereits das Drittel 
für den Träger mitübernommen hat. 
Eir£ Antrag ah die Stadt, diese finap- 
nelif Lücke zu schließen, wurde bereits 
hn Mai- vem neu gewählten Ortsbeirat 
mit der Stimmenmehrheit der CDU ab- 
gelehnt

Da inzwischen auch ein entsprechen­
der Antrag der Stadtverordnetenver­
sammlung vorliegt, galt die entschei­
dende Frage am Mittwoch den Vertre­
tern der CDU, wie sie wohl diesmal 
entscheiden werde. Zuvor hatten die 
Mitarbeiter des Kinderbehandlungszen­
trums noch einmal ausführlich über ih­
re Arbeit berichtet und genaue Statisti­
ken des vergangenen Jahres vorgelegt. 
Sie selbat, Vertreter von Schulen, 
WohlfahrUverbänden, Kirchen sowie 
die Professoren Peter Kutter und Aloys 
Leber von der Universität Frankfurt, 
die beide die Arbeit der Erziehungsbe- 
r al ung »stelle wissenschaftlich beobach­
ten und untersuchen, betonten noch 
einmal die besondere Bedeutung einer
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Kinderbehandlungszentrum braucht Geld
Landesregierung will in Preungesheim kein Drittel zahlen

eia. Die Erziehungsberatungsstelle Im 
Kinderbehandlungszentrum in Preun- 
geaheim kann bei der Bewältigung ih­
rer finanziellen Schwierigkeiten mit 
der Hilfe der Stadt rechnen. Erwin 
Schöppner, der Voraitzende des Sozial­
ausschusses, hat ihr bei seinem gestri­
gen Besuch in ihrem Haus in Alt 
Preungesheim 2 zugesagt, er werde sich 
Anfang März in einem Gespräch mit 
Sozialminister Clauss darum bemühen, 
daß das Land ein Drittel der Kosten 
übernimmt, wenigstens ab dem Jahre 
1978.

Bel der Einrichtung der Erziehungs­
beratungsstelle vor eineinhalb Jahren 
war der Träger, der Verein „Gesell­
schaft und Erziehung e. V“, von der 
üblichen Finanzierung auagegangen: je 
ein Drittel Kommune, Land und Lan- 
deawohlfahrtsverband. Und auch die 
Stadt, die jetzt zwei Drittel der Kosten 
übernommen hat, hatte mit der Beteili­
gung des Landes gerechnet, obwohl es 
damals schon seine Bedenken angemel­
det hatte. Inzwischen fördert das Land 
aber nur noch Erziehungsberatungsstel­
len in unterversorgten ländlichen Re­
gionen. Daher steht die Beratungsstelle 
in Alt Preungesheim für das Jahr 1976 
mit einem Defizit von 22 000 Mark da, 
das die Stadt zusätzlich gedeckt hat. 
Noch verstärkt wird das Problem in 
diesem Jahr auftauchen, denn das Land 
hat auf den Antrag der Erzieher Jetzt 
schon mitgeteilt — und dies wurde ge­
stern von der Landtagsabgeordneten 
Dorothee Vorbeck bestätigt — daß auch 
1977 ein Zuschuß nicht möglich sei; zu­
gleich werden die Kosten aufgrund der 
sich ausweitenden Arbeit steigen.

Schöppner hält — genauso wie die 
Mitarbeiter der Beratungsstelle — die 
Priorität des Landes Hessen für nicht 
ganz berechtigt Wenn auch Frankfurt 
rein zahlenmäßig mit der Versorgung 
durch Erziehungsberatungsstellen ganz 
gut dastehe — für 45 000 Einwohner

gibt es eine Erziehungsberatungsstelle 
— so dürfe doch nicht übersehen wer­
den, daß hier mehr und dringendere so­
ziale Probleme anstehen als in ländli­
chen Gebieten. Und das gilt wieder be­
sonders für den Nordosten der Stadt.

Kennzeichnend für dieses Zentrum, 
in dem es außer der Beratungsstelle 
auch noch eine Kinderarztpraxla gibt, 
ist nämlich, daß die Mitarbeiter — Psy­
chologen, Soziologen, Sozialpädagogen 
— stadtteilbezogen arbeiten und nur 
Eltern und Kinder aus Eckenheim, 
Preungesheim und der Hochhaussied­
lung am Frankfurter Berg zur Verfü­
gung stehen. Brennpunkte sind die 
Hochhäuser in der Sigmund-Freud- 
Straße, der Karl-Kirchner-Siedlung 
und in den Hochhäusern am Frankfur­
ter Berg.

Seit August 1975 haben die Mitarbei­
ter 190 Familien betreut. Weiterhin 
melden sich regelmäßig wöchentlich 
vier bis fünf Eltern bei ihnen an. Sie 
werden meist von Lehrern, Kindergärt­
nerinnen oder von den Sozialstationen 
geschickt. Die Elternarbeit steht an 
erster Stelle der Beratung; erst wenn 
sich herausstellt, daß die Kinder beson­
ders große Schwierigkeiten haben, wer­
den sie therapeutisch behandelt Das 
heißt, sie werden in einer der drei 
Sprachheilgruppen, der Bewegunga- 
und Musiktherapie- oder der Spielthe­
rapiegruppe betreut Oder sie bekom­
men Einzel therapie.

Stadtteilbezogene Arbeit heißt für die 
Erzieher auch, daß sie zu den Betroffe­
nen hingehen, zum Beispiel in die 
Spielstube an der Wegscheidestraße, zu 
den Sozialarbeitern in der Sigmund- 
Freud-Straße oder in die Kita am 
Frankfurter Berg. Die Mitarbeiter sind 
zufrieden damit daß sich ihre Arbeit so 
ausweitet, denn das zeigt ihnen den 
dringenden Bedarf nach Beratung in 
diesen Stadtteilen. Nur fürchten sie» 
daß Mitarbeiter entlassen werden müs­
sen.
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über die Arbeit der Spielstube des Evan^eli-Bericht dem Wohnwagenstandplatzsehen Kegionalverbandes au
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Nach dem wiederholten Aufzeigen der Mißstände und der 
Vorlage eines Modells für den Anbau, der unseren Anforde­
rungen gerecht würde,erhielten wir Anfang des Jahres die 
Zusage, daß die Stadt im Rahmen der Konjaunkturbelebung 
den Spielstubenanbau vornehmen will. Ein schriftlicher 
Bescheid wurde jedoch bis jetzt nicht gegeben, so daß

Spielstube Bonames 
Wohnwagenstandplatz

Frankfurt, d. 24.6.1973

Nachdem im Juni i977 die Spielstube völlig ausgebrannt 
war, wurde die Kinderarbeit bis zum Dezember provisorisch 
im Jugendraum aufrechterhalten.
Die Renovierung der Spielstube wäre ein günstiger Zeit­
punkt gewesen, die räumlichen Verhältnisse auszudehnen 
und zu verbessern, um eine sinnvolle pädagogische Arbeit 
zu gewährleisten. Es erfolgte jedoch lediglich eine Re­
novierung der gegebenen Räume. Die Mängel und Kritik— 
punkte, die in den vorhergehenden Jahresberichten ange­
führt worden waren, wurden nicht berücksichtigt.Auch 
wurden die Mitarbeiter nicht in die Planung der Renovie­
rung einbezogen, ausgenommen die Wahl der Wandfarben.
Als einzige Verbesserung ist der Einbau einer Küche in 
dem ehemaligen Büroraum , der auch als Werkraum diente, 
anzusehen. Neben ihrem eigentlichen Zweck, mit den Kin­
dern zu kochen, hat die Küche noch mehrere Funktionen 
inne:
a)sie wird als Büroraum genutzt
b) mangels Platz werden hier sperrige Gegenstände wie 
Stelzen und Gartengeräte aufbewahrt
c) sie dient als Aufenthaltsraum für die Mitarbeiter 
während der Paused) sie wird als Aufgabenraum benötigt, in dem die Nach­
hilfelehrerin während der Spielstubenzeit ihre einzelnen 
Schüler unterrrichtet
Der wiederholt vorgetragene Antrag, wenigstens den 
Aservatenraum im Verwaltungstrakt zur Verfügung gestellt 
zu bekommen, hatte keinen Erfolg.
Die gesamte Spielstubenarbeit findet also in den zwei 
großen Räumen statt. Diese Bedingungen führen oft zu Kon­
fliktsituationen, da nicht in einem Raum gleichzeitig 
gehämmert werden kann, während noch die langwierige Er­
ledigung der Schulaufgaben stattfindet. Es fehlen Räume, 
in denen gezielt die Hausaufgaben betreut werden und die 
als Zimmer für Kleingruppenarbeit dienen. Ebenso fehlt 
ein Werkraum.
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seitens der Mitarbeiter der Eindruck entstehen wußte, . 
daß die Verwirklichung der Pläne und der Beginn des 
Bauens absichtlich verzögert wird. Im Interesse der 
gesamten Arbeit ist es unbedingt notwendig, den Bau 
schnellstens zu beginnen.

Die Spielstubenarbeit umfaßt die Betreuung im Kinder­
garten und im Hort. Der Kindergarten wird von zwölf 
bis vierzehn Kindern besucht, die in zwei Gruppen auf­
geteilt werden. In der einen Gruppe sind Kinder im Al­
ter von eineinhalb bis zu drei Jahren. Die Aufnahme der 
Kleinkinder erfolgte auf Anfragen der Mütter, die oft 
noch einen weiteren Säugling versorgen müssen, der die 
Pflege und Aufmerksamkeit der Mutter beansprucht. Au­
ßerdem ist es besser, die Kinder kommen frühzeitig in 
den Kindergarten als daß sie unbeaufsichtigt und
sich selbst überlassen auf dem Platz herumlaufen. In 
dieser Gruppe wird besonders versucht, auf die Strei­
chel- und .Zuneigungsbedürfnisse der Kleinkinder einzu­
gehen. Außerdem wurde das anfangs häufige aggressive 
Verhalten der Kinder gegeneinander eingedämmt, so daß 
die Kleinen langsam beginnen, miteinander zu spielen. 
Die Beschäftigung mit den Kleinkindern ist in den Fami­
lien gering, da oft mehrere Geschwister vorhanden sind 
und die Arbeit wenig Zeit übrig läßt.
Mit den Vorschulkindern üben wir in Hinblick auf die An­
forderungen der Schule bei den Schulreifetests. Diese 
Maßnahmen sind sehr wichtig, da die Eltern keinerlei 
kognitive und verbale Unterscheidungsmerkmale fördern 
können. Ebenso legen wir auf das Betrachten und Vorlesen 
von Büchern großen Wert, weil die Eltern zum Teil selbst 
nur mangelhaft lesen können. Außerdem machen wir Aus— 

- flüge in die Umgebung, damit die Kinder mit anderen Din­
gen und Verhaltensweisen in Berührung kommen, die auf 
dem isolierten Wohnwagenstandplätz nicht vorhanden sind. 
Die Bastelarbeiten dienen der feinmotorischen Übung und 
dem Erlernen von Fertigkeiten und Fähigkeiten. Auch ver­
suchen wir viel mit den Kindern zu spielen bzw- ihnen das 
Spielen beizubringen, weil sich im Spiel das Kind ent­
wickelt und sich entfalten kann mit den ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln.Nachmittags besuchen ca. 20 - 25 Kinder den Hort. Hier 
werden in erster Linie die Hausaufgaben betreut.Die Kinder 
des Wohnwagenlagers besuchen die mittelständig orientier­
ten Grund- und Hausptschulen und haben.infolge ihres So­
zialisationsdefizits große Schwierigkeiten mit.den Schul­
arbeiten.Die Anforderungen der Schule gehen größtenteils 
über die Köpfe der Kinder hinweg und nehmen keine Rück­
sicht auf die besondere Lebensweise im Wohnwagenlager. Wir 
bemühen uns, die Kinder vor dem Abgleiten in die Sonder­
schule zu bewahren.
Nach den Hausaufgaben finden Beschäftigungen wie Werken, 
Basteln und Singen statt, außerdem werden Rollen- und Be­
wegungsspiele gefördert.
Ein wichtiger Bestandteil der Hortarbeit besteht in den
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Aktivitäten, die außerhalb des Standplatzes laufen. So 
werden Kultureinrichtungen und -Veranstaltungen besucht 
(Museen, Theatervorstellungen, Schloß- und Kirchenbe­
sichtigungen), bei denen die Kinder sich .mit anderen 
Verhaltensnormen auseinandersetzen müssen und mit Dingen 
in Berührung kommen, die sie von ihren Eltern und ihrer 
Umgebung nicht erfahren können. Dies ist insofern wesent­
lich, damit die Kinder schon früh lernen, sich in anderem 
Rahmen zu bewegen und auf Leute einzugehen, die anders 
sind als sie selbst.
Seit kurzem versuchen wir auch,eine Mittelgruppe aufzu­
bauen, die aus sechs Kindern besteht, die dem Angebot der 
Spielstube entwachsen, aber noch zu jung für die Jugend­
gruppe sind.
Ferner besteht eine jugendliche Mädchengruppe, die sich 
regelmäßig zum Basteln, Nähen und Unterhalten nach der 
Hortarbeit in der Spielstube trifft. Die zielgerichtete 
Jugendarbeit scheiterte in diesem Jahr einerseits, daran, 
daß der neue Sozialarbeiter seine Arbeit erst Ende Mai 
aufnehmen konnte, zum anderen verweigerte uns bis heute 
die Stadt den Zutritt zum Jugendraum, den die Jugendli­
chen sehr benötigen und selbst renovieren wollen. Die 
sofortige Aufnahme der Jugendarbeit im Clubraum ist un­
bedingt notwendig, da sich die Konflikte der Jugendli­
chen auch außerhalb sehr vermwhrt haben.
Außerdem wollen wir die Erwachsenenarbeit verstärken, die 
sich bis jetzt auf Gespräche, Kinoveranstaltungen und 
Ausflüge mit Müttern und Kindern beschränkt. Auch wollen 
wir uns mehr mit den älteren Menschen beschäftigen, der 
Anfang dazu soll mit Kaffeefahrten und Besuchen von städ­
tischen Einrichtungen gemacht werden.
Um die gesamte Arbeit sinnvoll zu gestalten und alle an­
fallenden Arbeiten optimal auszuführen und zu erledigen, 
sind wir personalmäßig mit drei hauptamtlichen Mitarbei­
tern, einer Teilzeitkraft und einem Ersatzdienstleisten­
den unterbelegt.

*
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Der Schrott vor dem Wohnwagen sichert den Lebensunterhalt
Magistrat will an der Bonämeser Straße einfache Wohnungen öäüeM / Bewohner fürchten um Ihre Existenzgrundlage

Schrottplatzes sei nicht nennenswert ver- 
unretelgT Die Betreiber des Plattes 
führten dies darauf zurück, daß sie die 
Fette und öle aus den Schrottwagen 
sorgfältig in Fässern auffangen und zu 
entsprechenden Deponien bringen.

Allerdings, so meinte auch das Regie­
rungspräsidium, den Vorschriften für 
den Betrieb eines Schrottplatzes ent­
spreche das Bonämeser Gelände auch 

-nicht. Der Magistrat schätzt die Kosten 
für Miaßnahmen. die einen ordnungsge­
mäßen Betrieb sichern würden, auf 
knapp eine Million Mark — und ist nun 
der Auffassung, daß man dieses Geld 
auch besser ausgeben könne: „Für die 
Verbesserung der Wohnverhältnisse (im 
Wohnwagenstandplatz Bonames) sind 
1,5 Millionen Mark im Investitionspro­
gramm 1977 bis 1980 . . . enthalten.“ 
Weitere 230 000 Mark sind vorgesehen, 
um die Verhältnisse in der Spielstube 
zu verbessern, die bisher vom Evangeli­
schen Regionalverband allein getragen 
wurde. Die Arbeit dort kommt seit Jah­
ren etwa vierzig Kindern zugute.

vertretbar, daß die „AüsstattüngshöS* 
men des sozialen Wohftüögsbäus nicht 
voll erreicht“ werden. „Die Wohnfläche“, 
heißt es allerdings ergänzend in einer 
Magistratsvorlage, „soll die zum Zeit­
punkt des Umzuges bewohnte Fläche 
nicht unterschreiten.“

Däs gesamte Gelände — Wohnwagen­
standplatz und angrenzender Schrott­
platz — sei mit dem Ziel einer Auflok- 
kerung und gerechteren Verteilung des 
Bodens neu zu parzellieren. Hinter­
grund dieses Vorschlags ist die Tatsa­
che, daß zwar ein Drittel der jetzigen 
Bewohner an der Bonämeser Straße 
vom Schrotthandel mehr oder minder 
gut leben. Einige Familien jedoch 
scheinen das Geschäft mit dem Wohl­
standmüll so gut zu beherrschen, daß 
sie zur Oberschicht der Sozial Niedrig­
sten auf gestiegen sind: mit allen Kon­
sequenzen, die sich daraus ergeben 
können, etwa ungerechter Landvertei­
lung.

Der Magistrat, der zur Beseitigung 
des Schrottplatzes entschlossen ist (der

im WohnungsaufsicntsgesElz vorge­
schrieben ist: der Magistrat hält es für . rieben ist: der Magistrü hält es-für 1

'’^ziafausschuß der Stadtverordnetenver­
sammlung hat ihm Inzwischen zuge­
stimmt), verkennt nicht, daß es Schwie­
rigkeiten geben wird. Viele Bewohner 
der Siedlung werden „vorübergehend 

‘die gewohnte Betätigung“ verlieren.
Doch man ist der Meinung, die Auto­
schrottler von Bonames könnten ihre 
Ware auch der städtischen Schredder­
anlage im Osthafen liefern.

Dort freilich herrschen die Bedingun­
gen des Marktes wie überall: es wird zu 
Tageskursen gekauft. Gerade aber die 
Möglichkeit, Saisontiefs durch Lage­
rung in Bonames abzuwarten, macht 
die wirtschaftliche Bedeutung dieses 
Platzes für seine Betreiber aus. , Dqr 
19t5 versuchte Ausweg, den Schrott- 

. plptz durch das Regierungspräsidium in 
Darmstadt schließen zu lassen, weil öl 
und Benzin aus den alten Autos in den 
Boden sickere und das Grundwasser 
gefährde, scheiterte an sorgfältigen 
Messungen. Die Behörde kam zu der 
Auffassung, der Untergrund des

tk. Zu Frankfurts' schönen Seiten 
gehört das Wohnwagenlager an der Bor 
nameser Straße im Norden der Stadt 
nicht. Seit einem Vierteljahrhundert be­
schäftigt die wirre Siedlung aus Cam­
pinganhängern, Baracken und Hütten, 
vor allem aber der zu diesem Slum ge­
hörende Autoschrottplatz die Gemüter. 
Ein Schrecken für Bürger und Ästhe­
ten, ein Problemgebiet für Sozialarbei­
ter und karitative Organisationen, eine 
gewachsene Lebensform für ' Sozialro­
mantiker und schließlich ein Betäti­
gungsfeld fürs Umweltbewußtsein. 
Kleinster gemeinsamer Nennqr aller: So 
kann es nicht bleiben. Auch die Men­
schen, die drinnen im Lager leben, ha­
ben immer wieder auf die Unzuläng­
lichkeiten hingewiesen, unter denen sie 
zu leiden haben: kaum Wasser,, kaum 
sanitäre Einrichtungen, schlechte 
Stromversorgung.

Ursprünglich war ein etwa 150 mal 
150 Meter großes Gelände an der Bona- 
meser Straße allen „Reisenden“ — 
Schaustellern, Nichtseßhaften, Land- 
fahrem — städtischerseits zugewiesen 
worden. Das war 1953, und unter den 
bald tausend Bewohnern waren auch 
viele, die zu dieser Zeit noch in Trüm- 
mergrundstücken gehaust hatten. Die 
Überfüllung im Elendsquartier führte 
zu den bekannten Folgen. Kriminalität 
und Prostitution, Krankheit und Kin­
derreichtum, Armut und Hoffnungslo­
sigkeit waren mit Verordnungen nicht 
zu bekämpfen. Doch mit Unterstützung 
vor allem kirchlicher Sozialarbeiter und 
in Eigenhilfe entstand im Laufe der 
Zeit eine sicher nicht vorbildliche, doch 
wenigstens von den übelsten Begleitum­
ständen unzulänglichen Wohnens ver­
schonte (wenn auch beständig gefähr­
dete) Siedlung.

Der Magistrat will seit einigen Jah­
ren diesed Prozeß der Besserung unter­
stützen und beschleunigen. Doch gerade 
in diesem Bemühen stößt er auf den 
Widerstand der Bewohner — inzwi­
schen sind es wohl nur noch knapp 300 
Menschen. Etwa ein Drittel, lebt vom 
Schrottplatz neben der Siedlung — und 
gerade der soll weg.' Seit Juni letzten 
Jahres ist er gekündigt, seit Juni diesen 
Jahres die Schönfrist abgelaufen. Auf 
dem frei werdenden Gelände sollen 
nach- dem Willen des Magistrats einfa- 

''che Häuser entstehen, deren Standard 
zwar über jenem Mindestmaß liegt, das 
im Wohnungsaufsichtsgesetz vorge­
schrieben ist; der Magistrat hält es für

o hnü i: 2 l a u i ■ •: cn rs; 
lebbn 15 •: i- r Magisi
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geh’ dort

ihnen haben unter dem Faschis- lung der Stadt gebracht.
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Aus einem bunten Haufen 
entstand eine Gemeinschaft

In Eigenhilfe Häuser gebaut 
und Schrottplatz errichtet

um”, sagte er. Heute haben sich 
Nachbarn gefunden, die regelmäs­
sig nach ihm sehen; das Essen be­
kommt er von der Essensvertei-

ein oder bring mich Jahre, der zwar anfangs wild be-.

Ein Gutachten und seine
Folgen

mus die denkbar schlechtesten 
Erfahrungen gemacht: in Kon­
zentrationslager gesteckt, muß­
ten sie dort viele ihrer Verwand­
ten sterben sehen. Aus diesen Er­
fahrungen kommt ihre noch heu­
te berechtigte Ablehnung jeg­
licher Bürokratie und Staat ge­
genüber.

-

Nachdem sich Bewohner vom 
Frankfurter Berg über Umwelt-

Von den 70 Familien bauten 20 
in Eigenhilfe inzwischen feste 
Häuser. Die strenge Platzordnung

beiten”, erzählt Horst Gärtner, 
einer der Schrotthändler. „Ob­
wohl die Schrottpreise gefallen 
sind, holen wir die Wagen immer 
noch kostenlos ab. Wir machen 
da auch keinen Gewinn im Mo­
ment. Deshalb müssen wir die 
Wagen lagern können. Können 
wir dem Verschredder vom Trapp 
große Mengen anbieten, muß er 
uns einen guten Preis machen, 
sonst verkaufen wir nicht”, er­
klärt Horst Gärtner. (Trapp ist 
Frankfurts größter Schrottver­
werter, der mit seiner Schredder­
anlage den Schrott so zerkleinert, 
daß er der Weiterverarbeitung — 
z.B. für Eisengewinnung — zuge­
führt werden kann.)

HAUPTWACHE ’ frankfurter illustrierte Zeitung 3/2 Jg 
1 . März 1977

Was unter diesen schwierigen Be­
dingungen im Laufe der Zeit ent­
standen ist, ist umso erstaun­
licher: Aus dem bunten Haufen 
ist eine Gemeinschaft geworden, 
die sich entschieden gegen An­
griffe von außen wehrt, die sich 
untereinander hilft. So sollte 
zum Beispiel ein über 70jähriger 
Rentner als Pflegefall in ein Heim 
eingewiesen werden, das für ihn 
den Tod bedeutet hätte. „Ich

ist

verbietet das zwar, doch die So­
zialisation Eschersheim erlaubte 
es indirekt, indem sie finanzielle 
Unterstützung leistete. Ein Drit­
tel der Familien lebt in gut ausge­
statteten großen'Wohnwägen, die 
übrigen wohnen in zugigen und 
zum Teil baufälligen Baracken 
und Hütten.
Ebenfalls in Eigenhilfe entstand 
ein Schrottplatz neben dem 
Wohnwagenlager Anfang der 70er

trieben wurde, inzwischen jedoch 
eine wichtige und die einzige 
Sammelstelle für Schrott im 
Frankfurter Norden und Nord­
westen geworden ist. 13 Männer 
und ihre Familien leben ständig 
vom Schrotthandel, weitere 20 
bringen ab und zu den Schrott 
dort hin, hauptsächlich Autos. 
„Wir haben für Jahre investiert. 
Wir mußten uns Raupen, Bagger 
und anderes teures Gerät kaufen. 
Ohne diese Maschinen können 
wir heutezutage nicht mehr ar-

Was sind das für Menschen? Sie 
sind von der Gesellschaft ver­
achtet und ausgegliedert — im 
wahrsten Sinne des Wortes an 
den Rand der Stadt verwiesen, 
aus dem Blickfeld der Bürger —, 
zum Teil Analphabeten, meis­
tens Kinderreiche. Viele von

w
as die mit uns machen, ist 

y y nicht üblich. Das ist kein 
Recht.”
„So leicht lassen wir uns unsere 
Existenz nicht nehmen.” „Ich 
lasse mir das nicht so einfach 
wegreißen, was ich mit meinen 
Händen in vielen Jahren müh­
sam aufgebaut habe.”
Das sind Aussagen von Bewoh­
nern des Wohnwagenstandplat­
zes. Aber was bewegt die Be­
wohner dieses kleinen Stadtteils 
zu solchen starken Sprüchen? 
Angefangen hat es damit, daß 
die Stadt 1953 die auf Trümmer- 
grundstücken lebenden Obdach­
losen und Reisenden auf einen 
cirka 150x150* Meter großen 
Platz verwies, der jedoch außer 
zwei Wasserzapfstellen nichts auf- 

, was ein Wohnen dort er­
licht hätte: kein Strom, kein 

Kanalanschluß, keine Straßen­
verbindung.
Anfangs kam es unter dem bunt 
zusammengewürfelten Haufen, 
zu dem sich im Laufe der Zeit 
auch Prostituierte und Zuhälter 
gesellt hatten, zu zahlreichen 
Konflikten und Spannungen, die 
mit Polizeigewalt beseitigt wur­
den. Ein Teil der Leute fand 
trotz ‘der Konkurrenz und ge­
stiegenen Preise im Schaugewerbe 
wieder Anschluß an das Geschäft. 
Sie zogen weg, manche von ih­
nen kommen im Winter aber wie­
der nach Bonames, um sich dort 
mit Korbflechterei, Scheren­
schleiferei und etwas Schrott­
handel über Wasser zu halten. 
Von den anfangs rund 1000 
Menschen blieben cirka 350 auf 
dem Platz.

. -
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Sied 1ungskinder: Zukunft im Wohnblock?
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Bauplanung hinter dem 
Rücken der Betroffenen

„Wir wollen nicht von der 
Fürgsorge leben, sondern 
arbeiten/'

Der Wohnwagenstandplatz 
soll dann völlig 
verschwinden

*

„Was sollen wir denn machen, 
wenn die Stadt uns den Platz 
wegnimmt? Ich habe fünf Kinder 
und arbeite jetzt schon 15 Jahre 
hier”, erklärt Horst Gärtner. „Ich 
habe kein Interesse von der Für­
sorge zu leben. Wer soll denn 
meine Schulden bezahlen, die 
ich gemacht habe für die Maschi­
nen auf dem Schrottplatz? Es 
kann doch nicht das Interesse 
der Stadt sein, das für mich zu 
erledigen. Wir wollen uns selbst 
ernähren und unserem freien Be­
ruf nachgehen, wie wir das bis 
jetzt ganz gut geschafft haben. 
So wollen wir auch weiter arbei­
ten.

Wohnwagenstandplatzes einzie­
hen sollen.
Da für dieses Gebiet kein Bebau­
ungsplan existiert, können dort 
nur Gartenhütten aufgestellt wer­
den.

r

Die Stadt hat jedoch kein Inter­
esse an der Sanierung des Schrott­
platzes. Nachdem die Bewohner 
von Plänen gehört hatten, die 
hinter ihrem Rücken ihre Vertrei­
bung und die Beseitigung des 
Schrottplatzes vorsehen, forder­
ten sie die Stadt zu einer öffent 
liehen Stellungnahme bei der 
Platzversammlung am 23.11.76 
auf. Planungsdezernent Hans Er 
hard Haverkampf, der — wie uns 
Bewohner berichteten — mit sei­
ner Dienstwaffe unter dem 
Jackett erschien gestand dort: 
Der Schrottplatz soll weg, um 
dann dort eine kleine Siedlung 
mit betonierten Häuschen zu er­
richten, in die die Bewohner des

■ '''

Umschulen wollen die uns. Wozu 
will man mich denn umschulen? 
Ich habe hier meine Arbeit, wie 
die anderen auch. Als ob ” "iei 
Opel oder Mercedes gera uf 
mich warten. Na und dann sol­
len wir hier mit unseren Kindern 
noch wegziehen. Nach Bonames 
in einen Wohnblock? Was kommt 
denn dabei raus? Die Kinder 
können sich gar nicht benehmen, 
wie es in dieser Umgebung ver­
langt ist. Sie sind hier im Freien 
aufgewachsen. Sie können hier 
vor dem Haus spielen, laut toben 
und sich frei entfalten. In so ei­
nem Wohnblock geht das nicht. 
Und die Leute würden quasi 
grundlos verärgert, denn die 
Kinder wissen es ja nicht anders. 
Sie können sich nur so beneh­
men wie hier.”

Dor» PlaM„gsauge : Ohaaohlos.„81ealung Bobmm

Für diejenigen, die bis jetzt in 
Wohnwagen wohnen, würde dies 
nur formal eine Verbesserung be­
deuten, da diese Hütten für die 
kinderreichen Familien viel zu 
klein sind. Und die anderen, die 
bereits eine ansprechende Unter­
kunft haben, müßten ihr selbst­
erbautes Heim aufgeben. Außer­
dem sollen die geplanten Häus­
chen auch nur eine Übergangs­
lösung darstellen, längerfristig 
ist geplant, alle Bewohner in 
Sozialbau Wohnungen unterzu­
bringen. Damit sind sie jedoch 
nicht einverstanden. Manche von 
ihnen haben das Wohnen in die­
sen sterilen Bauten schon ken­
nen und ablehnen gelernt. Sie 
kommen immer wieder ins La­
ger zurück, wo sie sich wohl­
fühlen.
Gegen eine Verbesserung der 
Wohnverhältnisse, also Installa­
tion von Versorgungs- und Ent­
sorgungsanschlüssen und bessere 
Wohnungen auf dem Platz weh­
ren sich die Bewohner nicht. 
Wohl aber gegen eine Planung, 
die über die Köpfe hinweg be­
stimmt, was mit ihnen geschehen 
soll.

belästigung durch das Ausbren­
nen der Autowracks und Abbren­
nen von Kupferisolierung be­
schwert hatten, wurde dies einge­
stellt, jedoch kam das Hessische 
Landesamt für Bodenforschung, 
um im Auftrag des Regierungs­
präsidiums ein Gutachten über 
die Umweltverschmutzung zu 
erstellen. Der Stadt als Grund- 
stückeigentümerin wurde dann 
unter anderem die Auflage ge­
macht, entweder den Boden zu 
betonieren, das heißt eine Auf­
fangwanne- für öle, Benzin und 
Säuren zu erstellen, oder eine 
Schleuse am Eingang des Schrott­
platzes zu errichten, wo die ge­
fährlichen Flüßigkeiten gesam­
melt werden.
Dies würde für die Stadt eine In­
vestition von 1,2 Millionen Mark 
und laufende Unterhaltskosten 
von 150 000 Mark jährlich be­
deuten, behauptete die Stadt. Ei­
nen Teil der Auflagen erfüllt die 
Stadt, indem sie Schotter anfah­
ren ließ, den die Schrottler selbst 
verteilten. Längerfristig müssen 
die oben genannten Auflagen je­
doch erfüllt werden. Ginge die 
Stadt jedoch auf den Vorschlag 
der Schrottler ein, die die Beto­
nierungsarbeiten bzw. Errichten 
der Schleuse selbst machen wol­
len, würde ihr nur Kosten für 
das Material entstehen.
Das Gutachten der Bodenfor­
scher ergab jedoch, daß bisher 
noch keine Verschmutzung vor­
liegt, sondern nur die Möglich­
keit dafür besteht. Daß bis jetzt 
noch keine Verseuchung des 
Bodens besteht, liegt an dem 
Verhalten der Schrottler: „Wir 
arbeiten verantwortungsvoll. 
Wir lassen das öl nicht einfach 
in den Boden sondern fangen es 
in Fässern auf. Wenn der fahrbare 
Schredder kommt, wird das öl 
in der Abscheide dieser Maschine 
gesammelt”, sagte einer der 
Schrottler. 11h

Yr1* ■ --T
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Ein Kinderhaus für \icd gefordert
EUerniniliative wird ungeduldig / Stadtverordnete haben da? le^le W°rt 
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NIED. „Kind in Nied“ drückt jetzt aufs Tempo. — 
„Geld ist da, und wir haben auch einen Bauplatz; 
schon morgen könnten die Bagger kommen“, macht 
Jutta von der Schmitt ab Mitglied der Elterninitiative 
„Kind in Nied“ klar. Darum versteht sie nicht, wes­
halb die Stadt „so trödelt“ ... In der Tat: „Kind In 
Nied“ hat allen Grund, auf einen baldigen Baubeginn

;; S;
V

st

hy i

fordern sie weiter: 
einer Praktikantin.

< .«Wf

gearbeiteter Vater findet aber nur sel­
ten noch Muße, sich abends in kompli­
zierte MulhemaUk zu vertiefen ...

Weil bade Grund- und Hauptschulen 
Un allen und südlichen Nied „total 
überfüllt sind** (nicht selten M Kinder 
In einer Klaese). „Da kann lieh der Leh­
rer dem einzelnen Kind ja unmöglich 
intensiv widmen.“

Solche ggnzalbetreuung übernimmt 
darum die Aktion Hausaufgabenhilfe. 
Jeden Werktag büffeln vier Erwachsene 
mit 40 Schulkindern in zwei Räumen im 
Bürgerhaus Nied; darunter auch aus­
ländische Arbeltnehmerkindar. Doch 
nicht nur Schularbeiten stehen auf dem 
Programm. „Wir basteln zudem, spielen 
gemeinsam, werken, töpfern, handarbei­
ten . .Treftuit: von 1339 bis 1140 
Uhr.

Pädagogische Fortbildung lat für die 
15 Mitarbeiter selbstverständlich. Bei 
diesem Ansinnen kommen Ihnen gute 
Beziehungen zu Hilfe: Hans-Karl Ulrich 
sitzt im Vorstand der Landesarbeitsgc- 
meinschaft „Soziale Brennpunkte“ Hes­
sen, fachlichen Rat hält auch Peycholo- 
gieprofessorin Österreich an der Frank­
furter Uni parat.

„Doch was nutzt auf Dauer unser ge­
zieltes Engagement“, fragen Eltern und 
Studenten, „wenn geeignet« Räumlich­
keiten fehlen?0 Clubräume Im Bürger­
haus sind steril, müssen so verlassen 
werden, wie man sie antrifft. Kinder 
aber brauchen ein Haus zum Erobern. 
Darum unsere Federung: Rip Kinder- 
haus für Nied.

Der Bauplatz „Lotzstraße 55 bis 61“ 
ist inzwischen gefunden und auch vom 
Magistrat (weil städUapbO^ Besitz)

■"-Mr : 
Ä
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des geforderten Kinderhauses in der Lotzstraße zu po­
chen. Denn erat kürzlich ließ Frankfurts Soiialdew 
nent Martin Berg die Bürgervertreter im Ortsbeirat I 
wissen, das Kinderhaus für Nied habe Priorität 
gegenüber dem cbooWb geplanten Kißderhaus |m 
sozialen Brennpunkt Ünterliederbacb-Oat (Sieripg- 
straßa). — Wir berichteten darüber.

Und di« ElternlniUutive „Kind in 
Nied" (ihre Resolution pro Klnderhuus, 
von 48 Eltern unterschrieben, wurde 
Mitte Mürz Frankfurts Jugendamtslei­
ter Herbert Faller, Martin Berg und 
dem Hessischen Sozialminister zuge­
stellt) kann solche Dringlichkeit Jaden 
Werktag dokumentieren. Well die 
Kulisse jenes elterlichen Zusammen­
schlusses eine .Aktion Hausaufgaben­
hilfe“ für Alt-Nied und Nied-Süd ist...

Seit zwei Jahren kümmern sich dort 
zwölf Hausfrauen, Väter und Studenten 
üfn „jene Altersgruppe zwischen Kin­
dergarten und Jugendklub, die ohne 
festen Treffpunkt heute oftmals allein« 
gelassen wird“: Fünf- bis zwölfjährige 
Schulkinder. Sie leben vor allem im 
überdurchschnittlich kinderreichen Alt- 
Nied. Aktiossprecher Hans-Karl Ull­
rich: „Zum Beispiel — in unserem und 
zwei weiteren Mietblocks, obere Sawer- 
«traße, wohnen rund 60 Kinder ..

Ziel der Aufgabenhilfe: „Alle Kinder 
In diesem Wohngebiet“, sagt Ullrich, 
Rollen auf der Schulbank gleiche Chan­
cen haben". Zur Zelt sind aber zahlrei­
che Kinder beim schulischen Leiatyngi- 
wettlauf benachteiligt:

Well beide Eltern ganztags arbeiten 
geben. Solche „Schlüsselkinder" ihre 
Hausaufgaben ohne gelegentliche Er­
wachsenenhilfe anfertigen müssen ...

Weil viele Wohnungen kinderreicher 
Familien zu klein sind; das Schulkind 
keinen stillen Winkel zum konzentrier­
ten Arbeiten findet...

Weil neue Unterrichtsstoffe die um 
Hilfe befragten Eltern oftmals verwir­
ren (vor allem Mengenlehre). Ein müde
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akzeptiert. Das Tiefbauamt hat bereits 
eine grobe Vorplanung erstellt, und an­
läßlich eines Gespräches «wischen Mit­
gliedern von „Kind in Nied“ und Ver­
tretern der zuständigen Ämter wurde 
auch die Raumaufteilung im zukünfti­
gen Kinderhaus schon zeichnerisch fest­
gehalten: Platz zum Spielen, Kgusaufga-

Von der FR nach den R«alls4erungs- 
chancen befragt, drückten sich Sozial­
dezernent Berg und Jugendamtslelter 
Faller vorsichtig aus: Man wolle den 
Stadtverordneten („sie haben das letzte 
Wort“) nicht vorgreifen. Doch ab^uae- 
hen sei dies: „Wohl binnen vier Wochen 
schicken wir ein vorläufiges Raum- 
Koetenprogramm .Kinderhau* Nied4 zur 
Beschlußfassung an das Römerparla­
ment.“ Weil die notwendigen Gelder aus 
einem Sondertopf „Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur* über 750 000 
Mark („er ist im Etat *75 drin“) bestrit­
ten werden sollen, hofft Martin Berg: 
„Spätestens bi« Ende diese« Jahres wer­
den die Stadtverordneten entscheiden; 
und In der zweiten Hälfte 117# köryUf 
das Haus dann fertig sein.“

„Bis dahin“, Schreiben die Eltern in 
ihrer Resolution, „brauchen wir aber 
dringend einen dritten Raum im Bür­
gerhaus Nied. Ihn sollte die Stadt umge­
hend anmieten". Und weil „eing täglich 
anwesende Bezugaperson für unsere . 
Kinder als Mittlerin zwischen Eltern 1 
und Schule" ebenfalls not wend!.

HtM« ein Raum sein mit wHw Spielen, 1 
und ich bringe auch welch« mit; auch ein 
Rasen davor mit Schaukel und Bänken. 

S ’ Wenn wir dann um halb zwei Uhr kommen, 
sollen wir bis 6 Uhr bWbm können.».•
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So «teilt sich die elfjährige Angelika Sonr 
dermann Ihr Kinderhaus In Nied vor: Om 
Wawerfarbenbild pinselte sie bei eiMf 
Melgktion der Eltarninitjative „Kind 1 la 
NIK“. Thema - „Uiw Kinderhaus“. ’ 
Bin Mmiähriger Jung« .la*1^

- '".r1

’ • 'Hi ..'V

(Bieha auch obeneMhen^en Rtöcht)
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insten weiterer Kinderhäuser, was be-
leutet: Auch

(

, i.

V

_J^2ß bleibt das Nieder 
ernPa£i£r stehen. Sollte

Mark für soziale Brennpunkte bestritten werden. 
„Spätestens bis Ende dieses Jahres“, hoffte damals

„Wohl binnen vier Wochen schicken wir ein vorläu­
figes Raum-Kostenprogramm für das geplante Kin- 
dsrhaus in Nied zur Beschlußfassung an das Römer- 
Parlament“, ließ Frankfurts Sozialdezernent Martin 
Berg Anfang Juni die RR wissen. Pie notwendige

Weil diese Äußerungen zehn Tage spä­
ter von der-FR abgedruckt wurden, 
konfrontierten Mitglieder der Elternin­
itiative „Kind in Nied“ (ihre Resolution 
für ein Kinderhaus wurde yon zahlrei­
chen Eltern unterschrieben) die sozial­
demokratische Stadtverordneten-Frak- 
tion bei einer Rundfahrt durch Nied 
und anschließendem - Bürgergespräch 
Ende Juni (wir berichteten darüber) mit 
dieser Frage: Ob das Römerparlament 
wohl Martin Bergs Optimismus unter­
stütze, wollten sie wissen. Kopfschütten 
war die Antwort. Von solchen Plänen, 
so der Fraktionsvorsteher, „wissen wir 
noch überhaupt nichts“. z

• • Eine stark In Anspruch genommene 
Aktion Hausaufgabenhilfe für Alt-Nied 
und Nied-Süd ist Argument Nummer 1 
der Elterinitiative, mit dem sie ihre For­
derung nach einem Kinderhaus unter­
mauert. Qünstige Voraussetzung: Der 
Bauplatz .LotzstraQe 55 bis 61“ ist in­
zwischen gefunden und auch vom Magi­
strat (weif in städtischem Besitz) akzep-

Projekt au_____ ___
Entgegen Micfi«^ BtV|üose ^ed^clj eip

Beschluß durchkommen, der das ur- 
sprünglich^ Kinderhaus-Konzept unter­
stützt, so müsse überprüft werden, „ob 
Nied Priorität hat“ (Michel). Demgegen­
über hatte Dezernent Martin Berg 
schon im Frühjahr dieses Jahres ver­
kündet. das Kinderhaus in Nied genieße 
Priorität, verglichen mit dem ebenfalls 
geplanten Kinderhaus im . sozialen 
Brennpunkt Unterliederbach-Ost. $.

Kein^'alls, dementiert - Michel den 
Dezernenten, könnten'das Nieder Pro­
jekt aus dem Sondertopf „Soziale Infra­
struktur“ bedtrittSYF7 werfen. „Darin 
festgelegte Gelder sind überwiegend für 
Vorhaben im innerstädtischen Bereich 
reserviert.“ Trotz der noch völlig offe­
nen Kostenfrage hat Martin Bergs Dc- 
zernai jedoch Inzwischen eine Vorlagq 
„Kinderhaus Nied“, erarbeitet und zuf 
Begutachtung an tangierte '’^mter wei­
tergeleitet. Angesprochen auf obige 
Widersprüchlichkeiten zwischen seinen 
Äußerungen und dem Fraktionsstand-

9 - ■ t . ' •

tiert. Des Tiefbauamt hat bereits eine 
grobe Vorplanung erstellt. ' 5 *, J

Jedoch: SPD-Fraktionsführer Hans 
Michel schätzt dieser. Tage die Chance 
für den baldigen Bau eines Kinderhau­
ses in Nied nicht allzuhoch ein. Bei den 
Haushaltsberatungen 1975 bis 1978 habe 
■nah festgelegt, so Michel, „daß Frankfurt 
künftig jedes Jahr ein neues Kinderhaus 
erhält. 1975 steht das Kinderhaus 
Höchst im ehemaligen Büchereidomizil 
Adolf-Häuser-Straße auf dem Plan (wir 
berichteten darüber). Anstatt 300 000 
Mark — wie ursprünglich als Posten für 
Jedes einzelne Kinderhaus bis 1978 ein- 
besetzt — kostet das Höchster Projekt 
pber pun 800 000 Mark. Michel: „Diese 
[unerwartet hohf Summe hat unser obi- 
iges Konzept ip Gefahr gebracht. Ob 
Ijener Beschluß (jedes Jahr ein -neues 
Kinderhaus) durehzuhalten ist, muß 
jetzt überprüft werden.“ Michel erwar­
tet allerdings keine Entscheidung zu-

ounkt, bezog der Dezernent so Stellung: 
LSie sehen, y/ie es mit der Politik so.

Kinderhaus Nied nur auf dem Papier
? SPD-Fraktionsführer Michel; 1975 und 1976 an Bau nicht zlu denken ;

- • '• z rp-i, \ '• : ’ : VH’: ' • • V
NIED. Der Optimismus im Amt ließ die sozialdemo- Bausumme solle aus einem Sonderetat über 750 0Q0 

kratischen Stadtverordneten den Kopf schütteln; Mark für soziale BrennDunkto ^ ^..d^

der Dezernent, „werden die Stadtverordneten ent­
scheiden; und in der zweiten HäRte 1876 könnte'das 
Haus dann fertig sein.'* . .
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Im Stadtteil Nied soll nun doch ein 
Kinderhaus gebaut werden. Nachdem es 
lange Zeit so aussah, als hätte die Stadt 
für diese Einrichtung keine Mittel, be­
schloß die SPD-Fraktion, aus dem Topf 
für „soziale Brennpunkte“ rund• eine 
halbe Million Mark für das Kinderhaus 
auszugeben. Der Magistrat wurde von 
der SPD-Fraktion aufgefordert! mög­
lichst rasch eine Vorlage für den Bau 
des Kinderhauses, dem Parlament vor-$

' Für zweigeschossiges
■'Kinderhaus

. ttt

; NIED. Weil in dem Frankfurter. 
Stadteil Nied mit seinen rund 16 000 

'Einwohnern dringend eine Einrichtung 
für Kinder gebraucht wird, machen sich 
der Stadtverordnete Emst Seufert und 
mit ihm die SPD-Fraktion für den Bau 
eines zweigeschossigen Kinderhauses 

.sfark. Mit einer solchen Institution 
-würde in Nied nicht nur die soziale und 
‘kulturelle Infrastruktur ergänzt, argu­
mentiert Emst Seufert, sondern ein sol­
ches Haus würde sich auch sinnvoll in 

«die allgemein angestrebte und teilweise 
bereits verwirklichte Konzeption kom- 
Tnunaler Jugendförderung der Stadt 
Frankfurt ein fügen.

Die Initiatoren haben auch schon ein 
Raumprogramm erarbeitet, wobei sie 
ebenso an Spiel- und Bewegungsräume 
gedacht haben wie an Bereiche für 
kreatives Wirken, Lernhilfen, Klein­
gruppenspiele, Gespräche und Lesen. Es 
wird angestrebt, die Eltern in das Ge­
samtgeschehen im Kinderhaus mit ein­
zubeziehen, um beispielsweise über Ein­
zel- und Gruppengespräche die fami­
liäre Erziehungssituation zu begünsü-

zulegen. , 7 «

/( riir A

Ir Nied bekommt ein !
1'3; Kinderhaus /V



Für die meisten. Nieder und einen 
Großteil der Stadtverordneten kam der 
Beschluß, in Nied ein Kinderspielhaus 
su bauen, völlig überraschend-

Dr. Harting er meint, daß wieder ein­
mal ein Beispiel geliefert wurde, wie 
wenig bürgemah Politik sein kann, hier 
sei weder mit den Bewohnern noch den 
Mandatsträgern des Ortes diskutiert 
worden.

' Dr. Harttnger und mH ihm viele NW*’ 
der Bürger befürchten mit dem Bau de» 
Kindarwptelham« auch testet» 
bleme, ' < ?.-

iakt die Bürgerschaft während der Erörterungsphase nicht gehört wird. "Obwoh 
U in der Lotzstraße bereits vier Kinder- und fugendhäuser der Stadt gibt, soll 
hun noch ein fünftes hinzukommen. Könnte man dasleicht auf der Wörthspitze bauen, fragt Dr. Hartlnger. Dort würde eventueller 
lärm keine Anwohner »törtn.

In der LoUstraße gibt es bereits vier 
Jugend- bzw. Klnderhluser, und zwar 
die Grundstücke Nr. 3Ö, 41, 43 und 45. 
Die Bewohner legten häufig einen Le­
bensstil an den Tag, der für die gesam­
te Nachbarschaft eine arge Belastung 
bedeute. ,

Nachdem im Mai etwas über die 
Bauplanung eines weiteren Kinderbau- 
^es bekannt wurde, bildete sich in der 
Lotzstraße eine Bürgergruppe, die vor

i dem Bau eihes weiteren solchen Hauses
1 warnte. Nach Ansicht der Anwohner 

bringe die Anhäufung so vieler Kinder­
hauser in einer einzigen Straße (7 Pri­
vat- 5 Kinder- bzw. Jugendhäuser) gro­
ße Nachteile für alle Beteiligten. Eine 
derartige Massierung sozialer Einrich­
tungen auf engsten Raum beeinträchti­
ge den Wohn- und Erholungswert Die­
se Bürger weisen den Vorwurf dar Kin­
derfeindlichkeit entschieden zurück. Sie 
fordern aber, daß soziale Belastungen 
in möglichst gleichmäßiger Weise ver­
teilt werden.

* Bei einer Ortsbesichtigung erklärten 
Anwohner der Lotzstraße dem Ortsvor­
steber, daß sie sich mit dem Gedanken 
tragen, von hier wegzuziehen, falls man 
auch noch das fünfte Kinderhaus baue. 
Bereits jetzt gebe es Lärmbelästigun­
gen, die über das erträgliche Maß hin- 
»usgingen.

Nach Meinung des Ortsvorstebers , 
sollte man zu einem solchen Projekt, 
das mit 700 000 DM Bau- und jährlich 
300 000 DM Folgekasten veranschlagt Wt, 
auch die Bürgerschaft hören, um nach 
einem sinnvollen und auagew«ge»en 
Weg KU suchen.

Man sollte zudem Überlegungen an- 
8teilen, ob sich nicht vieles in Räumen 
des Nieder Bürgerhauses und dea 
Schulen verwirklichen ließe.

Könnte das KindersoieUipus nicht 
vielleicht auf der Wörthspitze gebaut 
werden? fragt der Ortsvorstehgr. ,

Anwohner entrüstet: Jetzt auch 
noch ein fünftes Kinderhaus 
. Jn der Lotzstraße - „Bürger nie gefragt“



*

/!£.W
s

... ... . 2:'

l

»

, r W Swt^a

- s. t: ■

. *

.?

; U

.*

i .
I -;

'V:

'V ,.l i
*3

$ . ’ 5
• ■ >■

'. f • 
f

t* -

X-/

>. J

K b

' M

.'J. .-. . ■/

ein^n' BerufspYaktikanten eipsfeUen. 
Die Häusaufgabehhilfe soll vonTell-

1 zeitkr^ft^n überporpmen werden. .
Das Sozialamt'hält ein solches , Haus 

gerade in' Nied für vordringlich, weil 
dieser Stadtteil, der I jetzt schon J6 Q00 
Einwohner zählt, wegen reger Bautl- 

■ tigl^eit noch weiterwachsen wird, fn 
Neubaugebieten ist erfahrungsgemäß 

; der Anteil. 4er Kinder an der Bevölke­
rung größer als in alten Ortskemen.

Auch ist bei den jungen Familien dje 
• Zahl der berufstätigen Frauen groß, so 

daß ein Kinderspielhaus in Nied wjU- ' 
korpn^n seir, dürfte. ’J,

Nied bekommt noch 1977 ’ 
ein Kinder-Spielhaus

An der Sauerstraße - 705000 DM Baukosten
Nied (rt). — Der Stadtteil Nied soll ein KiryderipiflhQui bekommen. Einanont« 

sprechenden Beschluß faßte der Magistrat am Montag bei "seiner Sitzung': Im 
Höchster Bolongaropalast. Daß die Stadtverordneten diesem Beschluß zustimmen, 
ist kaum zweifelhaft. Dies dürfte allerdings erst nach der) Parlarngntsferlen, im 
September, geschehen. * ; ,..z t? ’ • ? .? .

» * V •

•“ G. ^ . v v. -

■ ■ ‘ V : /. ", ? , -fr ?•
V- * t. Af. 1.

Sofort danach möchte Sozialdezer­
nent Bürgermeister Berg auf einem 
Grundstück an der Sauerstraße, das ’ 
schon der Stadt gehört, mit den 'Bajiar-- 
beiten beginnen. Diese Zusage konnte 
Berg mit gutem Gewissen geben, da die 
Baukosten von 705 000 DM schon im 
Haushalt für 1977 stehen.
• Geplant ist an der Sauerstraße ein. 
Neubau im Pavillonstil mit Spiel-, und . 
Bewegungsräumen, Räumen für, wie ' 
man heute sagt, kreative Betätigung 
(Malen» Basteln usw,) und mit— wir; 
zitieren, die Magistratsvorlage — „ruhi­
gen Räumen für Kleingruppenspieje-. •

Presseamtsleiter Peter erläuterte die-, 
se Formulierung mit den Worten: „Icif 
nehme an, daß sich hier ein paar Kin» 
der in Ruhe zusamjnensetzen und mJU1 
einander lesen oder diskutieren können? 
Auch Lern- und Hausaufgabenhüfe soll 
in dem Haus, das für Kinder von drei 
bis zwölf Jahren gedacht ist, gegeben 
werden. Peter berichtete, daß es in der 

| Frankfurter Innenstadt, nicht aber in 
den Außenbezirken schon einige Häuser 
dieser Art gebe. Sie hätten sich dort gut 
bewährt^

Zur Betreuung der Kinder will die 
Stadt drei hauptamtliche Kräfte un$

\ . •<



-TO- Frankfurt,den 10.11.77

Deshalb bestehen wir b u f_ da ind er hau b i n jj e r
Lotzstr.

Als Alternative für da® Kinderhaus in der Lotzstr. 
wird eine leerstehende Fabrikhalle in der Luthmeratr. 
angeboten.Di©» bedeutet eine weitere Verzögerung der 
Realisierung des Projekt» "K|nderhaus Nied” um zwei 
Jahre-F

Im Nov * 73 bildete sich eine Gruppe von Eltern in Nied, 
die die Einrichtung einer Schularbeitenhilfe und den 
Bau eines Kinderhauses forderte.
Am 20,12.73 fand eime Ortsbesichtigung des Bauplatzes f 
für ein Kinderhaus in der Lotzstr. statt.Als Übergange- 
lösung wurden Räume im Bürgerhaus Nied angeboten.
Die Verhandlungen zogen sich bis zum 10.5,74 hin.
Es wurde ein Raum im Bürgerhaus Nied zum 12.8,74 an- 
gemiotet. Im September 74 kam ein 2. Raum hinzu.
Oie Anmietung eines 3. Raums zieht sich seit Sept eatkax
Ä hin; ~
Im September 74 wird ein vorläufliger Plan des Kinder- 
hauses mit Frau Mahlmefster und einem Architekten des 
Hochbauamtes erstellt.
Ab dann Funkstille!! !!!!!!!!!!!!!
Imüktober 75 veranstaltet die Elterninitiative mit den 
Kindern einen Flohmarkt,anläßllch dessen über 300 Nie­
der Bürger ihre Zustimmung zum Kinderhaus mit ihrer 
Unterschrift dokumentierten.
Am 7.11,75 beschloß die Stadtverordnetenversammlung die 
Bereitstellung von 55ÜOOO Dfl für ein Raum-Kosten Pro­
gramm Kinderhaus Nied.
Bis Okt. 76 schlief die Planung in den Gewölben des H 
Hochbauamtes und der Stadtverwaltung.Uir führten im 
Nov. 76 2 Planungsgespräche mit dem Architekt und Ver­
tretern des Jugendamtes,und es wurde die Fertigsteli 
lung der Pläne bis Jan. 77 zugesichert.
Im März 77 verändert sich die Zusammensetzung des 
Stadtparlaments und des Ortsbeirats West,dadurch 
wird die endgültige Verabschiedung des Kinderhauses 
weiterhin verschoben.
Im Sommer 77 findet sich dlne Interessengruppe von 
Nieder Bürgern aus der Lotzstr. zusammen,die sich 
gegen den Bau des Kinderhesses in der Lotzstr, wehrt. 
Sie glauben das Kinderhaus könnte eine zusätzliche Lärm­
quelle sein.Uir dagegen meinen,daß das Kinderhaus eine 
Beruhigung hervorbringt,weil es ein Sammlingspunkt der 
Kinder sein kann.
Diese Interessengruppe findet Unterstützung beidder 
CDU-flehrhoit des Ortsbeirats S.

Stellungnahme der Elterninitiative " Kind in Nied” 
zur Planung und der Verzögerung des Baus des Klnder- 
hausos in Nied anläßlich der möglichen Ablehnung 
dis Projekts "Kinderhaus Nied” durch die CDU



Beschreibung der Arbeitsvorrausetzungen im^Bürger- 
haus Nied
Unsere Räume befinden sich im Keller des"Bürgerhaus Nied? 
Das Haus,das 1967 fertiggestellt uurde,dient Tagungen, 
Lehrgängen der VHS,ist Treffpunkt von Vereinen und Parteien. 
Im Haus befinden sich auch eine Kneipe und eine Turn­
halle.In der Turnhalle finden,zusätzlich zu ihrem eigent­
lichen Zueck, Großveranstaltungen statt,sm z.B.,uenn 
Willy Brandt kommt oder Karneval ist.
Dis Haus ist für diese Zuecke errichtet uorden und nicht 
für Kinder.-
Es hat lange Gänge und ein großes Treppenhaus,der Stein­
fußboden und die kahlen unfreundlichen Wände geben den, 
Schall laut zurück.Kindergeschrei und Gerenne stören die 
anderen Benutzer,z. B. tagt hier uöchentlich der Alten­
klub,und einer der Hausmeister hat seine Wohnung im 
Kellergeschoß. 2Zuei Räume stehen uos zur Verfügung,der eine ist ca. öu m 
und der andere 30 m groß.Sie sind zuei— bzu. einfarbig an 
gemalt und sehr schmutzempfindlich.Mo Kinder basteln,und 
malen, gibt es Flecken an den Wänden und Kunststoffböden. 
Die zu ebener Erde übenden Fenster verlocken die Kinder 
zum Hinausklettern,uas uegen der Bepflanzung und über­
haupt verboten ist.Die Einrichtung besteht aus Tischen und Stühlen,die denen 
der Seminarräume des Uni-Turms zum VeÄjchseln ähnlich 
sehen. Die Hausmeister gaben und zuei Hartfaserplatten 
zum Abdecken der Tische,da diese durch Nageln und Sagen 
sehr litten. Es hängen an den Wänden keine Bilder,das 
Aufhängen von Kinderbildern uurde uns gesagt untersagt, dann 
die Räume werden auch von anderen Mietern benutzt. Es uar 
schon ein Kampf, die Genhemigung, Schränke für unsere Mate­
rialien aufstellen zu dürfen, zu erhalten. Der einzige 
außergeuöhnliche Einrichtungsgegenstand uar ein Flügewl, 
der dem Gesangsverein gehört. Er uar für unsere Kinder 
eine ständige Verlockung, auf ihm zu klimpern, und ist für 
uns eine ständige Quelle von Zuist mit den Kindern, Haus­
meistern und dem Gesangsverein; erst ein Schloß am Flügel 
schaffte ueitgehenst Abhilfe. ... .Wenn uenigstens die Möglichkeit bestünde, die Räume durch 
einige Bilder etc. auszustatten, ließe sich noch etuas Athmos- 
phäre schaffen, so sind es kahle, unfreundliche Schachteln 
(little boxes), in denen sich niemand uohlfuhlen kann und 
pädagogische Arbeit mit Kindern »nahezu unmöglich uird.
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• Gegen die Anmietung eines dritten Raumes
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Vorhaben gegeben hat — auch die Frak­
tionen des mitzuständigen Ortsbeirates 8 
hatten vor einiger Zeit entsprechend 
votiert —, gab m unerwartete Schwle- - 
rlgkeiten: Es fand sich eine Interessen-
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gruppe von Nieder Bürgern aus der 
LoUalraße zusammen, die sich gegen 
den Bau des Klndarhauses In ihrer 
Straße wehrt. Sie befdrohten, diese Ein­
richtung könnte sich zu einer zusätz­
lichen, Ihnen nicht zumutbaren Lärm­
quelle entwickeln.

Unterstützt in Ihrer Argumentation 
wird diene Bürgergruppe von der CDU- 
Fraktion des Ortsbeirales, die — einem 
Gesinnungswandel folgend — sich nun 
4afür ainsetzt, das Kinderhaus un einem 
anderen Standort enzusiedeln.

Favorisiert wird hierbei ein Fabrikge­
bäude in der Luthmerstruße^ gegen das 
bei einer Ortsbegehung von Fachleuten 
der zuständigen Ämter auch keine Ein­
wände geltend gemacht wurden (siehe 
hierzu den FR-Bericht in der Ausgabe 
vom ft. Oktober). Allerdings: Eine Verle­
gung des Standorts von der Lotzstrullo 
In die LuthmerstruÖe würde die Ver­
wirklichung dus Projekts um minde­
stens zwei bil drei Jahre verzögern.

Genau diese erneute zeitliche Verzö­
gerung aber möchte dl« ElterninltlaMvf 
verhindern. Dies nicht nur, well die 
Baupläne für das Kinderhgu* Lo l». 
streße bereits „verubaehiedungsrelf* 

bmmtnr ae .bJius« I.

„Was sloh hier abspielt, ist meistens 
ein ziemlich chaotischer Betrieb“, cha­
rakterisiert • Pädagoglkstudent Heinz 
Krebs denn auch die Situation. Kurin 
Hituson, die ebenfalls Pädagogik stu­
diert und den Kindern mit zehn weite­
ren Betreuern boi der Schularboiten- 
hllfe zur Seite steht und mit Ihnen die 
Froheit verbringt, ergänzt ihien Stu­
dienkollegen: „Wir sind nicht gewillt, 
die hier vorhandenen Ruumprubjeme 
und die sich daraus ergebenden Schwie­
rigkeiten nur dam Rücken der Kinder 
auizutrugen.“ '

Das Problem, der Elternlnltlatlve: Die 
beiden Räume, die ihnon Im Keller ries 
Bürgerhauses zur Verfügung stehen, 
werden auch für andere Veranstaltun­
gen benötigt. Deshalb ist dort fast alles 
verboten oder unerwünscht, was eigent­
lich erst die „Splelatmosphäro" derarti­
ger Räume uunmacht.

So dürfen beispielsweise keine Bilder

• t
NIED. »»Wir stehen in dem Konflikt, den Kindern 

etwas bieten xu- wollen, was wir ihnen nicht bieten 
können“ — auf djese Kiyrzfurmel bringt Heinz Krebs, 
Student der Sonderpädngogik und Mitarbeiter der 
Elterninitiative „Kind in Nied“, das — vor allem 
räumlich bedingte — Dilemma, vor dem er, seine Re- 
treuerkollegeu -innen, die Elternvereinigung selbst 
und natürlich auch die Kinder im Stadtteil Med seit

• Stattdessen muß alch die Elternlnllla- 
tlve seit mehr al« drei Jahren mit einer 
provliorlgchen Lösung zufrieden geben: 
Zwei Räume Im Bürgerhaus Nied stehen 
der Grupdf für Ihre Arbeit — neben der 
Hilfe bei .Schularbeiten werden die etwa 
3ft Klndgß Während ihrer Freiheit be­
treut — aur Verfügung — eine Maß­
nahme, von der nicht nur die Vereini­
gung „Kind in Nied“ wenig hält; auch 
anderen Stellen bereitet diese „Lösung" 
zunehmend Unbehagen.

„Im Stadtteil Nied, in dem etwa 16 000 
Bürger leben und In dem durch den1 
Neubau von Wohngebäuden die Eln- 
wohnersahl weiterhin wächst, besteht 
die dringende Notwendigkeit nach einer 
eigenen Einrichtung für Kinder, die als 
integraler Bestandteil die stadtteilbezo- 
gene soziale und kulturelle Infrasiruk-

•tur ergänzen wird.“
So lautet der Text einer Maglutrats- 

vorlage an die Stadtverordnetenver­
sammlung, in der das RÖmerparlament 
um-Zustimmung für den Bau eine« Kln- 
dersplelhausei in der Nieder Lotzatraße 
gebeten wird.

Obwohl also der Frankfurter Magi­
strat „grüne* Licht“ für das geplante

Jahren stehen. Die Ursache dieser Unzufriedenheit; 
Im November 1973 bildete sich in Nied eine Gruppe 
von Eltern, die die Einrichtung einer Schularbeiten- ► 
nilfe und den Bau eines Kindorhausea forderte. Wäh­
rend die Schularbeitenhilfe ein Jahr später realisiert 
werden konnte, steht die Errichtung eines Kindw- 
hause&nach wie vor aus.

un die Wände gehängt werden, wodurch 
der kahle und unfreundliche Charakter 
der Räume — die Einrichtung besieht 
eigentlich nur aus Tischen und Stühlen

I und einem MfitoHa^chrunk — beson­
ders zur Geltung kommt. Hinzu kommt, 
daß die Wunde ein- bzw. zweifarbig an- 
gemult und sehr schmutzompflndllch i 
sind. Dasselbe trifft auf dio Kunststoff- ' 
böden zu; Bastel- und Malarbciton sind 
aus diesen Gründen nur schwer mög­
lich, *

Außerdem, so klagt die, Ellernvtralnl-- 
flung, wird dringend ein dritter Raum 
benötigt. Denn dar eine Raum wird fadt 
ausschließlich für die Schulnrbeltonhir 
benutzt; zwangsläufig spielen sich l„ 
dem anderen, etwa BO qm großen Raum 
alle anderen Aktivitäten ab: Kleingrup- 
pensplele, Gesprächs-, Lese- und 
Bßstolgruppen -r „alles In allem zuvml“, 
meint Heinz Krebs, „um mit den einzel­
nen Gruppen gezielt arbeiten zu kön­
nen".

erst erstellt und die notwendigen be- 
’Mördlic^en Genehmigungen- eingökoltr» 
werden. Vielmehr möchte die Initiativ­
gruppe so schnell wie möglich das Bür­
gerhaus Nied verlassen, da dort die 
ArbeltsvorauMgUungen für • Lhre 
Zwecke außwoMenUtoh ungümMg

Ob allerdings ein dritter Raum im 
Bürgerhaus angemletet werden kann, 
erscheint fraglich. Zwar hat das 
Jugendamt grundsätzlich seine Zustim­
mung gegeben,.„aber wir sind dagegen, 
denn die Betreuer sind ja nicht mal in 
dar Luge, die Kinder In den zwei Räu­
men einigermaßen unter Kontrolle zu 
halten“, meint Erich Detlefsen, Haus­
meister Im Bürgerhaus. Er beklagt da« 
meist „undisziplinierte Verhalten'1 der 
Kinder, die nach seiner Ansicht mög­
lichst bald aus dem Bürgerhaus auszie- 
hen sollten,

Wenngleich Eltern und Betreuer der 
Kritik am Verhalten der Kinder nur be­

dingt zustimmen — „es Ist nicht unsere 
Schuld, daß dies eben nun einmal ein' 
Bürgerhaus und kein Kinderhuus lst“& 
—. Bind sie sich mit Hausmeister Detlef-^ 
sen einig In dam Wunsch, lieber heute 
als morgen das Bürgerhaus zu vorlus- 
sun.

Die Entscheidung hierüber liegt aller­
dings bei den Politikern Je nachdem, • 
ob sie sich für die Lotzstraße oder für 
die Luthrnerstraße als Standort des+i 
Kinderspiel hauxes entscheiden, werden', 
EHernlnltiuilve und Bürgerhaus noch 
eineinhalb Jahro (Lotzstrnße) oder drei 
Jahre (Luthnwstraßa) zusammenlebc'

Auch für die Kinder keine Lösunjj
Notbehelf Bürgerhaus / Standort des neuen Hauses noch offen
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Weiteres Warten 
kaum zumutbar

die Luthmerstraße zutreffon. Dunn in 
einem Bericht der städtischen Fach-

,vergleichbare Belästigung' zugernutot."
Hiermit untfhllt also das Hauptargu- 

ment, das die CDU-Ortsbelratsfraktion

I

(Lulhmerstraße) den Anwohnern eine

Kommentar
Die Arboitsvorausaetzungen für d e 

EllöroJnillativo „Kind m Nied". Im Bur-

Die CDU-Fraktion des Ortsbelraies 6 
sollte vor dosem Hintergrund ihren 
Wunsch nach uinmn altornativen Stand­
ort (Lutnorstraße) lallenlnseon.

Dies auch deshalb, wüii ihre ßeden-

um eich wohlzufühlen. Sicherlich wäre 
es deshalb ungerecht, nun etwa dem

pflichtige Kinder betreut werden, wird 
. diese Einrichtung überwiegend in der 
Zen von 14 bis 10 Uhr benutzt werden. 
Eine Zeitspanne also, in der das Ruhe- 
bedurfnis der Anwohner nicht stark 
ausgeprägt sein durfte, Ganz abgese­
hen davon, Ist noch überhaupt nicht 
erwiesen, ob durch ein Kinderhaus tat­
sächlich mehr Lärm entstehen wurde. 
Möglicherweise trägt diese Einrichtung 
sogar zu einer Beruhigung bei, weil 8ie 

( zu einem Stuniniumjspunkt dar Kinder 
werden kann.

Feat steht auf Jeden Fall: Ein weiteres 
Warten von etwa drei Jahren auf ein 
Klnoerhaus wäre allen Butoiligten unter 
den derzeitigen Umständen kaum zu-

* ’
r
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gerhaue dieses StÄdtteria. emd, dunkba/ , M>n - der Lärm ist den Anwohnern der 
ungünstig, interessenkonfflkte zwischen ’ Lotistraße nicht zuzumuten - nuCh für 
der Eltarnveremlgung, die - zu Reohl - 
In don Räumen nahezu alles vermißt,

( was für Kinder an Spielangeboten und gruppe heißt es.
-mögllchkelten attraktiv wäre, und den ein Miscngabiet (wie die Lotzatraße) 

: anderen Mllbenutzern dem Bürgorhau-
I ses. waren vorhersehbar, du beinahe

zwangsläufig unvermeidlich.
Denn Bürgerhäuser herkömmlicher 

Art sind nun einmal nur In den selten­
sten Fällen auch als Zentren konzipiert, zu ihrer überraschenden „Kohrtwen- 
ln denen Kinder ungestört Sägen, düng" veranlaßte. Hinzu kommt: Da In 
nageln, hämmern und maian, mit. viel dem Kinderhaus ausschl.eßlich schul- 
Geschrei durch Gänge rennen können 

• und was sie sonst noch alles brauchen,

Hausmeister den „Schwarzen Feier" 
zuiuachleben, etwa nach dem Motto: 
Wenn der etwas tolerlnter wäre, la 
dann ...

Daß das Bürgerhaus für die Eiternm- 
Itlatlve nur eine provisorische Lösung 
deretellen kann, diese Einsicht ist mitt­
lerwelle auch bei den verantwortlichen 
Politikern feslzusiellen: Grundsätzlich 
sind sich a le einig, daß »in Kinder­
spielhaus her muß. Es Ist nun allerdings 
höchste Zed, daß dieser erfreulichen’ 
Erkenntnis auch die Tat folgt.

Einiges spricht dabei dafür, daß die 
Entscheidung über den künftigen 
Standort des Kindarhauaes zugunsten 
der Lotzstraße ausfallen sollte. Da ist 
vor allem der zeitliche Faktor Wenn d e 
Stadtverordneten-Versammiung für die 
Lotzstraße votiert, kann in spätestens 
zwei Jahren das Projekt realisiert sein.



Initiativgruppe ”jClnd in Klef dämpft für Spieihaus

So geht es nicht weiter»

^9.^.

NIED. Die Initiativgruppe »Kind in Nied« 
trug jetzt der lokalen Presse ihre »Standort­
sorgen« für das geplante »Spieihaus« vor. 
Das Bürgerhaus Nied sei nur ein Notasyi, mit 
zu engem Lebensraum bei nur zwei Räumen, 
in denen zudem vieles verboten sei. Bereits in 
der Planung fortgeschritten war das Spiel- 
haus-Projekt mit Standort Lotzstraße, bevor 
Dr. Josef Hartinger (CDU) Vorsitzer des 
Ortsbeirates 6, von Lotzstraße-Anwohnem 
Bedenken wegen »zu befürchtender Ruhe­
störung«, aber auch gleich einen neuen Stan­
dort, in der Luthmerstraße, in die Debatte 
warf (die FN berichteten ausführlich).

also unter zeitlichem Zugzwang sich sonst eigentlich nicht engagie- boden meßt beschädigt Wd. wie ^otzstrafie - oder dreteinha 
für eine frühe Dezember-Sitzung, ren, zusammengefunden, um den sollen sich da die kleinen Künstler Jahre - Luthmerstraße - auf au 

»Kind in Nied« erfuhr Lob von Kindern zu helfen!« entfalten können?. reichenden Lebensraum, der z
Gertrud Mahlmeister (Jugendamt »Kind in Nied« betreut in zwei Erich Detlefsen, Hausmeister für echte Eigeninitiative 
der Stadt Frankfurt) in der Sep- Räumen-drei wären notwendig- im Bürgerhaus Nied, klagt über nutzbar ist, warten muß. 
tember-Sitzung des Ortsbeirates im Keller des »Haus Nied« 35 »das oft undisziplinierte Verbal- Pädagogik-Student Her
6: »Hier haben sich nicht nur junge Kinder nicht nur bei den Schulauf- ten der Kinder« - daß diese raus Krebs »So geht das nicht weitt 
Pädagogen, die Begeisterung ent- gaben, sondern führt diese auch zu sollen aus dem Bürgerhaus, darin Was sich im Haus Nied abspielt, 
fachen können, sondern auch El- konstruktiver Freizeitgestaltung ist sich die Initiativgruppe »Kind in meistens ein ziemlich chaotisch 
tern aus gefährdetem Milieu, die hin. In Räumen, die auch für ande- Nied« mit dem Hausmeister aus- Betrieb«. Kann Häuson, rädag 

re Veranstaltung genutzt werden, nahmsweise einmal einig. gik-Studentin, weist auf die vera
In denen die »Spieiatmosphäre« Es hegt jetzt an den Kommu- sphiedungsreifen Baupläne f 
abgeht, weil so vieles verboten ist. aalpolitiker aSer Coleur zu ent- d?» Standort Lotzstraße hm ui 
Kahl die Wände, weil Bilder auf- scheidet, ob die Initiativgruppe erklärt, »daß wir nicht gewillt sic 
hängen nicht erlaubt ist. Mal- und »Kind in Nied« , das für ihr Anlie- die Schwierigkeiten auf dem Ru 
Bastelarbeiten unter »strenger gen bereits seit November 1973 ken der Kinder auszuf echten«. 
Disziplin«, damit der Kunststoff- kämpft, noch eineinhalb Jahre —

Unterbringung Im Bürgerhaus wird als irotasyl ejq^

Der SPD-Stadtverordnete Hel- Luthmerstraße eine echte Heimat 
.mut Grohmann aus Nied, einziger für »Kind in Nied« um weitere 
Kommunalpolitiker in der Presse- zwei Jahre hinauszögern würde. « 
konferenz bei »Kind in Nied«: Nachdem dieses Thema auf der 
t»Wir Sozialdemokraten haben bei Ortsbeif ats-Sitzung am 17. No- 
einer Ortsbegegnung das alte Fa- vember nicht auf der Tagesord- 
brikgebäude in derLuthmerstraße nung steht, die nächste Stadtver- 
als ungeeignet kennen gelernt und ordneten Versammlung aber be- 
werden uns weiter für die Lotzstra- reits für den 8. Dezember ange-

Einsetzen Zmhal ein Bau in der se tzt ist, s|eta der Ortsbeirat 6 jetzt
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. und der Streit um das Nieder Projekt spitzt sich zu

„Initiativgruppe Jugendzentrum

f

I

Unterdessen haben sich die Ausein­
andersetzungen um den Bau und den 
Standort eines Kinderhauses in Nied 
(Lotzstraße, Luthmerstraße oder sonst­
wo) weiter verschärft. Als Sprecher der

Ankündigung hieß, „auf die miserable 
Lage der Kinder in Nied“ hinweisen. 
Sie wollen auf Flugblättern und Plaka­
ten für das Kinderhaus Nied werben

Noch immer keine Entscheidung 
über das Kinderhaus Höchst

Höchst/Nied (rt). — Der Vorstand des Vereins „Haus der offenen Tür" ist bei sei­
ner letzten Vorstandssitzung noch zu keiner Entscheidung über die Zukunft des 
Höchster Kinderhauses an der Adolf-Häuser-Straße gelangt. Der Vorstand will 
neue Vorschläge, wie man die benachbarten Wohnungen gegen den Lärm aus 
dem Kinderhaus abschirmen kann, von den zuständigen städtischen Behörden 
abwarten und dann, Ende Januar, wieder darüber beraten, ob man das Kinder­
haus, dessen Aktivitäten seit einiger Zeit schon stark gedämpft worden sind, wei­
terführen oder schließen soll.

Höchst“ hat Jürgen Kastner in einer 
Presseerklärung mit dem Freimut der 
Jugend geäußert, bei gewissen Vor­
schlägen des Ortsvorstehers Dr. Hartin- 
ger zu diesem Thema habe der „Wahn- 
,witz Pate gestanden“. Die Aktion „Kind 
in Nied“, die den Bau des Kinderhauses 
angeregt hat und leidenschaftlich pro­
pagiert, will am heutigen Samstag mit 
einem Flohmarkt vor der St.-Markus- 
Kirche die Bevölkerung auf ihr Anlie­
gen aufmerksam machen.

Beim Kinderhaus Höchst hatte es 
schon gleich nach seiner Eröffnung Be­
schwerden über unzumutbaren Lärm

Aufgabenhilfe und andere Betreuung 
zu gewähren. Dazu erklärt Kastner, der 
Weg von Nied nach Höchst sei viel zu 
weit und umständlich. Hausaufgaben­
hilfe müsse stadtteilgebunden sein. In? 
Jugendzentrum gebe es für die Nieder 
Kinder keine Betreuer. Dieser Vor­
schlag und alle Anregungen der CDU. 
zum Thema Nieder Kinderhaus seien 
geeignet die Elterninitiative „Kind in 
Nied“ „trocken zu legen“ und zu Fall zu 
bringen. Die Initiativgruppe werde 
„Kind in Nied“ unterstützen.

gegeben. Behördliche Untersuchungen 
ergaben, daß diese Beschwerden nicht 
unberechtigt waren. Dem Verein „Haus 
der offenen Tür“ wurden bauliche Auf­
lagen gemacht, deren Verwirklichung 
recht kostspielig sein soll. Solange sie 
nicht verwirklicht sind, darf der Be­
trieb im Kinderhaus nur in einge­
schränkter Form geführt werden. „Die 
Erfahrung haben wir jetzt gemacht und 
werden sie nicht vergessen: Kinder­
häuser in Wohnvierteln tun selten gut“, 
sagte der Leiter des Jugendamtes Her­
bert Faller zu unserem Mitarbeiter. Auf 
die Frage, ob er dabei auch an Nied 
denke, sagte Faller nicht „nein“.

Ortsvorsteher Dr. Hartinger hatte 
vorgeschlagen, bis zur Klärung der Kin­
derhausfrage in Nied, den dortigen 
Kindern im Jugendzentrum Höchst, das 
allerdings auch noch nicht fertig ist,

und dafür auch Unterschriften sam­
meln. Dabei werden sie auch vom .
SPD-Ortsverein Nied unterstützt.

„Kind in Nied“ seinerseits will am 
17. Dezember, ab 9 Uhr, auf dem Platz 
vor der St.-Markus-Kirche beweisen, daß 
es noch auf den Füßen steht. Bei eirTem 
Flohmarkt werden hier die Kinder 
selbstgebastelte Gegenstände und 
Spielsachen, die sie nicht mehr brau­
chen, zum Verkauf anbieten. Eltern und 
Kinder werden dabei, wie es in einer
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HÖCHST UND WESTLICHE FSeite II • Frankfurter Rundschau

Vorerst kein Kinderhaus
Hartes Nein der CDU im Ortsbeirat / „Wieder auf Null“

0

i
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Bedenken hatten zu Beginn der Orts­
beiratssitzung beim Hearing Bürger ge­
gen den Bebauungsvorschlag Steinkopf­
weg erhoben. Unter anderem argwöhn­
ten sie, daß die Kanalisation hier zu

■■

weit ist. Die Sitzung des Ortsbeirates im katholischen ; 
Pfarrzentrum in Zeilsheim war des weiteren gekenn- ; 
zeichnet vom Widerstand * von Bürgern gegen den ; 
Bebauungsvorschlag für das Gebiet Steinkopfweg so- I 
wie vom Auszug der CDU aus der Sitzung, nachdem ’ 
Vertreter der Jugendzentrumsinitiative aus Höchst 
sich nicht der Sitzungsleitung von Manfred Ullrich, T 
der anstelle des erkrankten Ortsvorstehers Dr. Har- | 
tinger den Ortsbeirat präsidierte, fügen wollten.

fein •
list 1

o
WESTLICHE STADTTEILE. Das Schicksal des Kin­

derhauses in Nied wurde durch das harte Nein der 
CDU im Ortsbeirat besiegelt. Der Ortsbeirat 6 lehnte 
am Donnerstagabend die Magistratsvorlage für den 
Bau eines Kinderhauses in der Lotzstraße ab. Damit 
wird sich wohl auch im Stadtparlament keine Mehr­
heit Tür das Projekt finden, das in Nied heiß disku­
tierte Thema ist somit endgültig vom Tisch. Es wird 
voraussichtlich drei bis vier Jahrfe dauern, bis eine 
Kinderhausplanung für einen anderen Standort so-

auf hin, daß die Bevölkerung in den 
Frankfurter Stadtteilen noch weiter zu­
rückgehen werde, wenn man ihr nicht 
irgendwelche attraktive Infrastruktur 
anbiete wie solche Kinderhäuser.

SPD-Fraktionsvorsitzender Arnold 
Weber nannte den Standort Lotzstraße 
„nicht gerade glücklich“, mahnte aber 
die CDU, doch an die Kinder zu denken, 
die immer noch keinen richtigen Treff­
punkt hätten und bei Ablehnung der 
Magistratsvorlage noch lange darauf 
warten müßten. Die CDU hingegen warf 
dem Magistrat vor, daß er auf ihre Ge­
genvorschläge für andere Standorte 
(Luthmerstraße oder Wörthspitze) nicht 
mit einem Wort eingegangen sei. In sei­
nem verlesenen Schreiben monierte Dr. 
Hartinger, daß die Ortsbeiräte nicht 
einmal zu einem Ortstermin der städti­
schen Behörden eingeladen worden 
seien. Nachdem die Entscheidung gefal­
len war, meinte SPD-Ortsbeirat Koppel 
bedauernd gegenüber der FR: „Wir sind 
wieder auf Null.“

©
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Hartinger herrschenden Patts ,
beirat nicht zu Fall zu bringen. ’ dks

i T

klein bemessen sei, so daß Uberschwem- j 
mungen der Häuser abzusehen seien. In j 
der Fragestunde für Bürger erkundigten | 
sich Mitglieder der Initiativgruppe«-. 
Jugendzentrum Höchst nach den Meg- • 
lichkeiten der Mitbestimmung der 
Jugendlichen in ihrem künftigen Treff- ( 
punkt. Es wurde vereinbart, daß dieses 
Thema in einer nächsten Ortsbeiratssit­
zung mit Vertretern des Jugend *s 
besprochen werden sollte. Als _ 
eher der Jugendzentrumsinitiative 
immer wieder in der gleichen Sache das . 
Wort ergriffen, obwohl Sitzungsleiter i 
Ullrich sie gebeten hatte, angesichts der 
fortgeschrittenen Zeit — die aktuelle 
halbe Fragestunde dauerte letztlich ein­
einhalb Stunden — sich zu beschränken 
und auf wenige Wortmeldungen zu eini­
gen. verließ die CDU-Fraktion kurzer­
hand den Saal, als sich Ullrich nicht 
durchsetzen konnte.

Anschließend wickelten die Ortsbei­
räte eine umfangreiche Tagesordnung 
ab, wobei sich die beiden Fraktionen 
wechselweise hin und wieder der 
Stimme enthielten, um Anträge der an- ' 
deren Partei wegen des durch die Er­
krankung von CDU-Ortsbeirat Dr.

‘ F

Zu Beginn der Sitzung hatte es bereits 
Ärger gegeben, als Vertreter der Eltern­
initiative „Kind in Nied“ Flugblätter 
verteilten, was ihnen Sitzungsleiter Ull­
rich untersagte. In den Flugblättern 
wehrten sich Kinder und Betreuer der 
Initiative gegen die ablehnende Haltung 
der CDU zum Kinderhausbau in der 
Lotzstraße.

CDU-Fraktlonssprecher Friedrich 
Weibier verlas einen Brief seines Par­
teifreundes Dr.. Hartinger, der sich als 
Nieder Ortsbeirat besonders gegen den 
Standort Lotzstraße ausgesprochen 
hatte, vor allem, wegen angeblich zu be­
fürchtender Lärmbelästigung der An­
wohner. Der Nieder SPD-Ortsbeirat 
Gustav Koppel meinte hingegen, überall 
wo In Nied gebaut werde, werde es An­
wohner geben. Er beschwor die CDU, 
doch In jenem sozialen Brennpunkt 
Lotzstraße den Kindern soziale Gerech­
tigkeit widerfahren zu lassen und ihnen 
— die sich derzeit provisorisch in zwei 
Räumen im Bürgerhauskeller treffen, 
aber dort raus wollen — ein Spielhaus 
in ihrer engeren Wohngegend zu geben.

Der SPD-Stadtverordnete und Land­
tagskandidat Sieghard Pawlik wies dar-
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arbeiter sagte Bührmann, nach seinem 
Antrag müßten nun wohl die „unsinni­
gen Behauptungen“, die Nieder CDU 
und vor allem Ortsvorsteher Dr. Josef 
Hartinger seien gegen den Bau eines 
Kinderhauses in Nied, verstummen.

Das Kinderhaus solle nach Möglich­
keit den Interessen aller Nieder Bürger 
gerecht werden und lange Zeit seinen 
Zweck erfüllen. Dies könne ein Ge-
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M: Asi öcr WHspitze cäer beim Haus Mied
Nied (rt). — Der CDU-Stadtverordnete Karlheinz Bührmann will, von seiner Frak­

tion unterstützt, den monatelangen Auseinandersetzungen um den Bau eines Kin­
derhauses in Nied ein Ende machen. Er hat beantragt, der Magistrat solle seine 
frühere Vorlage, in der ein Bau des Hauses an der Lotzstraße projektiert worden 
war, aus dem Verkehr ziehen und möglichst schnell einen besser geeigneten 
Platz für das Kinderhaus suchen. Bührmann denkt dabei vor allem an das freie 
Gelände an der Kindertagesstätte 28 (Wörthspitze) und in zweiter Linie an die 
Nachbarschaft des Hauses Nied.
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KMsrtas ja 
L®tzsMs rau

bäude an der Lotzstraße vermutlich 
nicht. Hier seien immer wieder Ausein­
andersetzungen mit den Anwohnern zu 
befürchten, die nicht im Interesse der 
Kinder und ihrer Eltern liegen.

Bührmanns Hoffnung, über das Kin­
derhaus werde es nun in Nied keine är­
gerlichen Worte mehr geben, dürfte ein 
Wunschtraum bleiben. SPD-Stadtver­
ordneter Grohmann hat zu Bührmanns

■ I; -

r

■
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Antrag gesagt, ihm sei unverständlich, 
warum die CDU im Stadtparlament 
und im Ortsbeirat vor Jahren mehrmals 
dem Projekt „Lotzstraße“ zugestimmt 
habe. Erst nach Protesten von Anwoh­
nern habe sie im vorigen Sommer diese 
Zusage rückgängig gemacht Man kön­
ne den Vorwurf, den Bau des Kinder­
hauses um Jahre verzögert zu haben, 
der CDU nicht ersparen.

I
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LBei dieser Gelegenheit soll der Magi- 

stat untersuchen, ob sich in den städti­
schen und freigemeinnützigen Kinder­
tagesstätten von Nied ein Rückgang der 
Belegungsziffer abzeichne. Wenn dies 
der Fall ist, meint’ Bührmann, sollte 
man prüfen, ob die Kindertagesstätte 28 
nicht ganz oder teilweise, eventuell 
nach einer räumlichen Erweiterung als 
Kinderhaus genutzt werden könnte.

Auch eine spätere Verwechslung von 
Räumen in diesem Haus als Jugendtreff 
sei zu erwägen.

Zur Begründung seines Antrages 
schreibt Bührmann, das Gelände in der 
Lotzstraße sei wegen seiner geringen 
Ausdehnung und wegen der direkten 
Nachbarschaft von Wohnhäusern für 
ein Kinderhaus nicht geeignet. Man ha­
be hier nur eine Fläche von 440 Qua­
dratmetern. Spielmöglichkeiten im 
Freien gebe es nicht. Auch Spielplätze 
in unmittelbarer Nachbarschaft ständen 
nicht zur Verfügung. Auf die Lotzstraße 
dürfe man nur zurückgreifen, wenn es 
in Nied keine anderen Möglichkeiten 
für ein Kinderhaus gäbe. Aber dies sei 
nicht der Fall.

In einem Gespräch mit unserem Mit-

I
I

I
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Frankfurter Christdemokraten kürzen den Etat für die freien Kinder-, Jugend- und Elterninitiativen um 100 000 Mark

I

iangestaltung.

I
I

Damit wird circa grundsätzliche Wende eingeläutet“
Kandidat für den Wahlkreis 32, in dem 
viele der Gruppen arbeiten. Deshalb 
habe seine Partei auch 200 000 Mark 
mehr gefordert. „Auf ausgesprochen bü­
rokratische Art und Weise entmündigt 
die CDU hier die Jugend“, kommentiert 
der Sozialdemokrat. Er halte die Arbeit 
der freien Initiativen für einen sehr 
wichtigen Bereich. „Und es ist doch ab­
surd, dort, wo Jugendliche oder Eltern 
in Selbstverantwortung etwas aufbauen 

. wollen, ihr Engagement abzublocken", 
meint Pawlik. Anschließend verpflichte 
man dann Sozialarbeiter, um die Leute 
„mit allen möglichen Rezepten aus der 
Trickkiste der Sozialarbeit wieder zu 
motivieren". Und warnend fügt SPD- 
Mann Pawlik hinzu, die von dem CDU- 
Fraktionsvorsitzenden Hans-Jürgen
Moog angekündigte Sparkommission 
werde weitere „böse Überraschungen“ 
bringen.

Die „Arbeitsgemeinschaft der freien 
Kinder- und Jugendinitiativen“ ist seit 
Anfang 1977 aktiv, und augenblicklich 
finden alle vier Wochen Vollversamm­
lungen statt, in den drei Wochen dazwi-

FRANKFURT A. M. Ohne bis­
lang großes Aufsehen zu erregen, hat 
die Frankfurter CDU bei ihren Haus­
haltsberatungen beschlossen, den Etat 
für die freien Kinder-, Jugend- und 
Elterninitiativen um 100 000 Mark zu 
kürzen, was eine Mittelminderung von 
über zehn Prozent ausmacht. Betroffen 
sind nicht nur selbstverwaltete Jugend­
zentren und Jugendinitiativen, die sich 
noch um eigene Räume bemühen, son­
dern auch zahlreiche Eltern-Kind-In- 
itiativen, die das Defizit an Öffentlichen 
Kindereinrichtungen auszugleichen ver­
suchen.

Experten von SPD und CDU, wie auch 
die „Arbeitsgemeinschaft freier Kinder- 
und Jugendinitiativen in Frankfurt“ 
sind sich einig, mit der 100 000-Mark- 
Kürzung werde in der städtischen För­
derungspolitik eine grundsätzliche Wen­
de weg von den freien Initiativen und 
hin zu den Verbänden eingeläutet. „1976 
wurden die freien Initiativen mit der­
selben Summe gefördert wie in diesem 
Jahr, obwohl sich ihre Zahl inzwischen 
verdoppelt hat“, rechnet Lothar Reinin- 

- ger vor, ein Sprecher der Arbeits­
gemeinschaft, in der über zwei Drittel 
der unabhängigen Kinder- und Jugend­
initiativen zusammengeschlossen sind.

„Nach unserer Ansicht ist die Arbeit 
vieler solcher Gruppen überflüssig“, er­
klärt CDU-Jugendexperte Reinhold 
Eisenkrätzer die Haltung seiner Partei, 
„wenn die Verbände und die Jugend­
arbeit . der Vereine stärker gefördert 
werden.“ Der CDU-Mann sieht bei den 
freien Initiativgruppen „sehr viel Un­
kontrolliertes“ und vermutet allenthal­
ben „Kommunisten und Radikale“. Ihren 
Zusammenschluß als Arbeitsgemein­
schaft lehnt er rigoros ab: „Für uns ist

die Arbeitsgemeinschaft kein Verhand­
lungspartner. Wir unterstützen eine sol­
che Bürokratisierung nicht.“

Demgegenüber betont allerdings Rein­
hard Merlitz, ebenfalls ein Sprecher der 
Initiativgruppengemeinschaft, „das Ar­
gument der Bürokratisierung ist absurd, 
denn die Gelder erhalten die einzelnen 
Gruppen, die Arbeitsgemeinschaft erhält 
nur einen geringen Betrag für die eigene 
Tätigkeit. Sie ist kein Verwaltungsappa­
rat, sondern dient dem gegenseitigen 
Kennenlernen und dem Erfahrungsaus­
tausch“. Eine Bürokratisierung sei aber 
zu befürchten, wenn den freien Initia­
tiven das Geld zugunsten der Verbände 
entzogen werde.

Und: „Es ist doch hinreichend be­
kannt, daß die Jugendarbeit der Vereine 
viele Jugendliche nicht anspricht“, be­
tont Merlitz, und vor allem, wer soll die 
zahlreichen Eltern-Kind-Gruppen er­
setzen?" Dort wird nicht nur Schulauf­
gabenhilfe und Deutschhilfe für auslän­
dische Kinder angeboten, sondern auch 
außerschulische Spiel- und Bastelpro­
gramme.

Auf der letzten öffentlichen Sitzung 
des Stadtverordnetenausschusses für Ju­
gend und Soziales hatten dann auch 
über 100 Mitglieder der „Arbeitsgemein­
schaft freier Kinder- und Jugendinitia­
tiven“ die Parteienvertreter auf ihre 
prekäre Lage aufmerksam gemacht. Ihre 
wichtigsten Forderungen: Anerkennung 
des Prinzips der Selbstverwaltung, Er­
höhung des Etats 78 um 300 000 Mark 
und keine Verzögerung bei der Anschaf­
fung neuer Räume.

„Wir beurteilen die Arbeit der freien 
Initiativgruppen durchaus positiv“, 
stellt Sieghard Pawlik fest, Jugend­
experte der SPD und auch ihr Landtags-

, sehen tagen abwechselnd die Initiativen 
ohne eigene Räume, die Jugendzentren 
und die Kindergruppen — wegen der 
unterschiedlichen Problemlagen, wie 
Lothar Reininger betont. Seine Adresse 
ist auch offizielle Kontaktadresse: Alt 
Erlenbach 41, 6000 Frankfurt am Main, 
Telefon 45 09'4 19 71.

In der Arbeitsgemeinschaft zusam­
mengeschlossen sind zur Zeit folgende 
Gruppen: Kinderzentrum Krifteler 
Straße, Spielstube Bornheim, Kinder­
haus am Weingarten, Jugendzentrum 
Sossenheim, Jugendzentrum Sachsen­
hausen „Kuckucksnest“, Jugendzentrum 
Oberrad „Die Butze“, Jugendclub Gries­
heim, Jugendzentrum Fechenheim. Ju­
gendclub Nieder-Erlenbach, Kinder- und 
Jugendclub Unterliederbach, Jugend- 
und Elterninitiative Fechenheim-Nord, 
Initiative Kind im Nied, Initiativgruppe 
Niederräder Jugendhaus, Initiativgruppe 
Rödelheim, Nordendinitiative, Initiative 
Zeilsheim, Initiative Ginnhem, Spiel­
gruppe Rödelheim und der Verein für 
emanzipatorische Kinder- und Freizeit-
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4. Es gibt weder hier noch in der näheren Umgebung aus­
reichende Angebote zur Freizeitgestaltung (Kulturelle 
Angebote fehlen ganz, ansonsten sind die Bewohner auf die 
ausgelasteten Einrichtungen in Bonames und Niedere.schbach

im Hinblick auf Arbeit mit Erwachsenen und Familien

Heimat Südwest"1560 Whng.) mit ca. 6000

1. Der Bügel ist-ein geplantes Wohngebiet mit ca. 1625

Bewohnern, (incl. der neuen Häuser an

2. Arbeitsplätze stehen für die Bewohner im Gebiet selbst 
kaum zur Verfügung, da die ansässigen Firmen mit mitge- 
brachtem Stammpersonal arbeite^.
3. Daher ist das Gebiet als sg."Schlafstadt" anzusehen. 
Die Bewohner erleben die Siedlung fast ausnahmslos in 
ihrem Freizeitbereich* >. :

JEv. Dekanat Nordwest
e- Gemeinwesenarbeit - •

Ben-Gurion-Ring 64 
6000 Frankfurt 56 *

■ Gy h- •

G -

Fläche: ca. 2.10 000 qm, Bevölkerungsdichte 35 Pers/gm

■ ■

angewiesen.
5. Trotz großem Behrf fehlen Infrastruktur- Einrichtungen 
wie Kindergarten und Jugendhaus. Die Einrichtungen der 
Kirchen stellen, gemessen an den Notwendigkeiten, Notlosun- . 
gen dar.
6. Das Einkaufszentrum übt als "Konsumtempel" einen Sog auf - . 
die Bewohner qus, da es die einzige alternative Einrichtung zum / 
Wohnbereich bildet. .
7 Die mehr oder weniger künstlich geschaffenen parkahnlichen 
Landschaften und Spielplätze regen keinesfalls zur Kretivi- . ’
tät an. Hier aufwachsende Kinder und Jugendliche erleben 
eine Wbhlbehütete Wohn- und Konsumwelt, von der Produktions-, 
weit der arbeitenden Eltern abgegrenzt. Es ist alles "fertig", ; 
ein Anreiz zur Veränderung ist nicht vorhanden, das emotionale l 
Erfahren einer veränderbaren Umwelt fehlt ihnen .
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(und Erwachsenen?) Agres- 
die nicht zu vollziehenden

’ V

das' Bestehende ,
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Ffm, den 2„6. 1978 Gemeinwesenarbeit im 
Dek^na£ Ny^dwest

9*Für die meisten Erwachsenen ist es ein schlechtes"Image" 
in einer Siedlung des Sozialen Wohnungsbaus zu wohnen.
Vielfach werden die in der Nachbarschaft Wohndenden als 

/^asoziale ’’ gemieden. So bleibt die eigene Wohnung ein
Hort des Eigenlebens, den man höchstens zu Repräsentation- 
zwecken anderen vorzeigt.
10° Das Mißtrauen richtet sich besonders gegen Randgruppen 
wie Aus- und Umsiedler, Arbeitsemigranten und Chilenen, die 
hier besonders stark repräsentiert sind.(ebenso alte Menschen) 

11. Dennoch ist ein Interesse an größeren Veranstaltungen 
zu spüren(d.h., wenn der Einzelne in der Anonymität bleiben 
kann), wärend Gruppen nur dann besucht werden, wenn ein

Äh

: . '' - '.-1 • -• ' ' ' • " ’

. Dies fordert bei Jugendlichen

's
%

8

gemeinsames Interesse wie z.B. Kindergarten-Problem, Aussied 
ler oder auch Ikebana-kurse da ist.
12. Nur eine kontinuirliche aufbauende Arbeit mit Erwachsenen 
und Familien kann die Gemeinschaft und Solidarität unterein­
ander in die Wege leiten und aufbauen, da sonst die Gefahr der Bll 
düng elitärer Gruppen als Ergebnis der Arbeit,dem größten Teil 
der Bewohner kaum dienlich, besteht.
13 • Für die konkrete Arbeit der Kirchen und anderer Institu­
tionen bedeutet das: Die vielen Bewohnern gemeinsame Proble­
matik müßte erkannt und in die Arbeit als Basis aufgenommen 
werden. Eine Zusammenführung auf Nachbarschaftliche! Ebene , 
sollte gefördert werden, ebenso wie die Arbeit mit den unter 
Punkt 10 genanten Randgruppen.
Für eine Integration der nicht oder schlecht deutsch spre-

■ chcnden Bewohnern muß diu Arbeit mit non-verbalen Medion ge­
fördert werden (Film, Spie], Theater, Kreativität u.a.) 
Wichtiger als .das Problem der Bezugspersonen ist das der 
"Bezugsräume',’: ein von und für bestimmte Gtuppen eingerich­
teter Raum schfft "Atmosphäre"und erleichter die Identifi­
kation mit der Gruppe und fördert die Mitarbeit.



In der Siedlung „Am Bügel“ fehlt es seit Baubeginn an

Heimat
mit vielen
Mängeln

Nichteingelöste Versprechen?

beschnittene oder völlig abgeschriebene

l
erinnert sich, daß bei der Vorstellung
des
Schule und ein Sportplatz versprochen 
worden seien. Statt eines Bolzplatzes 
allerdings fänden sich bis jetzt nur 
„einige Spielgeräte in einem Graben“. 
Auch eine Kantine sei dem Rotstift zum 
Opfer gefallen.

Auf den Widerspruch von großzügi­
gen Ankündigungen und bisheriger Er­
füllung an Sozialleistungen Am Bügel 
angesprochen, verweist die Neue Hei­
mat auf die städtische Zuständigkeit,

Von unserem Redaktionsmitglied 
Hermann Lammert

Pi **
3.^^

„Am Bügel“ in Bonames fühlen 
sich, was die Infrastruktur betrifft, 
annähernd 5000 Bewohner der 
neuen Super-Siedlung von der 
Siedlungsgesellschaft „Neue Hei­
mat Südwest“ und der Stadt im 
Stich gelassen. Seit vor anderthalb 
Jahren die ersten Mieter einzogen, 
ist in der Tat von großzügigen 
Versprechungen bislang wenig rea­
lisiert worden. Ein offenes Jugend­
haus des Regionalverbandes der 
evangelischen Kirche besteht nur

s Baracken-Provisorium. Von drei 
«.nümghch geplanten Kindertages­
stätten wurden zwei gestrichen. 
Ein Kinderhaus ist über das Pla­
nungsstadium bislang nicht hinaus­
gekommen. Kritiker des riesigen 
Bügel-Neubauprojektes werfen den 
Verantwortlichen mangelndes So­
zialbewußtsein und mangelhafte 
Vorbereitung vor.

Infrastruktur hoch im Norden von 
Bonames ist allen Mitgliedern des Orts­
beirates 10 gemeinsam — unabhängig 
jeglicher politischen Couleur. So be­
merkte Klaus Vorbeck (SPD) sarka­
stisch: „Wir sind gelinkt worden.“

Der SPD-Mann bezieht sich dabei auf 
die Zusage der „Neuen Heimat“, im Be­
reich der Siedlung eine SchwinpnhaUe 
zu bauen. Indessen: dieses ’ Projekt 
taucht im Stadtentwickluögsplan über­
haupt nicht mehr auf. Dieter von

versprochenen Kindertagesstätten zu 
Sauen. Das Fehlen einer solchen Ein­
richtung gehört zu den augenblicklich 
schwierigsten Problemen: viele Ehe­
frauen können keinem Beruf nachge­
hen, was als schwere Störung des wirt­
schaftlichen und sozialen Familiengefü­
ges empfunden wird. Die Sozialarbeiter 
der Kirche kennen mittlerweile weit 
über hundert Interessenten für eine 
Kindertagesstätte.

Da sich lange Zeit nichts tat im Zu­
sammenhang mit dem Bau eines Kin­
derhauses für Sechs- bis Zwölfjährige, 
bildeten die Kirchen provisorisch gegen 
die ärgsten Nöte eine Projektgruppe 
und Jugendarbeit, die sich weitgehend

. zu nennen pflegt. Aber auch die Einrichtungen, die nocl£können. Auch stehe die Begrünung der
f Die Empörung über die verzögerte, >nicht von der Planungsliste verschwun- Lärmschutzmauer vor der Vollendung, 

den sind, werden auf sich warten lassen. unü üie Sorge der Siedlungsgese s a 
So kündigt der Planungsdezernent den um Natur und Gesundheit werde deut- 
Baubeginn der Kindertagesstätte erst Hch durch Erhaltung und Pflanzung von 
für das Frühjahr kommenden Jahres an. Bäumen.
Schuld daran, so Haverkampf, seien die 
Zuschuß-Querclen des Landes. Ein Kin­
derhaus besteht in der Planung in vagen 
Umris»en und sei durch Differenzen des 
Ortsbeirates, wie Haverkampf sagt, ver­
zögert worden. Und schließlich fehlt, 
wie Ortsbeirats-Vorsitzender Wagner zu 
berichten weiß, immer noch die ver­
bindliche Zusage eines Zuschusses für 
ein Jugendhaus, das die evangelische 
Kirche zu errichten gedenkt.

Was die gestrichene Schwimmhalle 
angeht, so habe 'sie- auf den Plänen der

Werner Wagner, Vorsitzender des 
Orsöeirates 10, meint, es sei zu viel ver­
sprochen worden, um das Projekt durch- 
zuziehen. Wagner: „Die Stadt hat es of­
fensichtlich versäumt, in konkreten Ver­
trägen mit der Neuen Heimat den Um­
fang an sozialen Einrichtungen festzu­
lege n."

Zahlreiche Familien formulierten in 
der .ergangenen Woche während einer 
lebhaften Versammlung einen Brief an 
die Siedlungsgemeinschaft, worin nach­
drücklich gefordert wird, alsbald 
wenigstens die übriggebliebene von drei

wenn es um Infrastruktur geht. Ein 
। Sprecher: „Wir haben die Absichten der 

Stadt damals auch in der Öffentlichkeit 
bekanntgemacht.“

Die Reduzierung von drei Kinderta­
gesstätten auf eine begründet Plammgs- 
dezernent Dr. Hans-Erhard Haverkampf 
mit der zu erwartenden Abnahme der 
Geburtenzahlen. Aus dem gleichen 
Grund verzichtet die Stadt auch auf 
einen ursprünglich vorgesehenen Schul­
bau für die Siedlung. Dafür soll die 
Lugust-Jaspert-Schule In Bonames aus- 

oebaut werden.

feinen Beraterstatus gegeben hat. Der 
'Regionalverband der evangelischen Kir­

che hat mittlerweile mitten in der Sied­
lung eine Baracke aufgestellt, die dem­
nächst festlich eröffnet werden soll.

Es gibt einen größeren Gruppenraum, 
zwei kleinere Räume und eine Teekü­
che. Was zur Zeit an sozialer Arbeit und 
Einrichtung für die Jugend angeboten 
wird, nennt ein Sozialarbeiter „soziale 
Ambulanz“. Der En^e vorigen Jahres 
ins Ärztehaus eingezogene Kinderarzt 
Hartmut Mörschel hat demzufolge auch 
in steigendem Maße Verhaltensstörun­
gen bei Kindern und Jugendlichen in 
der Bügel-Siedlung festgestellt, die der 
Volksmund wegen des umgebenden 
Ben-Gurion-Ringes auch „Golanhöhen“

Siedlungs-Giganten Bolzplatz,

Massow, CDU-Fraktionsvorsitzender,

Architekten gestanden, die das Ein­
kaufszentrum („Integra“) bauten. Neue I 
Heimat-Sprecher Volker Gilewitsch | 
„Die öffentlichen Mittel haben gefehlt.“ 
Frankfurts Baudezernent ergänzt: „Eine 
solche Halle steht nicht auf unserer 
Prioritätenliste.“ Der Ortsbeirat will 
nun klären, wer für die Zusage, daß die 
Schwimmhalle gebaut werde, verant­
wortlich war.

Volker Gilewitsch verweist auf Ver­
dienste seiner Gesellschaft: bis auf vier 
seien inzwischen alle Spielplätze fertig; 
seit Mitte vorigen Jahres gibt es ein 
Einkaufszentrum, und auch das Ärzte­
haus hat sich gefüllt; der Bolzplatz 
werde in drei Wochen fertig; Grünanla­
gen und die See-Landschaft gehen ihrer 
Vollendung entgegen; in acht Häusern 
sind 13 Räume mit 1200 Quadratmetern 
an sogenannten „Verfügungsräumen“ 
Vorhände ’n denen Mieter Tischtennis 
spielen o< lemeinschaftspartys feiern
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Inzwischen wurde bekannt, daß der Bau der Kindertagesstätte 
doch wieder verschoben wird!
Informationen über die Siedlung und über die dortigen 
Beratungsangebote gibt die "Gemeinwesenarbeit im ev. 
Dekanat Ffm-Nordwest"(Norbert Krause) , die ein Büro 
im Stadtteil unterhält: Ben Gurion Ring 64 Tel. 50722228 
Die Arbeitsgruppe Gemeinwesenarbeit gibt auch monatlich 
die sogenannte "Bügelpresse", eine Stadtteilzeitung heraus.

PlMoyer für Kindergarten 
im Neubaugebiet „Am Bügel“

kai. Für den Bau einer Kindertages­
stätte im Neubaugebiet „Am Bügel“ 
zwischen Bonames und Nieder-Esch- 
bach hat 'sich der CDU-Landtagsabge- 
ordnete Karlheinz - Trageser eingesetzt. 
Nach Gesprächen mit Bewohnern der 

^Sadiung/bei denen der fehlende Kin- 
<ejrarten eiper der wichtigsten Diskus- 

■‘‘MoSpünkte gewesen sei, habe er an die 
Xaendesregietung eine Kleine Anfrage 
gerichtet, sagte. Trageser. Darin weist- 
erd&rauf hin, daß in. dem Neubaugebiet 
niit rund 1600 Wohneinheiten mit nahe- 
Zu fünftausend Menschen eine zentral 
gelegene Kindertagesstätte zwingend 
hdt>?hndig sei, zumal die Siedlung oh­
nehin eine mangelhafte Infrastruktur 
für Kinder und Jugendliche aufweise. 
Überlegungen, tut r Kindergärten in an- 
grenzenden Stadtteilen auszuweichen, 
hält Trageser nicht hur wegen der 
Überbelegung, sondern auch wegen: der 
zum Teil unzumutbaren Entfernung für 
^■realistisch,

Der Abgeordnete übt gleichzeitig Kri­
tik an der Landesregierung, die noch 
keine Zuschüsse für das Projekt zuge­
sagt habe, obwohl alle Planungen abge­
schlossen und Termine für den Baube­
ginn bereits mehrmals Verschoben wor­
den seien. Trageser erkundigt sich da­
her nach den Gründen für die ableh­
nende Haltung' und:Will wissen, w«m 
endlich mit einer verbindlichen Zusage 
der Förderung durch Landesmittel ge­
rechnet werden könne.

Kindertagesstätte 
„Am Bügel“ genehmigt
Hessens Sozialminister Armin Clauss 

hat entschieden, daß im Neubaugebiet 
„Am Bügel“ eine Kindertagesstätte ge­
baut wird. Sie wird in das Förderungs­
programm 1979 aufgenommen. Minister 
Clauss hat den Hessischen Landtag und 
die Stadt Frankfurt darüber bereits in­
formiert. Der Neubau der Kindertages­
stätte „Am Bügel“ soll 60 Kindergarten- 
und 40 Hortplätze erhalten,  ̂J J brh

Die Entscheidung des Ministers 
konnte jetzt erfolgen, nachdem die Kin­
dergartensituation im Neubaugebiet 
„Am Bügel“ geklärt ist. Die beiden be­
reits bestehenden Kindergärten in Nie­
der-Eschbach sind überbelegt. Die zur 
Zeit im Bau befindliche Kindertages­
stätte „Am Bürgerzentrum“ ist lediglich 
ein Ersatzbau für einen demnächst zu 
schließenden Kindergarten. Nur ein 1 
weiterer Neubau kann deswegen die 
Versorgung mit Kindergarten- und 
Hortplätzen verbessern.

j Sozialminister Armin Clauss wies 
darauf hin, daß gerade die Einrichtung“ 
von Hortplätzen auch ein wichtiger Bei­
trag zur Familienpolitik sei. Frauen, die 
sich für die Berufstätigkeit entschieden 
hatten, würden damit nicht mehr vor 
die unselige Alternative Beruf oder 
Kinder gestellt. f



*

CD

I

'""l1 I. , 1 ■ 1 . .---------------------------------------- •----------------------- ■------------------------------------------------— -

„Kleine Nuancier! d^en" durch C jdfen

(»*cl Ptst

£ 
4

meschutz versteht sich.
Die Beratung wurde vertagt. (D

4

rein inhaltliche Diskussion ein.
‘ Vergeblich hielten sowohl Erster 
Stadtrat Herbert Becker als auch 

. D-Sprecher den Christdemokra­
ten vor, die Stadt bauu doch sowie­
so in alle Sozialwohnungen Zentral­
heizung ein — dies sei heute der

inilien interessant gemacht wür­
den.

Sozialdezernenten empörte Prote­
ste aus. Der Sozialpädagoge Profes­
sor Dr. Beck: „Wollen Sie denn die 
Frau und die Kinder dafür bestra­
fen, daß ihr Mann .und Vater ein 
Säufer istt*
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Professor Beck: „Wir bauen die 
Wohnungen nicht ausschließlich

en. Thielen: „Wo sollen yyir denn 
dann die Notfälle unterbringe?“

• Die CDU ließ sich jedoch nicht 
von ihrer Meinung abbringen. Eine 
Sprecherin wies sogar noch einmal 
auf die Aufgaben des Sozialstaates 
hin: „Wir haben dafür zu sorgen, 
daß Notleidende menschenwürdig

horn, der der CDU „soziale Demon­
tage“ vorwarf und noch einmal, wie 
schon Professor Beck, dafür, plä­
dierte, diese Wohngegend durch 
normale Standurd-Mudornisierung 
uufzuwerten und endlich milzuheb 
fen, die Diskriminierung der dorti-

ü?
H* 
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Beratungen über Ausbau „Offenbacher Straße*'noch nicht abgeschlossen CDU sperrt sich gegen Zentralheizung

nur für die jetzigen Bewohner aus, 
sondern auch für Familien, die 
•päter einmal dorthin ziehen sol-
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Stattdessen, so Thielen, solle 
man doch einfache und preisgünsti­
ge Ölöfen verwenden, für deren
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Beschaffung lediglich 54 000 Mark 
und nicht 400 OOOMark 000 Mark 
aufgebracht werden müßten.

„Kleine Nuancierungen" • ,.Diskriminierung
Spätestens zu diesem Zeitpunkt beseitiaen"

war die „abschließende Beratung“ y
endgültig geplatzt und die Aus- Die Äußerungen der Christdemo­
schußmitglieder traten voll iq eine kraten lösten bei der SPD und dem

Angefangen hatte es relativ/ , se Wohnungen teilweise absicht-

Neu-Isenburg (klawe) - Eine abschließende ger Haupt- und Finanzausschusses und des 
Beratung über den Ausbau des sozialen Pro- Ausschusses für Familie, Jugend und Soziales 
blemgebietes Offenbacher Straße in Neu-Isen- bot einen einmaligen Einblick in die - diesmal 
bürg war geplant - ein Spektakulum wurde f von keiner politischen Raffinesse umwobene - 
daraus: Die gemeinsame Sitzung des Isenbur-y? Meinungswelt der Neu-Isenburger CDU.

damit aucn tur bessersituierte r a-

diesen mündlichen Antrag (schrift- Bürger geradezu bestrafen, wenn 
lieh hatte die CDU noch nichts vor- wir diesen Leuten in der Offcnba-

Un Nur dum“ *
Mark für den Bau von „Einfachst- , Der Christdemokrat betonte wei- Problem auf Dauer zu lösen.0 . '
Wohnungen auf sozialer Basis aus- terhin.'er könne es sich nicht vor- Noch kerniger wurde der SPD­
reichen wurden. stellen, einem Säufer, der bereits ; 'Fraktionsvorsitzende Mathias Eich-

. .. n . mittags an seiner achten FlascheErst nach geharnischten Brote- ß *. auch nQch den Luxus
.en des Isenburger Soz.a dezer- ejner Zentra|hej2ung 2U bicten. 

nenten Herbert Becker der als 01öfen jn dje WohnuB 2U stel„ 
Mag.stratsnntglied an den Bera- , bedeute nach Ansicht der CDU 
tungen te.lnahm und die Summe kejne soziale Abstu[ _ es be 
als zu gering bezeichnete wurde h „normale“ Sozialwoh- 
man be. der CDU deutlicher: D.e , ge“ Qhr% 
geplante Zentralheizung wars, an ....... . o
der die Christdemokraten Anstoß Weiterhin wurde von Seite der 
nahmen. Christdemokraten betont, daß bei

einem zu großzügigen Ausbau ja 
kein Bewohner dieser Straße dann 
noch Lust habe, sich nach anderen 
Wohnungen umzusehen und sich 
aus dem sozialen Abstieg zu befrei-

harmlos, als die Christdemokraten / lieh verkommen gelassen wurden, 
den für die Modernisierung ange- ’ dann muß man im Hinblick auf 
setzten Betrag von 1,1 Millionen die anderen Bürger in Sozialwoh- 
Mark auf 800 000 Mark senken woll- nungen kleine Nuancierungen sel­
ten. Paul Thielen, CDU, begründete zen. Wir würden ja die anderen
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untergebracht sind. Dazu gehört 
daß sie hygienisch wohnen können 
und es warm haben...“

Ob es aber die Bewohner, die 
heute zum größten Teil noch nicht 
einmal ihr Bad heizen können, 
durch die Ölöfen tatsächlich warm 
haben werden, bezweifelt die SPD. 
Mathias Eichhorn: „Die CDU hat 
108 Öfen vorgesehen. Das bedeu- i 
tet, das nicht in alle Zimmer Öfen 
gestellt werden können. Ein Ofen, 
kann aber je nach Standort besten­
falls ein oder zwei Zimmer behei­
zen. .

Ein Trostpflusler hatte die CDU 
dennoch parat: Sie will die Lauben­
gänge verglasen lassen — als Wär-‘

gen Anwohner aufzuheben. *

Standard — und es. sei doch nicht , Die Diskussionswogen schlugen 
einzusehen, daß, wenn ohnehin, hoch und vergeblich versuchten 
umgebaut werden müsse, diese die Sozialdemokraten der christli- 
Wohnungen erneut unter dem so- eben Partei klarzumachen, daß die- 
zialen Gesamtniveau gehalten wer- ses Problemgebiet nur dann auf 

•den sollen. die Dauer zu beseitigen sei, wenn
Dazu der CDU-Sprecher Paul die Wohnungen an den heute herr- *1:* Wohnungen a

Wenn mnn sieht. wie di«. sehenden Standard angenaßt und ■ /. üden Standard asüepu jik
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schlimmer macht, kein inneres Ver-
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lastung leben, einen Menschen getö­
tet und einer Familie großes Leid 
zugefügt zu haben.

erwähnte Person soll, wie Bekannte 
erzählen, seit einiger Zeit keinen 
Führerschein mehr haben. '

Ein Dreieichenhainer Stadtverord-

i

( 
t

anonymen Zeugen die Rede, der die c

und Rechtsanwalt auf eine „Wand 
des Schweigens“, denn über ein

Der Hausmüll wird in Götzenhain 
wegen des Himmelfahrtstages erst am 
5. Mai abgefahren.

Aussage des Reporters bestätigt 
haben soll. Die in beiden Aussagen

,___ . ■ ----- - — — neter, an den sich Rosemarie Lies- - 1;
langen, einen schwerwiegenden Feh- kowsky hilfesuchend gewandt hat, 
ler wiedergutzumachen. Er und stößt bei Beteiligten. Staatsanwalt 
seine Mitwisser müssen mit der Be- ’ ~ ’ •

Gesucht wird ein anonyn
Ermittlungen wegen Flucht nach tödlichem Unfall ko

■T——■■■H *"** "' ■ . ...........

Das DGB-Ortskartell Neu-Isenburg 
veranstaltet am 1. Mai eine Kundgebung 
in der Hugenottenhalle.

• i /
zu schützen und dafür 30 000 Mark aus­
zugeben.

Der Kompromißvorschlag, mit dem 
die hitzige Debatte einstimmig beendet 
wurde, kam von Mathias Eichhorn. Der 
Magistrat soll jetzt feststellen, welche 
Auswirkungen der Einbau von Ofenhei­
zungen hat, ob er technisch überhaupt 
möglich ist, wie die „Naßzellen“ 
(Waschräume) beheizt werden und ob 
nachteilige Folgen für die Bewohner 
entstehen. Herbert Becker versprach 
die Prüfung in Kürze durchzuführen., ve

NEU-ISENBURG. Die Einfach Woh­
nungen in der Offenbacher Straße —von 
Annelore Jungmann (CDU) mit „Ob­
dachlosenasyl“ bezeichnet — sollen von 
Grund auf renoviert werden und 
dafür schlägt der Magistrat die Ausgabe 
von 1,1 Millionen Mark vor. Die CDU 
will 270 000 Mark weniger ausgeben, 
weil es ihrer Ansicht nach ausreicht, die 

, Wohnungen mit „modernen Ölöfen aus­
zustatten“, während die SPD Zentral­
heizungen einbauen will. An dieser 
Frage entzündete sich eine Diskussion 
zweier Ausschüsse am Dienstagabend 
im Stadtverordnetensitzungssaal.

Für die SPD ist der. „einfache Ofen“ 
ein Beweis für die „von der CDU ge­
wollten sozialen Demontage“, während 
es der CDU um die Notwendigkeit geht, 
sich der angespannten finanziellen Lage 
der Stadt anzupassen.

Der bisherige SPD-Fraktionsvorsit- 
zende Eberhard Beck -— neuer Mann an, 
der Fraktionsspitze ist jetzt wieder 
Mathias Eichhorn' —>• stellte zunächst 
fest, „daß das doch schon alles im So­
zialausschuß dürchgesprochen wurde“. 
Man sei sich doch mit der CDU darüber 
einig gewesen, „die Sozialecke in der 
Offenbacher Straße abzuschaffen, denn 
in einer „Ansammlung sozialer Fälle in 
einem Gebäude würde der soziale Ab­
stieg nur beschleunigt“. Darüber habe 
man , schon vor zwei Jahren Einigung 
erzielt, deshalb sei nicht zu verstehen, 
daß die CDU jetzt plötzlich mit der Ab­
lehnung der Zentralheizung „so eine 
Art Strafe für Bewohner“ ausspricht, 
etwa Im Sinne, daß der Bewohner als 
Sozialfall „die Zentralheizung nicht ver­
dient hat“.

Für den Sparwillen der CDU setzt 
sich Paul Thielen ein, der kein Ver­
ständnis dafür hatte, daß die SPD das 
Heizungsproblem „zu einer Sozialfrage 
hochstilisiert. Schließlich gibt es in der 
Ludwig- und in der Waldstraße sehr 
viele Wohnungen mit Ofenheizungen 
und da spricht niemand von sozialer 
Schlechterstellung“.

Als Beweis dafür, daß auch die CDU 
sich für bessere Wohnverhältnisse ein­
setzt, führte Thielen die Forderung an, 
die offenen Laufgänge durch Glaswände

Zur Zeit muß er außerdem noch in 
der ständigen Furcht leben, vom 
Staatsanwalt überführt und somit 
möglicherweise auf Lebenszeit sei­
nen Führerschein zu verlierens und 
zu einer mehrmonatigen Gefängnis­
strafe verurteilt zu werden. Die Spu­
ren der Ermittlungsbehörde führen 
nach Neu-Isenburg, weil das bereits 
nach zwei Tagen sichergestellte mut­
maßliche Unglücksauto einem Neu- 
Isenburger Bürger gehört, der den 
Wagen aber wahrscheinlich nicht 
selbst gefahren hat’

Inzwischen brodelt es kräftig in 
der Gerüchteküche. Ein Sportrep< 
ter will in einem Gespräch mit, L 
fallbeteiligten erfahren haben, wer 
am Steuer des Busses gesessen hat 
und soll dies auch zu Protokoll gege­
ben haben. Weiterhin ist von einem

NEU-‘ISENBURG/GÖTZENHAIN.
In der Nacht zum Buß- und Bettag 
1977 wurde der 35jährige Speditions­
kaufmann Claus Peter Lieskowsky 

zaus Götzenhains Opfer eines Ver­
kehrsunfalls. Gegen zwei Uhr mor­
gens erfaßte ihn beim. Überqueren 
der Bleiswijkerstraße in Götzenhain 
ein Kleinbus und schleuderte ihn in 
den Straßengraben, wo er am frühen 
Morgen von Passanten tot aufgefun­
den wurde. Im Polizeibericht hieß es 
kurz: Der Fahrer beging Fahrer­
flucht, der Tote hinterläßt Frau und 
eine zweijährige Tochter. '

Hinter dem Leid und den materiel­
len Sorgen, die in der jungen Familie 
entstanden sind, verbirgt sich ein an­
deres, nicht weniger dramatisches 
Schicksal, das des Fahrers.

Er hat, von einer Feier heimkeh­
rend und vermutlich in angetrunke­
nem Zustand, den mit einem dunklen 
Mantel bekleideten Claus Peter Lies­
kowsky nicht rechtzeitig gesehen. 
Die plötzliche Erkenntnis, einen 
Menschen getötet zu'haben, muß ihn 
in Panik versetzt haben, daher die 
Flucht und, was die Sache noch

Fahrer wollte wenden: 
,Ein Schwerverletzter
NEU-ISENBURG. Einen Schwerver 

letzten und einen Schaden vort run< 
14 000 Mark forderte ein Verkehrsunfal 
am Dienstagmorgen auf der Straße zwi­
schen Zeppelinheim und Dreieich.

Wie die Polizei berichtet, wollte eir 
Lastwagenfahrer seinen „Brummi* aul 
der Landstraße* wenden, um dann aul 
die Autobahn zu kommen. Dabei kam es 
aber mit einem, Auto zum Zusammen-

kanntlich nichts erzählt werden. rS

x7// w

Olofen oder Zentralheizung
Renovierung von Einfachwohnungen führt zu Debatten
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und die Stadtver- 
tenberg meinte, die

Gebiet seit Jahren fertigzu werden habe, 
Schritt für Schritt abgebaut werden.

Paul Thielen von der CDU bejaht«' 
zwar den Standard des sozialen Woh­
nungsbaus, allerdings für die Offen­
bacher Straße „eine Stufe tiefer“, um so 
auch an das Selbstverantwortungsbe­
wußtsein der Bewohner zu appellieren. 
Er führte unschöne Beispiele von ,efoem 
Säufer, der nadimittags schon die achte 
Flasche Bier getrunken hat und lallend 
die Tür aufmacht“ zur Begründung an.

Glieder in Barn 
ordnete Monika

wurde al lerding* vom Enten Stadtrat 
Herbert Becker gekontert, der fragte: 
„Wm machen Sie denn, wenn die Frau 
und die drei Kinder dlaae* Stufen ohne 
einen Pfennig Geld kalt in der Woh­
nung aitzen müaaen?“ Der Erste Stadt­
rat ersparte der CDU den Vorwurf 
nicht, sie wolle diese Leute bestrafen 
und ihnen deutlich madben, daß sie 
einen besseren Wohnstandard einfach 
nicht vardient hätten.
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Neu Isenburg. Da hätte sich in den HaushalUberatung en des Haupt- und 
Finanzausschusses, die bisher betont sachlich und fair abgewickelt wurden, beinahe 
doeh noch Konfliktstoff ein geschlichen. Und «war bei einem Punkt, den niemand 
vorher als „kenflikttrichtig“ aageaehen hatte. Als der Haupt- und Finanzaus­
schuß zusammen mit dem Ausschuß für Familie, Jugend und Soziales am Dienstag­
abend sein „oJC“ swm vom Magistrat vorgeschlagenen Ausbauprogramm für die 
städtischen Schlicht-Wohnungen in der Offenbacher Straße 1F7 bis 109 a erteilen 
sollte, da entzündeten sich die Emotionen an der Frage der Heizung.

1J

ger Zeit in der letzten Legislaturperiode 
gefaßten Beschlüssen vor.

Die CDU indeß blieb auf ihrem Stand­
punkt, meinte, die Frage der Heizung 
sei wohl nicht ausschlaggebend für die 
Integration der Bewohner hx der Of- 
fenbacher Straße in die Gesellschaft 
(Luise Bayer), und Erster Stadtrat Her­
bert Becker schließlich versprach, der 
Magistrat werde prüfen, ob der CDU- 
Vorschlag, moderne Öfen statt einer 
Zentralheizung zu installieren und da­
mit fast 350 000 Mark einzusparen, an­
gesichts der baulichen Gegebenheiten 
(nur ein Kami pro Wohnnung) durchzu­
führen sei. In Kürze bereits will der 
Magistrat dem Ausschuß entsprechende 
Vorschläge unterbreiten.

Einig allerdings waren sich alle Aus­
schußmitglieder, daß mit dem Umbau - 
Programm in der Offenbacher Straße 
noch im Laufe dieses Jahres begonnen

An der Hebung schieden sich die Geister
Sind moderne Ofenhelzungen »sozial diskriminierend"? w / ^8

Nicht an grundsätzlichen Punkten, 
nicht an der Notwendigkeit dieser Aus­
baumaßnahmen, sondern im Endeffekt 
an der Frage, ob eine moderne Ofen­
heizung eine Diskriminierung der Be­
wohner in diesem Teil der Stadt dar­
stelle und sie zumindest wohnungs­
mäßig nur mit einer Zentralheizung an 
das Wohnniveau der übrigen Isenburger 
Bevölkerung herangeführt werden 
könnten.

Die CDU-Fraktion hatte nämlich Ein- 
sparungsmögl Ichheiten von insgesamt 
rund 350 000 Mark darin erkannt, daß 
man die für etwa 400 000 Mark vom 
Magistrat vorgeschlagene Ze®tralhei- 
rtmg »wA dweh eine modarm Ofen­
heizung ersetzen könne.

Dies brachte die SPD-Auaa<hußmlt-

Bewohner in der Offenbacher Straße 
hätten ein Recht darauf, den gleichen 
Wohnstandard geboten zu bekommen 
wie die übrigen Isenburger, die eine 
Sozialbauwohnung bewohnen. Und diese 
hätten in den letzten Jahren ihre Ofen- 
heizungen ausnahmslos durch moderne 
Zentralheizungen ersetzt bekommen

CDU-Stadtverordneter Paul Thielen 
verkündete dl« Meinung „seiner“ Frak­
tion. zwischen den Bewohnern der städ­
tischen Einfachst wohn ugen und nor­
maler Sozialbauwohnungen könne 
durchaus noch eine gewisse Qualitäts- 
nuaneitrung vorganommen werden, 
macht« darauf aufmerksam, daß einige 
der Wohnungen bewußt vergammeln 
würden.

SPD-Stadtverordneter Eberhard Beck
hingegen betonte, daß die Wohngegend 
Offenbacher Straße durch das Umbau-
mgramm baulich «o aubBrwartet wer- Der oa« 8PD-Fraktioa«vGrsitM«fe

(■

' 1
DIE® WELT
bringt vom 2. Mai an:

IHeNbcpn- 
Memoiren
Exklusiv 
für Deutschland
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An die
Btadtverordentenversammlung

Bewohn», 
demokratisch gewählte Bewohner-ra^ u* Fachkräfte entscheide t der üb.r wehenÄÄÄ fnd ‘Si's’” s«s»n- 
entschieden werden kanne S ß b di Kopfe der Bewohner nichts

i

Än^^11»1»“ für Sozialarbeiter und
kleine Bücherei
Kegelbahn im Keller

Gebäude muß beet hen aus ;

T^"i2hk1Sitv1? fur 9inen Altentreff leekuche kombiniert mit Buffett Duschen

1
[1
!>

• :

B^otaerreraamlunsFo Walther (FDP) und anderen wuS überddTZr°^en^n Kretschmann (SPD ) 
serablen Verhältnisse «a wurae über die allseits bekannten mi- 
auch 'Offenbach Post' 11 8 IS^®118^S1®8^811 Benachteiligungen (siehe

I kutiert und beraten Tn frankfurter Rundschau 11.8.) dis-I ordneten sind wir der Meinung daß^HPlfen^n^aaH^ Stadtver-
! oder anderen "sozialen Hilfen nach dem Gießkannenprinzip"

Vor allem wn„ S bfa.S deD^Kl^eF0™"/’111 " Hstl’ 81”a- 
um die 2oo Kindern im sSuinfTioh^J^ ziehen o.und 6 Jahren und

| Hort noch Hausaufrabenhi 1 Fs^h-t v- ?8n Alt®? weder ein Kindergarten,
I raum als sozialen Treffpunkt sowohl ^ur^ e^S^ Versammlungs-
’ warhsenen weit und breit zu suchen als aucb fur diean.«, bl.m at. b“^

’“f- »’i B- 
iu» Bau und Durchfuhr das Kom.unitaJ^aS^S

UNSE.tE FORDERUNGEN SIND :

” a7»orstelluagen entspricht bestehen wir aut ein^ w?!’S “oberender Eretelluns eines Saurlen,? unaX*SL"mr™g!PraOl’'’r,':ht

-E-^-STr-TTT^
B E U 0 H N E R R A T
~sx = ÄÄs:''a,JEÄ — »»ÄHfÄRsaaisi-x
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Dringend® Anliegen der Bewohner des Eschigs

»

»Sperr-

Knete,, Ton,
Fingerfaroen,Wach8malkfceide,

Nähmaschine, 
Wolle,

Laubsägekasten,Sperrholz 
holzf-rben,
HäkelradeIn,Stricknadeln

Spielekcffer, 
Kasettenrekorder mit Plattenspieler

, die von der Stadt Offen-

Tischfußball,Legosteine, 
Schmelzofen und ein Emeilofen.

Malblöcke,

in Auesxcht gestellte Kinderfreizeit in den Herbstferien Wir sind 
^SteUte K^«^izeit von

Arbeiterwohlfahrt^röckelbach^imdimdim^rünbe?^ * W d®r
Dorberg (Kassel). ’

°rUpp’n- ”” für den

bach sofort finanziert werden müssen:
1) Für die genoviejrung und Einrichtung der in Selbsthilfe hergestellten 

Raume, die bis Fertigstellung des KommunikationsZentrums benutzt 
werden müssen, wird dringend benötigt:
Tische und Bänke, 
Bestuhlung,
Bretter für die Verkleidung der beiden Räum« ,
Kühlschrank
Elektroherd?
Schreibmaschine,
Schreibmaschinenpapiec und Kohlepapier
Locher,Ordner, 
Kasse,

5> SJ’ä? '“f.vor&d. der Sa»,rr.rtM
»e ar.8 P„r. der
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Bürgerinitiative der Offenbacher EechigBewohnor will sich kommenden

»SM-

äb=r, daS ß
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ibacher Eschig 
schlug Volkszom hoch

T2
•P’O

. . . u J J 30 to«^» Eackilg-Bewoh-
Auch kümmere sich die Stadt Einrichtung einer kompfet-

nicht um eine Unterbringung und Sozialstation nach dem Mu- 
B^euung der Kinder tagsüber, so der Sozialeinrichtungen im 
daß für Frauen mit kinderreichen oftenbacher Lohwaidgebiet. Diese 
Familien keine Möglichkeit beste- Sozialstatioa müs« nach Aaricht 
he. sich wenigstens einmal am Tag Bewohner einen Kindergar- 
zu entspannen und ihre Kinder in Un Kindertageaatltte und 
sicherer Obhut zu wissen. elne Betreuungsstelle in schuli-

In diesem Zusammenhang war- scher Hinsicht umfassen, weiter­
de von Sprechern der Bürgorver- hin müsse eine Altepbetreuung 
Sammlung auch das im Eschig und ein Kommunikationszentrum 
herrschende Schulproblem ange- für Jugendliche angegliedert sein, 
sprachen. Die Quote der Sonder- Auch die Stadt Alten- und

Wj

Dienstag konstituferen — I-
Die Zeichen im Offenbacher 

Eschig standen auf Sturm. 
Hoch schlugen die Wogen der 
Erregung als am Dienstag­
abend zum erstenmal eine 
Bürgervöfsammhing in dem 
Ottenbacher Randgebiet an 
der Mühlheimer Straße abfe­
halten wurde. Die Eschig-Be­
wohner fühlen sich von der 
Stadt vergessen und mit ihren 
Sergen und Problemen allein 
gelassen. So habe die Stadt die . 
einzige Spiel- und Lernstube 
— eingerichtet in einer Drei- 
zimnyrwohnung — geschlos­
sen tmd den einzigen zuständi­
gen Sozialarbeiter „abgezo­
gen*. Auch habe man sich sei­
tens der Stadt noch nie ernst­
haft über mögliche Sozialein­
richtungen Gedanken ge­
macht. Das ist der Tenor der 
massiven Vorwürfe. Dement­
sprechend groß ist auch die 
Liste der Forderungen, die 
von den Anwohnern des 
Eschig-Gebietes (mit flankie­
render Unterstützung der .Ar­
beitsgemeinschaft für soziale 
Brennpunkte“ unter der Lei­
tung des 2. Vorsitzenden Fried­
rich Wenzel) aufgestellt wur­
de.

In Ermangelung einer geeigne­
ten Versammlungsstätte hatte die 
Bewohnerinitiative, die sich am 
nächsten Dienstag offiziell konsti­
tuieren und einen Vorstand wäh­
len will, ihre erste Versammlung 
unter freiem Himmel abgehalten. 
Glich die Versammlung auch auf 
den ersten Blick einer brodelnden 
Volksmenge, so kristallisierten 
sich doch nach einiger Zeit ver­
schiedene Sprecher und Spreche­
rinnen heraus, die mit Engage­
ment und Leidenschaft auf die ih­
rer Ansicht nach unzumutbaren 
Zustände hinwiesen.

Erbitterte Vorwürfe w
Die Hauptvorwürfe dar Be- 

wohneritetiative richteten rieh 
gegen di® Stadt Oöeubach, dh Ih­
rer Ansicht nach noch sie chwsn 
Versuch sssacht habe, die sozia­
len Mißstände im Kachig-GeHet 
zu beoritigen. Dies 
schon „Mehssfo S-risao“, wie ne» 
Beispiel der Sandkasten, d®sz&a 
Sand nur »ö* vier Jahre erneuert 
würde und Budwuririe-
dung lediglich nur noch aus Eiass 
trägarn, an denen sich die Kinder 
verletzten könnten, bestehe. Der 
einzige Spielplatz für die zahlrei­
chen Kinder bestehe lediglich aus 
lieblosen Stangengerüsten, mit 
denen kleinere Kinder nichts an- 
fangen könnten.

stehlet*

___der nächsten Woche. Der § g 5 g ? E
:„»ment Scan 3 5 g s

an denke, diese einzige g *■§'.« g E

JI 1^1
1p 8 gg i*

ä iOlog- wm

Besonder« vorfcittert zeigten Soziaidezement bewerte, Scan 
rieh die Eschig-Bewohnter dar- nicht daran denke, diese einzige 
über dsS fei -Ü© «Uautesmg Sorialstation im Eschig zu opfern, 
zweier Ke&orritem«. rite von den Vielmehr seien im Haushaltsplan 
Einwohnern in Eigaateteäa** al’ *77 bereits die Mittel für eine Reno- 

vterunts der Räume 
richtet wteriws waees. vethoter vrfhfdeB dte
wcrüei sei - Handwerker «n di« Arbeit
Gründen, «te «7 ^*«*—=3 habe. WoHgüs«

. y. _■______ *“* Verwüste «aisuk, b«®«Langer roroerunqsksi^y <teo Anwohner» i—
Zur Veriteiwirung der sozialer mlMte«Bgeritu^te K*O*r zu W» 

Mißstände stellten die Anwohne’ nutzen. Dies dürftea ate 
des Offenbacher Randgebiete? im Gegenteil begrüße er es 
eisen langen FurdenmeÄateto| sogar, wen« 
auf, der ««• «erietes EL-~~»fifS®tfTe tmd
wohl kaum in aii zu kurzer Zei Eigenteistongen 
von der Stadt verwirkUchi werde: den wurden. Er sei jederzeit be- 

«ent zu uster-

* iHlW X |418*s

HUFric& drin S

sehenden soriaten VerhUtoizse besseren Spielplatzes für die zahl- 
im allgemeinen - zu enger Wohn- reichen Kinder des Gebietes. Audi 
raum für kinderreiche Familien, solle endlich eine Pro-Familia-oe- 
ketne Zeit der Eltern für Beauf- ratungsste» im Eschig eingench- 
sichügung der Hausaufgaben, u. ä tet werden.
7.’ Vorwürfe zurückgewesen
der Einrichtung einer Betreuung»- Wie der Sozialdezernent der 
stelle mit HausaufgabenbeaufAich- Stadt Offenbach, Stadtnit Wolf- 
tigung und Nachhilfestunden gang Reuter, hinsichtlich des For- 
schuld wären. derungskataloge« der Eschig-An-
rat betonte, daß dte«be«Mtebe wohner in einer Stellungnahme 
Schritte von ihm schaa untemMn- mitteilte, sei eine Verwirklichung 
nm worden seian. *> habe et wr der Forderungen aufgrund der be- 
kuraesa dem Magistrat einen Ba- schränkten Mittel der Stadt in ab­
richt vorgelegt, der BÜtog sehbarer Zeit nicht möglich Es sei 
einer Arbeitsgruppe aarege, in der vielmehr die Frage zu stellen, m 
Vertreter des Jugendamtes, des wieweit man mit den vorhandenen 
Sozialamtes, der Bamiitenfüreor- Mitteln eine vernünftige Betreu­
te, des Bauamtes taMt Äsa Amtes ung der Kinder, und auf die kom- 
für Wohnungswesen. W» sozialen me es ja hauptsächlich an, errei- 
Zustände untersuche« und steh chen könne.
Gedanken über eine Mrisprechen- Reuter wies darterf hin, daß, Im 
de Abhilfe machen seÄen Gegensatz zum LohwaMgebiet,

M-iarHjh. St* Eschig erat seit eurigen
.• Aä Jahren zum sozialen Probtemge-

Jugendkrrninaftät biet entwickelt hab* und man folg-
Ein Punkt um de» «ich §

die Btadt^uch nie

ÄS‘2,'Wä'Ä^rii ! fijftig. Durrii die EnifWhung deä g
Eschifc-Gebietea zum Oßenbeeh** von der StecRgg^riötefei §
Stadtkern und dte sebt*^ - su*- schlicht als unwahr zu-
verbindur»g**r rück. Richtig sei vielmehr, (feß die
eben in ihrer Freszeit kein« Gele- Sptelr "
genheit etwas zu unternehmen, sie verriä^ten * * “ 
würden rieh langweilen und man 
brauche sich nicht ss
die Sprecherin, wenn jüie Ke_: 
auf dumme Gedank^ kämen 
Automaten ^knacken gehen 
sonstwie krumme Sachen m------ de_ ___ ,—
würden. schon in der nächste« Woche. Der
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kümmert sich auch kern

uns nicht.“ 1z

11

haben“.
Zur Zeit

cs>

iniert“

‘ E^hlg-Bewohner , wollen jetzt 
t aktiv Werdet Jugendliche bauten

„Du kommst doch aus dem Eschig .. •“

„Unsere Kinder werden

tJrem erhobt» werden, viel über die 
fVerzweifelte Stimmung, gekennzeichnet 
( von Mißtrauen, über das, was von 
ßWdhale und Behörde kommt, im Eschig 
b*s£>

nirgendwo sei die Jugendarbeitelosig- 
so hoch wie im Eschig, behaupten 
Eltern. Bewerbe sich jemand um 

LMne Lehrstelle und er sage, er komme 
dem Eschig, werde er’ abgewiesen. 

F&b weiterer Vorwurf: Ohne die Kinder 
L.Mchtig zu prüfen, würden sie automa- 
1 osdh, weil sie aus dem Eschig kommen, 
kW die Sonderschule eingeschult. Einige 
Leitern Hütten gekämpft und ihre Kinder 

dfe Grund- und Hauptschule ge- 
FWaöht.

Eschig. Eine neue Kraft fühlte P>A 
kurzer Zeit der Arbeit nicht gewatWn.

Höb auf. Zur Zeit sind also rund Iw 
kinderreiche Familien sich selbst über- 
^^SSileute und auch Sozialdezernent 
Wolfgang Reuter meinen, daß die 
schwere Arbeit dort nicht von Prakti- 
kanten, von jungen, noch nicht erfahre­
nen Sozialarbeitern gemacht werden 
Rönne. Eine langfristige, kontinuierliche 
Arbeit mit ein, besser zwei hauptamt­
lichen erfahrenen Kräften über minde­
stens vier biß fünf Jahren sei 
lich. Problem: gerade solche qualifizier - 
ten Kräfte finden sich kaum,-auf dem 
Arbeitsmarkt. Ein weiteres Problemfür 
Wolfgang Reuter: die neue CDU/wr- 
Mehrheit im Offenbacher Stadtparia- 
ment würde wohl kaum weitere SteHen 
genehmigen, wolle eher noch Stellen 
streichen.

geht es dort aufwärts.

Die Betroffenen Im Eschig forderten 
auf dieser Bürgerveraammtang eben­
falls ein Sozial- und Komrmmikatkm»- 
zentrum, eine Projektgruppe* Zur Zeit 
kümmert sieb nämlich niemand umton 
Eschig, und deshalb auch die 
vereammlung- Die Spiel- und Schul- . 
Stube — in einer Dreizimmerwohnung i 
untergebracht — ist geschlossen, nach­
dem Sozialarbeiterpraktikanten ihre 
Zeit beendeten und in Streit mit der 
Stadt gerieten. Die Spiel- und Scnui- 
stube wurde dann von Kindern demo- 
liert. Die Eltern wollen sie wieder eröff­
net wissen. Sozialdezernent Wolfgang 
Reuter: „Mir fällt es schwer zu verste­
hen, daß die Eltern der Zerstörungswut 
der Kinder keinen Einhalt geboten

Sozialarbeiter 
gezielt und.

’ %

Klagen der Eschig-Bewohner, deren 
einziger Reichtum der Kindereichtum 
ist- Unsere Kinder werden diskrimi­
niert“ So soll in der Schule eine Lehr­
kraft zu einem Kind, das sich meldete, 
gesagt haben: „Wieso weißt du das, du 
kommst doch aus dem Eschig, da kannst 
du das doch gar nicht wissen. Oder 
Als unlängst die Schule eine FAtern- 
sp.•■J. «Hangtc. die Eltern ihren Km-

von zusätzlichen Wäscheleinen nicht er­
laube. Karl-Heinz Kellermann: „Kein 
Problem, die Leute sollen sich mit uns 
in Verbindung seUen.“ So könne man ja 
auch über die gemeinsame Gestaltung 
und über den gemeinsamen Bau eines 
Kinderspielplatzes miteinander reden.

Weitere Forderungen der Bürgervei - 
Sammlung- Eine Beratungsstelle der 

nro famjliah müßte her. Auf die Frage, 
-'arum man sich denn nicht■

' •■•»AnisÄtio^ wende,

SK&m
nahm « für die Elternspende.

Skandalöse VorDie FR kann sie 
□j teht auf mfe Richtigkeit überprüfen, 
g* ödd selbst, wenn sie falsch rind, zeigt 
W io« dfe Tatsache, daß sie in dieser

de» lüäwepidi, kam die
bezeidtaende Antwort, wie dringend 
notwendig allgemeine Lebensberatung 
ist: „Wir wissen ja gar nicht, wo wir uns 
dahin wenden können. Beim Sozialamt 
ist es immer so voll, da wird man immer 
so schnell abgefertigt. Und wer paßt auf 
die Kinder auf, wenn wir eine Besor­
gung machen müssen?“

Im Eschig fehlten auch Einkaqfsmög- 
lichkeiten, nicht jeder sei motorisiert, 
um ein einen preiswerten Supermarkt 
fahren zu können. Auch abends in die 
Stadt tu fahren, in die Jugendzentren, 
sei problematisch, weil die Busverbin­
dungen sehr ungünstig seien. Geklagt 
wird schließlich noch darüber, daß der 
Unterricht in der Fried rieh-Ebert- 
Schule öfters ausfalle, vor allem, daß es 
für die Einführungsklassen und für die 
ersten und zweite» Schuljahre nicht 
regelmäßig Ganztangaunterrfcht gäbe.

Sozialdezernent Reuter, von der FR 
mit den Klagen der Eachig-Bewohner 
konfrontiert, will ihnen nac&gehen. Die 
Epic^tupg ejper Sozialstatfop dfül 
^KommiipikationsräumeiCpält er jedoch 
'In den n&öHSten JAhr^ffjfir nicht ^4$^ 
iTttr^Eihe vör~ Jahren’ Auf genommene 
PTSnung mußte wegen der leeren Kas­
sen der Stadt zurückgestellt werden, die ✓ 
neue Mehrheit im Stadtparlament 
dürfte kaum Geld zur Verfügung stel­
len.

Eine andere Möglicnkeit aber, von der 
FR vorgeichlagen, will Reuter prüfen: 
In der Friedrtch-Ebert-Schule gibt es 
nun mehr Klassenraum wie Schüler, 
und deshalb könnte doch der Schulraum 
verstärkt zu Kommunikationszwecken 
benutzt werden. Reuter: „Im Eschig muß 
etwas passieren.

Eindruck von der Bürgerversamm- 
lung auch: Auch die Bewohner meinen, 
daß etwas passieren müßte. Und dabei, 
so versicherten sie, wollen sie selber 
mithelfen. „Wir sind hier genug, wir 
haben auch genug arbeitslose Jugend­
liche. Wir wollen jetzt selbst aktiv wer­
den, nur ganz allein helfen können wir

oder Familienfürsorger 
ausschließlich um den

-

3 «h zwei Kellerfäume auf eigene 
M-»baten und mit viel Engagement aus. 
H Gemeinnützige Baugesellschaft, eng 
Bjäüt der Stadt verbunden, verbot die Be- 
.Sutzung, weil baurechtliche Bestim-

’4 mungen nicht erfüllt rind. Die Eschlg- 
■ Bewohner sind empört, zumal die bei­

den jeweils knapp 20 Quadratmeter gro- 
' Öen Räume ihrer Meinung nach kaum 
gefährlich werden können. Karl-Heinz 

F 3jpellerm«nn, stellvertretender Ge- 
* tthäftsführer bei der Gemeinnützigen, 

> sagt: „Wir haben den Bewohnern selbst 
Räume zum Unterstellen angeboten. und 
.Wir haben uns auch über die Eigen- 
iinitiatlve sehr gefreut, aber wir sindhalt 
"nach der Hessischen Bauverordnung 
Verpflichtet, darauf hinzu weisen, daß die 
rRäume nicht den Bestimmungen ent- 
•gpreohen und eigentlich nicht benutzt 
'worden dürfen, aber wir gehen jetzt da 
mit geschlossenen Augen vorbei.“

Die Anwohner hatten auch geklagt, 
2 daß die Baugesellschaft das Anbringen

ständig diskri
Soziale Probleme im Eschig schnell losen

‘ OFFENBACH 100 kinderreiche Haushalte mit weit über 400 
OFmhAyn. iw * , . war BürgerversammiuM4 m«

£ leben im Eschig. Am uiinmel denn Kommunikation®-

I ä- ’
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zufrieden sein,

das vor allem die Ei

webt rob

Die Offenbacher FDP-Stadtverordnetenfrak- 
tion ist der Auflassung, daß etwas geschehen

Vorstellungen und Teilentscheidun­
gen, so sehr darüber hinaus eine 
große Konzeption nötig und anzu­
streben sei.

„Zur scharfen sozialen Abstem-

bei, daß hinsichtlich der baulichen 
Struktur und des durchschnittli-

Danach sei zu entscheiden, in 
welcher Weise diese Funktionen 
geordnet und gestaltet werden soll- 
t^h7Städtebaulich in Ordnung sei 
HSS Viertel erst dann, wenn Struk­
tur und Funktion — wenigstens 
der Tendenz nach — räumlich in 
Eintracht gebracht seien.

Niemand denke so utopisch, an- 
zunehmen, daß das zum sozialen 
Brennpunkt gewordene Gebiet in 
ein umfassendes Gleichgewicht zu 
bringen sei. Dafür seien das Sy­
stem zu komplex und die Variab­
len zu zahlreich. So müsse man an­
fangs mit schrittweisem Vorgehen

<5

geninitiative 
der Bewohner anspffcnt und em-

’— ’ !** *■*'’ ' ■■ 3 '

Hausaufgabenhilfe in . der Nach- 
barschaK sonst blieben dort alle 
pädagogischen Versuche erfolg­
los, und die Jugendarbeitslosig­
keit in Offenbach verfestigte sich.

Weil im jetzigen Stadium eine 
„Entmischung größeren Stils“ — so 
zwingend nötig sie auch wäre — 
nicht mehr geplant werden könne, 
eventuell Distanzverhalten sogar 
noch einige künstliche Schranken 
im Nahbereich aufrichten würde, 
helfe hier nur noch, sich kurzfri­
stig den Symptomen zuzuwenden. 
Dabei müssederBetreuunPsservi- 
ce feiner Großstadt unmittelbar vor 
Ort eingesetzt vVfergfeH. “

; nen, sagen die Freien -Demokraten.
In diesem Sihne haben sie einen 

Stadtverordnetenbeschluß mit die­
sem Wortlaut beantragt:

Der Magistrat möge prüferi, be­
richten und belegen, ob für den 
Eschig kurzfristig und wahlweise 
folgender Service, sei’s von der 
Stadt, sei’s durch die Unterstüt­
zung freier Initiativen, ermöglicht 
werden kann:

1 . Treffpunkt für die Bewohper,
2. Einrichtung eines Jugepd- 

raumes,
3. Einrichtung eines Musikkel- 

lefs für Jugendliche,
4. Einrichtung einer Soziajsta- 

tidffT"
" 5 gleichsam als Nachmittagsde­
pendance der Brüder-Grimm-Son­
derschule eine Aufgabenhilfe in 
der Friedrich-Ebfert-Schule, und

6. Entwicklung eines ausgewoge­
nen Konzeptes für die Betreuung 
in diesem sozialen Brennpunkt?

Eschig soll nicht noch mehr 
* sozialer Brennpunkt werden

Gerade dort könnte sich der Magistrat seine Orden verdienen 
FDP-Antrag: Vor allem der Jugend muß geholfen werden

Kommunalparlament adressiert Zunächst

chfen GeBBüdeältfets und aucHTKih - 
siulllllöh der sozialen SchichbTpp 
alles zu homogen jst“

, Was schon im Lauterborngebiet 
ein schlechtes Stück gewesen sei — 
nämlich die kulturellen und sozia­
len Hachen erst zusammenzusu­
chen, wenn die Blocke stehen —, 
habe im Eschig seine ebenfalls miß­
lungene Hauptprobe gehabt Ver­
hängnisvoll sei dort, daß sich die 
Bewohner zwangsläufig auch noch 

. dauerhaft darauf festlegten, als so­
zialer Brennpunkt zu gelten, und 
sich in eine gewisse Hoffnungslo­
sigkeit abkapselten.

Sich kurzfristig den .—
Symptomen zuwenden

-- J «r v J . ■ . .Vor allem der Jugend im Eschig "begonnen habe, sei dabei hesnn- 
pelung der Wohngegend - bei der nach Meinung der Oflenba- ders zu hegen:
Arbeitssuche schon zum negativen eher Liberalen geholfen werden, ” Gerade im Eschig könnte sieh 
Statussymbol geworden — tragt Schulkinder», von denen zwei der Magistrat seine Orden verdie-

rnZiel-

meint sie darin, müsse die Frage geklärt wer- 
muß, damit das Wohnqtiartier im Eschig nörd- den, welche strukturellem Funktionep dort zym 
heb der Mühlheimer Straße „in Teilen nicht Zug kommen sollten, und an welcher Rangfolge. 
noch mehr zum sozialen Brennpunkt** wird. Mit Diese Zielvorstellung müsse die Stadtverordne- 
fliesem ZJel im Auge hat sie einen Antrag ans tenversanunlung definieren.

Drittel in die Sonderschule ein- 
fSÜ, bräÜcHte!^^ffly*^tändige
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Haushalte mit 80 Kindern unter 
sechs Jahren und 130 Kindern und

Die Situation
Im Eschig gibt es insgesamt 342

Daß das Offenbacher Wohngebiet „Im Eschig44 nach bun­
desweiter Sprachregelung zu den sogenannten „sozialen 
Brennpunkten44 gerechnet wird, ist gemeinhin bekannt 
Dennoch will der Offenbacher Magistrat diesen und Ähnli­
che Begriffe vermeiden — zumindest in der öffentlichen 
Darstellung — um dadurch eine „mehr negative als positi­
ve Auswirkung44 für die insgesamt 769 Bewohner (Stand 
20. September 1977) an der Mühlheimer Straße und an der 
Straße im Eschig zu verhindern. Außerdem ist die Verwal­
tungsspitze der Auffassung, daß nicht alle sozialen Indika­
toren eindeutig den Brennpunkt-Begriff rechtfertigen, 
wenn man auch auf der anderen Seite die drohende Gefahr 
einer solchen Entwicklung nicht verkennen will. Das zu 
verhindern, muß nach Ansicht der Verwaltung in den näch­
sten Monaten (und Jahren) vorrangiges Ziel aller Aktivitä­
ten für diesen städtischen Problembereich sein.

„Im Eschig“ soll es aufwärts genen
Vorschläge des Offenbacher Magistrats zur Strukturverbesserung eines „Problemgebietes"

Verbessert werden sollen die 
Schulsituation und die Spielmög- 
lichkeiten. In der Jugendarbeit 
wird als „erfreulich“ gepriesen, daß 
in Eigeninitiative eine Fußball- 
Gruppe entstanden ist Zur weite­
ren Aktivierung schlägt die Verwal­
tungsspitze deshalb den Bau einer 
Jugenabegegnungsstätte vor mit 
Clubraum} Diskothek und Werk­
raum vor. Und im übrigen soll 
mehr als bisher darauf geachtet 
werden, daß einer „weiteren Mas­
sierung von Probiemfamilien" ent-

w<*^4en. daii einentyweitereryMai
. s;erung von

zent immerhin, noch doppelt so 
hoch wie der * städtische Durch­
schnitt (etwa 10 Prozent der Offen­
bacher beziehen auf irgendeine 
Art Sozialhilfe).

Sorgen bereiten vor allem soge­
nannte „statistisch intakte Ehen“, 
die in Wirklichkeit aber gestört 
sind'und die kinderreichen Fami­
lien, in denen die Mütter häufig 
mit der Erziehung überfordert 
sind. Daraus ergibt sich indirekt 
wohl und verquickt mit anderen 
Faktoren auch die hohe Zahl von 
Sonderschul-Kindern (21 Prozent 
gegenüber sieben Prozent im Groß­
stadtdurchschnitt). Unbekannt ist 
dabei, wie groß der Anteil derjeni­
gen Jugendlichen ist, die ohne 
Hauptschulabschluß und damit 
von vornherein ohne Berufschan­
cen die Schule verlassen. Hier hat 
sich spätestens der Teufelskreis 
aus Herkunft und soziale Umge­
bung geschlossen. Oder wie der 
Magistrat den „Kreislauf analy­
siert: „Schulversagen,, ungenügen­
de Schulbildung, unzureichende 
oder überhaupt keine Berufsausbil­
dung, schlecht bezahlte Arbeitsstel­
le oder Arbeitslosigkeit, wirtschaft­
liche Notlage für die eigene Person 
oder die Familie, Rückkehr in die 
ursprünglichen Verhältniaee eines 
sozialen Brennpunktes.“

Der Magistrat hat dieser Tage im 
Auftrag der Stadtverordnetenver­
sammlung (Beschluß vom 20. Ok­
tober) ein umfängliches Gutachten 
über die derzeitige Situation im 
Eschig verfaßt und das Werk mit 
einer „Konzeption und Vorschlä­
gen für die zukünftige Arbeit in 
der Wohnsiedlung“ angereichert, 
die einer nachhaltigen Strukturver­
besserung dienen sollen. „Ziel der 
weiteren Maßnahmen in den Wohn­
bezirk muß es sein, durch verstärk­
ten Einsatz in der Kinder-, Jugend- . 
und Erwachsenenarbeit eine positi­
ve soziale Entwicklung einzuleiten 
und zu sichern“, heißt es in der Stu­
die.

n? H i Piner 1
.5 •. »• oblerifamihen''

Die Rezepte
Für die teilweise verhaltensge­

störten Kinder und Jugendlichen 
hat er sich unter anderem folgende 
Rezepte ausgedacht: Um die „Grup­
penfähigkeit", das „Erlernen von 
sozialem Umgang mit eigenen und 
fremden Sachen“, das „Erkennen 
von Werten und Normen" und das 
„Selbstbewußtsein" zu fördern soll 
die Lern- und Spielstube (eröffnet 
am 12. März 1975) verstärkt geför­
dert und mit didaktischem Spiel- 
material angereichert werden. 
Fernziel ist eine bessere personelle 
Ausstattung. Dazu soll als „wichtig­
stes Ziel" eine Kindertagesstätte 
kommen, um vor allem aucn allein­
stehenden Müttern (90 an der Zahl, . 
davon 84 unter 18 Jahren) die Mög­
lichkeit zu geben, sich in einem 
Beruf zu engagieren und sich da­
mit von der Sozialhilfe zu lösen.

Jugendlichen zwischen sechs und 
17 Jahren. Die Wohnverhältnisse 
entsprechen nach Auskunft der 
Verwaltungsspitze den „allgemei­
nen Normen des sozialen Woh­
nungsbaus der 50er und 60er Jah­
re" und unterscheiden sich kaum 
von Häusern anderer Stadttteile 
wie etwa in der Hans-Böckler-Sied­
lung in Rumpenheim/Bürgel. Nur 
die stadteigenen Wohnungen und 
einige Häuser der Gemeinnützigen 
Baugesellschaft hinken in der Aus­
stattung (Ofenheizung ohne Warm­
wasserversorgung) hinterher. Die 
Modernisierung soll aber auch hier 
Schritt für Schritt nachvollzogen 
werden. Im übrigen hat der Magi­
strat festgestellt, daß bis auf Einzel- 
falle die Bewohner mit ihren Domi­
zilen „recht zufrieden" sind.

Viele Arbeitslose
Wenn auch keine Statistik über 

die Einkommensverhältnisse vor­
liegt, so kann doch als gesichert gel­
ten, daß sie weit unter dem Durch­
schnitt liegen. Viele der Eschig- 
Bürger sind arbeitslos und viele 
haben keine Berufsausbildung. Die 
Situation wird vor allen) an der 
hohen Quote von Sozialhilfeemp­
fängern deutlich. In der Straße im 
Eschig wird knapp die Hälfte (45,6 

nt) von der Stadt finanziell 
'n der Mühlheimer

1 XWJ UCK HEWVn

mein für solche Bereiche typisch 
ist und für andere Gebiete genauso 
gilt, zum Beispiel in Offenbach 
auch für das Lohwaldgebiet, wo • 
derzeit bereits vielversprechende 
Anläufe sichtbar sind, diese immer 
wiederkehrenden Abläufe , zu 
durchbrechen. Deshalb sind die 
beabsichtigten Strukturverbesse­
rungen vor allem auch auf Kinder 
und Jugendliche zugeschnitten: 
„Diese Hilfen sind als vorrangige 
Maßnahmen zu sehen“, betont der 
Magistrat

J ■
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In der Tat hatte man sich alle 
erdenkliche Mühe gegeben. Die 
Kinder konnten bei mancherlei

Pos€ 'M- ■ A.

Spaß trotz des Reg »ns 
Eschiq-Bewohner genossen ihr Sommerfest

platz an der Friedrich-Ebert-Schule ein Kinder- 
Fußballtumier stattgefunden, dem am Samstag 
ein buntes Programm zunächst im Freien und 
abends dann in der Schule folgte. Einer der Or­
ganisatoren: „Die ganze Sache war ein großer 
Erfolg, weil ein guter Zusammenhalt und eine 
starke Solidarität zu bemerken waren.“

Erfrischungsgetränke. Die Unter­
haitang dazu lieferte eine Jugend­
band, die erstaunlich guten Rock 
spielte, auch wenn sie ihre Anlage 
mit Plastikfolien gegen die Nässe 
schützen mußte.

Am Abend blieb in der Friedrich- 
Ebert-Schule kein Stuhl leer, als 
eine neugebildete Majoretten- 
Gruppe aus dem Eschig die Beine 
schwang und andere Kinder und 
Jugendliche aus dieser Straße als 
Feuerschlucker, Schlagersänger

oder Basteln zur Verfügung haben.
Dieser Misere abzuhelfen und zu 

zeigen, daß man durchaus zu eige­
ner Initiative bereit ist, diente die- • 
ses Fest -auch. Pech natürlich, daß 
die Eschig-Bewohner durch die 
miese Witterung weitgehend unter 
sich blieben. Aber ihnen machte es 
Spaß, und dieses Sommerfest rück­
te sie enger zusammen. Bleibt nur 
zu hoffen, daß - beispielsweise 
durch den Losverkauf für die Tom­
bola - unter dem Strich ein klei­
ner Uberschuß herausspringt 
Wenn die Kinder ab 20. Juli in der 
Ferienfreizeit sind, soll nämlich 
ihre Spiel- und Bastelstube gründ­
lich renoviert werden. Der Erfolg 
des Festes jedenfalls macht Mut, 
bald wieder so etwas auf die Beine 
zu stellen. _____ _

p Samar Her laden 
Eschig-Frauen ein
Offenbach (ml) — Der Arbefter- 

Samari ter-Bund in Offenbach hat 
50 Frauen im Problem-Gebiet Im 
Eschig zu einem Tagesausflug mit 
dem Omnibus eingeladen. Die 
Fahrt geht zum Taunus-Wunder­
land, zur Loreley und nach Aß- 
mannshausen.

Abfahrt ist am Mittwoch, 30. 
August um 8.30 Uhr. Im Eschig.

■y” -y ■" •' " r -- y--

ÄHiÄXÄ 
unter denkbar schlechtem Wetter litt. Wegen 
kräftiger Regengüsse mußte das -Programm 
immer wieder unterbrochen werden. Die Be­
wohner dieser Straße ließen es sich dennoch 
nicht verdrießen und trotzten der naßkalten Wit- 

. terung. Bereits am Freitag hatte auf dem Sport-
-■ und Sketch-lnterpreten ihren El­

tern zeigten, welche Talente in ih­
nen schlummern. Anschließend 

---  . spielte eine Band aus dem Loh- 
. Wettspielen ihre Geschicklichkeit wald zum Tanz auf, der unter ande­

erproben und machten auch reich- rem auch Stadtrat Wolfgang Reu- 
» lieh Gebrauch davon. Da gab es für ter eine Zeitlang zuhörte. An ihn 

diejenigen Preise zu gewinnen, die richten sich bekanntlich die Wun- 
I sXm schnellsten und geschickte- sehe der Eschtg-Bewohner nach 
■ Sten auf selbstgemachten Stelzen we.tenm Rau men
• fortbewegfen,. Nagel in einen erst nyr zwei Zimmer und einen

Baumstumpf einschlugen oder Bal- Keller ohne Heizung fürs Malen 
le durch die Löcher einer Torwand 
schlenzten. Zur Stärkung gab es 
Kuchen, Würstchen vom Grill und
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Zurrmmenaetzung der Gesamtbewohnerzahl:

Erwachsene in

7-10 Jahre

10 - 14 Jahre

*

/

520 Personen
527 Personen

250
246

89
14
70
16

81
12

84
25

Neubauten (100 bezogene Wohnungen) 
Zeilenhäuschen und Gerten

Der Anteil der ausländischen Familien in den Neubauten beträgt 
bei den Erwachsenen 18 % und bei Kindern und Jugendlichen 25 
(Stand Dez. 1977).

Obige Aufstellung ergibt eine Gesamtzahl von
47^ Erwachsenen,
282 Kindern im Alter von 0 - 14 Jahren und
107 Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen,
die von der Projektgruppe Lohwald potentiell angesprochen werden.

Neubauten
Zeilenhäuschen/Garten

Neubauten
Zeilenhäuschen/Garten

Neubauten
Zeilenhäuschen/Garten

Neubauten
Zeilenhäuschen/Garten

Nach den uns zur Verfügung stehenden Unterlagen sind seit 1971 
48 Familien mit mindestens 5 Personen aus dem Lohwaldgebiet ver­
zogen: 52 davon in die Erich-Ollenhauer-Straße nach Bieber-West. 
52 Ein- und Zwei-Personen-Haushalte sind im gleichen Zeitraum 
verzogen. Dies macht deutlich, daß sich ca. 50 % der gesamten 
Haushalte ausgetauscht haben.

Die Vergleichszahlen von 1970 (leider keine genauen Angaben über 
die Gesamtzahlen, vermutlich ca. 800 Einwohner):

101 Haushalte in den Obdachlosenunterkünften
65 Haushalte im Bereich der Gartensiedler und
54 Barackenmieter

--- insgesamt
217 Haushalte

verteilen.
Zusanmen ergibt dies eine Bevölkerungszahl von 847 Personen.

Kinder
0 - 6 Jahre

4^ Wohngebiets- und Bevölkerungsstruktur
Im Lohwald befinden sich insgesamt 207 Haushalte (Stichtag 15*11*77) 
wovon sich100 Haushalte mit 520 Bewohnern auf die Neubauten und
107 Haushalte mit 327 Bewohnern auf das übrige Wohngebiet

Jugendliche und junge Erwachsene
15-25 Jahre Neubauten

Zeilenhäuschen/Garten

^03 -
Zur Arbeit der Projektgruppe Lohwald Offenbach



b) Einkommenssi tuati on und Haushaltsgrößen (Neubauten)

Bezogen auf die Baushaltsgrößen ergibt sich folgendes Bild»

c) Arbeits- und Erwerbssituati on

75 % Sozialhilfe
71 % Sozialhilfe
79 % Sozialhilfe

100 % Sozialhilfe
69 Jo Sozialhilfe

Die Bauer-Studie gibt an, daß die überwältigende Mehrheit der 
hiesigen Bewohnerschaft der untersten Einkommensschicht angehört:
16 % in den Obdachlosenunterkünften und 
10 Jo hei den Barackenmietern 
erhielten 1970 Sozialhilfe.

*
V’

Die Erwerbslage hat sich bei den Bewohnern in den Neubauten gegen­
über 1970 verschlechtert. 1970 waren 15% der Eaushaltsvorstände 
arbeitslos, weitere 18 % der Erwachsenen Rentner oder Invaliden* 
40 Je hatten keinen Beruf erlernt, und insgesamt hatten 62 % der 
befragten Haushaltsvorstände schon Erfahrungen mit Arbeitslosig­
keit gemacht.

*

Die berufstätigen Eaushaltsvorstände haben in der Regel ein Ein­
kommen, das nach unserer Übersicht unter 1.300,— DM netto liegt*! ' 
Einkommen unter 1.000,— DM sind relativ häufig.

Eine enorm große Zahl von Sozialhilfeempf-ingern lebt in Bereich 
der neuerrichteten 112 Wohnungen.' Nach unseren Untersuchungen beziehen 81 % der dort wohnenden Familien Sozialhilfe. Dabei 
überwiegen die laufenden Leistungen.

(12 von 16 Familien) 
(17 von 24 Familien) 
(23 von 29 Familien) 
(alle 11 Familien) 
(16 von 18 Familien)

Während aich die Situation für das übrige Lohwaldgebiet wenig ver­
ändert hat, ist in den Neubauten eine wesentliche Verschlechterung 
der Erwerbsstruktur eingetreten. Zur Zeit sind 63 % aller Baushalts­
vorstände im Keubaubereich ohne Erwerb.

1

2 -Personen-Haushalte
3- 4-Personen-Haushalte
5- 6-Personen-Haushalte
7- 8-Personen-Haushalte
9-13-Personen-Eaushalte

Bis Juni 1976 hatte sich die Zahl bei den Barackenmietern (Sanddorn- 
pfad/Holunderweg/Stahlbaracken Kirschenallee und übrigen Kleingarten- 
gebiet)um ca. 10 % erhöht.
Nach Bezug der Stahlbaracken mit einem Teil der ehemaligen Wohnwagen­
standplatz-Bewohner ist die Zahl 1977 auf ca. 25 Jo gestiegen. Für 
1976 lautete die offizielle Angabe: Von 44 Baushalten beziehen 9 re­
gelmäßige Sozialhilfeleistungen.

Bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen (15 - 25 Jahre) lag die * 
Arbeitslosenauote im Dez. 1977 bei ca. 51 Insgesamt waren 54 vor" 
107 Personen dieser Altersgruppe arbeitslos. Dies trotz Beteiligung 
von 9 Jugendlichen an ABM-Programm des Jugendamtes, das im Februar 
1976 ausgelaufen ist.



Zusammenfassend ist festzustellen, mit

Diese verhaltensauffälligen Kinder stammen 7.11meist
- aus den ehemaligen Asylfamilien,
- in zunehmendem Umfang aus den .zugezogenen Problemfamilien, 
— aus den ausländischen Familien.

- 81 Sozialhilfeempfänger,
- 62 Arbeitslosigkeit der Haushaltsvorstände,
- 5*1 Jo Jugendarbeitslosigkeit,
- 44 % alleinerziehende Frauen und Hütter,
- 53 J» Sonderschüler

A.'Zielgruppe der Projektgruppen-Kinderarbeit sind verhaltensauffällig® 
Kinder, deren Bedürfnisse und Schwierigkeiten im institutionellen 
Rahmen anderer pädagogischer Einrichtungen des Lohwalds nicht aufge- 
fange? werden können.

Die Arbeitslosigkeit bei Mädchen liegt somit bei 76 Jugendar­
beitslosigkeit tritt am häufigsten in der Altersgruppe der 18-19 Jäh­
rigen Jugendlichen auf.

Der Lohwald: Im Vordergrund die Reste der alten Schlichbauten, 
im Hintergrund die neuen Sozialbauwohnunsen

Bereich Kinderarbeit

liegt eine für die Bewohnerschaft im sozialen Brennpunkt typische 
Problemhäufung vor. Aus diesem Grund ist neben den Zielbereichen 
Wohnen - Arbeit - Erziehung speziell den überlasteten bzw. benach­
teiligten Gruppen der Siedlung*:- Frauen, Kindern und Jugendlichen - 
ein breit gefächertes sozialpädagogisches Angebot zu offerieren.

Untersucht nan die Arbeitslosigkeit auf die Verteilung Jungen/ 
Mädchen, ergibt sich:
17 von 45 männlichen Jugendlichen sind arbeitslos,
29 von 58 weiblichen Jugendlichen sind arbeitslos.

tr -
rl Bi
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Kitarbeiter und Aktivitäten im Jugendbereich

- Kindergruppen: Es werden z. Z. 50 Kinder in 7 Gruppen von 7 Grup­
penleitern betreut. Jedes dieser Kinder hat einmal pro Woche ein 
sozialpädagogisches Angebot.

B. Die Kinderarbeit hat 5 organisatorische Schwerpunkte:

Jeden Kontag ist Jugendversammlung, donnerstags werden von Jugend­
lichen selbst ausgewählte Filme vorgeführt.

Die Jugendarbeit wurde von einem hauptamtlichen Sozialarbeiter/in, 
5 Honorarkräften und aktiven Jugendlichen getragen.

Im Laufe der Jahre 197^/1977 wurde das Clubangebot erweitert. Der 
Jugendclub ist täglich (außer Sonntag), abends von 19.00 bis 22.00 Uhr 
geöffnet, Freitag und Samstag, von 19.00 bis 24.00 Uhr.

Hierbei konnten seit 1976 in der Regel zwischen 70 und 120 Kinder 
(vor allem im Sommer) angesprochen werden. Ferienaktivitäten fin­
den statt zu Ostern, im Sommer und in den Weihnachtsferien.
Zu den Ferien-Aktivitäten kommen fast alle Hort-, Kindergarten- 
und Vorschulkinder hinzu, deren Einrichtungen in den Ferien meist 
geschlossen sind.

- Kurse: Von Fachleuten (Künstler, Kusiker) angebotene Kurse (Ton- und 
Zeichenkurs, Flöten-, Gitarren- und Orgelkurs) erfaßten1977 insgesamt 
50 Kinder. Diese Kurse dauerten gewöhnlich 6 Konate, wobei in der Re­
gel einmal wöchentlich für ca. 2-5 Stunden zusammengearbeitet wurde.

Ferien-Aktiv:täten: In Ferien organisiert die Projektgruppe Aus­
flüge und Veranstaltungen für alle Kinder der Siedlung.

- Offene-Tür-Angebote: Für alle Kinder, d. h. vor allem auch für 
die, die in keiner Gruppe sind, findet jeden Freitag ein offenes 
Angebot statt. Dies wird regelmäßig von ca. 50 - 60 Kindern wahr- 
genommen.

Lernhilfen: Eausaufgabenhilfe (seit 1977) und intensive Kontakte 
zu Lehrern und Eltern werden für die Kinder angeboten, die unmit­
telbar vor einer Umschulung in die Sonderschule für Lernbehinderte 
stehen. Hiervon konnten aufgrund personeller Kangeisituation, ledig—' 
lieh ca. 10 Kinder in Einzelunterricht profitieren. Dieser Bereich 
soll weiter ausgebaut werden.

An verschiedenen Clubabenden werden Tischtennis u. a. Gesellschafts­
spiele angeboten.^



rafentlassenen Jugendlichen

Die Arbeit mit Erwachsenen und Bewohnern

A. Soziale Beratung

der sich zur Aufgabe gemacht hat, s. 
bei ihrer Suche nach Arbeit und Wohn’

- Seit 1977 wird monatlich eine Clubzeitung hergestellt, die auch 
der Öffentlichkeit in der Siedlung zugängig ist.

Diskothek findet freitags und samstags statt und wird zum Teil in 
Eigenverantwortung der Jugendlichen durchgeführt.

Aus den Interessen und Aktivitäten von Jugendlichen sind verschie­
dene Initiativen entstanden:

Im Rahmen der persönlichen Hilfe sind zahlreiche Kontakte zu 
privaten und gesellschaftlichen Institutionen aufrecht zu er­
halten. Dies betrifft vor allem den Bereich der Sozialverwal- 
tung (Sozial- und Jugendamt) wie die Bereiche Justiz, Baugesell- 
schaften, Arbeitgeber, Heime, Kliniken, Gläubigern etc. Der Pro­
jektgruppe Lohwald wurden 1971 gesetzliche Aufgaben nach dem BSHG, 
dem BGB in Verbindung mit dem JWG übertragen. Uns obliegt die 
Außenvertretung des Sozial- und Jugendamtes.

- Mitte 1977 bildete sich eine Mädchengruppe, die sich einmal wö­
chentlich zu gemeinsamen Aktivitäten traf. Diese Gruppe bot die 
Möglichkeit, eigene Probleme zu verarbeiten.

- Die schon seit Jahren bestehende Fußballgruppe organisiert Freundt 
schaftsspiele, Turniere, Wochenendfreizeiten und Feste.

- Im Herbst 1977 ist ein Arbeitskreis Jugendkriminalität entstanden,

mit inhaftierten Jugendlichen aufgenomm^ll 
zei, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilf&

Wie insbesondere aus dem 5* Kapitel über die sozialen Indikatoren 
hervorgeht, tritt eine Fülle von Problemstellungen insbesondere 
im Bereich der sozialen Beratung von Erwachsenen auf. Die soziale 
Beratung erfaßt zum einen die materielle Absicherung von Familien 
und Einzelpersonen und zum anderen die Problematisierung familien-.4 
bzw. siedlungsirtterner Konflikte. 1

helfen; es wird Kontakt 
(»ebenso zur Justiz, Poli-* 
u. a.

- Der Durchführung von Freizeiten für Jugendliche in sozialen Brenn­
punkten kommt in der päd. Arbeit aus mehreren Gründen ein besonde­
rer Stellenwert zu: Die aktive Beteiligung der Jugendlichen bei der 
Planung und Organisation der Freizeiten ist ein wichtiger Lernschritt 
auf dem Weg zu Selbständigkeit und Eigeninitiative. Diese vorberei­
tenden Maßnahmen setzten bereits bestimmte Gruppenprozesse in Gang 
und sind somit Voraussetzung für das Gelingen der Freizeit. Ziel 
einer Freizeit ist es, Jugendliche verstärkt in die Clubarbeit zu 
integrieren, um damit weitere Projekte im Bereich der Jugendarbeit 
zu planen.
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Ebenso ist die Mitgliedschaft in der »Landesarbeitsgemeinschaft 
für soziale Brennpunkte e. V.» zu verstehen. Innerhalb der LAG, 
die seit 1973, besteht, haben Bewohner aus sozialen Brennpunkten 
in Hessen die Möglichkeit, eine eigene Organisation aufzubauen. 
Die LAG wird vom Sozialministerium in Wiesbaden gefördert. Insge­
samt hat Aie Landesarbeitsgemeinschaft ca. 35 Mitgliedsprojekte, 
verteilt" von Darmstadt bis Kassel.'

Die bereits bei Hudolph Bauer konstatierte Spaltung der Bewohner 
zwischen Asylen, Behelfsheimen (Zeilenhäuschen) und Gartengelende 
verhindert bis zum heutigen Tage eine gemeinsame Interessenvertre­
tung. Die soziale Distanz zwischen den eng aneinander grenzenden 
Wohn- und Sied]ungsbereichen hat sich durch die bisherige Arbeit 
nur begrenzt durchbrechen lassen. Punktuell, wie z. B. in der 
Frage der Friedhofserweiterung, besteht allerdings weitgehend 
Übereinstimmung, die sich auch in der politischen Artikulation 
niederschlägt.
Nach der weitgehenden Beseitigung des wohnungsmäßigen und materiel­
len Elends, gilt es in einem langfristigen Prozeß die zerstörten 
Beziehungsstrukturen der Bewohner untereinander im Interesse des 
gesamten Gemeinwesens aufzuarbeiten.

Die BewohnerVersammlung, die in der Regel wöchentlich statt^indet, 
ist für Bewohner und Mitarbeiter ein. Forum gemeinsamer Willensbil­
dung. Die Lohwaldsiedlung nimmt über die Bewohnerversammlung an den 
daraus entstenenden Aktivitäten am kommunalpolitischen Prozeß der 
Stadt Offenbach teil. Dies hat sich- in den letzten Jahren zum Teil 
auch in die einzelnen Arbeitsbereiche der projektgruppe Lohwald, z. B. 
Ausstellungen der Kinderarbeit 197^ im Rathaus oder Informationsstand 
des Arbeitskreises Jugendkriminalität im März 197$ in <ier Offenbacher 
Fußgängerzone, hineinverlagert. In diese Richtung gehen gleichfalls 
die Kontakte zu,Presse, Rundfunk und Fernsehen.

B. Familientherapeutische Ansätze
Noch in Verbindung mit sozialer Beratung steht in einem erweiter-

der Beziehung l.r MiU. ”
zurehen. In diesen Prozeß sind Eltern ozw. allemerziehende Nutzer 
und Kinder miteinzubeziehen. Unterstützt kann dies weraen durch 
therapeutische Hilfen für einzelne Familienmitglieder, Jedoch ist 
die Einsicht in eigene FamilienStrukturen für alle Beteiligten ein 
Schritt, um konkrete Veränderungen zu vollziehen.
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Zur Arbeit der Kesse.! Städter Spielstube HANAU

urch die Eintragung des Vereins in das Vereinsregister - beim

Die Organisationsform der Kesselstädten-Spdelstube ist die eines 
eingetragenen Vereinsrden Verein hat etwa.40 Mitglieder.Die? meis­
ten Vorstandsmitglieder,die sich für den Verein engagieren,arbei­
ten in der Spielstube als Bezugspersonen mit.Auch die jetzige 
Satzung der Spielstube wurde von denjenigen Mitgliedern überar­
beitet,die praktisch in der Spielstube tätig sind.Daraus, ergibt 
sich,daß' nur Ziele verfolgt werden,die in der Praxis auch durch­
führbar sind.(Interessenten schickt die Spielstube ihre Satzung 
zu).
Rechtliche Grundlagen eines Vereins;

zuständigen Amtsgericht wird der Verein rechtsfähige § 21 BGB),dah­
er wird zu einer juristischen Person.Als . juristische Person kann 
der Verein durch seinen gesetzlichen Vertreter( Vor tand)im eigenen 
Namen handeln, ohne daß die Mitglieder persönlich für die Handlun­
gen des Vereins haften.
Für die Eintragung in das Vereinsregister ist es notwendig,daß
1)mindestens 7 Mitglieder vorhanden sind
2)eine Satzung angefertigt wurde,die enthalten muß (§ 57 BGB):

a) den Zweck des Vereins
b) den Namen des Vereins
c) Sitz des Vereins(als Sitz gilt der Ort,an welchem die Ver­

waltung geführt wird(§24 BGB)
d) den Wunsch,daß der Verein eingetragen werden soll.

Weiterhin soll die Satzung enthalten (§58):
3)Bestimmungen "über den Eintritt und Austritt der Mitglieder” 
4) ”cb und. welche Beträge von den Mitgliedern zu leisten sind ? 
i5) wie der Vorstand zu bilden ist,
6) wann die Mitgliederversammlung einberufen wird,"Über die Form der 

Berufung und über die Bewertung der Beschlüsse".
Die Anmeldung des Vereins zur Eintragung in das Vereinsregister 
übernimmt der Vereinsvorstand.Der Vorstand wendet sich an dasjenige 
Amtsgericht,"in dessen Bezirke der Verein seinen Sitz hat"(§55 BGB). 
Ein eingetragener Verein kann vom Finanzamt als gemeinnützig aner­
kannt werden.Er ist dann von der Körperschaftssteuer befreit und 
Spenden an ihn können vom Spender von der Steuer abgesetzt, werden.
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KURZ DARSTELLUNG .DER BEWOHNERGRUPPENl

Sanierungsgebiet Alt-Ke sseistadt

HochhausSiedlung Weststadt
In der Weststadt sind überwiegend Hochhäuser(zehn Geschosse und 
mehr)gebaut worden,aber auch private EinfamilienhäusenpReihenhäuser 
und Eigentumswohnungen.Kennzeichnend für die Sozialstruktur der 
Weststadt ist,daß die Bevölkerung nur aus relativ neu Zugezogenen 

' besteht..In den letzten Jahren wurden in die leerstehenden Wohnungen 
vermehrt sozial schwache Familien und -zum Teil ganz massiv Aus­
länderfamilien angesiedelt.

—Beiträge für die Vorschulkinder(überwiegend wirtschaftl.Jugend­
hilfe)

Neben den alteingesessenen Bewohnern in Alt-Kesselstadt(zum Teil 
mittelständische Familienleben hier einige ehemalige. - Obdach­
losenfamilien,die im Rahmen der Sanierung 49^5 Kesselstadt 
angesiedelt wurden(kinderreiche Familien,Ausländer).Weit mehr als die 
Hälfte aller Einwohner sind Arbeiter und Rentner.

—-Mitgliederbeiträge
—Spenden
—Spenden vom Gericht
—Zuschuß. der Stadt Hanau
—Zuschuß von der Lindenstiftung
—Modellförderung:Elternarbeit von der Rob--Bosch-Stiftung
Im Haushaltsplan der Spielstube waren bisher lediglich die Beiträge 
für die Vorschulkinder,die Mitgliederbeiträge und die Spenden gesichert, 
deren Summe nur einen geringen Teil des gesamten Etats ausmacht.Zu­
schüsse der Stadt,von Stiftungen,vom Sozialministerium,des Landes­
jugendamts und des Landeswohlfahrtsvebandes müssen jährlich neu be­
antragt werden.Dies bedeutet,daß wir jedes Jahr 3-6 Monate auf Gelder 
warten,die im wesentlichen für die päd.Arbeit der Spielstube notwen­
dig sind.Außerdem wird die Arbeit zusätzlich durch die für die Be­
schaffung von Geldern notwendige Verwaltungsarbeit erschwert.
Die pädagogische Arbeit,die Zur Zeit in der Spielstube geleistet 
wird,kann in ihrem jetzigen Umfang von den 4 Hauptamtlichen alleine 
nicht getragen werden.Ca. 10-12 Schüler,Studenten und Praktikant®, 
arbeiten in der Spielstube,die für ihre Mitarbeit bisher nicht 
bezahlt werden konnten.
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nach thematischen Schwerpunkten.
Jugendarbeit.
Die Methoden unserer Jugendarbeit müssen in erster Linie berücksichtigen 
daß sie zum einen dem aktuellen Freizeitbedürfnis .der Jugendlichen 
möglichst weit entgegenkommen,zum zweiten dürfen darüber angesij? ebte 
emanzipatorische Inhalte nicht vernachlässigt werden.Ein breites 
Spektrum an Spielen,Spazierfahrten,Besuche von Filmen und Theater­
stücken zu bestimmten Problemen der Jugendlichen,Tanz-und Spiel­
abende und Wochenendfreizeiten bieten die Möglichkeit,außerhalb des 
auf Konsum ausgerichteten Freizeitsektors die Bedürfnisse der 
Jugendlichen zu befriedigen.

^/A 4 -
Verschiedentlich beträgt der Ausländeranteil bis zu 20%.Auffallend 
ist der vermehrte Zugang von Sozialhilfeempfängern aus weiter ent­
legenen Gebieten.

OFFENE KINDERARBEIT
Hausaufgabenhilf e
Dlh Kesselstädter Kinder haben die Möglichkeit, ihre Hausaufgaben frei­
willig in der Spielstube zu machen.Diese Basis erlaubt es den Betreuern, 
sich nicht als verlängerten Arm der Schule zu verstehen,sondern viel­
mehr ein partnerschaftliches Verhältnis zu den Kindern anzustreben.
Die Hausaufgabenzeit von 15.30 bis 15.00 Uhr soll den Kindern Vor­
behalten blei en,die hausaufgaben machen wällen.Andere Kinder werden 
zu dieser Zeit nicht eingelassen.
Haus der Offeben Tür
In der Zeit von 15.00 bis 16.30 Uhr ist die Spielstube für alle 
Kinder geöffnet und alle Räume können für Spiele etc. benutzt werden. 
Das "Haus der offenen Tür"hat die Freiwilligkeit zum Prinzip.Zum 
einen können die Kinder während dieser Zeit selbst bestimmen,wann 
sie in die Spielstube kommen und zu welchem Zeitpunkt sie sie ver­
lassen wollen.Zum anderen können sie wählen,ob sie die Angebote der 
Spielstube wahrnehmen oder eigene Aktivitäten entwickeln wollen. 
Kinderabend
Der Kinderabend stellt das Plenum alle: r Kinder und Betreuer dar,an 
dem jeder seine Bedürfnisse»Wünsche»Kritik und Vorschläge vorbrin­
gen kann.Es besteht die Möglichkeit»gemeinsam die nächsten Vorhaben zu 
planen.
Ne igungsgruppen
Die Gruppenstunden finden einmal wöchentlich statt und werden von 
je zwei Bezugspersonen durchgeführt.Die Gruppen unterscheiden sich

kann.Es


Blockpraktikanten in der jetzigen

4) Absicherung der Bezahlung 
(nach Tätigkeitsmerkmalen)

5 )Mögl ..keine Beschäftigung v

Die Forderungen der Kesselstädter Spielstube sind in dem vcndem 
Spiel-und Lernstuben in Hessen zusammengestellten Forderungskata. 
log enthalten:
Notwendige Grundbedingungen für^funtionsfähige Spiel-und Lernstuben 
Personal

von angemessenen Praktikantengehältern

1) Anstellung u’nd Entlassung von Mitarbeitern nur durch das Team, 
bzw.nilcht gegen den Willen des Teams

2) Keine hierarchische Struktur( d .h. z.B-keinen Leiter)
3) angemessene Bezahlung, d .h.. BAT-Einstufung der Erzieher und Sozial­

pädagogen

Form ,d .h..die Ausbildung müßte umgestellt werden auf eine allgemein 
praxisorientierte*Ausbildung mit begleitender Praxis während des 
ganzen Studiums

6) Beschäftigung von Jahrespraktikanten in der Eltern-und Bewohner­
arbeit nur dann,wenn diese danach in feste Stellen übernommen werden 
können und wenn sie schon vorher ein Praktikantengehalt bekommen

7). Ausreichende Besetzung des Projekts mit hauptamtlichen Mitarbeitern, 
d.h.für jede Kindergruppe mindestens 1 Hauptamtler bad einer Gruppen— 
stärke von maximal 10 Kindern .

8) Grundsätzlich angemessene und gleiche Honorierung der Nebenamtler 
d.h- nicht unter dem Tarifstundenlohn vor vergleichbaren Tätigkeiten

9) ^eine befristeten Arbeitsverträge und keine befristeten Laufzeiten 
von sogenannten Modellprojekten in sozialen Brennpunkten

10) Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung der Ilauptamtler
11) Ablehnung von ABM-Stellen für die pädagogische und soziale Arbeit, da 

dadurch die notwendige Einrichtung von richtigen Stellen verhindert 
und gleichzeitig die Arbeitslosigkeit verschleiert wird* 
Räumliche- Bedingungen:

12) Mo gl ..ein eigenes Gebäude für die Kinder-und Bewohnerarbeit, d .h ► 
nicht, eine Wohnung in einem Block.Das Haus sollte mitten in der 
Siedlung bzw. in dem Wohngebiet liegen.Am günstigsten sind ehemalige 
Werkstätten oder Kleinbetriebe,die mit den erforderlichen Einrich­
tungen ausgestattet werden.

13) Freispielfläche direkt dabei
14) Ausstattung mit. Küche ,Naßraum,Werkraum,Toberaum,Schallabdichtung, 

strapazierfähige Wände und Türen



14) Erstellung von Konzeption der Arbeit autonom durch das

-/Mi-
Arbeitsbedingungen und-zeit

Team.
15) Anrechnung der Zeiten für Fortbildung als Arbeitszeit
16) Durchschnittliche Arbeitszeit von 40 Stunden bei einer gleich­

mäßigen Berücksichtigung von Vorbereitungszeit,Nachbereitungszeit, 
Zeit für Teamsitzungen,Zeit für Lektüre von Fachbüchern und 
der eigentlichen Erziehungsarbeit.



HAA/AU
sem geworden sei.
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Hanau (hg). — Seit November 1973 ist das Gemeinschaftshaus an der Aschaffenbur­
ger Straße bereits mit Leben erfüllt. Die offizielle Einweihung fand jedoch erst ge­
stern statt. Sozialdezernent Stadtrat Oskar Ott wies auf die Notwendigkeit einer sol­
chen Gemeinschaftseinrichtung hin. Schon in nur kurzer Zeit habe sich gezeigt, daß 
da« Haus zu einem echten Mittelpunkt für die 63 Familien in den Doppelblock-Hau -

sozialen, mit öffentlichen Mitteln geför­
derten Wohnungsbau erreichbar Die ge­
meinnützige Wohnungswirtschaft sei ver­
pflichtet. ihr Leistungsvermögen für die 
Versorgung dieser Gruppen einzusetzen.

Aus der Isolierung führen
Einweihung des Gemeinschaftshauses Aschaffenburger Straße

Siedlung Aschaffenburger 
Straße, im Hintergrund 
die Dunlop Gummiwerke

gl

Gemeinschaftshaus Aschaffenburgerstr• 
eingeweiht im Nov. 1973, im Hintergrund 
amerikanische Kasernen und Siedlung

Versorgung sozialer Randgruppi n einzu- 
setzen. Zu diesen Randgruppen zählten 
alte Mitbürger, alleinstehende Krauen 
mit Kindern, kinderreiche Familien, kör­
perlich und geistig Behinderte sowie aus­
ländische Arbeitnehmer.’
Eine langfristige Lösung für du Beirof- 
lenen —• so Heimerl — sei nur über einer

viele der Frauen und Männer, die in den
||| Wohnblocks leben, die Gelegenheit, 'um. Aber nur im Verbund mit sozialer, medi- 

den .Offiziellen”, voran Oberbürgermei- /i ruscher und wirtschaftlicher Analyse 
ster Hans Martin und Stadtrat Oti. ihre könne ein wirksamer Beitrag geleistet

O Probleme und Wünsche vorzutragen werden So ulx rzeugenu die Forderung 
Oberbürgermeister Martin wies darauf naJi kooperativer Sozialpianung emi.*

Das Gemeinschaftshaus mit drei Grup­
penräumen, einem Gymnastiksaal, einem 
Naß-Spiel-Werkraum sowie Klubräumen, 
Küche, Waschsalon und zahlreichen Ne­
benräumen sowie Hausmeisterwohnung 
war mit einem Kostenaufwand von 
700 000 Mark (einschließlich der Außen- 
anlagen) von der Baugesellschaft Hanau 
errichtet worden. Die Einweihung wurde 
mit den Mitbürgern begangen, für die 
das Haus geschaffen wurde. Nadi den 
kurzen, offiziellen Ansprachen nutzten

seiner Sitzung am 28. Januar 1974 darüber 
einig geworden, daß zur Überwindung 
der reinlich separaten Lage ^ine sinn­
volle Anschlußbebauung in Richtung

jH hin, daß das Leben in unserer Gesell ne. so schwierig sei es offenbar sie in
schäft im wesentlichen durch Leistung der Praxis zu realisieren. H* imer< h. ।
und Konsum bestimmt werde. Menschen '»■hlirftlkh ui«, h daß die Raugesel II
die, gleichgültig aus welchen Gründen, di« in den letzten zwei Jahren 80 Fa n
Leistungsanforderungen nicht erfüllen .ms Randgruppen in Wohnungen der 
könnten, würden an den Rand der Ge- Ballgesellschaft untergebracht habe, über 
Seilschaft, an den Rand der Stadt und an 50 von ihnen allein im abgelaubnen .Iaht, 
den Rand eines wirtschaftlichen Existenz- Stadtrat Otts Wunsch: Jugendgruppen, 
minimums gedrängt. Das neue Haus - Vereint und Organisationen sollten das 
sagte Martin — sei keine Schuldbefrei- neue Gemeinschuftshaus nutzen, um du- 
ung. „sondern ganz nüchtern die räum- mit den B wohnern an der Aa haffenhur- 
liche Arbeitsbasis für einen sehr langfri ger Straße eme Chance der echten Inte- 
stigen emanzipatorischen Prozeß'' gratton zu bieten. Ein Schwerpunkt der
Durch das Haus werde noch keine Chan- Arbeit diene den Kindern. Das Haus solle 
cengleichheit geschaffen. Es sei nur ein aber auch Trefjaankt und Bera4ungssta- 
wichtiger Schritt in diese Richtung. Dit Lion für die EÄvaehsencn ^cin. Die EL 
Verpflichtung für die Vertreter der Stadt ternschule der Arbeit* rwohifahrt plane, 

। sei nicht dadurch erfüllt, daß Kinderglirt- in den Räumen Kurs«? über Haushalts- 
I nerinnen und Sozialarbeiter engagiert Führung und Kothen, Nähen odm Säug- 
'Würden, um eine ..zuständige Stelle“ zu lingspflogc ab/.uhalhm.

I haben. Die Mitarbeiter des Geinein-
I schaftshauses müßten als Partner der be- c/runavoraussetZÜhg zur Gieicnoe- 
nachbart wohnenden Bürger ..eine neue recht igung nannte Martin die Lösung aus

4 Sicherheit" ermöglichen, von der aus man der Isolierung. Der Magistrat sei sich in 
das eigene Leben und das der Kinder * ' * -
iierunt wörtlich planen und gestalten kön­
ne.

Stadt zu schaffen sei. Es werde an ein 
Mischgebiet gedacht, das dem Wohnen 
und wenigen kleinen, nicht störeni 3e- 
werbebe trieben dienen solle. Gle: itig 
sei eine ausreichende Verkehrsanbindung 
herzustellen. Das Gemeinschaftshaus wä­
re dann der Integrationspunkt für eine 
wesentlich verbesserte Sozialstruktur oh- 
ne Gettocbarakter
LXr CJtiejbOcgrnneiSter nannte es erfreu 
lieh, daß das Haus schon jetzt von der 
Nachbarschaft genutzt werde. Es werde 
noch um Spielplätze' erweitert und brin­
ge nicht nur Angebote für Kinder und 
Jugendliche, sondern spreche auch die Er­
wachsenen als Erzieher an und gebe ih­
nen Anregungen für eine sinnvolle Frei­
zeitgestaltung.
Hans Heimerl, Geschäftsführer der Bau- 
geseljschaft Hanau, wies auf die Ver­
pflichtung der gemeinnützigen Woh­
nungswirtschaft hin, sich für die Wohn-
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Kinderg. IIBinz eibet.

Beratung
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Binzelb.
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I
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BIterrikreie

Sehlagzeug 11^ 
I
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Kinberg. II
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«eiM*
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Vormittag ;j Beratung

Fraiw.nkreiB 
J ugeM gruppe 
Männirclub
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Kurzfristige Ziele der Arbeit sind: 
- Erlernen von Zeitbegriffen

Ortsbegriffen
Zahlen
Farben und Formen
Nacherzählung
Erlebnissen zu berichten
Gegenstände benennen

Jahresbericht der Lern- und Spielstuben Altkönigstr, 
und Feldstr. Bad Homburg für 1976 und 1977

Spielstube:
Die Spielstuben sind morgens von 9h-12h geöffnet und werden 
von 16 (Altkönigstr.)bzw. 8 Kindern (Peldstr.) besucht.

’ Die meisten Kinder kommen aus der näheren Umgebung, fünf Kinder, 
die weiter wegwohnen, werden durch einen Abholdienst in die 
Spielstube gebracht.
Langfristige Ziele der Arbeit sind folgende:
- soziales Lernen
- Solidarität
- Selbstbewußtsein
- Kommunikationsfähigkeit
- altersgemäßes Denken, Sprechen und Handeln
- Verbesserung des Schulstartes

Im ersten Halbjahr 1976 wurde die Spiel- und Lernstube Alt­
königstr. von zwei Berufspraktikanten geleitet. Ihre Arbeit 
wurde von nebenamtlichen Mitarbeitern (Schüler u. Studenten) 
unterstützt. Ab 1.8.1976 übernahmen eine Sozialpädagogin und 
eine Erzieherin die Leitung.
In der Lern-r-.und Spielstube Feldstr. waren bis August 1976 
zwei Berufspraktikanten und bis November eine Berufspraktikantin. 
Seit November 1976 sind eine Dipl. Pädagogin und seit September 
1977 zusätzlich eine Berufspraktikantin eingestellt.
Alle hauptamtlichen Kräfte arl eiten zusammen in der Vorschul 
und Schulgruppe.



Elte rnkontakte

S c huIkontakte
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Jeden 2. Monat findet ein Elternabend statt. Es werden 
allgemeine Probleme besprochen. z.B. Hausaufgaben, Sexualität, 
Veranstaltungen u.s.w.
Konkrete Probleme der Kinder oder mit den Kindern werden bei 
Hausbesuchen erläutert.

Hausaufgabenbetreuung und Hortarbeit:
Die Hausaufgabenbetreuung findet täglich von 15-17h (Alt­
königstr.) von 14h5o-16h45 (Feldstr.)statt.
Die Stärke der Schülergruppe liegt durchschnittlich bei 25-5o
Kindern bzw. 16 Kindern.
Die Kinder finden sich in Neigungsgruppen zusammen. Meistens 
treffen sich zum Erledigen der Hausaufgaben Kinder aus gleichen 
Klassen. 75^ der Kinder besuchen die Grund-und Hauptschule.
25^ der Kinder gehen zu^ Sonderschule. In der Feldstraße ist 
der Prozentuale Anteil umgekehrt.
Die Ziele der Schularbeitenhilfe decken sich größtenteils 
mit den Spielstubenzielen., und ergänzen sich durch: 
- Erwerg der Kutturfähigkeiten (Rechnen, Schreiben) 
- Erlangen des Hauptschulabschlusses
- Aufarbeitung von Lerndefiziten.

Zunächst fanden Gespräche mit den Lehrern statt, die darauf 
beruhten sich kennenzulernen um sich eine Meinung zu bilden. 
Die nächsten Kontakte führten dazu, daß man informiert ist, 
was für ein Lernstoff vermittelt wird, wie er vermittelt wird, 
und was man für Schwierigkeiten bei einzelnen Kindern hat, 
wie man dagegen angeht, wie man sie aufhaben kann z.B. in 
Zusammenarbeit mit unserer iLinrichtung.
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Mitarbeiter

Allgemeines
Y

4
4

Die mehrjährige Arbeit in den beiden Spiel- und Lernstuben hat sich 
trotz häufigen Personalwechsels - dessen negative Auswirkung nicht 
unterschätzt werden darf- als positiv erwiesen .
Die intensive sozialpädagogische Betreuung wirkt negativen 
Auffälligkeiten, der Kinder entgegen; so konnten einerseits 
Schulanfangsschwierigkeiten, andererseits auch Anpassungs-und 
Lernprobleme der älteren Schulkinder verringert werden. Die 
Zahl der Sonderschuleinweisungen der Kinder aus den Notunter­
künften ist zurückgegangen. eine Schülerin konnte soweit gefördert 
werden, daß sie die Realschule besucht.
Problematische Verhaltensweisen wie z.B. ungelenkte Aggressionen 
werden aufgefangen und adäquates Verhalten gelernt. So? gibt 
es unter den Kindern, die die Einrichtungen besuchen , keine 
Kinderkriminalität oder Bandenbildung, da der Besuch der Spiel­
stube als bessere Alternative erfahren wird und sinnvollere 
Konfliktlösungsstrategien erlenrt werden können. Bemerkenswert 
ist auch, daß die Zahl der Heimeinweisungen deutlich abgenommen 
hat. Dies konnte außerdem durch enge Zusammenarbeit mit dem 
städtischen Sozialarbeiter , der für die sozialen Brennpunkte 
zuständig ist, erreicht werden.

J "

Die Altkönigstraße hat 8 Nebenamtliche Mitarbeiter, Feldstraße 
hat 5 Nebenamtliche Mitarbeiter, die je 2 bzw. 3 mal in der 
Woche kommen.
Sowohl die Mitarbeiter der Vormittags- als auch der Nachmittagsbe­
treuung treffen sich je Ix in der Woche zu einer Besprechung.
Hierbei werden Wochenpläne’ ersteilt, Auswertungen von Beobach­
tungen der Kinder ahgefertigt. Außerdem wird das eigene Ver­
halten den Kindern gegenüber reflektiert. Wichtiger Bestandteil 
der Diskussionen ist die Anleitung der Nebenamtlichen Mitarbeiter 
durch die Hauptamtlichen Mitarbeiter.
Die Studenten der FHS sind im Juli 1977 ausgeschieden.
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3eit Betrieb der beiden Spielstuben treten zudem keine Seuchen­
artigen Erkrynkun ,en mehr auf, da Erziehung zur Hygiene und ge­
sunde Lebensführung ein Teilder sozialpädagogischen Betreuung 
ist.

Für die jugendlichen in der Altkönigstraße gib es einen Jugen— 
club (ab 14 Jahre) der von pädagogischen Kräften geleitet wird. 
In der Feldstraße oder der näheren Umgebung gibt es keine vergleich­
bare Einrichtung für jugendliche, sddaß den jugendlichen hier ent’^-. - 
sprechende sozialpädagogische Angebote fehlen.

Das Einzugsgebiet der Spielstuben hat sich erweitert. So.. besuchen 
jetzt zunehmend mehr Kinder die Spielstuben, die nicht in den 
eigentlichen Notunterkünften wohnen. Dies weißt auf eine zunehmende 
Integration der Kinder und der Einric htungen selbst hin. Das für 
Kinder auf Ghettosituationen typische Verhalten kann somit abge­
brochen werden, anzumerken ist allerdings, daß die Kinder von 
außerhaöb größtenteils aus sozial benachteiligten Familien kom­
men, Schulschwierigkeiten oder Verhaltensprobleme zeigen (Haupt­
sächlich Sonderschüler)denen die konzeptionelle Gestältung der 
Spielstuben gerecht werden kann.

Die Lage der Spielstuben in den Wohnhäusern ermöglichet die wichti­
ge enge Zusammenabreit mit den Eltern* So wurde erreicht, daß Eltern 
sich mehr und kontunuierlicheh um die Schulbelange ihrer Kinder 
kümmern. Die in den Spielstuben praktizierten Erziheungs- 
inhallte - und -Stile können den Eltern vermittelt und somit deren 
Erziehungspraktiken positiv beeinflußt werden.
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Ortsverband Friedberg/Bad Nauheim 
Der Vorstand

Mittelstr.11a,Tel 3175
6360 Friedberg

Selt seiner Gründung im Jahr 1967 bemüht sich der Kinderschutzbund Ort« 
verba nd Frieuberg Bad Nauheim um eine Verbesserung der Situation 
obdachlos gewordener Familien.Schwerpunkt waren zunächst die Obdaoh- 
losenunterkünfte der Städte Friedberg Cian den Kasernen )und Bad Nau­heim (Soldsteinsiedlung) - Inzwischen werden auch Vohnungsnotstände 
a us den umliegenden Dörfern an uns herangetragen.
Eine Arbeit in Kleinstädten und eher ländlichen Gemeinden hat einer— 
s eits den Vorteil,daß eine stabilisierte ehemalige "PrnblwmfamiIle" 
relativ rasch wieder integriert wird - besonders die “inder - wenn 
es gelingt,bei Nachba rn und Schule Verständnis und Hilfsbereitschaftzu wecxen.
A ndererseits ist es sehr schwierig,bei den zuständigen Behörden 
zu erreeichen.daß längerfristig geplant wird,wie man obdachlosen oder 
von Obdachlosigkeit bedrohten Familien helfen kann.
Häufig wird eine solche Fa milie in das nächste gemeindeeigene ,oft 
ba ufaällige ^ebiude eingewlesen(z.B.im Winter 77/78 eine alleinstehend« 
Fra u In ein unheizbares "Zimmer" Iber dam Sprltzenhaus)und dann 
von Dorf zu Dorf weItergeschoben.Bel der Knappheit der Mittel in. 
der Gerneindekasse hält man ein solches Verfa hren durchaus für an­gemessen und ausreichend.
.«ir hof.en allerdings, daß es uns mit der Zeit gelingt,d/L@ zustän­
digen KomuunalpolitiKer davon zu überzeu en.daß eine durchdachte 
und La ngfristige Politik auch hier letzten Endes billiger ist als 
die noch gbräachliehen Verlegenheitslösungen.
Goldstein Bad Nauheim - .Eizugsgebiet und Sozialstruktur
3er Stadtteil Goldstein(ca 400 - 500 Einwohner)ist von der Stadt 
durch die Slsenba hnlinie und eine Umgehungsstr.getrennt,und durch 
zwei £tsenDahnunterführungen (1 Straßen-und 1 FußgängerunterfIhrung) mit dieser verbunden.
In den öOiger Jahren entstand hier eine Eigentumssiedlung»deren Häuser 
bis auf den heutigen Tag von Kindern und ^nkeln durch Um - und Aus­
bau erweitert werden.Mach dem Krieg wuchs der neue Stadtteil am öst­
lichen und nördlichen Rand durch Ba rackenba Uten (lange Flachbauten 
und primitivekle ine Häuschen) für Flüchtlinge und Ausgebombte aus dem 
Frankfurter Ra um.In den 50er Jahren dann entstand im westlichen Teil 
eine neue ~infa milienha us -Siedlung für Spätneimkehrer und Flicht- 
linge.^ara n angrenzend stehen einige städtische Wohnblocks.
Die Bara c«<enflachbauten wurden in eine Obdachlosensiedlung umfunktio- 
niert.^n drei Setten wird der Stadtteil durch Felder Riesen und Wald 
begrenzt.Bs gibt h^er einen kleinen Lebensmitund Fleischerladen 
und eine Gaststätte.

Bericht über die Arbeit in der Goldsteinsiedlung Ba d Nauheim

Lia rlta Imhäuser - Kraus Antje Kroh
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Xhnllch de« Stadtteil tat «»* «l« “dälteste Teil,wie das gesagte °®b^* " i^oh ein! besondere ,u.E.positiv«

w ÄS "Sa rtan ums Haus und fehlend® Durcnga &
^^hner der epäter errle»*.«»

ndeht ee in .1» FU.»

schwächere Fa milien dieser Wohnungen
wenig io ota d‘ttenoch durch die unnittelbare Nach- ^e&t^XÄwÄd.a. einer 1»^« -d .tl^end.a

zugliedern.Von den 14 ® .. 1Q _ 18 jähren und sieben Familien
bu\u2fdSr5Xen do??.Flnf
und Sobalalter.tünte^ae^^ g l^aln.^ •
misera bien Zustand(z.B. ^oh®Je^onerdilgs ihre Wohnungen vergrdäern

ningen bekommen,andere ihre Benovierungen ,Toilettenumbau)teile Unterstützung der sta^ werden konnten, ist aucDa Neueinweisungen seitdem ebenfalls verhindert wer Schrittdie soziale Integra ^^Pe^ne^%z£^^ sozialen
raXrSper^SdÄriC»^^ reatuch.»
Bevölkerung mehr und mehr als Nachbarn ax p
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Nach der Schließung des ev.Kindergartens Anfang 1976 und Umzug 
der Spielstube in diese Räume Ende 1976 ,kam man dem Ziel der Inte­
gration ein gewaltiges Stück näher,da nun alle Kinder des Stadtteile 
gemelnsa m betreut werden konnten.Allerdings war dies z.T.erst nach 
intensiven Bemühungen des DKSB,*orurtelle zwischen den verschiedenen 
sozia len Gruppen abzuba uen,möglich.Heute hat man dieses Ziel der 
sozialen Integeration für die Kinder voll erreicht. 
Die Spielstube arbeitet im Bereich der Vorachularbeit,dmx eine 
Vormitta gsgruppe,und der Schülerarbelt,eine Nachmittagsgruppe. _

Die Erzieherin der Nachmlttagsgruppe bemüht sich außerdem 
intensiv um die schulischen Belange einiger Kinder aus der Obdach­
losensiedlung und Gaatarbeltetklnder.
Elternarbeit
Die Eltcrnarbelt hat einen hohen Stellenwert und ist seh» Intensiv. 
Sie erstreckt sich im wesentlichen auf zwei Bereiche : zum einen , 
den täglichen Kontakt zu den Eltern(Müttern),der ein Vertrauensver­
hältnis zwischen Eltern und Spielstubenmitarbeitern schafft,und 
ihnen ermöglicht auch mit Ihren Problemen zu kommen,und zum anderen 
a uf Veransta Itungen wie gemütliche Elternabende,<elhnachtsbasar usw.

Das Vertrauensverhältnis zwischen Eltern und Mitarbeitern wird 
da durch verstärkt ,daß man sich nicht nur auf Gespräche Uber Probleme 
(z.B.Erzlehungsprobleme .Schwierigkeiten mit Wohnung.Schule,Instltutionej 
usw.)beschränkt,sondern auch aktive Hilfen gibt(z.B.Amrufe und Besuche 
bei Schulbehörden und Ämtern,Hilfe bei Anträgen und Formularen,Betrsung 
der restlaiihen Kinder,wenn die Mutter verhindert ist et c.).Das Hilfe- 
a ngebot seitens der Mitarbeiter und des DKSB gilt allen Eltern,nicht 
nur den sogenannten Problemfamilien,und wird auch von den meisten bei 
Beda rf gerne angenommen.
Besonders bemerkenswert ist noch die aktive Beteiligung der Eltern bei 
Vera nsta Itungen wie Weihnachtsbasar,Grillabend usw.Diese intensive 
Elternarkeit hat sehr zur sozialen Integration der Barackenbewohner 
beigetragen.
Stadtteilarbeit
Die Aroeit der Spielstube und des DKSB oeschränkte sich nicht nur auf dl« 
päda gogische Arbeit in der Spielstube und die Elternarbeit,sondern 
erstreckt sich auf den gesamten Stadtteil,um das Ziel der Integration 
der Barac^enbewohner (Kinder )errelchen zu können.
1 )76 wurde ein Arbeitskreis(AK) Goldstein gebildet,der sich zusammen­
setzt aus : DKSB,Jusos»Bewohnern des Stadtteils (Siedlervereine und 
Barackenbewohner•und der in Prof.Gerd Iben »Universität Ffm.,bekannt 
durch zahlreiche Veröffentlichungen zur Obdachlenfrage»langjähriges 
Mitglied des DKSB,einen engagierten Sprecher mit großer Sachautorität 
gefunden hat.
Da slcn a^cn der damalige Vorsitzende des CDU Ortsverbandes,ebenfalls 
DKSB - Mitglied ,für den Arbeitskreis einsetzte»gelang es einen guten 
Konta kt zu der Gesamtheit des Stadtparlamentes herzustellen.
Ziel des AK ist es,die Probleme der Obdachlosensiedlung und ihrer Bewohn« 
a 1s GesamtProblem ues Sta dtteils bewußt zu machen und zu lösen.In 
unregelmäßigen AK-Sitzungen und Stadtteilversmmlungen,Presseveröffent­
lichungen und Gesprächen mit der Stadtverwaltung konnte ein Teil der 
Forderungen und Vorschläge bereits erfüllt und einige Probleme beseitigt werden. t k

oCD
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Am 8.10. konnte der Hort endlich eröffnet werden, nachdem be­
reits viele Elternbesuche gemacht waren und auch ein Eltern­
nachmittag stattgefunden hatte. Zunächst konnten sich alle 
Schulkinder von 6-12 Jahren unseren Hort ansehen, um selbst 
entscheiden zu können, ob sie sich anmelden wollen. Da viele 
Freunde auch aus dem übrigen Stadtgebiet mitgebracht wurden, 
mußten wir uns nach 14 Tagen auf fest angemeldete Kinder be­
schränken, um eine kontinuierliche Arbeit beginnen zu können. 
Gut 80 % der Kinder kamen aus sozial schwachen oder kinder­
reichen Familien, wohl auch, weil der Kinderschutzbund diesen 
bereits gut bekannt war.
Mit der Begründung, daß zu viele Unterschichtskinder in unse­
ren Hort gingen, nahmen in der Folge die meisten Mittelsohicht- 
eltern ihre Kinder wieder heraus. Aus diesem Grunde spiegelt 
sich die soziale Mischung, die den Burgbezirk mit etwa 70 % zu 
30 % prägt, bei uns nicht wieder. Trotz aller Bemühungen erreich­
ten wir nur die Kinder der 70 %, für die wir allerdings den Hort 
konzipierten. Doch werden wir uns weiterhin um eine Mischung 
mit Mittelschichtskindern "bemühen.

Bericht über das Projekt Kinderspielstube 
im Burgbezirk, Friedberg___________ __

Ab 1.9.1977 verfügen wir über eine Erzieherin und eine 
Kinderpflegerin mit voller Stelle und eine Erzieherin mit 
einer halben Stelle, Frau Heidi Habermehl-Recht, Frau 
Barbara Schmidt und Frau Monika Scheppe, für den neu zu 
eröffnenden Kinderhort des Burgbezirkes. Dazu hatten wir 
seitens des Wetteraukreises in der Burg 4 einen abgeschlossenen 
Flur mit 7 ehemaligen Schulräumen, Teeküche und Toiletten zur 
Verfügung gestellt bekommen. Die umfangreichen Renovierungs­
arbeiten mußten noch auf den September ausgedehnt werden. 
Wir möblierten die Räume fast ausschließlich mit gebrauchtem, 
von den Erzieherinnen frisch gestrichenem Mobiliar, z. Ti 
aus Schulbeständen.
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Bericht über die Kinderspielstube an den Kasernen, Friedberg

-2-

In dem Bestreben, die Kinder der Obdachlosensiedlung aus 
ihrer Isolation herauszuholen, war der Kinderschutzbund 
seit Jahren erfolgreich bemüht, die 5 - 6jährigen in den 
sog. Normalkindergärten Friedbergs unterzubringen und das 
Schwergewicht der Arbeit auf die Schulkinder zu verlagern. 
Die Zusammenarbeit mit diesen Kindergärten war ausgezeich­
net. Trotzdem scheiterten wir bei einer kleinen Restgruppe 
der Vorschulkinder an dem mangelnden Vermögen der Eltern, 
ihre Kinder regelmäßig mit dem bereitgestellten Bus in den 
Kindergarten bringen zu lassen.
Da aber einerseits die Gruppe der Vorschulkinder zu klein 
geworden war, wir andererseits auch die Notwendigkeit einer 
Arbeit in den beiden anderen Sozialen Brennpunkten Friedbergs 
sahen, suchten wir dort geeignete Räumlichkeiten für eine neue 
Spieletube, in die wir unsere Restgruppe mitnehmen konnten. 
Leider fanden wir diese Möglichkeit vorerst nur in unmittel­
barer Nähe des kleineren Sozialen Brennpunktes, Barbaravler- 
tel. Hier, in der Usavorstadt 5, richteten wir daus Kosten­
ersparnisgründen zusammen mit der ev. Kirchengemeinde, die 
für ihre Konfirmandenarbeit ebenfalls Räume benötigte - 
eine Wohnung mit 4 Räumen ein. Diese Spielstube war vor­
mittags für 22 Kinder geöffnet, die zum einen aus der ge­
nannten Restgruppe von der "Bergkaserne" bestanden, zum 
anderen aus Vorschulkindern sozial schwacher Familien des 
Barbaraviertels. Diese zweite Spielstube wurde von denselben 
beiden Erzieherinnen geleitet, die nachmittags in der ersten 
Spielstube die Schulkinder der "Bergkaserne" weiterbetreuten.
Nachdem dieses Projekt 2 Jahre lang bestand, konnten wir, 
dank der intensiven Elternarbeit und sehr guter Kontakte zu 
den übrigen Kindergartenleitungen, alle ’tmsere" Kinder in 
die anderen Kindergärten überleiten, wo sie sich gut ein­
lebten. Damit war unser Ziel für die Vorschulkinder erreicht, 
und die Spielstube in der Usavorstadt 5 wurde im Herbst 1976 
geschlossen.
Bei gleichzeitigen Vorarbeiten zu einer dritten Spielstube in 
dem zahlenmäßig größten, aber gemischten Sozialen Brennpunkt 
Friedbergs, dem Burgbezirk, arbeiteten wir nun mit den 
Schulkindern der Bergkaserne alleine, vor allem aber intensiv 
und gezielt in der Elternarbeit und Schulaufgabenhilfe. Dies 
gilt auch noch heute für viele der umgesiedelten Familien 
im Rahmen der Nachbetreuung.
Im Laufe unserer jahrelangen Arbeit in Sozialen Brennpunkten 
war die Zusammenarbeit mit den Lehrern unserer Kinder immer 
besser geworden. Das Verständnis für deren Schwierigkeiten 
war zumeist groß. Infolge vieler Verbesserungen (z,B. Abbau 
der Diskriminierung, gezielte Hilfen im häuslichen wie 
schulischen Bereich; verbesserten sich die meisten Kinder 
in ihren schulischen Leistungen stetig. Familien mit 8-10 
Kindern, die bis dahin fast nur Sonderschüler hatten, konnten 
nun ihre nachkommenden Kinder in der "Normalschule" belassen.
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genen Jahren abgerissen worden.
1972 lebten in der Siedlung noch 1 9o Personen, vor allem 
kinderreiche Familien. Die Zahl der Bewohner hat sich bis 
heute auf 9c Personen reduziert. Mit Hilfe der Stadt Fried­
berg sind die Familien in das übrige,Stadtgebiet unigesetzt 
worden und haben sich dort größtenteils integriert* 
Die do^t noch lebenden Familien und Einzelpersonen werden auch 
auf einen Umzug orientiert, denn .sowohl der Steinbau als auch 
die Barrrcke sind für Wohnzwecke nicht geeignet.

1 Zur Lage der Notunterkünfte
Itos Wohngebiet besteht seinem Ursprung nach seit dem Ende 
der Weimarer Republik.Nach dem 2. Weltkrieg wurden in die Notunterkünfte Personen 
bzw. Familien eingewiesen, die durch die Auswirkungen des 
Krieges obdachlos geworden waren. Später wurden von behörd­
licher Seite gehäuft sog. Problemfamilien dort untergebracht^ 
so daß sich die "Bergkaserne" zu einem "Sozialen Brennpunkt" 
entwickelt hat.Die Siedlung besteht aus einem Backsteinbau und einer Berracke 
mit Außentoiletten. Die übrigen Barracken sind in den vergan-

BEWOHNEE, - und SCHUIERAEBEIT im 
gRAiJKFURJER STR.' 29

■ ■ *

Ls gibt keine Bäder, Gemeinschaftstoiletten, viele Wohnungen 
sind feucht und hygienisch nicht tragbar.
Eine umfassende Sanierung der Wohnsiedlung bedeutet einen zu 
hohen Kostenaufwand.
Außerdem liegt die Siedlung am Stadtrand von Friedberg, in 
unmittelbarer Nähe der amerikanischen Kaserne, des Polizei- ,t 
Präsidiums und des Gefängnisses von Friedberg, weit entfernt 
von anderen Wohngebieten und Kontakten, von günstigen Ein­
kauf smöglichkeiten und kulturellen Einrichtungen.
2 . Zur Soziale rbeit. in_ der, Frankf unter _ St r. _ 29
197o hat der Deutsche Kinderschutzbund mit der Bewohner­
arbeit begonnen. In gemeinsamer Aktion mit verschiedenen 
Bewohnern wurde eine Spielstube eingerichtet. Durch die 
Kinderarbeit konnten die Kinder sowohl gefördert und die El­
tern in ihren Erziehungsschwierigkeiten unterstützt werden.
1972 wurde die Bewohnerarbeit von einem Sozialarbeiter des 
Diakonischen Werkes übernommen. Seit 1977 bin ich als Sozial­
pädagogin für diesen Bereich zuständig.
Im Vordergrund der Sozialarbeit stehen Einzelfallhilfe bzw. 
Familienberatung, um die Bewohner in ihren Problemen helfen 
zu können.
Dazu gehören:a) Hilfestellung beim Herausfinden von Untcrstützungsmög- 

lichl eiten und Hilfsquellen für die Bewohner
( Sozialamt, Wohnungsamt, Jugendamt, Arbeitsamt, usw.)

b) Hilfe im Umgang mit verschiedenen Behörden und Anträgen
c) Berc tung bc-i partnerschaftlichen Konflikten oder Erziehungs­

fragen
d) Beratung bei Familienplanung
e) Hilfestellung bei Arbeitssuche oder Ausbildungsplatz
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der Anteil an Sonckrschülcrn sehr hoch ist.
HausaufgabenhiIfu, Unterstützung bei schulischen Schwierig­
keiten und eine aktive Freizeitgestaltung bestimmen die 
pädagogische Arbeit.
Dabei sind die Förderung von Leistungswillcn und die 
Ent wicklung von Ich-Stärke und Selbständigkeit wichtige 
Erzichungsgrundlagun. .
Um dieS< Ziele zu erreichen muß den Kind-rn emo hinrei­
chende Mitsorache in d^n sic betreffenden Belangen zuge- 
stand-n werden. Zunächst hab^n verschiedene Bewohner die neuen 
Räume renoviert und die Kind .r. haben di^se mit Bastelar­
beiten, Bildern, Collagen und Wandzeitungen ausgestaltot..
Die Auscinand rsctzung mit ck r Umwelt ist ebenso einwichtiger 
Bestandteil kx Freizcitarbeit. Dazu wurden eine Ferienfreizeitfr 
Besuche d.r Stadtbüchc-rci, eines Museums, einv.r Töpferwerk­
statt, d.r /ost, us . durchgefuhrt. Die gewonnenen Eindrücke 
wor en in Bastel- und Werkarbeiten, Interviews oder Rollen- 
spielcn festgchaltcn und v rarkitet. ,
Seit Bestehen .der Schalerer - it hat sich dar Sozialvcrhalten 
der Kinder gefestigt. Sie können besser miteinander und in der 
Gruppe spielen und he-^E gelernt mit Spielen und Materialien 
seIbst-.ndig^r umzugehc-n. Bei einzelnen Kindern haben sich auch 
schulische Lcistungc.n verbessert.
Sabin. VJelk, (Sozialpädagogin) Große Köhlergassc 1, 
Diakonisches Werk, Dekanatsstelle Friedberg, Tel.: o6o3V

f) Unterstützung bei Wohnungssuche oder bei notwendigen 
Reparaturen und Sanierungsarbeiten

g) Integrationshilfen bei Umzug,Orientierung auf nachbar- 
schaftlicho Kontakte

h) Vermittlung von Kindcificizciton oder Mütterkuren
Um die Bewohner zu gemeinsamen Lösungsmöglichkeiten und 
Aktivitäten zu führen, finden regelmäßig Bewohnervcrsami- 
lungen statt. Wesentliche Probleme sind dort.Wohnungssuche, 
Renovierungen, Beseitigung der Feuchtigkeit in den Woh- 
nun.;en, Erziehungsproblcme, gemeinsame Unternehmungen.. 
Um die vielschichtigen Probleme lösen zu können, ist ein 
Kontakt zu Behörden wie Lie cnscha^tsamt, Wohnungsbauge- 
Seilschaft, Sozialamt, Jugendamt, Gesundheitsamt oder 
Arbeitsamt erforderlich.
Seit 1971 besteht in Friedberg d«r Arbeitskreis «Soziale 
Brennpunkte", in dem Vertreter d.r zuständigen Behörden, 
der Freien Wohlfahrtsvcrbände, der Parteien, des Landes- 
Jugendamtes und dc± Bcwohn-ir Zusammentreffen, mit dem Ziel, 
die anfallenden Probleme der Siedlung in gemeinsamer Be­
ratung und Zusammenarbeit zu lösen.

3. Schulerarbeit. in_dyr_ FrankfurtX.
Seit Herbst 1977 wird die Schülerarbeit in der Spielstube 
der Frankfurter Str. 29 nicht mehr vom Deutschen Kinder­
schutzbund durchgefuhrt.Im Januar dieses Jahres übernahm ich die Schülorarboit an 
2 Nachmittagen mit Unterstützung unseres Zivildienstlei- 
stenden. Im" März dieses Jahres konnte noch eine Honorar­
kraft für Schulaufgabenhilfe für die übrigen 3 Tage einge­
stellt werden. .Die evangelische Kirchengemeinde in Friedberg stellte uns 
im Mainzer Tor Weg Räumlichkeiten zur Verfügung.
Circa 12 Schulkind;.r besuchen unseren Schülerladen, wobei
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nicht so schli] 46 losen-Unterkunft
Für die Betroffenen keine Hilfe in Sicht Familien lebe»

Von unserem Redaktionsmitglied Winfried Rohloff
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FRIEDBERG. Selbst ein so besonnener Mensch wie der Erziehungs­
witsenschaftier Professor Dr. Gerd Iben aus Bad Nauheim greift x« 
Vokabeln wie „menschenunwürdig“. Das Diakonische Werk schlägt in 
die gleiche Kerbe. Auch den Verantwortlichen der Kreisstadt sind die 
„jahrzehntelangen Probleme“ (so ein Sprecher, des Magistrats) der vor 
einem halben Jahrhundert errichteten Obdachlosen-Unterkünfte an der 
amerikanischen Kaserne wohl bekannt.

Unter menschenunwürdigen Bedingungen müss

„Viehstallungen sind

die ministerielle Auskunft über MinZ 
destf orderungen für Notunterkünfte 
gibt es in Hessen nfcht. Für manche' 
heißt dies weiter: Kein richtiges Dach 
über den Kopf zu haben, Tag und Nec^t, 
auf der Straße oder in halbfertigen oder 
unzumutbaren Häusern und unter

L Brücken das Nachtlager aufzuschlagen.

erbracht werden, wobei dieser Eigenan­
teil durch Mitarbeit am Haus ersetzt 
werden kann.

In dem jüngster Bericht des Hessi­
schen Innenministers vom 1. Januar 
1978 zur Arbeit in Obdachlosenunter­
künften werden freilich die Behausun­
gen an der Bergkaserne völlig ausgelas­
sen. Allerdings: Rechtsvorschriften, so

eine Sozialbauwohnung kann ihnen die 
Stadt offenbar nicht verschaffen.

„Das ist doch eine große Sauerei, daß 
eine Kreisstadt so etw’as überhaupt zu- 
läßt". bricht es aus dem Nachbarn Wer­
ner Beyer h< raus. Der 48jährige sucht 
ebenfalls seit Jahren eine Wohnung für 
seine achtkopfige Familie im Alter von 
acht bis 16 Jahren.

Für den Arbeitskreis „Soziale Brenn­
punkte“ steht dann auch fest: Diese 
Notunterkünfte sollten abgerissen und 
den Bewohnern andere Wohnungen 
boschafft werden, zumal die Unterhalts- 
kosten für den Steinbau „viel zu hoch“ 
seien Nicht weniger als 658 750,77 Mark 
hat die Stadt von 1964 bis 1978 für die 
Reservierung der Primitivwohnungen“ 
(Professor Iben) ausgeschüttet.

Der Arbeitskreis hat sich deshalb jetzt 
an den Magistrat gewandt und diesem 
empfohlen, sich „dringend in den näch­
sten Woche mit dem Erziehungswis­
senschaftler Iben zur Beratung über 
Sonderwohnungs-Programme in Ver­
bindung zu setzen“. Der Professor weiß 
zu berichten, daß in Niedersachsen und

Rund 22 000 Benzinkutschenbesitzer, 
„die täglich die Bundessti *ße 3 frequen­
tieren, können das Aushängeschild * der 
Wetteraumetropole am Stadtrand be­
wundern Ein schmutziger, häßlicher 
zweifeschOMiger Backsteinbau sowie 

.eint Baracke gleich daneben. Dahinter, 
auf der nahen Wiese, sieben Plumpsklo­
setts, teilweite kotübersät. Die wolle 
man zusammen mit der Baracke endlich 
abreißen, bekräftigen die Stadtväter, 
fügen jedoch gleich hinzu: „Das ist das 
Fernziel.“

Die Obdachlosenunterkünfte sind 
nicht nur nach Meinung zahlreicher Be­
wohner ..oft schlimmer als Viehstallun­
gen“. Kalt, zum Teil schimmelige 
feuchte Wände machen in der Tat ein 
menschenwürdiges Wohnen zumeist un­
möglich, zumal sich auch Ratten dort 
eingenistet haben. Was sich dort ab- 
splelt, geißelt Lore Eiffert, Sozialaus- 
mltglied der SPD-Stadtverordneten­
fraktion „seit Jahren". Die Sozialdemo­
kratin, sie ist Mitglied des heimischen 
Kinderschutxbundes, umreißt das Asyl 
knapp und drastisch: „Das Ganze ist 
eine Sauerei, das stinkt zum Himmel.“ 
Und aoeh Sozialarbeiterin Sabine Welk 
vom Diakonischen Werk und zuständig 
für die Bewohnerarbeit der Siedlung 
sieht „nicht nur eine Gesundheitsge­
fährdung“ für die rund 100 Bewohner 
der Notunterkunft.

Ursula Jahn (45). die seit ihrer Geburt 
in der Frankfurter Straße 29 mehr hau­
sen als wohnen muß. klagt: „Wenn s bei 
uns stark regnet, sitzen wir mit dem 
Regenschirm beim Essen.“ Wir — das 
sind neben ihr neun Kinder. Die Mäd­
chen, es sind sieben, schlafen mii ihr zu­
sammen in einem winzigen Zimmer. 
Kein Wunder, wenn sich Familie Jahn 
nichts sehnlicher als ..eine normale Woh­
nung“ wünscht. Denn immer noch müs­
sen die Jahns mit drei feuchten Zim­
mern und einer Küche vorliebnehmen,

gramme erstellt wurden. Da wurden in 
Niedersachsen Häuser für kinderreiche 
Familien in Stadtgebieten gebaut. Diese 
Miet-Einfamilien-Häuser, die durch 
W’ohngeld und Leistungen aus der 
Sozialhilfe mit subventioniert werden, 
gehen später in das Eigentum der Fami­
lien über. Reim Programm für Eigen­
heime. so formuliert Dr. Iber, muß 
dabei eine zehnprozentige Eigenleistung .

Ja»! i
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nur noch ein Ziel: das Haus Nr. 15 im Souterrain. Dort 
warten dann auch bereits die Sozialpädagogin des 
Diakonischen Werkes, Sabine Welk, und Zivildienst­
leistender Eduard Hechler. Die Gruppenarbeit für den 
„Sozialen Brennpunkt“ kann beginnen.

FRIEDBERG. Fast auf die Minute pünktlich, kurz 
vor 14 Uhr, wird es von montags bis freitags auf dem 
Mainzer Torweg lebendig. 15 Kinder im Alter von 
sieben bis zwölf Jahren, allesamt aus den Obdach­
losenunterkünften in der Frankfurter Straße, kennen

„Hier macht sogar das Lernen Spaß“
Gruppenarbeit im „Sozialen Brennpunkt“ / ..Entwicklung der Ich-Stärke“

Hausaufgaben werden unter pädago­
gischer Anleitung erledigt, Schulnöte 
erörtert. Ein zumindest ebenso wichti­
ger Punkt ist die Freizeitgestaltung. Ein 
breit gefächertes Programm haben die 
Aktiven des Diakonischen Werkes aus­
gearbeitet. Sabine Welk untermauert: 
Bei Kindern sind Bereitschaft zur Lei- 
s.tung und Entwicklung der Selbständig­
keit wichtige Erziehungsgrundlagen.

deshalb müssen wir ihnen auch eine 
hinreichende Mitsprache zugestehen.

Die Folge: Zunächst durften die Kin­
der vom Bezirk Friedberg-Süd ihren 
Raum sowie die kleine Küche selbst 
ausgestalten. Die Wände schmücken bil- 
9er. Bastelarbeiten, Collagen, Handzei­
tungen, Granulat-Arbeiten und Masken. 
Selbst die Etatausgaberi bestimmen 
alle gemeinsam. Zwar besteht die

Gruppe erst seit wenigen Monaten, doch 
schon hat sich die „Mannschaft“ nach . 
Meinung des zweiköpfigen Erziehungs- 
teams im Sozialverhalten stabilisiert 
Auch eine soziale Disziplin habe sich 
bereits eingestellt. ’

Erste Kontakte zur Umwelt sind 
ebenfalls bereits geknüpft. Auch zu an­
deren Gruppen. In den nächsten 
Wochen steht eine Fabrikbesichtigung 
auf dem Programm, dann sind die Post, 
eine Töpferwerkstatt, die Stadtbücherei 
und ein Bauernhof an der Reihe. Neben 
einem Theaterbesuch ist das Erforschen 
eines Museums geplant. Alle Eindrücke 
halten die Kleinen in selbstgemalten 
Bildern und sogar im Ton fest, denn sie 
agieren auch als Reporter und machen 
Interviews. In ferner Zukunft wollen die 
Kinder ihrem angeborenen Spieltrieb 
freien Lauf lassen und sich in einer 
Theateraufführung bewähren.

Als Erziehungsziel nennen die Ver­
antwortlichen:
Entwicklung der Ich-Stärke; 
Gemeinschaftliches Handeln und Ver­
halten;
Aufschub von Bedürfnissen; ;
Mehr Selbständigkeit erlernen;
Förderung des Leistungswillens;
Die Umwelt erfahren, um sich mit ihr 
auseinanderzusetzen; £
Die Entwicklung zur Bereitschaft, KonÄ 
flikte sozial zu lösen.

Doch eine pädagogische Arbeit mit*' 
der Gruppe muß auch eine intensive t 
Elternarbeit nach sich ziehen. Zweimal* 
im Monat informiert Sabine Welk „auf 
dem Berg“ in der Frankfurter Straße 29 
die Erziehungsberechtigten über den 
Ablauf der Gruppenstunden. Don wird 
dann auch offen über die pädagogische 
Arbeit diskutiert. Zudem kann die- 
Sozialpädagogin Erziehungshaltungen in 
der Elterngruppe hinterfragen, um ge­
meinsam Lösungsmöglichkeiten zu er­
forschen.

Die Kinder jedenfalls.sind sich einig. 
Ob Peter Weber Beyer, sie
formulieren nahezu aKfcleiche: Uns 
gefällt es ganz prima, nHr macht sogar 
das Lernen Spaß. ” ro

ÜiiBii
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Gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft I

Wohnungsbau kaum Lösungen gefunden

gen vorhanden. Es handelt sich i^Ädersum 
einige kinderreiche Familien, die schon larÄSauf 
eine größere Wohnung warten. Stadtrat Umsonst 
bestätigte, daß für diesen Personenkreis im sozia-

„Notunterkünfte nicht mehr tragbar"
Arbeitskreis „Soziale Brennpunkte“ beriet über Haus Frankfurter Straße 29

der Siedlung, bezeichnete die Wohnungen als un­
zulänglich, weil sie feucht seien und damit eine 
Gesundheitsgefährdung bedeuteten. Außerdem 
hätten die Bewohner keine Bäder und in der 
Baracke noch Außentoiletten, was notwendigen 
hygienischen Anforderungen nicht mehr entspre­
che. Die Reparaturanfälligkeit des Steinbäus er­
höhe sich jährlich, trotz der Bemühungen der 

. Stadt Friedberg, Schäden zu beseitigen. Im Ar- 
1 beitskreis herrschte Einigkeit darüber, daß für 
; die Bewohner dringend andere Wohnmöglichkei- 
( ten gefunden werden müssen. Stadtrat Umsonst, 
. Sozialdezernent der Stadt Friedberg, nahm Vor­
schläge des Arbeitskreises zur Errichtung eines 
neuen Wohnblocks zur Kenntnis. Gespräche mit

Anwesend waren Vertreter der Freien Wohl- 
' fahrtsverbände, Vertreter der Stadt Friedberg 
und des Wetteraukreises. Parteienvertreter und

werden könnten. Auch die Gemeinnützige Woh­
nungsbaugesellschaft sei nicht in der Lage, grö­
ßere Wohnungen zu stellen. Auf die Frage, wo 
entsprechender Wohnraum zu finden ist, stellte 
Professor Dr. Iben Siedlungsprogramme aus Nie­
dersachsen und Nordrhein-Westfalen vor. Auf 
Vorschlag des Diakonischen Werkes sprach der 
Arbeitskreis dem Magistrat die Empfehlung aus, 
sich dringend in den nächsten Wochen mit Pro­
fessor Dr. Iben zur Beratung über Sonderwoh­
nungsprogramme in Verbindung zu setzen. Die 
Prüfung der finanziellen Zuschüsse müsse so 
schnell wie möglich abgeschlossen werden, damit 
noch in diesem Jahr bauliche Tätigkeiten begon­
nen werden könnten.

Notunterkunft Frankfurter Straße 29 zu beraten. I Stellung eines neuen Wohnblocks müsse jedoch ■ 
die Auflösung des Backsteingebäudes als Ver- j 
Wendung für weitere Wohnzwecke einhergehen, ;

Sabine Welk, zuständige Sozialarbeiterin vom 
Diakonischen Werk für die Bewohnc rarbeit in len

das Landesjugendamt. Als Gast begrüßte der 
Arbeitskreis besonders Professor Dr. Gerd Iben, 
der sich bereits seil Jahren mit Fragen zur Ob­
dachlosenarbeit beschäftigt.

In der Frankfurter Straße 29 leben etwa hun­
dert Personen, das entspricht etwa 14 Familien 
mit Kindern und Einzelpersonen. Als Wohnraum 
steht den Bewohnern ein altes Backsteingebäude 
und eine Baracke zur Verfügung.

Dieser Tage traf sich der Arbeitskreis „Soziale der _ ________________
Brennpunkte“ Friedberg im Sitzungssaal des und eine Überprüfung des Haushaltsetats sollen

wurde gefordert.
Ein weiteres Problem tauchte bei den Bewoh­

nern auf, die verteilt in das übrige Stadtgebiet 
Friedbergs ziehen wollen. Obwohl die Umsied- I 
lung von auszugswilligen Bewohnern in den letz-, 
ten Jahren von der Stadt positiv vorangetrieb^ * 
wurde, sind jetzt kaum noch städtisch^. Wohnun-

Stadthauses, um üb«r Bewohnerprobleme der vom Magistrat durchgeführt werden. Mit der Er-

Ipf - ?L
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Zigeuner
Gastarbeiter
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Darstellung der Situation im Mühltal

Die Siedlung Mühltal hat typisch wie jede Obdachlosensiedlung 
e-’ne sehr beschissene Lage. Sie wurde außerhalb der Stadt Wies­
baden auf nassem Hang gebaut und ist umgeben von der Schnellstraße, 
die Zufahrtsweg zur Autobahn ist. Oberhalb der Siedlung sind die 
Eisenbahnlinien, unterhalb der Siedlung ist die Kläranlage, die 
bis in den Herbst hinein fürchterlich stinkt. Durch den ständigen 
Eisenbahnverkehr ist niemals richtig Ruhe in der Siedlung.
Die Siedlung hat eine Einwohnerzahl von 411 Personen, die sich wie 
folgt aufschlüsseln:
62 Säuglinge und Kinder bis zu 6 Jahren
104 Schulkinder

* * w >■ " :■ *:
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Aufgaben des Bewohnerrats sind;

1.

(

*-

2.
3.
4»

• 5.
6.

Die Siedlung hat einen Bewohnerrat von 19 Personen (2 Männer u. 
17 Brauen), die alle mehr oder wen! ^er mitarbeiten, die Beteili­
gung könnte noch viel stärker sein, wenn noch mehr Bewohner im 
Bewohnerrat mitarbeiten würden.
Sitzungen des Bewohnerrat sind öffentlich, werden aber oft von 
den Bewohnern erst oftmals aufgesu cht , wenn es sich um Einzel­
fälle handelt.

Die Siedlung hat einen Kindergarten, ein Gemeinscha^f tszentrum 
mit Beat Keller und einc^ eigenen Konsum.

Alle Probleme in der Siedlung aufgreifen, damit sie bearbeitet 
werden.
Altenarbeit
Einzelfallhilfe leisten
Die Bindungen zu den Gastarbeitern und den zigeunern zu 
festigen.
Kontakte zu Ämtern (Stadt, Fürsorge usw)
Kontakt zu Beirat, sowie zur Gesellschafter halten

Zur Kindertagesstätte ist folgendes zu sagen:
Das derzeitige Team ist in Ordnung, hat es aber noch verdammt 
schwer bei einigen Bewohnern, damit sie ihre Kinder in den 
Kindergarten schicken. Die Bewohner haben immer noch Vorurteile 
in Bezug auf die Arbeit im Kindergarten, das auch berechtigt 
war, denn die Situation war nicht immer so wie heute. Es gab 
allerhand Schwierigkeiten und allerhand zu beanstanden. (ständig 
Personalmangel, ih inhaltliche Arbeit mit den Kindern)
Doch wie ich ja schon erwähnte, ist das Personal jetzt in Ordnung. 
Ich glaube, ich kann das auch gut beurteilen, denn sonst hätte ich 
nicht meine beiden Enkelkinder und mein Patenkind ddrt hin ge* * 
ta«u • : *

_____ AX ...   ' ii.... -■ ................

7. Sich mit der neuen Siedlung Sauerland befassen.
8. Bei Todesfällen Geld zu sammeln, l^iit Kränze und Blumen 

gekauft werden können.
9. Feste und Fahrten planen und vorzubereiten
10. (neu) Wiederherstellung der Verbindungen ±u den anderen 

Obdadhlosensiedlungen (LAG)
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Bisher ist in folgenden ureichen ge rheitct worden:
1.

2.

3

4. -4-

Im Gemeinschaftszentrum und dem Kindergarten arbeiten 5 Bewohner 
aus der Siedlung fest mit.

Das Zentrum hat folgende Mitarbeiter:
1 Geschältsiührer
1 Gerne inwesenarb ei t erin
1 Jugendpfleger
1 Sozialarbeiterin
1 Putfrau
1 Hauswartin

Die Arbeit im Beat Keller wird von den Jugendlichen unter der 
Aufsicht von einer dafür in d r Jugendarbeit tätigen Person ver­
richtet.

Frauengruppe (siehe nächste Seite)

Zu meinen Enkelkindern ist folgendes zu sagen:
Es sind Zwillingskinder von 3 Jahren, Ue sich nie mit uns (Familie) 
unterhalten haben, sie hatten ihre eigene Sprache und haben sich 
zu Hause fast den ganzen Tag gezankt und geschlagen. Immer wollte 
einer das gerade zum Spielen,was der andere aujh Mail haben wollte. 
Jetzt nachdem sie' ein 3/4 Hahr in unserem Kindergarten sind, Sprecher 
und singen sie genauso wie jedes andere Kind. Auch bei dem Spiel 
ist es jetzt anderes, es gibt kaum noch fex Zank und Streit, sie 
haben gelerntj das man auch auf die Wünsche der anderen eingehen 
muß und das man weiterkommt, wenn man teilt.
Ich möchte aber noch erwähnen, daß unsere Kinder keine riaionetten 
sind. Unsere Kinder werden dort mit viel Liebe erzogen, so daß 
jedes Kind doch seine eigene Persönlichkeit entfalten kann.

: ind erarbeit:
Hausaufgabenbetreuung, Kochen, Basteln, Schwimmen, Freuzeiten 
Fußballverein
Jungendarbeit Mädchen:
Nähkurs, Kochen, Basteln, Schwimmen^ Freizeit, Sexualaufklärung 
Theckendienst im Beat Kellen
Jugendarbeit Männlich;
Auklärung über Drogen, Sexualaufklärung, Körperpflege, Werken.
Fußball, Nähen, Theckendienst.
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Die Arbeit für das Jahr 1977 im Zentrum imm und Siedlung wurde 
wie folgt geplant;

Erfahrungsaustausch über KindererZiehung (Ernährung z.B.) 
Basteln, Kochen, Schwimmen, Sexualsberatung. Ein großer Teil 
der Brauen besucht regelmäßig die Pro Pamilia in der Siedlung*

1 * KinderarbeitDie Kinder sollen in der Schule besser gefestigt 
werden, das heißt die Schülerbetreuung muß intensiver werden.Die 
Kontakte zu den Lehrern muß weitergeführt werden. Es werden auch nicht 
mehr alle Kinder betreut, sondern nur noch vom 1.-3. Schuljahr und 
das an 5 Tagen in der Woche. Die hohqr ^Jahrgänge werden bei Ver- 
Setzungsschwierigkeiten in einem Stützkurs betreut. Es soll weit­
gehend versucht werden, daß die Kinder nicht auf die Sonderschule 
kommen.
Geplant ist für die Arbeit mit den Kindern, daß dieses Jahr, auch die 
Sonderschüler erfaßt werden und sie intensiv betreut werden.
2. Jugendarbeit ; Ziel ist es din Jugendlichen behilflich sein, 
damit sie eine Arbeitsstelle "bekommen, das steht konkret bei sechs 
Jugendlichen an. Die ße£ahr der Kriminalität und des Alkoholismus 
ist bei den arbeitlosen Jugendlichen besonders stark.

5* Keramikkurs
Der ^eramikkurs war die ganze Zeit vorhanden, wird aber in 
letzter* Zeit nicht mehr so gut besucht, dafür gibt es jetzt 
einen Werkkurs. Die Beteiligung ist recht gut, wird aber leider nur 
von Brauen besucht. Die Männer für den Werkkurs zu aktivieren ist 
bisher noch nicht gelungen. Sie gehen lieber aui Beste und nehmen 
an den Bewohnerfahrten teil. Ebenfalls werden die Skntabende,die 
mit Bewohnern aus den anderen Siedlungen gemacht werden, gut be­
sucht .
6• Altentrelfen
Jeden -Monat ist einmal Altentreffen im Zentrum, es gibt dann Kaffee 
und Kuchen, meistens wird anschließend etwas geoastelt, dazu gibts 
Wein und Musik. In den warmen Monaten ist noch ein zweiter lag für 
die Alten Leute eingeschoben, wo es dann rau; in’s Grüne geht, na­
türlich mit Verpflegung.
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Mühltaler Mitglieder, das ist sehr wichtig,Im Konsum sind alle
<

Im Auftrag ges Bewohnerrats

(Alma Born)

allenfalls müßten wir Steuern Bezahlen. Die Arbeit im Konsum wird 
von vier Bewolmcrratsmitgliedern gemacht.
Der Konsum besteht jetzt seit einem Jahr und niemand möchte ihn missen 
Ein großes Problem in diesem.Jahr werden die Z .geuenor sein. Es wird 
einer unserer Hauptaufgabe sein, sie zu betreuen, da verschiedene 
Sippen von den Zigeucnem in der Siedlung wohnen.

3. Erwachsenenarbeit: Der Bewohnerrat hat sich zur Aufgabe ge­
macht in diesem Jahr mehr Bewohner für Jie Arbeit im Bewohnerrat zu 
aktivieren, damit die Arbeit in der Siedlung besser läuft un d die 
Alten und Pflegebedürftigen regelmäßiger und besser betreut wei’den. 
Zur Zeit sind 6 Bwwohner in der Altenarbeit tätig.

Konsum
Der Konsum ist ein Produkt der Initiative und Aktivität des Böwohner- 
rat.es. Die Of hat uns da bei der Z . i-schensanierung unterstützt, wir 
haben Räume zur Verfügung gestellt bekommen, dazu Kellerräume für 
die Lagerung der Waren.
Unterstützt hat dies auch die Stadt. Es ist den Bewohnern nicht zu 
zumuten, das sie einen weiten Weg in die Stadt mrchen um ihre Lcbensm 
einzukaufen, insbesondere trifft es die alten Henschen hier in der 
Siedlung. Einzigste Möglichkeit für die Bewohner ihre Einkäufe zu 
machen, war das Lebensrnittel^^0 welches jeden Tag in die Siedlung 
kommt. Hier sind die Bewohner wegen der hohenlreise der Waren ausge­
nommen worden wio eine Weihnaffchtsgann;
Die Waren für den Konsum werden bei Aldi, l/us und Großo -arkt be­
sorgt., wobei auf Sonderangebote geachtet wird.
Aul die Tiefkühlkost kommen 15%, auf die restlichen Waren kommen 10% 
Aufschlag, das ist notwendig um die Unkosten wie Strom und Versicherun 
abzudecken.
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Zur Situation des Gemeinschaftszentrums im Mühltal undzur 
Arbeit der Sozialarbeiter dort schreibt die Projektgruppe:

GEMEINSCHAFTSZENTRUM MÜHLTAL AM ENDE?
Das GemeinechaftsZentrum Mühltal bangt um seine Enistonn® 
Seit 197^ sind die Zuschüsse nicht mehr erhöht worden und jetzt droht auch noch dar Landeswohlfahrtsverband den Geld­
hahn au&udreben• Nährend man An den vergangenen Jahren recht 
und schlecht über die runden kam* indem man einsparto» wo es nur ging, ist diesmal nirgends mehr Luft drin* Nicht einmal 
die zu erwartenden Lohn- und Gehaltserhöhungen der 14 haupt­amtlichen Mitarbeiter (da sind euch HaudMister und Reine— machefreuen mitgesählt) können vom derzeitigen Etat — bleibt er unverändert - noch finanziert werden, Es muß also etwas 
geschehen* sollen die ^Obdachlosen* der Siedlung Mühltal ihr Gemainechef tszentrum verlieren* 
Das GemeinschaftssentrwD finanziert eich 001 Die Hälfte der 
Mittel kommen von der Stadtt mit 30 Proaent beteiligt sich die Evangelische Kirche* die restlichen 20 Prozent übernimmt 
die Katholische Kirch®. Weil die beiden Kirchen sich seit 197^ weigern* die Etatmittol auf zustocken und sie den gestie­
genen Kosten amsupas&an* hi©lt auch die Stadt ihren Anteil 
unverändert« Venn nun auch der Land&»wohlfahrtsverband den 
65OOÖ«Mark-Fa3tbetrag dem Rotstift sram Opfer fallen läßt* dann int man im Gemeinschaftessentru» ratlos« Dies kann das 
Ende der Obd&ahlosen&rbeit iw MÜhltal bedeuten*
Dab^i können di® Hauptamtliches* die von rund elnea Dutzend 
ehrenamtlicher Helfer unterstützt werden* handfeste Erfolge 
aufweisen* Dio Quote der SonderachÜler wurde gegenüber 1975 um rund 13 Prozent gesenkt« Auch ein Verdienst der Hausauf­
gabenhilfe der Ehrenamtlichen* die zwelaal in der Woche 
Hilfestellung gebens Haucfrsu®^ und Schüler*
Bei der sinkenden Zahl der SonderSchüler wirkt sich auch die 
Arbeit des Kindergarten© aus* Ata Kindern mangelt es im Mühl­
tal nicht* Kinderreiche Familien* darunter Zigeuner* Mütter 
mit Kindern und alte Leute sind di© Hauptgruppen« Im Kinder­
garten ist einiges getan word®nt um den Kindern der Siedlung die gleiche Ausgangsposition 311 schaffen* beim Schulbeginn® Es geht um Chancengleichheitp damit die Klassenkameraden aus 
den besseren Wohnviertel» die Mühltalar nicht gleich um 
Längen schlagen«
Die Hortarbeit lag im vergangenen Jahr etwas verwaist* da ein 
neuer Jugendpfleger erst im September eingestellt wurde* der 
die Arbeit neu aufbauen mußte* Jugendliche brauchen im Mühl­
tal besonders intensive Betreuung® Unter ihnen ist die Zahl 
der Arbeitslosen besonders hoch* kaum einer* der einenAusbil- dungsplatz hat® GelegenheitsJobs für einige* so sieht es 
dort aus* Hoffnung hatte man auf das Projekt "Dreisprung* 
gesetzt* daß gerade auch den Mühltalern helfen sollte® Haben doch die meisten Jugendlichen keinen Hauptschulabschluß* Das 
Projekt wurde von der neuen Christdemokrat!schon Mehrheit 
im Stadtparlament verhindert« Um die Jugendlichen vor dem Ab­gleiten in die Kriminalität su bewahren* ist ihre Betreuung besonders nötig. Mit Diskothek-Abenden* gemeinsamen Unterneh­mungen (Besuch auf der Eisbahn «um Beispiel) versucht man sie
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bei anftarlten uifd zu verlieren*
Das -Ängebot rüa-elte Menschen reicht 4ibör «wöchentliche Kaffee- 
Nach^ittag®* Filmvorführungen, Kegelrunden und Besuch der Tanz» 
Veranstaltungen im Bürge rzentrurj BergÄtsaS^kirche bis zu Frei- 
seiten* Auch alleinstehende Mütter lud man su einer Freizeit ein» 
di© Gelegenheit gab? einmal über die Probleme su reden» Oder den 
Frauen d®s Mühitals werden Bastölkurse angeboten* Vor Weihnachten 
gefragt wie die Werkkurs® für alle Mühltal-Bawchnere die teil- 
nehmen wollen»
D&a Gemoinschaftszentrum ist Treffpmikt. Seine Existenz läßt 
aue den Bewohnern einer Obdachloaensiodlung Nachbar??. wex*deza, 
dio ander® Einsichten über ihr Schicksal gewinnene
Rund k-OQ ” Obdachlose** beherbergt die Siedlung Mühltal derzeit. 
Die Wohnverhältnisse sind eher schlechter geworden* Ein Block 
steht Xeer? ist vermutlich abbruchreif• In den Übrigen Blocks 
gibt es nach wie vor kein® Zentralheizung, di® Isolation der 
^Ei^fachbautezi“ ist schlecht, über feuchte Wände wird .geklagt. 
Das GesteinsohaftsZentrum dagegen ist immerhin ein solider Bau, 
der si^indest den Kindern über die Enge der unzureichenden Be­
hausungen hinwegholfsn kann» Für die Bewohner der Obdachlosen— 
Siedlung würde eine Schließmag des GerneinschaftsZentrums
das Ende aller Hoffnungea bedeutest
D©r Etat sj’aB ita Jahr 1978 wenigstens soweit aufgestockt werden, 
daß di® Arbeit im big?3eri^®n Ümf&Hg weiter^führt werden kann«
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Das Mühltal

Ohne Abrechnung und 
Buchführung kommen 
auch wir nicht aus - der 
Vorstand bei der Arbeit

Bevor es den Konsumver­
ein in der Siedlung gab, 
waren viele Bewohner ge­
zwungen, teuer einzukau­
fen, nämlich bei fliegenden 
Händlern, die in die Sied­
lung kamen. Läden gibt es 
in der näheren Umgebung 
nicht und der Besuch von 
Supermärkten in größerer 
Entfernung ist für viele mit 
Transportschwierigkeiten

verbunden. Da Privatwagen 
bei uns nicht gerade ver­
breitet sind, müssen wir mit

Die Gründung des 
Konsumvereins

Wir organisie­
ren unsere
Armut
Bewohner der Mühltalsied­
lung in Wiesbaden berich­
ten über ihren genossen­
schaftlich betriebenen Le­
bensmittelladen

wandt werden muß, wobei 
sich die genaue Höhe der 
Schulden kaum mehr exakt 
ermitteln läßt; folglich wa­
ren unsere Mitbewohner 
ständig der Gefahr ausge­
setzt/ über die hohen Le­
bensmittelpreise hinauszu­
sätzlich ausgenommen zu 
werden.

Als wir uns dies klar ge­
macht hatten, schlossen 
sich zunächst einige Fami­
lien zusammen, um ge­
meinsam, ihre wöchentli­
chen Großeinkäufe zu ma­
chen. Bald merkten wir je­
doch, daß es besser ist, der 
Sache eine Organisations­
form zu geben und selbst 
einen Laden aufzumachen, 
von dem alle Bewohner 
profitieren konnten.

So entstand der Konsum­
verein Mühltal. Damit ist es 
uns gelungen, die Vorteile 
ortsnaher Versorgung mit 
relativ niedrigen Lebens­
mittelpreisen zu verbinden. 
Wir fahren die Sonderange­
bote der Supermärkte ab 
und erhöhen die Einkaufs­
preise um 10%, um die lau­
fenden Betriebskosten zu 
decken. Auf Kredit kann 
man bei uns allerdings 
nicht einkaufen.

f^er Konsumverein Mühl- 
l^tal, über dessen Ziele 
und Arbeit wir hier berich­
ten wollen, wurde von uns 
im Frühjahr 1975 gegrün­
det. Der kleine Lebensmit­
telladen des Konsumver­
eins befindet sich in der 
größten Obdachlosensied­
lung Wiesbadens, in der 
Siedlung Mühltal. Er ist 
eine Einrichtung, die wir, 
einige Bewohner der Sied­
lung, geschaffen haben 
und selbst tragen.

Bevor wir davon schrei­
ben, wie es dazu kam, ist es 
für den Leser wohl wichtig 
zu wissen, wer wir sind.

enge in den Unterkünften 
weitgehend beseitigt und 
die sanitären Anlagen ver­
bessert. Hinzu kommt die 
Situation am Arbeitsplatz: 
Die meisten von uns arbei­
ten in Kleinbetrieben, die es 
mit den Arbeitsschutzbe­
stimmungen nichtso genau 
nehmen. Sie sind dort oft 
schweren körperlichen Be­
lastungen bei vergleichs­
weise niedrigen Löhnen 
ausgesetzt. Deshalb er­
reicht kaum einer von uns 
das normale Rentenalter. 
Frühinvalidität wird fast 
zum Regelfall.

Unter den etwa 400 Be­
wohnern des Mühltals gibt 
es viele unvollständige Fa­
milien, die am Rande des 
Existenzminimums von der 
Sozialhilfe leben. Als es im 
Jahre 1975 mit der Arbeits­
losigkeit anfing, gab es im 
Mühltal kaum mehreine Fa­
milie, die finanziell noch ei­
nigermaßen über die Run­
den kam. Gegenwärtig le­
ben wir unter materiellen 
Bedingungen, an die sich 
unsere älteren Mitbewoh­
ner noch gut erinnern kön­
nen. Damals - in der Ar­
beitslosenzeit am Ende der 
20er Jahre - muß es fast 
allen Arbeitern ähnlich er­
gangen sein wie vielen von 
uns heute.

dem Taxi fahren. Die Ko­
sten dafür fressen natürlich 
einen großen Teil dessen 
wieder auf, was durch den 
billigen Einkauf in den Su­
permärkten eingespart 
werden kann. Außerdem 
sind Taxifahrer oft alles an­
dere als erfreut über solche 
Transportwünsche. Fürvie- 
le von uns - besonders die 
Alten und Kranken - schei­
den Großeinkäufe von vor- 
neherein aus. Andere 
scheuen sich, viel Geld auf 
einmal auszugeben, und 
glauben, daß man billiger 
lebt, wenn man sein Geld 
tröpfchenweise ausgibt.

Unter diesen Bedingun­
gen ist es kein Wunder, 
wenn Obdachlosensiedlun­
gen zum beliebten Jagdge­
biet für fliegende Händler 
werden; deren entschei­
dender Nachteil - sehr ho­
he Preise - wird durch ei­
nige Vorteile ausgeglichen: 
sie gewährleisten eine orts­
nahe Versorgung mit Le­
bensmitteln und ermögli­
chen es außerdem, auf Kre­
dit einzukaufen. Das führt 
manchmal dazu, daß am 
Anfang vom Monat ein gro­
ßer Teil des Einkommens 
zur Schuldendeckung ver-

Die Siedlung Mühltal liegt 
am Rande der Stadt, wo 
sonst kaum jemand woh­
nen möchte, zwischen der 
städtischen Kläranlage, 
3ahngleisen und der Auto­
bahn. Nur wenige von uns 
haben einen Beruf erlernt, 
und wenn doch, dann mei­
stens den falschen: Baube­
rufe (Maurer, Verputzer, 
Anstreicher) und landwirt­
schaftliche Berufe (Gärt­
ner), die heute nicht mehr 
häufig gebraucht werden.

Die Lebensdauer in den 
Wiesbadener Obdachlo­
sensiedlungen - in anderen 
Städten wird es ähnlich 
sein - ist ungefähr zehn 
Jahre kürzer als im Durch­
schnitt. Bis vor wenigen 
Jahren mußten wir in Häu­
sern leben, in denen man 
unweigerlich krank wurde. 
- Erst eine Sanierung im 
Mühltal hat die Wohnraum-
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gen und Gebrauchsgegen­
ständen, und eine hohe Kon­
taktdichte sorgen dafür, daß 
- bei aller Armut und allem 
Elend - im Mühltal schon 
keiner verkommt, zumindest 
notdürftig am Leben gehal­
ten wird. Was auf dem Hinter­
grund oft erniedrigender ma­
terieller Lebensbedingungen 
noch an Gastfreundschaft 
und Lebensfreude zum Aus­
druck kommt, überrascht oft 
noch jene, denen die Lebens­
formen im Mühltal seit lan­
gem vertraut sind.

Im Mühltal gibt es Leute, 
die Bilder malen, Gedichte

Kultur aus dem Mühltal

Hallo Nachbarn! - das 
Mühltal hat zwei Seiten: 
eine, die uns aufgezwungen 
wurde 
eine, die wir aus diesem 
Zwang gemacht haben. 
Die eine Seite ist unsere 
Kultur, die andere Seite un­
sere Unterdrückung.
Unsere Kultur könnt ihr se­
hen, hören und essen - an 
diesem Sonntag.
Unsere Unterdrückung - 
sehen, hören und essen nur 
wir, dafür täglich.
Unsere Kultur baut keine 
Denkmäler, sondern lebt in 
jedem von uns, sie kostet 
keinen Eintritt und verlangt 
keine Kleiderordnung. 
Sie ist eine Kultur der 

und Lieder schreiben, Kinder in ihrer Siedlung, sondern im Nachbarschaft leicht und
und Jugendliche verstehen benachbarten Gemeinde- vergänglich, eßbar und oh-
es in einer Art zu tanzen, daß Zentrum der evangelischen An diesem Sonntag tei|t ihr
mancher lahme Disco-Be- Kirchengemeinde. unser Vergnügen, aber
trieb aus den Fugen geriete. Zwar ist das Mühltal geo werktags sollt ihr auch un- 

All diese Fähigkeiten (die graphisch und organisato- seren Zorn teilen über un-
Freude am Essen und Trin- risch ein Bestandteil dieser Ser tägliches Elend,
ken nicht vergessend) wur- Kirchengemeinde, darüber Nicht nur zum Feiern brau-
den zusammengefaßt in ei- hinaus läßt jedoch auf den chen wir euch, sondern
nem Kultur-Festival' der ersten Blick nichts darauf auch als Bündnispartner
Mühltai-Bewohner, das nur schließen, daß zwischen
wenig zu tun hat mit jenen Mühltal-Bewohnern und ih- B die sied|ung
Ritualen, die ein Bürgertum ren Nachbarn irgendwelche integra|en Be.
in den heiligen Hallen von Gemeinsamkeiten bestehen. standteM der Gemeinde wer- 
Besitz und Bildung zele- Wo im Muhl al sichtbare Ar- |assen brachten eine
briert. mut herrscht, macht sich mühev0||e Geschichte von

Das Besondere: die Mühl- angrenzenden Wohngebiet wjder_
tal-Bewohner feierten nicht gediegener Wohlstand breit. ständen hjnter sich Und sie 

Jedoch Gemeindepfarrer erhjelten niemals den Ge. 
und Kirchenvorstandwaren ruch wohlwollender Hochnä- 
niebereit, dieAusgrenzungs- sigkeit, der das Verhältnis
Strategien, die sich in der von wohlhabenden und ar-
Erscheinungsweise nahezu men Leuten allgemein be-
sämtlicher Obdachlosen- stimmt, und dabei die soziale
Siedlungen niederschlagen Distanz um so gründlicher
ihrerseits zu verfestigen. zementiert.

Das ,Kulturfestival‘ in die­
ser Gemeinde zu veranstal­
ten war kein künstlich er­
zwungener Rahmen, son­
dern konsequenter Ausdruck 
einer langjährigen, weitge- 
hehend erfolgreichen Zu­
sammenarbeit. •

Über das Mühltal haben wir 
irn SOZIALMAGAZIN (Heft 5/ 
78 S. 42) schon berichtet. Die 
Mühltalersind wie in anderen 

Obdachlosensiedlungen 
eine Zwangsgemeinschaft, 
deren Zusammensetzung 
durch Einweisungsverfügun­
gen von Seiten der Obdach­
losenbehörde gesteuert 
wird.

Nicht alltäglich ist freilich 
das, was die Siedlungsbe­
wohner daraus gemacht ha­
ben: eine auf weite Strecken 
floriende Nachbarschaft, ge­
prägt durch den beständigen 
Austausch von Dienstleistun-
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Arbeitsgemeinschaft Schelmengraben e.V. - Forderung nach Nutzung eines leerstehen= 
den in-Ladens für soziale Arbeit:

Die Arbeitsgemeinschaft Schelmengraben e.V. bemüht sich, nach den Methoden der 
Gemeinwesenarbeit Kontakte vorwiegend zwischen Bewohnern aus ehemaligen Obdach= 
losensiedlungen, Sozialhilfeempfänger- und Arbeiterfamilien herzustellen und sie 
dazu anzuregen, daß sie sich versammeln, ihre gemeinsamen Probleme diskutieren 
und Schritte zu deren Losung einleiten.
Zur Verfolgung dieser Ziele hat die Arbeitsgemeinschaft Schelmengraben zwei 
hauptamtliche Sozialarbeiter, eine Sozialpädagogin (in dreiviertel-Zeit-Arbeit) 
und einen wissenschaftlichen Mitarbeiter eingestellt.
Aus der Diskussion ihrer gemeinsamen Probleme haben die Bewohner zusammen mit den 
hauptamtlichen Mitarbeitern folgende Aktivitäten entwickelt:
1. Bemühungen zur Sicherung der materiellen Existenz durch:

- Beratung in Sozialhilfefragen (Information über die Rechte nach dem BSHG 
und Ermutigung, diese Rechte in Anspruch zu nehmen),

- Einkaufsfahrten, zu denen sich verschiedene Familien zusammenfinden, um in 
den billigeren Läden des Wiesbadener Stadtzentrums die für sie erforderlichen 
Lebensmittel preiswerter als dies im Schelmengraben möglich ist einzukaufen,

- Mietausschuß, der bestrebt ist, Aktivitäten von Mietern zur Wahrnehmung ih= 
rer Interessen gegenüber-der Neuen Heimat (z.B. Initiativen gegen Mieterhöhun= 
gen) auszulösen, zu unterstützen und zu koordinieren.

2. Bemühungen zur Stärkung der Familien durch u.a.;
- Hilfe bei innerfamiliären Konflikten, 
- Hilfe bei Konflikten mit Nachbarn. _ 
Die Familien, die Kontakt zur Arbeitsgemeinschaft Schelmengraben (AGS) haben, 
sind in beträchtlichem Umfang von Arbeitslosigkeit und entsprechenden finan= 
ziellen Schwierigkeiten belastet. Der von dieser Not bewirkte Druck erzeugt 
Konflikte, die fortgesetzt das Zusammenleben innerhalb der Familien und der 
Nachbarschaften in den Wohnblocks bedrohen. Diese Konflikte zu bearbeiten ist 
eine ständige Aufgabe der Familienhilfe.

3. Bemühungen zur Verbesserung der Bildungssituation schulschwacher Kinder durch:
_ Hausaufgabenhilfe mit dem Nahziel, diese Kinder vor der Einweisung in Sonder= 

schulen zu bewahren, und dem Fernziel, sie zu einem Hauptschulabschluß zu be= 
fähigen.

L. Bemühungen zur Verbesserung der Freizeitsituation mit dem Ziel, die Bewohner 
der Siedlung aus lebensfeindlicher Isolierung herauszulösen und die Aufnahme 
von Beziehungen zu anderen Menschen zu ermöglichen:

- jährliche 14-tägige Sommerfreizeit für 30 Kinder aus überwiegend kinderreichen 
Familien,- jährliches großes Kinderfest, jährliches Faschingsfest und jährliches Weih= 

nachtsfest für Kinder und Erwachsene,
- wöchentliches Turnen für Erwachsene in einer Turnhalle,
_ vielfältige Freizeitaktivitäten für Kinder wie: Spiele, Malen, Basteln; ge= 

meinsame Fahrten zum Baden, gemeinsame Ausflüge, Schnitzeljagden, Nachtwande= 
rungen, Fußballturniere, Grillfeste etc.,

_ Fußballverein »Sportfreunde Schelmengraben e.V.", der sich von dieser Saison 
1978/79 ab an den Punktspielen der B-Klasse beteiligt.

5. Bemühungen zur Verbesserung der Nachbarschaftshilfe:
- Hilfen bei Möbeltransporten, Reparaturen in den Wohnungen etc.,
_ prauengruppe, in der Frauen ihre gemeinsamen Probleme diskutieren und sich 

wechselseitig in Notfällen, bei der Betreuung ihrer Kinder etc. helfen.
ß. Das Lebenszentrum der AGS bildet die wöchentlich stattfindende Bewohnerversamm= 

I'ung (jeden Dienstagabend ab 20 Uhr), auf der der notwendige Infcrmationsaus= 
tausch zwischen den verschiedenen Gruppen geleistet und alle Vorhaben geplant 
und beschlossen werden.



-

*
t

KWföi&m I
$

iangeti 
&aa!statioii

Siedlung mit ihren 7000 Einwohnern gibt 
es außer dem evangelischen Gemeinde­
zentrum keine Gemeinschaftseinrichtun­
gen, in denen sich die Gruppen treffen 
könnten. So muß die Landsmannschaft 
der Deutschen aus Rußland beispielsweise 
ihre Versammlungen in einer Privatwoh­
nung durchführen, die Arbeitsgemein­
schaft Schelmengraben hat eine Dreizim­
merwohnung gemietet, die für sinnvolle 
Arbeit keinen Raum bietet.

Um so erleichterter waren die Betroffe­
nen, als Ende März die Neue Heimat Süd­
west als Inhaberin des Supermarkt- 
Grundstücks in einem Schreiben an den 
Magistrat erklärte: „Der Laden kann 
durch die sozialen Gruppen genutzt wer­
den.“

Wie ein Schlag vor den Kopf empfan­
den es die Gruppenvertreter, die auf eine 
schnelle Realisierung des Projekts hoff­
ten, als ihnen Stadtentwicklungsdezer-. 
nent Jörg Jordan jetzt erklärte: „Wir 

. werden als Alternative zu diesem Projekt 
noch ein Programm für den Neubau „einer 

; BorialstatiojvvQige®^“ Eite Schelmengm- 
ben-Gruppen sehen ihr Vurtiabörr aul nie 
lange Bank, geschoben^,Detlef Lüderanakit

--vtin- dar 2 Arbeit sgibnemaebBift Schelmen­
gräben: „Der Raumbedarf ist gegenwärtig 
derart stark, daß die Gruppen angesichts 
d,e$ vorhandenen leerstehenden ,Super- 
markts W**r bereit ^nd, sich auf

Die AGS hatte zur Sichtbarmachung ihrer Forderung nach Nutzung des 
in-Ladens vom 26.-30.Juni 78 eine Informationswoche über ihre Ar= 
beit in eben diesem Laden durchgeführt.Im letzten Moment wollte die Wiesbadener Stadtverwaltung die Off= 
nung des Ladens für diese eine Woche mit versicherungsrechtlichen 
Bedenken verhindern. Ein go—in von 20 Bewohnern des Schelmengra— 
bens ins Jugendamt bewirkte jedoch die Genehmigung zur Durchfüh= 
rung der Informationswoche in dem leerstehenden Ladengebäude.

Phase 5: die Verwaltung schlägt zurück. Das' Stadtentwicklungsdezernat 
gibt“in seinem Bericht vor dem Ferienausschuß am 17.8.78 so uferlos 
hohe Kosten für den Umbau des in-Ladens an, daß es eine Zurücknahme 
des Stadtverordnetenbeschlusses vom 6.Juli 78 erreicht.
Auf einen Umbau des in-Ladens mit Einrichtung voneinander abge= 
trennter Räume etc. soll verzichtet werden. Stattdessen sollen die 
für die soziale Arbeit der AGS erforderlichen Räumlichkeiten an 
das für den Schelmengraben geplante Jugendzentrum angegliedert wer= 
den: ein Vorhaben, das bei optimistischster Betrachtungsweise frü­
hestens in zwei Jahren, wahrscheinlich aber erst viel später verwirk* 
licht werden könnte.Immerhin soll der in-Laden notdürftig betriebssicher und bis zur 
Fertigstellung des Jugendzentrums der AGS als Provisorium zur Ver= 
fügung stehen.
Diese Entscheidung des Ferienausschusses hat der Ausschuß für Jugend,. 
Soziales und Gesundheit am 5.9.78 bestätigt und wird in dieser Form 
sicher auch von der Stadtverordnetenversammlung am 14.9.78 akzep= 
tiert werden.

Phase 6: wenn die Stadtverordnetenversammlung am 14.9.78 grünes Licht 
für das Minimalprogramm in Sachen in-Laden "lediglich Herstellung, 
der Betriebssicherheit des Ladens und anschließende Öffnung für die 
AGS” gegeben haben wird, kommt es für die AGS darauf an, fortgesetzt 
ten Druck auf die Stadtverwaltung auszuüben, daß sie die notwendi= 
gen baulichen Maßnahmen zur Schaffung der Betriebssicherheit des 
in-Ladens nun auch betreibt.
Optimisten in der AGS haben die Hoffnung nicht aufgegeben, daß sie 
schließlich doch noch Ende dieses Jahres den Laden als Provisorium 
zu ihrer Nutzung erhält. Jedoch die Skeptiker überwiegen.

Wird die Idee, kurzfristig im Schelmen - 
graben eine Sozialstation einzurichten, 
bald zu Grabe getragen werden müssen? . 
Vor diese bange Frage sehen sich die Ein­
wohner der Dotzheimer Siedlung gestellt, 
nachdem ein von ihnen favorisiertes Pro­
jekt ernsthafte Konkurrenz bekommen 
hat. Seit Monaten hatten sich die Arbeits- 
gemeinschaft Schelmen graben, die Frau- 
engruppe im Schelmengraben, das 
Jugendsozialwerk, die Landsmannschaft 
der Deutschen aus Rußland, die Sport­
freunde Schelmengraben und der städti­
sche Bvzialdtenst im Schelmengraben 
darüm bemüht, einen leerstehenden 
Sapermarki an der Ecke Hans-Büekler- 
ZAWMt^bet-Straße flfr ihre mannigfa-

Die Notwendigkeit einer SoriaWtion
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Jahre vertrösten zu lassen. Wir hapen aas 
Kommünikationszentrum bereits jetzt bit- 
%nawänrend man im Schelmen^aW 
befürchtet, daß die Stadtentwicklungspla- 
nZr einem Neubau den Vorzug geben.jer- 
SeS Dezernent Jordan, na4 tato 
Seiten hin- offen zu sein. Er gibt aue 
dings zu bedenken, daß man für die~ er­
forderlichen Umbaumaßnahmen mi­
stens 320 000 DM ausgeben müsse und 
steüt die Frage, ob sich 
visorium rentiere. Zuc 
Siedlung ein Jugendzen 
Planung, in das man 
integrieren könne. Dieses 
könne das Einverständnis aller zuständi­
gen Gremien vorausgesetzt, schon mi 
IrTrbst 1979 verwirklicht werden, wah­
rend die Umbauarbeiten des .^pP®”^ 
kaum vor dem nächsten Frühjahr abge 
"e" dX“ ^Ängraben-Bewohn« 
mißtrauen dieser Rechnung und werden 
Ten Verdacht nicht los, daß man bei der 
Behörde stadtplanerische Belange vor d^ 
sozialen stelle.
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ERGEBNISSE DER UMFRAGE:

(

Eindeutiger M ieter vä He t

I

aber 
renoviert 

werden!!!

Dom&nda 2 
Rinareet« ancora qui se 1« 
case vengono rinnovate

Die Hauser in der 
Eberbacher Strasse 
sollen stehen bleiben.

Frage 2
Wollen Sie noch länger hier 
wohnen, wenn eich einige» 
verbessert?

Umfrage in der Eberbacher Strasse - '
Am 09.07.1977 fand eine erste Versammlung der Mieter de« Nassauischen 
Heims aus der Eberbacher- und dar Holzstraße statt.
Es wurde vereinbart, in einer Unterschriftensammlung festzustellen, 
wie die Meinung aller Mieter zu einer Sanierung ist.
II 9-7-1977 fu effettuata la prima riunione degli inquilini delle 
case nassauisce della Eberbacher e della Holzstraße.
Fu deciso di effettuare una raccolta die firme per conoscere quali 
sono le intenzioni degli inquilini su un eventuale rinnovo delle 
abitazioni.

Domanda 1
Se siete interessati al rinnovo 
delle case (facciate, scale, docce 
e appartamenti piu grandi per 
famiglie numerose

An einer Verbesserung der Wohnverhältnisse waren 60 Mieter inter­
essiert, 6 Ausländer zeigten sich nicht interessiert.
An einem Vohnenbleiben im Gebiet nach Verbesserung der Wohnver­
hältnisse waren 58 Mieter interessiert, 6 Ausländer zeigten sich 
nicht interessiert, 2 Mieter äußerten sich nicht dazu.
(Bei den ausländischen Mietern, die nicht an einer Verbesserung 
interessiert waren, handelt es sich nach Aussagen des Herren, der 
die Umfrage bei den italienischen Mietern machte, um Familien, die 
in der nächsten Zeit in ihre Heimat zurückkehren wollen!.

Frage 1
Sind Sie an einer Verbesserung der 
Wohnverhältnisse hier interessiert: 
Erneuerung von Fassaden und Treppen­
häusern, Einbau von Duschen, Zu­
sammenlegung von Wohneinheiten für 
größere Familien

Ja si
58

JQ -Si
60 ~

nein

6
nein no

6

Win fe-



etc •altengerecht« Wohnungen - über den Bebauungsplan Eberbacher-Verhandlungen mit der Stadt

2.BRIEF AN DAS . 
NASSAUISCHE HEIMSehr geehrte Damen und Herren,

Straße 3-35 ,, v-Verhandlungen mit dem Nassauischen Heim über notwendige Ver- 
besserungen in den Häutern, di« »t.h.nbleib.n könnten
-Kontaktaufnahme mit anderen Mieteraueachüesen, die mit Wohn­
baugeeellschaften über Sanierung verhandelt haben. 

Ergebnis dieser Versammlung war ein gemeinsam formuliertes Schreiben 
an das Nassauische Heim. Zu der Wahl eines Mieterausschusses kam es 
leider nicht, da die Beteiligung an dieser Versammlung leider wegen 
des ungünstig gewählten Termins nicht so groß war, daß man einen Ausschuß hätte wählen können. Die Wahl wurde auf einen späteren Zeit- 
punkt verschoben. ____ _ ____________ ________ ______ _________

2. MIETERVERSAMMLUNG ~
Am Samstag, den 27.8.1977 um 15 Uhr fand di« «weite Mieterver­
sammlung für dis Mieter der Eberbacher- und Holsstraße statt, 
diesmal wegen de. schlechten Wetters nicht draußen, sondern im 
Vorschli^äur'^lg^sordnung waren: I.Ist der Brief de. Nassauischen^?

kein Bebauungsplan vor: soll die Erhaltung dieser Häuser gefordert 
werden?3.Was kann dafür gemeinsam unternommen werden?

4.Wahl eines Mieterausschusses....... denn es gibt auch weiterhin noch genug zu tun:-wenn die Häuser«12-22 abgerissen werden, muß rechtzeitig Wohn- 
raumersatz geschafft werden,-wollen die Bewohner der Häuser 12-22 und der Holzstraße sich 
weiterhin an ihre Renovierungspflicht halten?
-was würde passieren, mit den Mietern aus den Häusern 12-22, 
die hier wohnen bleiben möchten?-gibt es besondere Wünsche zu den Neubauten: Beispiel- viele

mit Ihrem Rundschreiben an alle Mieter vom 18.08.1977 «ind Sie in 
keiner Weise auf das eingegangen, was die Mieter der Eberbacher-/ 
Holzstraße in ihrem Brief vom 11.07.1977 angesprochen haben.
1. Wir fragten an, wie Sie Ihre Reparaturpflicht in den Jetzt 

hier stehenden Häusern nachkommen werden. Darauf haben Sie 
nicht geantwortet.

2. Wie wir bereits wußten, besteht für die Häuser Eberbacher 
Straße 3-35 kein Bebauungsplan. Dort kann ein Bebauungsplan, 
der ganz im Ungewissen liegt, keine Begründung dafür sein, 
notwendige Reparaturen zu unterlassen.
Wenn Sie in den Häusern Eberbacher Straße 12-22 nichts mehr 
machen lassen möchten, dann wäre es das Mindeste, daß Sie den 
Zeitpunkt nennen, an dem abgerissen wird. Donn mit dem Hinweis 
auf den Abriß werden wir seit Jahren vertröstet, wenn wir Be­
rechtigtes fordern.

3. Sie können uns nicht einreden, daß der Abr*ß die einzige Mög­
lichkeit ist, "hier die Wohnverhältnisse" zu verbessern. Sie 
planen den Abriß, ohne uns zu fragen, was wir von einer 
Sanierung halten.

4. Wenn Sie es darauf anlegen, sich um Ihre Pflichten zu drücken, 
vird man sich hier besinnen, was die Rechte der Mieter sind.
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Beispiel:

Wiesbaden, den 02.02.1978

6200 Wiesbaden-Dotzheim
AnNassauisches Hei»
Luisenstraße 18 
6200 Wiesbaden

Mieter des Hauses 
Eberbacher Straße 39 
6200 Wiesbaden

An Nassauisches Heim 
Schaumainkai 47
6000 Frankfurt 70

AnHausverwalter Möller
Auf dem Steinkippei 7

(Kämpfer) 
Schlosser) 
Heißsporn) 
Schmalhans)

Mit der Schadensanzeige 
teilt man dem Vermieter 
mit, daß man die Reparaturen selbst machen 
lassen und von der Miete 
abziehen wird, wenn er 
nicht repariert.
Dieser Weg heißt: 
"Eigenvornahme und 
Aufrechnung"

in de. Brief fordert -an den Vernieter auf, die Schädenzu beseitigen. Man .setzt eine Frist zur Beantwortung (ca. 2 Wochen).

Für das weitere Vorgehen gibt ef

Wohnungsnummern: 39002223 39002224 
39002225 39002226

a. b.et.n «acht ean «ich 4 Durchschläge und schickt 3 ab:
Nassauisches Hei», Luisenstraße 18,Nassauisches Hei», Schawsainka* 4?, 6 Frankfurt/Main

Einen Durschlag behält »an sich und hebt ihn gut auf.

Betr.: Notwendige Reparaturen
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Merke;
Dieser Weg kommt am ehesten für größere Reparaturen in Frage wie. 
Trockenlegung, größere Putzschäden, Schäden am Dach.

Man schreibt einen Brief wie beim
1. Weg mit
Mängelliste 
und
Aufforderung zur Reparatur 
innerhalb von 2 Wochen.
Die Ankündigung, die Reparaturen 
selbst durchzuführen, läßt man weg.

Man wartet 2 Wochen. Tut sich 
nichts, klagt man beim Gericht 
auf Durchführung der Reparaturen.

Vorteile:Man muß kein Geld für die Hand­
werker vorlegen. Man geht kein 
großes Risiko ein. Vorm Gericht 
muß man keine Angst haben, Wenn 
man sich vorher richtig infor­
miert hat.

Nachteile:Zum Klagen braucht man eventuell 
Vorschüsse für Gerichtsgebühren 
und für den Rechtsanwalt. Man 
kann aber auch einen Rechtsbei­
stand finden, der es kostenlos 
macht.
Eß dauert meist sehr lange, bis 
das Gericht das Urteil verkündet.

.Unverschämtheit*
Nassauisches Heim wird kritisiert
Erbenheimer Mieter über zu hohe Forderungen erbo«t

W.-ERBENHEIM Beim Namen wurde gestern abend in der Erbenheimer Ortsbei- 
ratssitzung einiges an Problemen genannt, was sowohl Bürgern als auch Bürger- 
Vertretern unter den Nägeln brannte. So waren einige Bürger der Meinung, daß 
sich die Wohnbaugesellschaft „Nassauisches Heim“ mit ihren teils horrenden Ne- 
benkostenforderungen von ihren Mietern ein „starkes Stück" geleistet habe und ba­
ten in dieser Angelegenheit den Beirat um Klärung. Ein Mieter, der mit einer An­
frage an die Gesellschaft hcrangetreten war, bezeichnete die ihm gegebene Aus­
kunft schlicht als „Unverschämtheit". Man habe ihm — so der Bürger -- weisma­
chen wollen, der Computer sei von einem Lehrling bedient worden, was bei einem 
solch namhaften Betrieb em .Ding der Unmöglichkeit" sei. Er stand mit seiner 
Meinung nicht allein an diesem Abend.

Die städtische Auskunft zu diesen The- nen nicht genutzt werden, wu dem Bis- 
ma war wiederum nicht dazu angetan, tum .bestimmte Forderungen des mz„i- 
den Ortsbeirat ganz zu befriedigen, der ja strafe" nicht behagen. Im Beu?; wßde 
schließlich seinen Bürgern helfen wollte, der Vermutung Ausdruck verf_ehei es 
Da hieß es zwar vom Sozialamt, den Mie- gehe um einen für jedermar. of__nen Zu­
tera müsse die Möglichkeit geboten wer- gang zum Zentrum und den aamit v? 
den. Einblick in Miet- und Nebenkosten- bund* neu finanziellen Sehwjengke^- 
forderungen zu nehmen, andernfalls soll- wie bezahlten Sozialarbeitern unt. mehr 
ten sie sich an den Mieterschutzbund Nicht Einverstanden zeigte sich der 
wenden. Weiter hieß es aber — und das ßejrat mit der Verplanung von städti- 
fand der Beirat nicht ausreichend — im ECj,en Nuteln, die ursprünglich für einen 
Sozialamt sei man personalmäßig nicht in cherrue- und Physikseal der Ehlersschule 
der Lage, eine Überprüfung der Angele- waren, mittlerweile schulisch
genheit vorzunehmen. Johannes Adolf aber änderwejtig „untergebracht" wur- 
Wick von der SPD wollte hier allerdings ^en x^ick war hier der Meinung, der 
mit allen Kollegen das Gleichheitsprinzip „Heushalfe Wahrheit" entsprechend müß- 
gewahrt sehen, denn er wußte von ähnli- “_n auch für den vorgesehenen
chen Fällen, wo die Stadt Überprüfungen ^weclc ausgegeben werden. Die Sitzung 
vorgenommen hatte. Ortsvorsteher Kurt dauerte bei Redaktionsschluß noch an. rh 
Lonquich (CDU) schlug schließlich vor, 
sich an den Oberbürgermeister zu wen­
den, der weiterhelfen soll. Auch der Bei­
rat will am Ball bleiben.

Schon fest mit einem katholischen Ju­
gendzentrum gerechnet hatte man in Er- Wiesbadener Kurier 
benheim, wäre jetzt nicht ein Rückzieher 
des Limburger Bistums gekommen. So 
stehen die zur Vei-fügung gestellten
340 000 DM „auf Abruf" bereit v.nd kön-
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Beibehalten der Jetxigen Situation
Beseitigung aller Schäden

Zu so v*eMleauM3 
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Zusanunenlegung von benachbarten Wohnungen zu größeren Einheiten 
für größere Haushalte
Einbau von Duschen in die 2. Toilette
Einbau von Duschen in die Kleinwohnungen an der Stelle* wo Jetzt 
das Waschbecken sitzt und Verlegung des Waschbeckens. (Die Küche 
würde dann kleiner, siehe Zeichnung Seite 3)

Es worden nur die Häuser Eborbacher Straße 3-35 erhalten und ver­
bessert. Dios ist das Gelände, für das noch kein Bebauungsplan be­
steht •
Auf der anderen Seite entstehen wie in Bebauungsplan vorgesehen 
Neubauton.

Zusätzlich zu Modell 2:
Einbau von Heizungen in einem Block (etwa Häuser 1-7).
Die beheizten Wohnungen werden schwerpunktmäßig älteren Bewohnern 
im Gebiet zur Verfügung gestellt.



für ältere Bewohmer,
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BAUFACHMANN

Die restlichen Wohnungen 
könnten an Junge Leute 
vermietet werden, die mit 
dem Betrieb und der Unruhe 
gut klar kommen.

i
L -

Neubauten 
iw Gesamten 

1 Gebiet

Kl.inwohnungen wären auch eine gute LlS.ung 
welche Bad und Heiaung haben.

Abri*ß aller Häuser Eberbacher Straße 3-35 und Eberbacher Streße 
12-22 und Holzstraße 12-18.
Auf diesem Gebiet Errichtung von Neubauten - das ist im Moment 
noch das Ziel des Nassauischen Heims.

Würden di. N.ub.ut.n größ.r.Wdhnung.n enthalten, 
mit dem Zuaug von weiteren ätnderr . b n) D.r Kinderanteil

iet Ja auch bereit, au.gela.tet.

Dazu kann man Folgendes unter­
nehmen:
1. Anfrage an Architektur­

studenten der Technischen 
Hochschule Damstadt, ob sie 
uns unterstützen können.

2. Antrag an den für das Wohn­
gebiet tätigen Verein Sozi­
aler Brennpunkt e.V. mit der 
Bitte,'die Beratungstätig­
keit eines Architekten zu 
finanzieren.

Um Einzelheiten von Sanierungs­
vorschlägen vertreten zu können, 
müßte man sich mit Baufachleuten 
zusammensetzen. Sie müßten die 
Bausubstanz überprüfen und zu den 
Möglihckeiten der Verwirklichung 
Stellung nehmen.

SONDERNUTZUNG 
Eberbacher Strasse

Es gibt den Vorschlag, die Häuser 
12 und 14 Eberbacher Straße für 
Gemeinschaftszwecke zu nutzen. Sie 
liegen gegenüber der Kindertages­
stätte im Zentrum des Gebiets: 
Die Häuser könnten folgende Ein­
richtungen enthalten:
- Beratungsbüro (bisher Presber­

ger Str. 1)
- Versammlungsraum ( " w )
- Räume für Jugendliche (fehlen 
bisher)

-Altentagesstätte ©der Alten­
treffpunkt mit Beratung (fehlt 
bisher)
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2. Diskussion der Vorschläge aua dieior Zeitung.
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1. Es wird der Film gezeigt:
Flöz-Dickebank
Wir sind mittlerweile wach geworden
Über die Verteidigung einer Siedlung im Ruhrgebiet, die abge­
rissen werden sollte.

3. Gründung einer Mieterin!tiativo•
Herausgeber: Wohngebietsgruppe Schlangenbader Straße Wiesbaden 

Acb im Sinn de® Pressegesetzes: B.Kappes und M.Brühl
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Dokumentation zur Entstehung 
des Spiel-und Lernstubenanbaus

Mit der nachfolgenden Dokumen­
tation wollen wir anhand der 
wichtigsten Presseartikel noch 
einmal den langen Weg von der 
ersten Antragstellung bis zur 
Übergabe in Erinnerung rufen.

Zur Arbeit der Projektgruppe Sozialer Brennpunkt Limburg e.V. und 
des Bewohnerrates Binken/Amselweg Limburg, Amselweg J—

anteilmäßige Finanzierung des Pro­
jektes durch das Land zu. Die von 
Bewohnerrat, Projektgruppe und 
Stadtbauamt gemeinsam erstellten 
Baupläne wurden im Juli 1974 an 
das Land (Sozialminister) zur Über­
prüfung weitergeleitet. In Wiesba­
den konnte die Entscheidung jedoch 
nicht vor Verabschiedung des Haus­
haltsplanes im Frühjahr 1975 getrof­
fen werden.
Im April 1975 schien der Erfolg für 
Bewohner und Projektgruppe in greif­
barer Nähe: das Projekt wurde in die 
Förderungsplanung für das Jahr 1975 
aufgenommen. Der schriftliche Be­
scheid darüber wurde schnellstmög­
lich zugesagt. Nach wiederholtem 
Anfragen durch Bewohner und Projekt­
gruppe wurde im November 1975 die 
umgehende Absendung des Bewilligungs­
bescheides zugesagt; vom Limburger 
Stadtbauamt erfolgte die Ausschrei­
bung der Rohbaumaßnahmen.
Die Ausschreibungen mußten jedoch 
gestoppt werden, da die zuständigen 
Ministerien sich nicht über die 
Höhe der Zuschüsse einigen konnten. 
Die Maßnahme drohte zu scheitern.
Am 11.3.76 bestätigte Finanzminister 
Heribert Reitz die Bewilligung von 
45.000 DM und forderte die Stadt 
auf,für die Beschaffung der Rest­
kosten neue Geldmittel zu erschlies­
sen .
Beide Fraktionen in der Stadtver­
ordnetenversammlung befürworteten 
die Erweiterung der Spiel- und Lern­
stube und forderten im Frühjahr 76 
die baldige Verwirklichung. Der Bau­
beginn verzögerte sich jedoch, da 
nach der Bewilligung der Mittel des 
Landes in Höhe von 45.000 DM der 
Anteil der Stadt im Haushaltsplan 
nicht mehr ausgewiesen war.

Der "Kampf" um den Erweite­
rungsbau der Spiel- und Lern­
stube begann im April 1974 mit 
der Beantragung des Erweiterungs­
baues beim Magistrat und endet 
am 16. Juli 1977 mit der offi­
ziellen Übergabe der erweiter­
ten Spiel- und Lernstube an 
die Bewohner der Siedlung 
Finken/Amselweg und die Pro­
jektgruppe Sozialer Brennpunkt.
Im Februar 1974 wurde die Spiel­
end Lernstube eröffnet und schon 
bald darauf wurde die gravierende 
Raumnot deutlich. Schon von An­
fang an wurden 60 Kinder päda­
gogisch in zwei Vormittagsgrup­
pen und vier Nachmittagsgruppen 
betreut. Die vorhandenen Räume 
von 2 x 24 qm und 2 x 14 qm lies­
sen nachmittags nur Schichtbe­
trieb zu. Wichtige Aufgaben, wie 
die Zusammenarbeit mit den Ju­
gendlichen und anderen Bewohner­
gruppen konnten nicht in An­
griff genommen werden, da es an 
geeigneten Raummöglichkeiten 
fehlte.
Vor diesem Hintergrund ist im 
April 1974 ein Antrag auf einen 
Erweiterungsbau beim Magistrat 
eingereicht und im Mai des glei­
chen Jahres durch Beschluß der 
Stadtverordnetenversammlung 
auch gebilligt worden. Im glei­
chen Monat sicherte der damali­
ge Hessische Sozialminister 
Horst Schmidt bei einem Besuch 
in der Spiel- und Lernstube die
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1977 auch in Limburg 
eine Zentralstation
Limburg (hk). — Im kommenden Jahr erhält auch die Stadt Limburg 

eine Zentralstation für ambulante Kranken-, Alten- und Familienpflege nach 
dem Beispiel gleicher Einrichtungen in einigen anderen Orten des Kreisge­
bietes. Durch ihre Tätigkeit, so erklärt der Magistrat in seiner Vorlage, werde 
erstmals eine entsprechende Versorgung im Stadtbereich Limburg „rund um 
die Uhr“ gewährleistet. Die Stadtverordneten beschlossen die Schaffung der 
Station, die im St. Georgshaus am Brückenturm etabliert und mit sieben 
Pflegekräften sowie einer halbtags zu beschäftigenden Bürokraft besetzt wer­
den soll. Die notwendigen Mittel werden im Etat 1977 ausgewiesen. Die auf 
rund 245 000 Mark errechneten Betriebskosten der Zentralstation im Jahr 
sollen zur Hälfte von der Stadt getragen werden. Die Trägerschafl über­
nimmt der Bezirkscaritasverband.

!

I
I

SEIT JAHR UND TAG
Die Meinungsverschiedenheiten im 

Parlament über den Ausbau des Off- 
heimer Weges sind aus der Welt ge­
schafft worden. Man kam überein, den 
„Verkehrsnotstand“ — die sogenannte 
Sprungschanze — durch die Stadt be­
seitigen zu lassen. Von den Kosten in 
Höhe von 58 000 Mark, die mit rund 
80 Prozent aus einem Zuschußprogramm 
bereitgestellt werden, verbleiben der 
Stadt zunächst 11 600 Mark. Der Ma­
gistrat hat die Arbeiten bereits am 8. 
Juni vergeben und rechnet mit baldi­
ger Bauausführung.

Er hat nochmals den Antrag gestellt, 
den Offheimer Weg zur Kreisstraße auf­
zustufen. In seiner Stellungnahme be­
dauerte der Magistrat, daß die Kreis­
straße 477, die in die B 49 mündete, 
ohne Ersatzlösung geschlossen worden 
sei, obwohl der Aufstufungsantrag des 
Offheimer Weges seit „Jahr und Tag“ 
gestellt gewesen sei.

^EüTstimmi^TiarTaT7?re!mumemen 
Schlußstrich unter die Debatte über die 
Erweiterung der Spiel- und Lernstube 
des sozialen Brennpunktes im Finken 
gezogen und beschlossen, die Erweite­
rung der Einneblung auf der Basis des 
Raumprogramms vom 10. Juli 1974 zu 
verwirklichen. Die Gesamt kosten be­
laufen sich auf 110 000 Mark, die vom 
Land (45 000 Mark), von der Sladt 
(47 600 Mark), vom Kreis (8400 Manu 
und durch eine von Finanzminister 
Reitz beigestcuerte Spende (9000 Mark) 
aufgebracht werden. Die Stadtverord­
netenversammlung geht bei ihrem Be­
schluß von der Voraussetzung aus. daß 
auch hach Erweiterung der Spiel- und 
Lernstube die derzeitige Personalstärke 
dort unverändert bleibt und sich die 
Sachkosten im bisherigen Rahmen be­
wegen. Die Erweiterung sieht die Schaf­
fung eines etwa 72 Quadratmeter gro­
ßen Versammlungsraumes, eines Mal- 
und Bastelraumes von 13 Quadratme­
tern und einer Küche von zehn Qua­
dratmetern vor.

Zur Finanzierung von Straßen- und 
Kanalbaumaßnahmen im laufenden 
Haushalt haben die Stadtverordneten 
der Aufnahme von Krediten in einer 
Gesamthöhe von 3.9 Millionen Mark 
zugesumnü 1.75 Millionen Mark sind 
für den Straßenbau und 2.15 Millionen 
Mark für den Kanalbau vorgesehen.

KEINE LUFTRAUMSTEUER MEHR
Mit 25 gegen 16 Stimmen bei einer 

Enthaltung haben die Stadtverordneten 
eine neue Satzung über die Nutzung an 
öffentlichen Straßen und über Sonder­
nutzungsgebühren beschlossen. Sie 
schafft u. a. die Erhebung einer „Luft­
raumsteuer“ ab und läßt auch eine 
großzügigere Auslegung bei der Aus­
stellung von Waren im Freiraum zu. 
Daß die CDU diese Entscheidung allein 
trägt und die SPD widersprach, liegt 
nach Angaben des SPD-Sprechers 
Heinrich Lang daran, daß die CDU die 
Magistratsvorlage ändern und in we­
sentlichen Punkten noch günstigere 
Konditionen festsetzen ließ. So können 
in Zukunft nicht nur^.bis zu 50, sondern 
bis zu 80 Zentimeter" Warenauslagen in 
den Fußgängerzonen“tind anderen dem 
Fußgängerbereich vorbehaltenen Räu­
men vorgenommen werden. Anderer­
seits setzte die CDU* in einigen Fällen 
Gebührensenkungen durch. Diese Maß­
nahmen bezeichnete die SPD-Fraktion 
als Schaffung ungleichen Rechtes, ver­
bunden mit unbilligen Härten für die 
Geschäftsleute an Fußgängerzonen und 
an anderen, stark frequentierten Stra­
ßen in der Stadt. Heinrich Lang meinte, 
das Ausstellen von Waren müßte ei­
gentlich vom ersten Zentimeter an ge­
bührenpflichtig sein.
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Nachdem die SPD-Vertreter sich an 
Ort und Stelle über die Raumnöte in­
formiert hatten, versprachen sie den 
Mitarbeitern der Spiel- und Lernstube 
wie den Eltern der Kinder ihre Unter­
stützung. Der von der Stadt vorgesehene 
Anbau um 90 Quadratmeter müsse in 
diesem Haushaltsjahr ausgeführt wer­
den meinte Fraktionsvorsitzender Lang, 
der nicht die Meinung der Stadt teilte, 
die vor zwei Jahren auf 90 000 Mark 
festgelegte Bausumme habe sich mitt­
lerweile aufgrund von Kostensteigerun- 

( if 100 000 bis 110 000 Mark erhönt.
H ut Fritz sprach sich gegen Pläne

&
i * m w ii r » — Sozialarbeiter Hartmut Fritz (zweiter von links) informierte in der 
Sniel und Lernstube im Finken Finanzminister Heribert Reitz (dritter von rech s) 
übe/ die dortigen Raumnöte. Mit dabei Stadtverordnete der SPD. Foto: Lormann

der Stadt aus, aus finanziellen Gründen 
beim Anbau einfach. 20 Quadratmeter 
einzusparen.

Finanzminister Reitz wartete mit der 
für alle erfreulichen Nachricht auf, daß 
nicht nur die vom Land bewilligte Bei­
hilfe in Höhe von 45 U00 Mark sofort 
zur Verfügung stehe, sondern auch ein 
Betrag von 9000 Mark, den man sich ei­
gentlich als Anteil vom Kreis erhofft 
habe. Da der Kreis aber zur Zeit nicht 
zahlungsfähig sei, habe er die 9000 Mark 
durch Spenden zusammengetragen. Die 
Stadt brauche dann nur noch die 36 000 
Mark bereitzustellen. „Bei so viel finan­
ziellem Aufwand für die Fußgängerzo­
nen, so Stadtrat Harry Stahl, müßte

doch auch noch eine solche Summe für 
diese Einrichtung abzuzweigen sein.“

In der Siedlung Finken wohnen zur 
Zeit 320 Einwohner, die Hälfte davon 
sind Kinder oder Jugendliche. Wie es 
um die soziale Struktur dieses städti­
schen Wohnbereiches steht, verdeutli­
chen ein paar Zahlen, die Hartmut Fritz 
nannte. Im vergangenen Winter waren 
rund 50 Prozent der Erwerbstätigen der 
Siedlung arbeitslos, bei den Jugendli­
chen waren es sogar 70 Prozent. Viel 
Sorgen bereitet den Eltern die Tatsache, 
daß keiner ihrer Söhne und Töchter eine 
Lehrstelle fand.

Die Projektgruppe „Sozialer Brenn­
punkt" beschäftigt und unterrichtet 
nicht nur die schulpflichtigen Kinder, 
sondern sie befaßt sich mit allen in 
dieser Siedlung anfallenden Problemen. 
Mit dem Bewohnerrat werden gemein­
sam die Fragen angepackt und gelöst, 
auch finden regelmäßig Zusammenkünf­
te statt, ja selbst an Altenfeiern fehlt es 
nicht.

1 imbur 2 (bl). — Die Spiel- und Lernstube der Gruppe „Sozialer Brenn-

ta Ä Hn'a^tS^^^ von Sozialarbeiter Hartmut
Fritz geleiteten Einrichtung einen Besuch ab.

*
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träger ermittelt. Sollte diese Regehmg 
nicht bis zum 1. September herbeige­
führt sein, müsse der Magistrat neue 
Vorschläge machen. Zunächst sollten 
die Anträge an die Ausschüsse über­
wiesen werden.

— A * 2- "
CDU: Auf allen Gebieten sparen 

Reitz greift den Magistrat an 
Lebhafter Meinungsstreit über „Sprungschanze“ und über Spiel- und Lernstube

r
i

Für die SPD begründete zunächst der 
Offheimer Stadtverordnete Münz den 
Antrag und meinte, an der noch nicht 
geklärten Zuständigkeit für die Straße 
dürfe das Erforderliche nicht scheitern, 
vielmehr gebiete es die Sorgfaltpflicht 
der Stadt, den Gefahrenpunkt zu be­
seitigen, auch wenn sie dabei finanziell 
in Vorlage treten müsse. Sein Frak­
tionskollege Zinsius brach noch eine 
Lanze für die Bewohner im Finken, für 
die Lärmschutz angebracht werden soll-

BESTENFALLS 12 000 MARK
Herbert Reitz reagierte scharf auf 

die abgegebenen Erklärungen und 
meinte, die Beseitigung eines außeror­
dentlichen Gefahrenpunktes erfordere 
sofortige Maßnahmen. Die auf die Stadt 
entfallenden Kosten seien ohnehin nicht 
sehr hoch, hätten doch Land und Bund 
bis jetzt für den Ausbau des Offheimer. 
Weges 80 Prozent der Kosten als Bei­
hilfen finanziert. Für die Beseitigung 
der sogenannten Sprungschanze benö­
tige man rund 60 000 Mark, so daß auf 
die Stadt bestenfalls 12 000 Mark ent­
fielen. Das Verhalten des Magistra 
unterstreiche die „Schwerfälligkeit der 
Verwaltung, die der eines Dickhäuters 
gleichkommt“. Jedenfalls sei es Pflicht 
des Magistrats, Gefahren von den Bür­
gern abzuwenden. Aus dem CDU-Lager 
wurde darauf verwiesen, daß eine Be­
grenzung der Geschwindigkeit auf 50 
Kilometer in der Stunde an der 
„Sprungschanze“ bestehe und bei die­
sem Tempo eigentlich nichts passieren 
könne. Deshalb seien die Emotionen 
nicht zu verstehen.

Zuvor hatte Frau Fachinger für die 
CDU-Fraktion erklärt, im vergangenen 
Jahr seien die Landesmittel für das 
Projekt ausgeblieben, diesmal habe die 
Stadt aus Sparsamkeitsgründen kein 

»Geld bereitgestellt, so daß dem SPD- 
Antrag nicht entsprochen werden könne. 
Man sollte sich auch an die Bindungen 
des Haushaltsplanes halten und den 
Antrag an die Ausschüsse verweisen. 
Dazu meinte SPD-Sprecher Heinrich 
Lang, von den für den Neumarkt vor­
gesehenen 250 000 Mark könne man ge­
trost den Betrag für die Erweiterung 
der Spiel- und Lernstube abzweigen, 
ohne dadurch das Haushaltsvolumen 
auszuweiten. CDU-Sprecher Schmich 
entgegnete, seine Fraktion sei nicht 
bereit, den Vorschlägen der SPD zu 
folgen, denn es müsse an der einmal 
vorgeschlagenen Marschrichtung, auf 
allen Gebieten zu sparen, festgehalten 
werden । ________________________  _

„STIL-DISKUSSION“
Über Fragen des Stils diskutierten 

das Gremium und der Bürgermeister, 
als der SPD-Antrag behandelt wurde, 
nach dem die Spiel- und Lernstube im 
Finken umgehend erweitert werden 
solle. Der Bürgermeister verwahrte sieh 
gegen den Stil der SPD-Fraktion, 
nach dem einmal an die Sparsamkeit 
des Magistrats appelliert werde und 
andererseits ständig Anträge einge­
bracht v.ürden, die den Rahmen des 
Haushaltes sprengten. Demgegenül- 
betrachte Heribert Reitz es als eine St 
frage, ob 600 000 Mark für Verschöne- 
rungsmaßnahmen im Kultur- und Ver­
waltungsbereich sowie weitere 250 000 
Mark für die Neugestaltung des Neu­
marktes zur Verfügung stünden, oder 
andererseits 45 000 Mark für eine drin­
gende soziale Maßnahme bereitgestellt 
werden sollten. Zudem kritisierte Reitz, 
daß die im vergangenen Jahr für die 
Erweiterung der Spiel- und Lernstube 
bewilligten 45 000 Mark diesmal im 
Etat nicht mehr ausgewiesen seien, ob­
wohl die Stadtverordneten dies nicht 
beschlossen hätten.

Limburg (hk). — Mit den Stimmen der CDU-Fraktion haben die Stadt­
verordneten den Antrag der SPD-Fraktion und den dazu von der CDU ein­
gebrachten Abänderungsantrag, den Offheimer Weg im Einmundlungsbereich 
der geschlossenen Kreisstraße baldmöglichst auszubauen, an die zuständi­
gen Ausschüsse überwiesen. Ein hartes Wortgefecht war der Abstimmung 
vorausgegangen, bei dem Bürgermeister Kohlmaier erklärt hatte, der Ma­
gistrat habe sich noch keine endgültige Meinung über die Angelegenheit ge­
bildet, was den SPD-Stadtverordneten Heribert Reitz veranlaßte, dem Ma­
gistrat .fahrlässiges Verhalten“ vorzuwerfen. Dies wiederum nahm CDU- 
Sprecher Schmich zum Anlaß der Forderung, die Angelegenheit nicht so 
emotionell zu beurteilen.

te. Für die CDU-Fraktion meinte Kurt 
van der Burg, der Offheimer Weg erset­
ze eine geschlossene Kreisstraße und 
müsse deshalb auf gestuft werden. Es 
sei nur zu bedauern, daß der Kreisaus­
schuß diesen Antrag noch nicht gestellt 
habe. Van der Burg legte namens der 
CDU einen Abänderungsantrag vor, der 
besagte, daß erst die Trägerschaft ge­
klärt und deshalb mit dem Kreisaus­
schuß verhandelt werden müsse. Au­
ßerdem werde dann auch der Kosten-



—A 6 a

Limburg. Die Projektgruppe

..LZ 25.3.76

NLZ 9.^.v6

11

Sozialer Brennpunkt: Nicht 
negativ zur SPD eingestellt

Zur Klarstellung in kommender Woche eine Besprechung

SPD befürwortet Erweiterung 
der Spiel- und Lernstube 

Antrag an die Limburger Stadtverordnetenversammlung
Limburg. In ihrer letzten Sitzung 

im Stadtteil Lindenholzhausen befaßte 
sich Limburgs SPD-Stadtverordneten- 
Fraktion auch mit der Erweiterung der 
Spiel- und Lernstube im Finken. Ausge­
hend von dem Beicht der Projekt- 
Gruppe „Sozialer Brennpunkt“ kam die 
Fraktion zu dem Ergebnis, daß auf An­
trag der SPD die Erweiterung der Spiel- 
und Lernstube im Finken im Vcrmö- 
genshau^halt 1975 mit einem Betrag 
von 90 000 Mark aufgenommen worden, 
sei. Vom hessischen Sozialminister wur­
de hierzu anläßlich einer Besichtigung

Weilburger Tageblatt 
2^.3.76

redend auch der SPD-Fraktion gegen­
über, die viele berechtigte Forderungen 
von Siedlungsbewohnern und der Pro­
jektgruppe in der Vergangenheit unter­
stützt habe.

Unverständlich bleibe der Projekt­
gruppe deshalb, welche Fakten der ne­
gativen Einschätzung durch die SPD- 
Fraktion zugrunde liegen. Zur Klar- ’ 
Stellung des Sachverhaltes und zur* 
Schaffung der notwendigen Vorausset­
zungen für eine auch zukünftige sach­
liche Zusammenarbeit sei mit dem Vor­
sitzenden der SPD-Fraktion, Lang, ei­
ne Besprechung in der nächsten Frak­
tionssitzung vereinbart worden.

CDU: Spiel- 
und Lernstube 

erweitern!
Limburg. — Nachdem das Land 

Hessen für die Erweiterung der Spiel­
end Lernstube „Im Finken“ 45 000 
Mark bereitgestellt hat, sollte dieses 
Vorhaben durch die Stadt möglichst 
bald verwirklicht werden. Zu dieser 
Auffassung gelangte der Arbeitskreis 
Finanzen der CDU-Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung.

Der Arbeitskreis hatte zuvor die Ar­
beit des Sozialen Brennpunkts für die 
Kinder, die Jugendlichen und deren El­
tern in der Spiel- und Lernstube „Im 
Finken“ positiv gewürdigt und als sehr 
zweckdienlich anerkannt. Die schon lan­
ge geplante Vergrößerung des vorhan­
denen Gebäudes verdiene keinen Auf­
schub mehr. Der Magistrat soll gebe­
ten werden, Vorschläge zur Finanzie­
rung -dieses Projekts zu machen, wobei 
auch der von der CDU-Stadtverordne­
ten, Frau Erika Fachinger, gemachte 
Vorschlag eine Prüfung verdiene, die 
Erweiterung im Rahmen einer Arbeits- 
besrhaffungsmaßnahme zu verwirkli­
chen.

mit der Realisierung des Projektes auch 
so schnell wie möglich begonnen wer­
den.

Mit großem Erstaunen hätten die Pro­
jektgruppe und ihr Sprecher, Hartmut 
Fritz, aus der Presse entnommen, daß 
sie sich angeblich nur ungern mit Ver­
tretern der SPD über die Belange der 
Siedlung unterhielten und daß sie der 
SPD gegenüber negativ eingestellt 
seien.

Dagegen müsse festgehalten werden, 
daß die Projektgruppe und auch ihr 
Mitarbeiter H. Fritz in der Vergangen­
heit stets großen Wert auf eine Zusam­
menarbeit und Konsultation aller Frak­
tionen gelegt hätten. Dies gelte selbst-

der Spiel- und Lernstube eine Landes­
beihilfe von 45 000 Mark in Aussicht 
gestellt. Für die Restkosten wurde eine 
Kreisbeihilfe von 9000 und der städti­
sche Anteil mit 36 000 Mark , eingesetzt.

Es sei daher unverständlich, daß jetzt 
um eine Kreisbeihilfe von 15 000 Mark 
gestritten werde, von der bisher nie die , 
Rede gewesen sei. Die Fraktion will 
sich dafür einsetzen, daß die Erweite­
rung der Spiel- und Lemstube noch in 
diesem Jahr durchgeführt wird. Ein ent­
sprechender Antrag wird in der näch­
sten Stadtverordnetensitzung einge­
bracht.

„Sozialer Brennpunkt“ erklärt auf den 
in der NLZ am Mittwoch veröffentlich­
ten Bericht ,.SPD: Spiel und Lernstubc 
muß 1976 erweitert werden“, sie begrü­
ße die Initiative der SPD-Fraktion, in 
der nächsten Stadtverordnetenver­
sammlung den Antrag zur Debatte zu 
stellen, daß mit der Erweiterung des 
Vorhabens begonnen und die Mittel da­
zu bereitgestellt werden sollten.

Sobald der vom Land erwartete Be­
willigungsbescheid vorliege, sei es an 
der Stadt, zu beweisen, wie ernst sie es 
mit ihrer sozialen Verpflichtung meine. 
Da die Notwendigkeit des Anbaues von 
allen Seiten zugestanden werde, sollte



CD

NLZ
9.3.76

■Z

<5* 
<3 
(

Landeszuschuß von 45 000 Mark auch 
den Zuschuß des Landkreises von ,15 000 
Mark übernehmen wollen, will Finanz­
minister Reitz nur 45 000 Mark gewäh­
ren. Damit droht eine Maßnahme* deren 

• Dringlichkeit von niemandem bestrit­
ten wird, in den Mühlen der Verwal­
tung zerrieben zu werden. Dies^wirkt 
bei den Betroffenen um so unverständ­
licher, als der Minister, dem die Pro­
bleme dieser Siedlung buchstäblich vor 
der Haustüre liegen, sich nicht äufraf- 
fen könne, etwas großzügiger vorzuge­
hen.

Spiel- und Lernstube: Bald ist die Geduld zu Ende
Trotz vieler Zusagen stellt sich für die Projektgruppe die Frage: „Was gilt noch ein Ministerwort?“

GESCHEITERT
Nachdem der Antrag jahrelang ver­

schleppt worden sei, drohe nun das end­
gültige Scheitern an einem vergleichs­
weise geringen Betrag von 15 000 Mark, 
für den auch im kommunalen Bereich 
niemand zuständig sein will. Bewohner­
rat und Projektgruppe haben für die 
nächste Zeit konkrete Schritte- geplant, 
um doch noch zu dem dringend benö­
tigten Anbau der Spiel- und Lernstube 
zu kommen. Als erstes will man sich in 
der Sprechstunde des Finanzministers 
über die Möglichkeiten der Finanzie­
rung informiere®, und hofft, mit dem 
Anliegen auf offene Ohren zu treffen.

beginn abzeichnet.

Auf seiner letzten Sitzung befaßte 
sich der Bewohnerrat der Siedlung und 
die Projektgruppe Sozialer Brennpunkt 
mit der für sie zunehmend unverständ­
licher werdenden Situation. Obwohl die 
Notwendigkeit eines Anbaues von den 
zuständigen Lokal- und Landesbehör­
den nicht bestritten wurde und ihnen 
ein konkreter Antrag auf einen Erwei­
terungsbau für die Spiel- und Lernstu­
benbaracke seit nunmehr bald zwei 
Jahren vorliegt, ist es nicht gelungen, 
auf den bürokratischen Pfaden alle 
Hindernisse für das 90 000-Mark-Pro- 
jekt aus dem Weg zu räumen.

RAUMNOT
Im Februar 1974 wurde die Spiel­

end Lernstube eröffnet und schon bald 
darauf die gravierende Raumnot deut-

KEINE EINIGUNG
Im April 1975 schien der Erfolg in 

greifbarer Nähe: so wurde das Projekt 
in die Förderungsplanung für 1975 auf­
genommen, und der schriftliche Be­
scheid darüber wurde schnellstmöglich 
zugesagt. Nach .wiederholten Anfragen 
wurde im November 1975 die umgehen­
de Absendung des Bewilligungsbeschei­
des zugesagt; vom Limburger Stadtbau­
amt erfolgte die Ausschreibung der 
Rohbauarbeiten.

Die Ausschreibungen mußten jedoch 
gestoppt werden. Die zuständigen Mini­
ster konnten sieh über die Höhe des 
Zuschusses nicht einigen. Während In­
nen- und Sozialminister wegen der Fi­
nanzmisere des Kreises neben dem

Reitz steht zu 
seinem Wort

Limburg. — Zu dem Bericht in der 
NLZ am 9. März über die Finanzierung 
eines Erweiterungsbaus für die Spiel- 
und Lernstube in der Limburger Sied­
lung Finken/Amselweg erklärt Finanz­
minister Heribert Reitz zu der in dem 
Artikel aufgeworfenen Frage („Was gilt 
noch ein Minister-Wort?"), daß das 
Land sich auf Heller und Pfennig an 
die 45 000 Mark halte, die seinerzeit als 
Landeshilfe auf den entsprechenden 
Antrag der Stadt Limburg zugesagt 
worden seien. Damit betrage der Lan­
deszuschuß 50 Prozent der Gesamtko­
sten, die für das Projekt veranschlagt 
worden seien. Mit der Übernahme die­
ses Betrags werde die obere Grenze für 
Beihilfen dieser Art erreicht.

Weiter sagte Reitz, wenn der Kreis 
nicht mehr in der Lage sei, dte von ihm 
ursprünglichen vorgesehenen la uou 
Mark aufzubringen, könne diese ^m 
me nicht einfach vom Land zusätzlich 
gefordert werden. Vielmehr gelte es zu 
überlegen, inwieweit dieser Betrag vom 
eigentlichen kommunalen Trager des 
Bauvorhabens beigesteuert werden kor - 
ne. Reitz brachte die Hoffnung zum 

Ausdruck, daß das Spiel- und Lern- 
stuben-Projekt nicht an dem Wegfall 
der Kreismittel von 15 000 Mark schei­
tern werde. Nach einer Überprüfung 
der finanziellen Leistungskraft der 
Stadt Limburg sei der Hessische Innen­
minister zu dem Ergebnis gekommen, 
daß zur Erweiterung der Spiel- und 
Lernstuben die Landeszuweisung in Ho­
he von 45 000 Mark ausreichend und 
gerechtfertigt sei. Damit sei es jetzt Sa-

* der Stadt Limburg, die Realisierung 
__„s Projekts zu sichern.

Limburg. — Seit Februar 197* gibt es in der Limburger Siedlung 
Finken-Amselweg eine Spiel- und Lernstube, in der 60 Vorschul- und Schul­
kinder betreut werden, und die auch ton Eltern- und Bewohnergruppen ge­
nutzt wird. Seit zwei Jahren arbeiten hier die Bewohner der Siedlung und 
die Projektgruppe Sozialer Brennpunkt“ unter völlig unzulänglichen räum­
lichen Bedingungen zusammen. Fast ebenso lange liegt ein Antrag auf einen 
Erweiterungsbau den zuständigen Stellen vor, ohne daß sich bisher ein Bau­

der Spiel- und Lernstube die anteilmä­
ßige Finanzierung des Projekts durch 
das Land zu! Die gemeinsam von Be­
wohnerrat, Projektgruppe und Stadt 
Limburg erstellten Baupläne wurden im 
Juli 1974 an das Land (Sozialminister) 
zur Überprüfung weitergeleitet. In 
Wiesbaden sah man sich dann aller­
dings nicht in der Lage, die Entschei­
dung vor Verabschiedung des Haus­
haltsplans im Frühjahr 1975 zu treffen.lieh, die bis heute anhält. Schon zu An­

fang wurden 60 Kinder pädagogisch in 
zwei Vormittags- und vier Nach mit­
tagsgruppen betreut. Die vorhandenen 
Räume von 2 x 24 qm und 2 x 14 qm 
lassen nachmittags nur Schichtbeiriet) 
zu. Wichtige Aufgaben, wie die Zusam­
menarbeit mit den vielen arbeitslosen 
Jugendlichen in der Siedlung, konnten 
nicht in Angriff genommen werden, 
weil es an geeigneten Räumlichkeiten 
fehlt.

Vor diesem Hintergrund ist im April 
1974 ein Antrag auf einen Erweite­
rungsbau beim Magistrat eingereicht 
worden, der im Mai des gleichen Jahres 
durch Beschluß der Stadtverordneten­
versammlung auch gebilligt wurde. Im 
gleichen Monat noch sicherte Soziale. - 
nister Dr. Schmidt bei einem Besuch u
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Sozialer Brennpunkt wird aktiv
Die Bewohnerversammlung im Finken hat die Praxis der Stadt kritisiert

auch bei der Frage der dringend not­
wendigen Reparaturen in den städti­
schen Wohnungen und bei den Proble­
men der Wohnungserweiterung gezeigt 
Unzufrieden und enttäuscht waren die 
Versammelten allerdings über das Ver­
halten der Stadt bei der Einrichtung 
eines Bolzplatzes für die Kinder. Im 
Oktober sei bereits der Platz auf eine 
ausreichende Größe geschpben worden. 
Später wurde Schlacke aufgetragen. So 
sei der Platz noch heute unbespielbar.

Bewohnerfeste, Ausflüge der Frauen 
und Altennachmittage gehören mittler­
weile zum festen Bestandteil des Ge­
meinschaftslebens in der Siedlung. Sie 
werden vom Bewohnerrat organisiert 
und erfreuen sich großer Beliebtheit

An die Diskussion dieses Arbeltabe-

I

Wie in den vergangenen Jahren fin­
den auch in den diesjährigen-Sommer­
ferien Freizeiten der Projektgruppe für 
die Kinder in Österreich statt Die Ver­
sammlung bedauerte die Preiserhöhun­
gen, die die Finanzierung der Freizeiten 
belasten, war aber mit der bisherigen 
Freizeitplanung einverstanden.

richtes schloß sich die Neuwahl des Be­
wohnerrates an. Die gut besuchte Ver­
sammlung wählte Irma Heinz, Frau, 
Weber, Johann Hahn, Hans Stein und 
Bernhard Kind in den Bewohnerrat. 
Sie werden in den nächsten anderthalb 
Jahren die Interessen und Beschlüsse 
der Bewohner in Zusammenarbeit mit 
der Projektgruppe vertreten.

Limburg. — Im Mittelpunkt einer Bewohnerversammlung der Siedlung 
Finkan/Amsolweg atand der Bericht des alten und die Wahl eines neuen 
Bewohnerrates. Einmütig beschwerten sich die Bewohner über die Stadt, 
die trotz ihrer Zusage den Bolzplatz der Siedlung bis heute nicht fertigge- 
stallt habe.

f^^uskuntt verlangte die Versammlung |

Limburg (hk). — Die Leiter des „Sozialen Brennpunkte«“ in der Sied­
lung Finken/Amselweg erörterten in einer Bewohnerversammlung die 
Situation der älteren Mitbürger in diesem Gebiet, und alle waren sich einig 
darüber, daß die Alten aus ihrer Isolation herausgeholt werden müssen. 
Gemütliche Nadimittage in der Spiel- und Lernstube sollen der A^ta^t tur 
eine langfristige Zusämipenarbeit sein, in deren Verlauf die Sorgen und 
Nöte der alten Leutd offenkundig werden sollen.

Bewohnerrat hat viele Aufgaben
Eino schnelle Fertigstellung de« Bolzplatzes im Finken gefordert

gehend eingeleitet werden. Es wurde be­
schlossen, auch zukünftig in der Lan­
desarbeitsgemeinschaft der „Sozialen 
Brennpunkte Hessen“, einer Interessen­
vertretung von . Projektgruppen uMÄe~ 
woifrfertr auf 'Lahdisebene, mittutH^i- 
ten. In regelmäßigen Abständen tref­
fen sich die Regionalgruppen und bera­
ten gemeinsame Probleme und Forde­
rungen.

i .zbaren Bolzplatz verwiesen. Mehr 
Aktivität hatten die Bewohner auch hin­
sichtlich des Anbringens eines Briefka­
stens und eines Briefmarkengebers so­
wie dir Möglichkeit einer kostenlosen

"TSeFTrGeRSScht des cHTESTT!? 
wohnerratea umrifi eine anderthalb jäh' 
riga erfolgreiche Zusammenarbeit zwi­
schen Bewohnern und Projektgruppe in 
Interease der Siedlung Finken/Amsel ■ 
weg: So sei im Februar 1974 endlich die 

und Lernitube eröffnet worden 
um deren räumliche Enge zu beseitigen 
und um die tägliche Betreuung de: 
Kinder zu ermöglichen, wurde ein An­
bau ^fordert und nach lärigeren Ver­
handlungen von der Stadtverordneten­
versammlung auch beschlossen. De: »m'WggauJ 
dar gewünschte Briefkasten und die 
notwendige BelfluÄkmg auf dem Spiel­
platz angebracht WoMen. Entgegen­
kommend habe sich die Stadt Limburg

^r ^rÄ
handelt“. Es wurde auf die fehlende Be- I wickelt und ein Antragsverfahren ein- 
leuchtung der Gehwege zwischen den I geleitet worden sei. Bis jetzt lagen noct 
Wohnungen und der Spiel- und Lern- I immer keine genauen Informationer 
r ie sowie auf den immer noch unbe- |über den Fortgang des Projektes

"Lde^möglidienBaubeginnj/or^^^^^^
Um den zunehmenden Anforderungen 

in der täglichen Praxis als juristische 
Person gerecht werden zu können, be­
sprach die Versammlung die Notwendig­
keit, der Projektgruppe den Status ei­
nes eingetrgenen Vereins zu geben. Die 
dazu notwendigen Schritte sollen um-

Benutzbng der Stadthnic für die Schul-



Limburger Spiel- und Lernstube erweitert
Der Bewohnerrat ist das Entscheidungsgremium

I

in Limburg.

OTI

Ein weiteres Problem war die Tat­
sache, daß die Baukosten inzwischen

$

Bürgermeister Kohlmaier gab seiner 
Hoffnung Ausdruck, daß zumindest die 
wichtigsten räumlichen Bedürfnisse be-

Weilburrer
Tageblatt 28.8.76

Aber nicht nur die Kinder, auch die Erwachsenen treffen sich dort □

Der Richtbaum scheine über acm Erweiterungsbau an der Spiel- und Lernstube 
(Äufn.: sb)

Zeit, bis sie in das rechte Bewußtsein 
der Bürger gerückt sei. Die Stadt halte 
diese’ Einrichtung für notwendig und 
nützlich. Bei den Dispositionen für den 
Haushalt 1977 wolle man diese sozialen 
Bedürfnisse weiterhin respektieren.

Bereits seit 1972 arbeitet die Projekt­
gruppe „Sozialer Brennpunkt unter der 
Leitung von Hartmut Fritz mit den Be­
wohnern zusammen. So werden nicht 
nur im Zwei-Tage-Rhythmus vier Schul­
kinder- und zwei Vorschulkindergruppen 
von 9 bis 12 Uhr und von 14 bis 17 Uhr 
betreut, sondern auch die Erwachsenen 
treffen sich dort. Der Bewohnerrat er­
örtert hier die anstehenden Probleme, 
alle 14 Tage findet ein Altentreffen 
statt und einmal im Jahr wird ein Be­
wohnerfest gefeiert. Die Betreuung der 
Kinder in der Spiel- und Lemstube im 
Finken wird von einem Sozialarbeiter, 
zwei Sozialpädagogen, einer Erzieherin 
und einem Zivildienstleistenden vorge­
nommen.

Limburg (sb). „Der hat ja en ganze Kaste Bier im Auto“ stellte am Don- 
nerstagnachmitfag ein vorwitziger Dreikäsehoch fest, als das Auto des Limbur­
ger Stadtoberhauptes im Finken vorfuhr, und der Kofferraum geöffnet wurde. 
Bürgermeister Kohlmaier hatte die Fertigstellung des Rohbaues der jetzt erwei­
terten Spiel- und Lernstube im sozialen Brennpunkt der Stadt zum Anlaß ge­
nommen, süch selbst an Ort und Stelle über den Stand der Dinge zu infonnreren 
und sich statt der üblichen Richtfestfeierlichkeiten für eine zwanglose Begegnung 
mit Gesprächen bei einer Flasche Bier entschieden. Natürlich kamen auch die 
Kinder, um die es ja in erster Linlie hier geht, nicht zu kurz: Jedes von ihnen 
- es waren fast 50 an der Zahl - erhielt eine Tafel Schokolade aus der Hand des 
Bürgermeisters.

auf 110 000 Mark angestiegen waren. 
Umso erfreulicher ist es nun, daß die 
Stadt doch die zum Bau erforderlichen 
Mittel bereitstellen konnte. Auch der 
hessische Finanzminister, Heribert Reitz, 
hatte im Mai dieses Jahres einen Betrag 
in Höhe von 9000 Mark als Finan- 
ziemngsbeihilfe für dieses Projekt auf 
den Tisch gelegt. So entsteht nun, sehr 
zur Freude der Bewohner und der Kin­
der dieser Siedlung, ein neuer, 90 
Quauratmeter großer Raum, eine Mal­
and Bastelstube von 16 Quadratmetern 
sowie eine 10 Quadratmeter große Kü­
che. Bis zum Jahresende, „noch ehe 
der Winter kommt“, sollen diese Räu­
me in Betrieb genommen werden.

Wenn auch der Rohbau zur Erwei­
terung der Spiel- und Lernstubc in rela­
tiv kurzer Zeit im Schmuck des Richt­
baumes stand, so hatte es doch lang­
wieriger Vorarbeiten bedurft, bis mit 
den Bauarbeiten begonnen werden konn­
te. Das ursprünglich mit 90 000 Mark 
veranschlagte Projekt,' das vom Land 
mit 45 000 Mark bezuschußt werden 
sollte, konnte im vergangenen Jahr nicht 
durchgeführt werden, weil der Bewilli­
gungsbescheid des Landco noch nicht 
vorlag. Auch der Kreis wollte sich mit 
9000 Mark beteiligen. Als dann in die­
sem Jahr doch der Bewilligungsbe­
scheid eintraf, war der Anteil der Stadt 
in Höhe von 36 000 Mark im Haushalt 
nicht mehr ausgewiesen.

friedigt seien. Die Spiel- und Lemstube 
sei eine noch relativ junge soziale Ein­
richtung, und es bedürfe einer gewissen
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Für den neu

Erweiterungsbau wird 
an Bewohner übergeben

Limburg (ade). — Der Erweiterungs­
bau der Spiel- und Lernstube „Im Fin­
ken“ wird am Samstag, 16. Juli, 14 Uhr, 
offiziell durch den Magistrat an die Be­
wohner der Siedlung Finken und Am­
selweg und an die Projektgruppe „So­
zialer Brennpunkt“ übergeben. Aus die­
sem Anlaß findet nach dem offiziellen 
Teil ein Kinder- und Bewohnerfest 
statt.

Limburg (bk). — Die Spiel- und Lernstube Im Finken wird einschließlich ihres Er­
weiterungsbaues bald voll genutzt werden können, sagte Bürgermeister Kohlmaier, 
als er den Stadtverordneten über Einzelheiten der Maßnahme berichtete. In dem 
neuen Trakt sollte noch eine Trennwand eingebaut werden, wodurch die funktio-

zes. Hier solle nach und nach Abhilfe geschaffen werden. Brenn­
punktes und der Bewohnerrat hätten sich lobend über die getroffenen Matate 
ausgesprochen. — Unser Foto zeigt die erweiterte Spiel- und Lernstube, deren hm 
terer, etwas hellerer Teil neu angebaut worden ist. r010- Dieppe

G i. uh w: n d i * k < h sbeg re n xu - g. 
holverbot und ein Für; an

verzögerte sich. Durch ständiges Nach­
fragen und politischen Druck konnte 
der Baubeginn erreicht und im Septem­
ber des \ i igangencn Jahres das Richt­
fest gefeiert werden. Tür die pädagogi­
sche Arbeit in der Spiel- und Lein­
stube bringt das Ende der ravm.ichen 
Enge eine spürbare Entlast-'n cj vr.c. neue 
Möglichkeiten. Auch c-jr Bewohn errat, 
Fußballclub, Jugendliche, eine Eraucn- 
gruppe und die älteren Bewohner hof­
fen, daß sic die erweiterten Räumlich- 
keiten bald nutzen kürrnen.m 

*“ÄTs^!w^Te^rh'io;go seiner Arbeit 
wertete der Bewohnerrat die Errichtung 
einer Haltestelle der Smdtlinie in der 
Siedlung Finken/Amsel weg, den Bau 
des Fußgängertunnels unter der Kreu­
zung Ofiheimcr Weg/Umgehungsstraße 
und das Mitspracherecht bei Wohnungs­
belegungen und Neueinweisungen. Auch 
ein Bolzplatz wurde von der Stadt an­
gelegt, allerdings so schlecht, daß er be-

der Neuwahl des Bewoh- 
daß die Bürger in ihm

der be- 
liehen 

er V egos. 
Ma fuh’.rat

; innen. In den 
Frau I. Heinz, 
z, Herr Kind 

.’.t.

Die Spich.'.: 
f-jllch vcrbcssc

(Ähriiieuor-) bv clpiatze.-. , Ebenso ist 
die Renovierung ces Bolzplatzes in Ei- 
gcr.hiife mit 1 Tateriubcn, die von der 
Sladt zur Verlegung gestellt werden, 
vorgesehen. Um die W ohnsituation in 
der’Siedlung, zu verbessern, soll die 
Forderung nach größer en ^ ohncinhei- 
ipn für kinderreiche Fam-lien und die 
Renovierung der Häuser durengesetzt 
werden. , , ...

Neben diesen Aufgaben veranstalte^ 
der neue Rat auch weiterhin Bewoh­
nerfeste, Ausflüge und Altcnnachmum- 
ge. Das erbte Albmlreficn fand bereits 
statt. Durch die Snendcnfreud’P.kcit der 
Liml urger Geschäftswelt konnte eine 
Tombola ermöglicht werden. Der Be­
wohnerrat und alle Teilnehmer dieses 
Altennachmittages bedanken sich auf 
diesem Wege für jede Spende.

in der Siedlung, Anfan; der Kinder
G<.olant ist 

kinczurccht^n

Beteiligung an 
nerraics zeigte

die Einuch’.urg

Jnder >vr.r ge
■; des Oßhe.m 
.•:ben an ccn

Limburg. — In einer Versamm­
lung wühlten die Bewohner der Sied­
lung Finken/Amselwe,. einen neuen Be- 
wohnerral. Nach t •invinhalbj.ihrificr 
Amtsperiode zog der Bewohnerrat Bi­
lanz. Im Arbeitsbericht wurde deut­
lich, daß die Aukuben eher päßer a’s 
kleiner geworden simi. In vielen Zu- 
sammenkünUen hat der Bewohn errat 
mit der Projektgruppe Sozialer Brenn­
punkt c. V. die Interessen der Sied­
lung vertreten und wesentlich zur I ur- 
derung von Einigkeit und . Lu Lammen - 
halt aller Bewohner geleistet. So wur­
den viertel jährlich Altentrcffcn. zwei 
Bewohne rfeste sowie sechs A.usüiigc or­
ganisiert und von der i'roj.-ktgruppe 
zwei Kmderfrcizcitcn realisiert.

Neue Aufgabe für Bewohnerrat
Die erweiterte Spiel- und Lernstube bringt Entlastung
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Sozialer Brennpunkt
Lhnburg. — Zum Bericht der NLZ 

vom 23. 12, 77 „Entwicklungsplan für 
das Gebiet Im Finken“ möchten wir 
zum besseren Verständnis der dort an- 
gesprochenen Fragen einige ergän^nd* 
Informationen geben:

Die Projektgruppe Sozialer Brenn­
punkt & V. besteht z. Zt. aus 4 haupt­
amtlichen und 12 neben- bzw. ehren­
amtlichen Mitarbeitern — Sozialarbei­
ter, Sozialpädagogen, Erzieherinnen, 
Schüler der Fachoberschule für Sozial­
pädagogik, Studenten der Pädagogik und 
Psychologie —. Sie sind in den Berei­
chen Vorschul- und Schulkinderbe­
treuung, Jugend- und Elterngruppenar- 
beit, Familienberatung, Altenbetreuung 
und Gemeinwesenarbeit tätig.

In der Spiel- und Lernstube werden 
16 Vorschulkinder ab drei Jahre und 53 
Schulkinder in sechs Gruppen betreut. 
Insgesamt leben in der Siedlung ca. 300 
Bewohner, wovon ca. die Hälfte Kinder 
und Jugendliche sind.

Zur Ncueinweisung von Familien Und 
Einzelpersonen in die städtischen Un­
terkünfte Im Finken/Amselweg haben 
wir schon mehrfach Stellung bezogen. 
Unser Ziel ist es, zusammen mit den 
jetzt in der Siedlung lebenden Fami­
lien an der Normalisierung der defizi­
tären Lebensbedingungen zu arbeiten.

Neben den bereits erreichten Verbes­
serungen bedeutet dies für die Zukunft:

1. Einweisungsstopp für alle neuen 
Obdachlosen, da der vorhandene Wohn­
raum bei weitem nicht für die jetzt hier 
lebenden Familien aus reicht

2. Sanierung der vorhandenen Wohn­
blocks durch Wohnungserweiterungen, 
Lärm- und Feuchtigkeitsisolierung.

3. Bau von Großraumwohnungen für 
kinderreiche Familien, da im gesamten 
Stadtgebiet kaum Wohnungen für große 
Familien zur Verfügung stehen.

4. Weiterer Ausbau der sozialen In­
frastruktur u. a. auch des Ahenteuer- 
spielplatzes, der für alle Kinder der 
Stadt offen sein soll und damit auch 
zur Integration des Wohngebietes In den 
angrenzenden Stadtteil beitragen kann.

Projektgruppe und Bewohner werden 
ein detailliertes Konzept zur weiteren 
Entwicklung des Wohngebietes im Lau­
fe der nächsten Monate vorlegen.

Projekt gruppe
Sozialer Brennpunkt e. V.
Bewohnerrat Finken/Amselwog
i. A. Hartmut Fritz
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kunft, diese Probleme näher zu unter­
suchen. Die städtischen Gremien erwar­
teten nun' zunächst einmal die Konzep­
tion des sozialen Brennpunktes.

Eine Frau, Mitglied des Bewohnerra­
tes, versuchte das meist negativ ge­
zeichnete Bild der Siedlung etwas auf­
zupolieren. Ein großer Vorteil sei, daß 
die Kinder dort ungestörter' als in ir­
gendeinem anderen Teil der Stadt spie­
len könnten, und das sei ein erheblicher 
VorteikiHartmut Fritz wies darauf hin.

- ^63

ja 80 Kinder zwischen drei und 
kn in der Siedlung lebten un* 

als die Hälfte der Bewohne
nt ausmachten.
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Projektgruppe entwirft auch Abenteuerspielplatz
Limburg (hk). Die Siedlung „Im Finken“ stellt die Verantwortlichen 

der Stadt in den kommenden Jahren vor die Lösung zahlreicher Probleme. 
Das wurde Bürgermeister Kohlmaier klar, als er am spaten Mittwochnach- 
mittag in den Räumen der Spiel- und Lernstube des Sozialen Brennpunktes 
mit dem Bewohnerrat und dem Team der dort wirkenden Sozialarbeiter kon­
ferierte. Kohlmaier wollte sich an Ort und Stelle informieren, für die gelei­
stete Arbeit danken, Schokolade für die Kinder in der Spiel- und Lernstube 
überreichen und auch eine Spende für die Einrichtung überbringen. Mit sei­
nem Besuch und den Präsenten wollte der Bürgermeister aber auch zum Aus­
druck bringen, daß ihn das Geschehen dort nicht nur am Rande berühre und 
er sich auch um das Schicksal dieser Menschen mühen wolle.

heit zunächst abgelehnt worden —, so 
berichtete Fritz, sei ein Projekt zur. 
Linderung der Jugendarbeitslosigkeit. 
Die Projektgruppe im sozialen Brenn-, 
punkt und eine Gruppe in der Jugend­
freizeitstätte entwickelten gemeinsame 
Pläne für diesen Platz und wollten ihn 
auch gestalten, so daß einige junge Ar­
beitslose beschäftigt werden könnten. 
Es sei nötig, dieses Vorhaben zu unter­
stützen, betonte Fritz. ->

EIN GANZ ANDERES BILD
Bürgermeister Kohlmaier erklärte, 

diese Darlegungen ergäben ein ganz an­
deres Bild als das des damals einge­
brachten Antrags in der Stadtverord­
netenversammlung. Die jetzt entwik- 
kelte Konzeption verdiene eine genaue 
Prüfung und Förderung. Im übrigen, 
sagte der Bürgermeister, man habe einst 
im. Finken Einfachstwohnungen gebaut, 
die als Durchgangsstation betrachtet 
werden müßten, aber nicht als Dauor- 
sicdlung. Es gelte in der nächsten Zu-

Projcktgruppenleiter Hartmut Fritz 
erklärte zunächst, die Erweiterung der 
Spiel- und Lernstube habe sich sehr 
positiv ausgewirkt, hätten doch nun­
mehr die Frauen- und Jugendgruppen 
Gelegenheit genug, sich unter einem 
schützenden Dach zu versammeln. Per­
sonell könne auch nicht mehr geklagt 
werden, zähle das Mitarbeiterteam doch 
■-.wölf Köpfe, was aber in einem solchen 
Brennpunkt als Minimum angesehen 
weiden müsse. Dem Bewohnerrat ge­
hörten fünf-Mitglieder an.

NEUE ÖFEN ERFORDERLnCH
Hartmut F?n;z wies darauf hin, daß 

die im Altbau der Spiel- und Lernstu­
be siebenden Ölöfen bei Wind unüber­
windliche Schwierigkeiten bereiteten. 
Es sei deshalb empfehlenswert, bald 
auch dort Nachtspeicheröfen aufzustel- 
Icn. wie das im Neubau der Fall sei. 
Die erforderlichen Rcnovierungsarbei- 
ten~im inneren des Gebäudes wolle man 
selbst ausführen. Der Bürgermeister si­
cherte zu, daß dieser Wunsch geprüft 
werde. Vorgesehen sei, im kommenden 
Jahr den Bolzplatz auszubauen und 
1979 dann den Abenteuerspielplatz fol­
gen zu lassen. Man müsse die vorhan­
denen Einrichtungen in kleinen Schrit­
ten erhalten und ausbauen. Der soziale 
Brennpunkt, so habe er den Eindruck 
gewonnen, verdiene mehr Beachtung 
als vordem.

Ausführlich äußerte sich Projektleiter 
Fritz zur Wohngebietsentwicklung im 
Finken. Es müßten familien gerechte 
Wohnungen geschaffen werden. Die jet­
zigen Wohnverhältnisse seien inhuman. 
In fast allen Häusern stellten sich stän­
dig Fcuchtigkcitsschäden ein, und wer 
hier längere Zeit wohne, treibe Raub­
bau mit seiner Gesundheit, zumindest 
werde sie stark gefährdet. Im übrigen, 
so Fritz, entspreche die völlige Bele­
gung der Wohnungen im Finken nicht 
den gesetzlichen Bestimmungen, denn 
wenn irgendwann eine Familie obdach­
los werde, stehe hier keine Unterkunft 
zur Verfügung. Obwohl die Wohnungen

eigentlich nur für eine vorübergehende 
Unterkunft dienen sollten, wohnten Fa­
milien zum Teil mehl' als 25 Jahre in 
diesem Gebiet. Der Lärm von der Auto­
bahn mache sich ebenfalls äußerst un­
angenehm bemerkbar.

G ROS SR ACM WOHNUN GEN
Konkrete Vorstellungen über die 

WobngebietsentWicklung kündigte Hart­
mut Fritz für die ersten Monate im 
neuen Jahr an. Die Projektgruppe sei 
dabei, ein Konzept zu erarbeiten, das 
den Bau von Großraumwohnum en ver­
sehe. Es nÄsse auch untersucht wer­
den, wie das Gebiet Im Finken mit dem 
auf der Offheimer Höhe — der begon­
nenen sogenannten Schweden-Siedlung 
— integriert werden könne. Zu einem 
Getto dürfe die Siedlung nicht abge­
grenzt werden. Die vorhandenen Woh­
nungen müsse man modernisieren und 
sanieren.

Der ’ beantragte Abenteuerspielplatz e 
für den sozialen Brennpunkt — er war 1 
von den Stadtverordneten mit Mehr-
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müssen renoviert werden
Die bisherigen Wohnflächen für die 69 Familien reichen nicht mehr aus □ Die SPD sah sich um

1963 gebauten Wohneinheiten habe 
seinerzeit 50 000 Mark gekostet und 
sei vom Land mit 50 Prozent unter­
stützt worden.

Wenn man auch damals stolz darauf 
gewesen sei, statt der an der Periphe­
rie der Stadt befindlichen Baracken 
feste Wohnungen mit zwei Wohnty­
pen (3 Zimmer, Küche und Bad mit 
65 Quadratmeter Wohnfläche und 4 
Zimmer, Küche und Bad mit 77 Qua­
dratmeter Wohnfläche) zu schaffen, 
so müsse man heute doch sagen, daß 
diese Siedlung eine „Schwachstelle“ 
der Stadt geworden sei. Das Dreistu­
fensystem sei inzwischen veraltet und 
als inhuman abgeschafft. (Wer sich in 
der Notunterkunft „bewährt“ hatte, 
konnte zur Einfachst- dann zur So­
zialwohnung „aufsteigen“!).

Harry Stahl und seine Parteifreunde 
stimmten den Vorschlägen des So­
zialarbeiters und Sprechers der Pro­
jektgruppe, Hartmut Fritz, zu, der Sa­
nierung und Renovierung der zum 
Teil feuchten Wohnungen für drin­
gend erforderlich hielt. Darüber hinaus 
müßte der ständige Lärmpegel, der 
langfristige Schäden mit sich bringe, 
durch Lärmisolierung abgebaut wer­
den. Die Erweiterung der Vorhände-

iI

nen Bausubstanz zu größeren Wohn­
einheiten trage insbesondere bei kin­
derreichen Familien dazu bei, Span­
nungen zwischen dem auf engstem 
Raum lebenden Menschen abzubauen. 
Als eventuelle Standorte für den Neu­
bau von Großraumwohnungen für 
kinderreiche Familien schlug Fritz das 
an den Spielplatz angrenzende oder 
aber ein unterhalb der Siedlung be­
findliches Gelände vor.

Zur Finanzierung von Großfamilien- 
Neubauwohnungen meinte Harry Stahl, 
daß dies möglichst mit Hilfe des Lan­
des und im Rahmen des Konjunktur- 

r.... .......... ■........
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Die Wohnungen des „sozialen Brennpunkts“

Limburg (sb). Über die Probleme der Bewohner jenes Wohngebietes, das 
i man in Limburg als „sozialen Brennpunkt“ bezeichnet, informierten sich dieser 

Ta°e Mitglieder der SPD-Stadtverordnetenfraktion und des SPD-Ortsverbandes 
Limburg. °Im Erweiterungsbau der Spiel- und Lernstube ,,Im Finken' fanden 
sie sich zu einem Gespräch ein, an dem auch Mitglieder des Bewohnerrates 
und der „Projektgruppe Sozialer Brennpunkt e. V.“ teilnahmen. Hartmut Fritz, 
Sozialarbeiter und Sprecher der Projektgruppe, nannte die wichtigsten Voraus­
setzungen die erforderlich sind, um den 69 hier wohnenden Familien (zwei 
Familien haben fünf, eine Familie sechs Kinder) menschenwürdigeres und ia- 
miliengerechteres Wohnen zu ermöglichen.

S. •

förderungsprogrammes geschehen 
müßte. Daß durch den Bau eines 
Abenteuerspielplatzes nicht nur die 
Infrastruktur verbessert und ausge­
baut werden könne, sondern ein sol­
cher Platz auch der Integration dien­
lich sei, war eine einhellige Meinung. 
Dort sei Gelegenheit gegeben, daß die 
Kinder aus der Siedlung Kontakte mit 
den Kindern der Brückenvorstadt an- 
knüpfen könnten. Fritz wies in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß hin 
und wieder bereits Kinder der Sied- 
lungsbewohncr ihre Freunde aps der 
Stadt mit in die Spiel- und Lemstube 
brächten.

' • / ,1
- • ■ " '
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Dazu gehören Sanierung der vor­
handenen Wohnungen, Erweiterung 
der vorhandenen Bausubstanz zu grö­
ßeren Wohnflächen, Neubau von 
Großraumwohnungen für kinder­
reiche Familien (nicht nur aus dieser 
Siedlung sondern dem gesamten Stadt­
gebiet), weiteren Ausbau der Infra­
struktur (Abenteuerspielplatz) und In­
tegration in den angrenzenden Stadt­
teil.

Alle Anwesenden waren sich dann 
einig, daß der im städtischen Haus­
halt vorgesehene Betrag zur Reno­
vierung dieser Siedlungshäuser in 
Höhe von 100 000 Mark zwar „den 
guten Willen bekunde“ aber „nur ein 
Kleckerbetrag“ sei, der bei weitem 
nicht ausreichc, um die erforderlichen 
Maßnahmen durchführen zu können. 

- Harry Stahl wies darauf hin, daß 
die vor 27 Jahren errichteten Notun­
terkünfte zunächst nur als Übergangs­
lösungen gedacht gewesen seien. Aus 
den ehemaligen Baracken wurden spä­
ter jene Siedlungshäuser nach Drei­
stufensystem: Notunterkünfte, Ein­
fachstwohnungen mit Bädern und So­
zialwohnungen. Jede der 1959 bis

V
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Diskussion in der Lemstube „Im Finken“ mit Mitgliedern der SPD'St,a^v*™^ 
netenfraktion. so/
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z1978 fördert die Stadt 52 soziale Wohneinheiten

(

(

Blocksanierung soll in 
einem Johr anlaufen

^2.
Limburg (hk). — 52 Wohneinheiten will die Stadt in diesem Jahr im 

Rahmen des sozialen Wohnungsbaues mitfinanzieren. Das erklärte Bürger­
meister Kohlmaier in einer Presseverlautbarung. Wie er ausführte, sichert 
sich die Stadt bei diesen Bauvorhaben durch Mitfinanzierungen Belegungs­
rechte. Es handele sich um Wohnungen, die größtenteils durch gemeinnüt­
zige Bauträgergesellschaften oder durch Privatinitiative in der Altstadt er­
richtet werden. Im einzelnen sind dies sechs Wohnungen in der Karlsbader 
Straße in der W'ohnstadt Blumenrod, zwölf Wohnungen in der Neubauzoue 
der Altstadt im Bereich zwischen Sackstraße, Rosengasse und Schießgraben, 
um 14 Wohneinheiten im Rahmen der Sanierungstätigkeit der Altstadt und 
die 20 Altenwohnungen an der Konrad-Kurzbold-Straße.

MITTELFRISTIG
Auf Empfehlung eines der Gäste aus 

Bonn soll ein Koordinierungsausschuß 
gebildet werden, der das Zusammen­
wirken der verschiedenen Stellen und 
die Zielsetzung bei der Aufgabenstel­
lung überwache. Nach Abschluß der 
Maßnahme, die nach Auffassung der 
Gesprächsteilnehmer innerhalb von Jah­
resfrist anlaufen könnte und die sich 
über einen mittelfristigen Zeitraum er­
strecken solle, werde dann das Ergeb­
nis des Modell-Bauversuchs in einem 
Untersuchungsbericht zusammengefaßt, 
wozu stufenweise Zwischenberichte zu 
erarbeiten seien.

Mit diesem recht umfangreichen Pro-g 
gramm sei, so der Bürgermeister, aber ' 
die Tätigkeit und die Absichtserklärung 
der Stadt für das laufende Haushalts­
jahr noch nicht restlos erfaßt. Nachdem 
sich beide Fraktionen im Stadtparla­
ment grundsätzlich für eine baldige Sa­
nierung des Wohngebietes „Im Finken“ 
ausgesprochen und der Bürgermeister 
sich im Dezember letzten Jahres persön­
lich von der Notwendigkeit an Ort und 
Stelle überzeugt hätten, sei die vor­
bereitende Tätigkeit der Verwaltung 
darauf ausgerichtet, entsprechende Maß­
nahmen für die Einleitung der Sanie- I 
rung dieses Wohngebietes zu treffen. I 
Dazu habe bereits Mitte Dezember ver­
gangenen Jahres eine Aussprache mit 
dem Sozialdezernenten des Kreises 
stattgefunden, an der auch die Spre­
cherin vom Bewohnerrat „Im Finken“ 
und der Leiter der Projektgruppe sowie 
Mitglieder der Stadtverordnetenver­
sammlung und der Verwaltung im Rat­
haus teilgenommen haben. ä

SANIERUNG IM FINKEN
Aufbauend auf diesem Besprechungs­

ergebnis würden zur Zeit das Antrags­
verfahren für die Bereitstellung der fi­
nanziellen Mittel durch den Hessischen 
Innenminister betrieben und Überle­
gungen für die Bereitstellung des städ­
tischen Eigenkapitals angestellt. Die 
Verwaltung sei vom Bürgermeister wei­
ter beauftragt, das erforderliche Mate­
rial für den Gesamtkomplex der Sa­
nierung des Wohngebietes ,Im Finken“ 
aufzubereiten und den Körperschaften! 
der Slade zur weiteren Entscheidungs-I 
f.ndung zuzuleiten.

Mit diesem Engagement, so betont der 
Bürgermeister, werde den Zielsetzun­
gen der Körperschaften, die Altstadt 
für den Wohnbereich durch Ersatzwoh­
nungsbau aufzuwerten, die Sanierungs­
tätigkeit zu fördern und für den aus so­
zialen Gründen bedürftigen Personen­
kreis erträgliche Mieten zu garantieren, 
in hohem Maße Rechnung getragen. 
Nicht mehr offen sei jetzt die Frage, 
ob trotz der negativen Einwirkung 
übergeordneter Stellen Ende vergange­
nen Jahres das Demonstrationsbauvor­
haben im Rahmen der Blocksanierung 
in der Altstadt verwirklicht werden 
könne.

GÄSTE AUS BONN
Auf unsere Anfrage berichtete der 

Bürgermeister, daß in der vergangenen 
Woche zwei Vertreter des Bundeswoh­
nungsbauministeriums und einer des 
hessischen Innenministeriums in Lim­
burg mit ihm, Dr. Schirmacher und 
Baudirektor Conradi über die Möglich­
keiten einer „vorbildlichen Beispiel­
maßnahme“ der Altstadtsanierung, die 
modellhaft und für Forschungszwecke 
auswertbar, als Blocksanierung (Zu­
sammenfassung mehrerer Einzelobjck- 
te) verwirklicht werden könne. Nach ei­
nem Rundgang im Bereich der Rütsche 
und des Römer — hier soll, wie schon 
mehrfach in der Vergangenheit be­
richtet, die Blocksanicrung ausgeführt 
werden —, erfolgte ein mehrstündiges 
Gespräch, bei dem von den Gästen aus 
Bonn einmal die detaillierten Vorun­
tersuchungen von Dr. Schirmacher und 
der Limburger Stellen ebenso lobend 
anerkannt wurden, wie auch die Eigen­
initiativen verschiedener Hauseigentü­
mer bei Sanierungsmaßnahmen.

Die Aufgabenstellung der Blocksanie­
rung in Limburg wurde zum Schluß der 
Besprechung unter den Arbeitstitel 
„Weiterentwicklung des Wohnungs- und 
Städtebaus durch Modell-Versuchs- und 
Vergleichsbauvorhaben in der Altstadt 
Limburgs“ gestellt. Der Modellcharak­
ter der auszuführenden Blocksanierung 
liege, so der Bürgermeister, im Zusam­
menwirken von Eigentumssanierung, 
sowie Treuhändermodernisierung unter 
der Oberleitung eines Gutachters. Wei­
ter erforscht werden sollen bei der Maß­
nahme die Verfahrensweise bei. Anwen- 

■; düng verschiedener gesetzlicher Grund­
lagen, die Ausführung in bezug auf 

. Bautechnik und Grundri ßgestahung und 
.. das Verhalten sowie die Einstellung 
.. der Bevölkerung zu der Maßnahme.
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„Einzelkämpfer“ für die Obdachlosen
Projektgruppe „Soziale Brennpunkte“ will Elend lindern helfen

gegen Schützenhilfe nichts einzuwenden, 
„vorausgesetzt, uns will niemand etwas 
auf zwingen“. Man will bei jener Mobili­
sierungskampagne fortsetzen, mit der 
1975 fast die Hälfte aller Obdachlosen von 
der Stadt aus der Hessemerstraße geholt 
worden waren, so daß später vier Blöcke 
abgerissen werden konnten. Inzwischen 
stehen dort noch zwei, und die sind der 
Projektgruppe ein Dom im Auge. „Auch 
die restlichen Bewohner müssen raus, vor 
allem, wenn man bedenkt, daß im vorigen 
Jahr nur zwei Personen das Asyl haben 
verlassen können.“

Emst Jürgen Form macht deutlich, daß 
sich jene Rüsselsheimer, die von Räu­
mungsklagen in Sozialwohnungen be­
droht sind, unbedingt mit der Gruppe in 
Verbindung setzen sollen, die sich regel­
mäßig bei einem kirchlichen Sozialarbei­
ter trifft. Auf die Frage, was für ihn Er* 
folg bedeute, erklärt der Student: „Wehn 
wir uns mit dem Sozialamt arrangieren 
können, daß bei Mietrückständen und 
ähnlichem nicht gleich knallharte Räu­
mung kommt sondern daß auch mal die 
Miete gestundet wird. Doch bisher ist uns 
das leider noch nicht gelungen. Wir 
schaffen aber bei den Leuten das notwen­
dige Bewußtsein für ihre Lage.“ Einen 
„Lichtblick“ nennt Form die Einstellung 
des städtischen Sozialarbeiters Karl Gra­
bar*. der .sich .seit 1974 speziell..der Pro­
bleme der Obdachlosen angenommen hat. 
Man bringt heute den Wunsch zum Aus­
druck, einen weiteren Sozialhelfer mit 
psychologischen Kenntnissen einzustellen, 
der zum Beispiel jenen Leuten Hilfe 
bringt, die von Räumungsklage bedroht 
sind. „Der müßte natürlich entsprechende 
Vollmachten haben.“

Insgesamt laufen nach Forms Worten 
derzeit 30 Räumungsklagen vor allem im 
Dicken Busch, die größtenteils durch 
Mietrückstände aufgrund von Arbeitslo­
sigkeit zustande gekommen seien. Genau 
für diese Menschen will die Projekt­
gruppe mit Unterstützung von Karl Gra­
ber „Auffangbecken“ sein. Graber er­
klärte dazu, von Seiten der Stadt werde 
nur wenig für diesen Kreis getan, „was 
daran deutlich wird, daß es nicht einmal 
einen Etat für Obdachlose dbt Mlerdir/

ws. — Weitgehend unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit hat sich kürzlich eine lose 
Gruppe von Obdachlosen, ehemaligen Ob- 

’ dachlosen und von Obdachlosigkeit be­
drohten Bürgern zu einer Projektgruppe 
,Soziale Brennpunkte Rüsselsheim“ zu­
sammengeschlossen, die nach den Worten 
ihres Sprechers Ernst Jürgen Form mög­
licherweise im kommenden Jahr Mitglied 
der Landesarbeitsgemeinschaft „Soziale 
Brennpunkte“ werden soll. Diese Organi­
sation wird mit Landesmitteln gefördert. 
Die Rüsselsheimer Gruppe, die sich 
augenblicklich im Aufbau befindet und 
Mitglieder bis ins Rentenalter umfaßt, hat 
sich zum Ziel gesetzt, dafür zu sorgen, 

L jene Bewohner, die sich noch in den Ein- 
I fachstwohnungen der Bensheimer und 

der Paul-Hessemer-Straße befinden, dort 
rauszuholen und in Sozialwohnungen zu 
integrieren. „Außerdem wollen wir ver­
hindern, daß wieder neue Leute dort ein­
gewiesen werden, die derzeit mit Räu­
mungsklagen der Gemeinnützigen Gesell­
schaft und der Baugenossenschaft zu 
rechnen haben.“

Emst Jürgen Form weiß, wovon er 
spricht, wenn er auf die elenden Zustände 
in den Obdachlosenwohnungen hinweist, 
hat er doch bis zu seinem 20. Lebensjahr 
selbst dort mit Mutter und Neffe gelebt 
und erst 1975 den Sprung in die Wohnge­
meinschaft anderer Rüss&shSlnibr; In der 
Lucas-Cranach-Straße geschafft. Heute 
studiert Form an def Fächhochächüle, hat 
aber die damaligen Verhältnisse oder Iso­
lation nicht vergessen.

„Wir wollen mit allen legalen Mitteln 
verhindern, daß Neu-Einweisungen in die 
Elendsquartiere vorgenommen werden 
oder daß gar neue Obdachlosengebiete er­
schlossen werden. Jahrelang hat uns die 
Stadt mit Versprechungen vertröstet, aber 
nun soll man sich endlich mal an den Be­
schluß des Parlamentes halten, die bau­
fälligen Unterkünfte ganz zu schleifen“, 
erläuterte Form im Gespräch mit der 
Redaktion. Er verweist darauf, daß die 
Rückfallquote jener, die aus diesen Un­
terkünften in Sozialwohnungen übersie­
deln, relativ gering sei: „Daran sieht man, 
daß es sich lohnt, für die Re-Integration 
zu arbeiten “



einem langsam das

Stadt erwägt keine Neubau-Projekte

feg^t

würde ich mal ein Jahr dort empfehlen.“ 
Die Projektgruppe will sich zwar keiner 

festen Organisation anschließen, hat aber
digung bedroht, denn der hat seit 1974 
mehr getan als die Stadt in 20 Jahren ...“, 
so Gruppensprecher Form.

weiß: „Wir würden für Herrn Graber ganz 
massiv eintreten, wenn man ihn mit Kün-

schlossen werden. Jahrelang hat uns die 
Stadt mit Versprechungen vertröstet, aber 
nun soll man sich endlich mal an den Be­
schluß des Parlamentes halten, die bau­
fälligen Unterkünfte ganz zu schleifen“, 
erläuterte Form 'im Gespräch mit der 
Redaktion. Er verweist darauf, daß die 
Rückfallquote jener, die aus diesen Un­
terkünften in Sozialwohnungen übersie­
deln, relativ gering sei: „Daran sieht man, 
daß es sich lohnt, für die Re-Integration 
zu arbeiten.“

Forms großes Anliegen ist es, in.Zu-A 
"sammenarbeit mit dem Sozialamt-zu ver-^? 
I hindern, daß neue Familien vor allem mit

Kindern durch Räumungsklagen gezwun­
gen werden, in der Paul-Hessemer- oder 
der Bensheimer Straße einzuziehen.
„Wenn man da erstmal drin ist, ist man 
fürs Leben gestempelt, egal ob in der 
Schule oder an der Lehrstelle. Die Ver- <die Leute lügen“. Das hält ihn jedoch

doch anständig bleiben könne. Denen

Überraschend hat die Existenz der Pro­
jektgruppe bei den Verantwortlichen im 
Rüsselsheimer Sozialamt ausgelöst, wo 
Amtsleiter Heinz Seipel zwar Ernst Jür­
gen Form als Privatperson, aber nie als 
Sprecher einer Gruppe bekannt war. „Wir 
haben unseren Sozialarbeiter Graber zu 
einem schriftlichen Bericht aufgefordert, 
denn bisher hat er uns nicht darüber in­
formiert“, erläuterte Seipel auf Anfrage. 
Der Amtschef gesteht zwar zu, daß ihm 
die Existenz einiger Räumungsklagen sei­
tens der Wohnungsgesellschaften in der 
Opelstadt bekannt seien, weist aber ein­
deutig die Zahl 30 zurück. „Insgesamt sind 
mir drei Titel zur Vollstreckung bekannt 
und wenn sich nichts ändert, kommen wir 
in diesen Fällen um eine Einweisung in 
die Quartiere nicht herum. Allerdings 
muß ich klar die Vorwürfe zurückweisen, 
die Stadt täte nichts für diese Personen­
gruppen.“ Seipel verwies darauf,, daß man 
zahlreichen Mietern, die von Räumung be­
droht sind, die Mieten gestundet habe, 
wobei die Betroffenen leider oft nicht be­
reit »eien, auch den berechtigten Forde­
rungen entgegenzukommen.

Auch der Geschäftsführer der Gewobau, 
Peter Kreuzer, streitet nicht ab, daß es 
Räumungsklagen gebe, „aber zum einen 
bin ich zu wirtschaftlicher Geschäftsfüh­
rung verpflichtet und außerdem muß ich 
auf die Gemeinschaft aller Mieter Rück­
sicht nehmen. Es sind häufig Störenfriede 
und Schläger dabei, die für Unruhe «orgen

hältnisse brechen

und gegen die viele Beschwerden vor­
liegen. Da nutzen dann auch keine Mah­
nungen mehr was und wir müssen uns im 
Interesse aller von diesen Leuten tren­
nen“.

Kreuzej hebt hervor, daß man sehr viel 
mehrRäumungsklagen einleiten müßte, 
aber mit Rücksicht auf die Kinder werde 
man erst dann vollstrecken, wenn man 
weiß, daß auch diese ordnungsgemäß un­
tergebracht werden können. Allerdings 
betonte der Gewobau-Geschäftsführer 
auch, daß zu jenen auffälligen Familien 
fast nie solche gehörten, die zuvor in 
Einfachstwohnungen untergebracht wor­
den waren. „Bei uns sind diese Leute 
nicht gestempelt.“

Sozialamtschef Heinz Seipel machte 
nachdrücklich klar, daß im Magistrat 
keine Absichten bestehen, Neubauten für 
Obdachlose zu errichten. „Davon kann j 
keine Rede »ein, zumal die Politiker j 
beschlosten haben, die Block» Wte kWi-1 
reißen.“ Bis wann, weiß auch Seipel nicht, | 
zumal viele der Ausländerfamilien wegen 
des billigen Wohnens dort gar nicht aus­
ziehen wollen. „Ob sich eine Renovierung 
in der Hessemerstraße noch lohnt, muß 
erst geprüft werden.“ Insgesamt leben in 
den Rüsselsheimer Obdachlosen-Blocks 
13 ausländische und neun Zigeunerfami­
lien sowie 17 Einzelpersonen, wobei sich 
die Deutschen klar in der Minderheit be­
finden.

angenommen hat 
Man* Dringt heufö den Wunsch' zum Aus­
druck, einen weiteren Sozialhelfer mit 
psychologischen Kenntnissen einzustellen, 
der zum Beispiel jenen Leuten Hilfe 
bringt, die von Räumungsklage bedroht 
sind. „Der müßte natürlich entsprechende 
Vollmachten haben.“

Insgesamt laufen nach Forms Worten 
derzeit 30 Räumungsklagen vor allem im 
Dicken Busch, die größtenteils durch 
Mietrückstände aufgrund von Arbeitslo­
sigkeit zustande gekommen seien. Genau 
für diese Menschen will die Projekt­
gruppe mit Unterstützung von Karl Gra­
ber „Auffangbecken“ sein. Graber er­
klärte dazu, von Seiten der Stadt werde 
nur wenig für diesen Kreis getan, „was 
daran deutlich wird, daß es nicht einmal 
einen Etat für Obdachlose gibt. Allerdings 
muß man sagen, daß sich die Stadt 
wenigstens bemüht, die Obdachlosenquar- “ 
tiere ganz wegzubekommen, fragt sich 
nur bis wann?“

Graber weiß, daß er als Verbindungs­
mann zu jenen Randgruppen viel Arger 
mit der Stadt als Arbeitgeber bekommt, 
„man wirft mir sogar vor, ich würde für

studiert Form an def FÄchhochüchüße, hat 
aber die damaligen Verhältnisse oder Iso­
lation nicht vergessen.

„Wir Wollen mit allen legalen Mitteln 
verhindern, daß Neu-Einweisungön in die 
Elendsquartiere vorgenommen werden 
oder daß gar neue Obdachlosengebiete er-
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„Für Billig-Bauweise zu teure Mieten“
FBI sorgt sich im Dicken Busch um Mens chen, denen Einfachstwohnungen drohen

¥

der Paul-Hessemer-Straße immer noch 
voll belegt; in der Bensheimer Straße 
stehen einige der Einfachstwohnungen 
leer. Und diese, so weiß man in der 
Bürgerinitiative, werden zur Zeit re­
noviert.'„Meinen Sie, man würde die 
Unterkünfte herrichten, wenn man 
dort nicht neue Einweisungen vorhätA 
te ...?“ Erste „Umsetzungen“ seiend 

I bereits wieder erfolgt,, vornehmlich 
Einzelpersonen zählten zu den Betrof­
fenen.
Richard Lulay vom Pfarrgemeinderat 
der katholischen Gemeinde Auferste­
hung Christi bezeichnete die Lage als 
ernst. Seit einiger Zeit versuche er, 
Kontakte zu den betroffenen Familien 
zu knüpfen, um mit ihnen gemeinsam 
nach Lösungswegen zu suchen. Bis­
lang habe er allerdings nur einen Teil 
der von Räumungsklagen bedrohten 
Familien sprechen können.
In Briefen an die Stadtverwaltung und 
die im Stadtparlament vertretenen 
Fraktionen habe man die Verantwort­
lichen aufgefordert, den Bau neuer 
Schlichtwohnungen um jeden Preis zu 
verhindern. Denn trotz der negativen 
Aussage des Bürgermeisters zur Er-* 
richtung von Notwohnungen sieht die 
FBI solche Baumaßnahmen als unab­
dingbare Konsequenz, wenn alle 
schwebenden Klagen durchgesetzt 
werden. Ilse Stieglitz: „Die Stadt kann

von rund 160J>M?Das Fahrzeug stand

* *

i (tf). Wenn die Stadt Rüsselsheim offi- 
' ziell von drei Familien spricht, die im 

Stadtviertel „Dicker Busch“ von einer 
Räumungsklage betroffen sind, so 

j weiß es die* „Freie Bürgerinitiative“ 
| besser: „Man kann an diese Zahl ru-, 

higen Gewissens noch eine Null dran­
hängen ..

J In der Jahreshauptversammlung der 
I FBI am Montagabend im evangeli­

schen Gemeindezentrum Dicker Busch 
. wirkte diese Nachricht alarmierend, 
I war es doch gerade die Bürgerinitiati­

ve, die sich in der Vergangenheit der 
Probleme der sozial Schwachen an­
nahm und für eine Umsetzung vieler 
Familien aus den Einfachstwohnungen 
in der Paul-Hessemer-Straße und in 
der Bensheimer Straße in menschen­
würdige Sozialwohnungen sorgte. 
Auch die Verantwortlichen der Stadt

I wollten sich den sozialen Brennpunkt 
I der Notwohnungen vom Hals schaf­

fen. „Ich hätte solche Einfachstwoh-
1 nungen nie gebaut“, hatte Bürgermei- 
’ ster Dr. Storsberg damals gesagt, und 

die Stadtverordnetenversammlung 
faßte den Beschluß, die umstrittenen 
Behausungen abzureißen, nachdem 
man die Bewohner aus dem Getto am 
Rand der Stadt in die Gemeinschaft 
zurückführen wollte.
Das ist etwa drei Jahre her. Heute 
sind die verbliebenen Unterkünfte in

zur Zeit unmöglich 30 Familien unter-. 
Die Probleme, so ein ehemaliger Be­
wohner des Gettos in der Paul-Hesse­
mer-Straße, erwachsen vornehmlich 
aus den hohen Mietpreisen im Wohn­
bereich „Dicker Busch“. In vielen Fäl­
len auch zahlungsunwillige Mieter 
benden Bewohner so niedrig, daß es 
von der Miete schon zum großen Teil 
aufgesogen werde. Gerade bei der ex- 
Iremeh Billig-Bauweise in der Robert- 
Bunsen-Straße müsse der ‘dort, gefor- 
/derte hohe Mietpreis verwundern.
Die FBI bestreite nicht, daß es zuwei­
len auch zahlunrgsunwillige Mieter 

jgebe — diesem Personenkreis könne 
/man aber wohl auf andere Weise bei­
kommen, als sie mit Gewalt aus der 
Wohnung zu treiben. Denn die Leid­
tragenden solcher Maßnahmen seien 
jedesmal die Kinder der Familien, die 
an der Situation völlig unschuldig sei­
en und das Leben in Einfachstwoh­
nungen am wenigsten verdient hätten.

Neu wagen erleichtert
(sg). Aus einem Neuwagen, der zur 
Verladung bestimmt war, en£j»tr- ’ 
dete ein bislang nicht b^karrfffer Tä-
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wurden? Dieser Schlußfingcwlcsen
mittlerweile sind

«
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Zwanzig Mietern 
gekündigt

■C' i;.

Die Räumungsklagen verhindern

mehrere Personen als Folge einer 
Räumungsklage dorthin gekommen . 
und zu Menschen zweiter Klasse 
durch die städtische Einweisungspoli- 
tik gemacht worden. Dieser Weg löst 
für die betroffenen Menschen wie 
auch für eine Kommune die Probleme 
nicht.
Daß diese Personen, selbst durch klei­
nere Raten, ihre Rückstände nicht til­
gen, beweist doch einmal mehr, daß 
sic finanziell dazu nicht in der Lage 
sind. V.'-.e einfach ist es, dann pau­
schal em zweites „Argument" für eine 
Räumungsklage ins Feld zu füh­
ren. Diese Mieter stören durch ihr 
Verhalten den Hausfrieden“. Nach un­
serer Meinung wird eine intakte Haus- 
gemeinschaft durch Gespräche mit

liegt nahe, denn

7 ' #

diesen Familien auch zu einer Über­
einkunft kommen können.
Betrachtet man sich die Situation ge­
nauer, so werden die Gründe für ein 
solches Verhalten offensichtlich, denn 
wer wird nicht einmal erregt sein, 
wenn er abends abgespannt von der 
Arbeit kommt oder das Haushaltsgeld 
schon wieder einmal nicht ausreicht 
oder arbeitslos mit geringer Aussicht 
auf Vermittlung ist. Diese Gründe, die 
nicht der Räumungsbetroffene zu 
verantworten hat, lassen sich be­
stimmt noch fortsetzen. Gerade in 
diesen beiden Stadtteilen kommen 
Probleme, die sich aus der Bauweise 
ergeben, wie z. B. Isolation etc. noch 
dazu.
Wir, die Jahre Erfahrungen in Ein­
fachstwohnungen machen mußten, 
können es nicht zulassen, daß erneut 
Familien mit Kindern wie auch Einzel­
personen in die Obdachlosenhäuser 
eingewiesen werden. Wir wissen, daß. 
dadurch eine Anzahl weiter nur^ 
schwer zu bewältigender Probleme 
sich ergeben. Deshalb fordern wir, die 
Projektgruppe soziale Brennpunkte 
Rüsselsheim, die Stadt auf, auch 
durch unbürokratische Mittel die 
Durchführung der Räumungsklagen 
zu verhindern.
Zugleich für E. und W. Süß, Bonner 
Straße 50, und R. Raab, Böllenseeplatz 
10:

E.-J. und A. Form 
Lucas-Cranach-Straße 43 
6090 Rüsselsheim

Im Rüsselsheimer Echo vom 13.7. 
wird berichtet, daß im Dicken Busch F 
und II 14 Räumungsklagen von der . 
Gemeinnützigen ’Wohnungsbaugesell- 
schaft vorhegen, wovon zwölf Titel 
vollstreckbar sind, nicht drei Titel, 
wie vor kurzem noch von städtischer 
Seile betont wurde. Nach unserer 
Kenntnis haben auch andere Woh- 
nungsbaugeseUschaftcn für diese 
Stadticile Räumungsklagen einge- 
rcidn.
Was gedenkt die Stadt Rüsselsheim 
als zuständige Obdachloscnbehörde 
zu tun?
Sollen diese Menschen entgegen dem 
MagEtratsbcschhiß in die Einfachst- 
wohnungen in der Bensheimer Straße

(sg). Mit umfassenderem Zahlenmate­
rial wartete Bürgermeister Dr. Karl- 

> Heinz Storsberg jetzt auf, nachdem der
Magistrat in der Mai-Sitzung der Stadt­
verordneten auf eine Anfrage des 
FWG-Fraktionsvorsitzenden Dr. Man- , 
fred Volkmann nach dem Umfang der 
Kündigungen, die gegen Mieter der 
Städtischen Wohnungsbaugesellschaft 
im Stadtteil Dicker Busch verhängt 
wurden, nur eine eingeschränkte Aus­
kunft geben konnte.
Wie jetzt aus einer schriftlichen Ant- 

* wort xdes Stadtoberhauptes heryor- 
geht, wurden von der Gemeinnützigen 
Wohnungsbaugesellschaft acht fristlo­
se Kündigungen im Dicken Busch I — 
davon sechs Räumungsklagen- — so­
wie zwölf Fristlose Kündigungen im 
Dicken Busch 11 — davon acht Räu­
mungsklagen — ausgesprochen oder 
elngel«t6t. In insgesamt zwölf Fällen 
liegen nach Auskunft von Dr. Stors- 
berg gerichtliche Entscheidungen vor. 
Wie der Bürgermeister Dr. Volkmann 
jedoch versicherte, wird vor der Ein­
leitung einer Räumungsklage von der 
Wohnungsbaugesellschaft alles getan, 
um den Betroffenen zu helfen. „Diese 
waren“, wie es heißt, „aber meist noch 
nicht einmal bereit, ihre Rückstände 
in kleineren Raten zu tilgen.“
Abschließend sei noch zu bemerken, 
„daß es nicht immer nur Mietrück­
stände sind, die zu fristlosen Kündi­
gungen führen. Manche Mieter stören 
durch ihr Verhalten den Hausfrieden 
in einer Art, daß es den Mitbewoh­
nern nicht zugemutet werden kann, 
mit diesen Leuten in einer Hausge­
meinschaft zu leben. Es kommt nicht 
Selten vor, daß diese Mitbewohner 
dfnn um eine andere Wohnung nach- 
Itithin, nur um ihre verdiente Ruhe 
fü hlben“, heißt es in der Antwort 
von Dr. Storsberg an die FWG-Frak- 
tion.
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S ^nijektgruppe hat Erfolg^;
' Spielplatz für Obdachlosensiedlung Hessemersträ^e

• Spielmöglichkeiten für die Kinder in 
der sogenannten Obdachlosensiedlung 
Paul-Hessemer-Straße: Der Magistrat 
hat-am Dienstag dem Wunsch stattge-

■ geben-:und den Bau eines Spielplatzes 
beschlössen, der rund 15 500 Mark ko­
sten wird.

29-^.Wieder Spielplatz 
fürHessemer-Straße

1UC — Die Kinder der Einfachstwoh­
nungen in der Paul-Hessemer-Straße, 
ötwa 20 an der Zahl, sollen jetzt nach 

c einem Beschluß des Magistrates einen 
v Spielplatz erhalten. Die Projektgruppe 
i „Soziale .^Brennpunkte“ hatte eine ent- 
•sprechende Bitte an den Sozialdezernen- 
? t en
»angeführt, daß bis zum Abriß von vier 
eHäusern hier ein, Spielplatz vorhanden 

war und die nötigen Fundamente noch 
vorhanden seien. Zwar könnten die Kin­
der den Spielplatz am Böllenseeplatz be­
nutzten, aber der Weg dorthin ist zu ge­
fährlich. Von dem alten Spielplatz in der 
Hessemer-Straße wurden damals.o^ 
Spielgeräte entfernt und auf and®ren 
Plätzen wieder aufgestellt, ein Teil aller­
dings wegen Unbrauchbarkeit abgeschrie- 
ben Nun will die Stadt hier wieder Spiel- 

: geräte installieren. So eine Tischtennis- 
. platte, ein Bauwerkgerüst, eine Turm- 

kombination und einen Autoreifen- 
■ schwinget. Alle Geräte sind stabil und die

Kosten einschließlich Montage werden 
rund 15 500 Mark betragen.

Brennpunkte“ an Solberg.
Diesen Argumenten mochte sich“ddr 
Magistrat nicht verschließen. Wie der 
Antragsteller hält auch er es für unzu­
mutbar, den betroffenen Kindern den 
Spielplatz am Böllenseeplalz^ emp­
fehlen, da der Weg dorthin^ .weit

; X1-- T hr W—Wohnungen ang.
.hingewiesen. Mit dem Abriß der vier^ bracht.
•-mit Einfachstwohnungen ausgestatte- -
*ten Häuser sei auch der bis dahin vor- 
- ,handene Spielplatz, verschwunden. In .
• den verbliebenen Bauten lebten inzwi­

schen aber wieder 21 Kinder, die ei- 
neu Spielplatz benutzen könnten.

)

- ■
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Grundsätzlich gehe es der Initiative 
nicht darum, der Wohnungsbaugesell­
schaft den Schwarzen Peter zuzuschie- Bunsen-Straße 49 ist zugleid 

adresse für alle, die an de/ 
Mieterinitiative Interesse 
Mitgliedsbe'iträge sammel^ 
Anneliese Ruge ein, ihr sq 
Lara zur Seite. Schriftfühi

Heinz Noll vor, sein Stellvejicö 
Antonio Lara. Den Sachaussdm 
nanzen“ leitet Jürgen Peter»

Von Lapp: „Wir arbeiten also nicht 
nur für unseren eigenen Komfort — 
die Gfwobau müßte uns eigentlich ----- ..
dankbar sein, daß wir solche Mängel Bei den Vorstandswahlen Mitt-? 

wochabend wurden Bernhard yon 
Lapp als Vorsitzender unct Claudia 
Junker als seine Stellvertt^ferin* ge­
wählt. Ihre Adresse ih dJ^Robert-

rechtzeitig erkennen und weitermel­
den ..."

eigneten Mann ?ur Koordination die­
ses wichtigen Aufgabenfeld« gefuiH 
den. fV'M*;-':

„Sind Sozialwohnungen noch sozial^g
Mieterinitiative Dicker Busch: Teurer als im freien Wohnungsbau - Neuwahlen >

litftiRi

Stellvertreter soll später vom 
stand benannt werden. Da geradMk^ 
Finanzbereich von den Verei^smitgti^ 
dern nicht mehr alleine zu ‘bewältig«! 
ist, will die Mieterinitiativ©,^«hnnä^hst 
geeignete Fachleute hjpzuzie^eii. 
Nicht zuletzt dafür wird des Mitglie­
dern ein monatlicher Beitrag^on drei 
Mark abverlangt. y ',

Konrad Wessoleck, dem *,$ädiaus- 
schuß Technik“ steht auch?'^

ben, auch bei der jüngst erfolgten 
Überprüfung der Gebührenabrechnun­
gen sei man nicht von Unregelmäßig­
keiten der Baugesellschaft ausgegan­
gen. „Das nehmen wir nicht an ...“ 
Ziel der Initiative ist vielmehr eine 
Kritik des allgemeinen „Betriebsko­
stengebarens“. Denn obgleich die Zu­
teilung einer Sozialwohnung an eine 
bestimmte Einkommensgrenze gebun­
den sei, könnten viele der Mieter die 
finanziellen Belastungen nur mit 
Mühe tragen. „Wir müssen einfach 
fragen, inwieweit Sozialwohnungen 
noch sozial sind, wenn man dort 
mehr zahlen muß als im freien Woh­
nungsbau.“
Die Mitglieder der Mieterinitiative wä­
ren gerne schon über die Behandlung 
solch unmittelbarer technischer und 
finanzieller Fragen heraus, haben sie 
sich bei ihrer Gründung doch noch 
ein weiteres, mindestens ebenso um­
fangreiches Aufgabengebiet zum Ziel 
gesetzt: die Wohn- und Lebensqualität 
ihres Stadtteils durch eine Auflocke­
rung der von Hochhäusern vorgepräg­
ten Anonymität zu verbessih!. Ge­
meinsam mit der Nachbarschaftshilfe- 
Aktion der beiden Kirchengem&nden 
in diesem Bereich will man ' darauf 
hinarbeiten, „daß wir uns untereinan­
der nähe'r kommen“. Wesentlicher 
Schritt in dieser Richtung soll im 
kommenden Jahr ein erstes Fest der 
Mieterinitiative sein. In ihrem Mitbe­
gründer Pfarrer Manfred Zacher als 
Vorsitzenden des Fachausschusses 
„Soziales“ hat die Initiative einen ge-

7

■ (tf). Sie fühlen sich nich als Störenfrie­
de, und sie wollen aus ihrer Arbeit 
auch keinerlei politisches „ Kapital 
schlagen. Insbesondere der Vorwurf, 
man wolle „ganz gezielt der SPD am 
Zeug flicken“, erfüllt die Mitglieder 
der „Mieterinitiative Dicker Busch“ 
mit Verwunderung. „Wenn wir zu 
konkreten Fragen den Magistrat kriti­
sieren, trifft das doch in keiner Weise 
die Partei“, betonte jetzt Vorsitzender 
Bernhard von Lapp in der ersten Jah­
reshauptversammlung der erst im Au­
gust vergangenen Jahres gegründeten 
Initiative.
Rund 30 Mitglieder und einige Interes­
senten hatten sich am Mittwochabend 
im Gemeindezentrum der evangeli­
schen Kirchengemeinde „Dicker 
Busch“ eingefunden, um im zweiten 
Anlauf die Generalversammlung doch 
noch über die Bühne zu bringen. 
Rund 1000 Einladungen waren heraus­
gegangen.
„Wir sind eine überparteiliche Interes­
sengruppe“, betonte von Lapp auch 
noch einmal gegenüber dem ECHO. 
„Unsere Mitglieder repräsentieren ei­
nen Querschnitt der verschiedensten 
Gesellschaftsschichten und politischen 
Anschauungen.“ Daß es jenseits par­
teipolitischer Erwägungen genügend 
Probleme gibt, deren man sich anneh­
men kann, hat die zur Eintragung ins 
Vereinsregister angemeldete Initiative 
in den Monaten ihres Bestehens schon 
mehrfach bewiesen. Da ging es erst 
kürzlich um undichte Stellen an den 
Holz-Fensterrahmen mehrerer Woh­
nungen; durch einen von der Herstel­
lerfirma gestellten Schreiner konnten 
die Mißstände inzwischen zum großen 
Teil behoben werden. Auch die 
schlecht isolierten Nahtstellen zwi­
schen Mauerwerk und Fensterrahmen 
sollen jetzt abgedichtet werden, um 
Schäden des Mauerwerks durch ein­
ziehende Feuchtigkeit zu verhindern.

’ 7’ ‘ -7
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Obdachlosenwohnungen erfolgen, die
keine weiteren Einweisungen in die nach Artikel 1, Absatz 1 des Grundge- 
wuuaiiiiv;>ciiwi/i*>iui»ßv.< _ , -13 setzes bezüglich des Rechts auf eine
vorhandenen Wohnungen beseitigt, menschenwürdige Wohnung in der

- ■ • Weise für teilbar, daß Familien, die

Eine Bruchbude soll renoviert werden-
fe-

FWG-Bedenken für Projekt an der Bensheimer Straße - Um Einfachstwohnunged >

errichten, der in vergleichbarer Größ­
te nicht wesentlich mehr als eine hal­
be Million Mark kosten würde?
Ist sich der Magistrat im klaren, daß 
mit dem kurzfristigen Wegzug einiger 
Zigeuner das Zigeunerproblem keines­
wegs gelöst ist? -iv
Wie viel und in welcher G^samthöhe 
wurden Mietschulden über die Haus­
haltsstelle 1110—5300 in den Jahren 
1976 und 1977 übernommen? Wie 
hoch ist die derzeitige Zahl der Räu­
mungsklagen sowie der Mieter mit 
Mietrückständen im Rüsselsheimer 
Stadtgebiet? Wieviel dieser Mieter 
könnten maximal in die Bensheimer 
Straße eingewiesen werden?
Hält der Magistrat das Grundrecht

(bri). Eine Reihe von Fragen und kriti­
schen Anmerkungen verbindet die 
FWG-Fraktion im Stadtparlament mit 
der bekannt gewordenen Absicht des 
Magistrats, die Einfachstwohnungen 
an der Bensheimer Straße mit einem 
Aufwand von 350 000 Mark renovie­
ren zu wollen. Die Erklärung der Frei­
en Wählergemeinschaft dazu hat fol­
genden Wortlaut:
„Wie vereinbart sich der Magistratsbe­
schluß mit dem Beschluß des Magi­
strats aus dem Jahre 1975, nach dem

(ber). Bis zu 350 000 Mark Renovie­
rungskosten will der Magistrat in die 
zwei Häuser an der Bensheimer Stra­
ße in Königstädten investieren, um 
die hier eingerichteten Einfachwoh­
nungen in einen menschenwürdigen 
Zustand zu bringen. Die Möglichkeit 
der Instandsetzung und Verbesserung 
der Ausstattung wird durch Abmel­
dung und Wegzug zahlreicher Zigeu­
nerfamilien geschaffen, die hier seither 
ihr Domizil hatten.
Wie aus dem Presseamt “verlautet, hat 
sich die Bewohnerzahl auf 21 zumeist 
ausländische Personen in jüngster Zeit 
drastisch reduziert. Der Magistrat 
habe nun festgestellt, daß sich beide

Gebäude in einem sehr schlechten mer Straße mit sechs Familienwoh- 
baulichen Zustand befänden und sich nungen aus dem Bereich der Obdach-
in gleichem Zusammenhang nochmals losenfürsorge herauszunehmen, es in 
eingehend mit der Frage der Obdach- einfacher Form zu renovieren und ai) 
losenunterbringung befaßt. Dabei sei Familien des entsprechenden ^edarfs 
zum Ausdruck gebracht worden, daß (Familien, die mit geringem Woh- 
der dezentralen Unterbringung söge- nungskomfort einverstanden sind) zu 
nannter Obdachloser auch künftig der vermieten. Dabei ist beispielsweise die 
Vorzug gegeben werden sollte. Dieser Verbesserung der Isolierung und auch. 
Weg war erstmals im Zusammenhang der Einbau von Bädern vorgesehen,
mit der früheren Einfach-Siedlung an Da§ zweite Haus wird weniger auf-
der Paul-Hessemer-Straße beschritten ' wendig und zwar dergestalt instandge- 
worden, wo inzwischen bis auf ein setzt, um weiterhin als Einfachwoh- 
letztes Haus alles abgerissen ist. • nung für sogenannte Obdachlose zu 
In Richtung Integration zielt nun auch 
der Magistratsbeschluß, das Eckhaus' 
der beiden Gebäude an der Benshei-

den Bewohnern Sozialwohnungen ver- ------- ...
mittelt werden und die übrigen Miet- mit geringerem Wohnkomfort emver- ( 
schulden übernommen werden sollen. standen sind, diesen promt von der 
Im übrigen sollte die Gemeinnützige Stadt Rüsselsheim zur Verfügung ge- 
Wohnungsbaugesellschaft nach dem stellt erhalten, gleichgültig, ob diese 
Beschluß im Jahre 1975 dezentrale noch unter den Normen des sozialen , 
Wohnungen für Mieter mit Mietrück- Wohnungsbaus liegen oder nicht?“ 
ständen bereitstellen. -- ----- - —
Wie steht der Magistrat zu dem Vor­
schlag, statt der Renovierung einer 
Bruchbude für 350 000 Mark einen 
Neubau im sozialen Wohnungsbau zu

- -

Nach Zigeunerabzug Renovierung
Einfachwohnungen in Königstädten werden ausgebaut x/#
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Einfachstwohnungen: Abbruch günstiger als Renovierung
I 

(bri).

Projektgruppe „Soziale Brennpunkte Rüsselsheim“ warnt vor „Flickschusterei“ in Bensheimer Straße
Die Projektgruppe „Soziale aus materieller Not mehr gebe... 

Alle Maßnahmen sollten auf die Ein­
gliederung der Familien in die übrige 
Bevölkerung ausgerichtet sein.
Auch die Rüsselsheimer Stadtverord­
neten und der Magistrat hätten am 
19. 6.1975 beziehungsweise 13. 5.1975 
durch Beschluß bekundet, daß die be­
stehenden Obdachlosengebiete Paul- 
Hessemer-Straße und Bensheimer 
Straße sukzessive aufgelöst werden 
sollen. Ein erster Schritt sei der Ab­
riß der vier Häuser in der Paul-Hes- 
semer-Straße im Frühjahr 1976 ge­
wesen.
Nach wie vor bestünden in der Paul- 
Hessemer-Straße wie in der Benshei­
mer Straße je zwei Häuser, heißt es. 
Nach wie vor bestünden also auch die 
Probleme der dort Wohnenden, die 
zweifelsohne mit aus der Wohnsitua­
tion resultierten. Probleme wie Vorur­
teile gegen diese Bewohner, die sich 
aus der Zentralisierung ergeben und 
unzureichender Wohnraum, sanitär 
wie von der Größe her, kennzeichne­
ten die Situation. Dieser Zustand sei 
untragbar für Menschen. „Wir selbst 
haben über Jahre diese Erfahrung ma­
chen müssen (ein Teil der Mitglieder 
der Initiativgruppe war in den Woh­
nungen untergebracht d. Red.). Wir 
selbst wissen, daß diese Probleme ei­

ner Veränderung bedürfen. Wir selbst 
wissen auch, welche positiven Erfah­
rungen der Umzug aus dem Obdach­
losengebiet in menschenwürdige Woh­
nungen gebracht hat.“
Ein weiterer Schritt in dieser Richtung 
wäre der Abriß des Hauses Benshei­
mer Str. 72. Nach Auszug der Zigeu­
ner aus der Bensheimer Straße wer­
de durch Umsetzung einiger Alleinste­
hender das Haus Nr. 72 leer. Für eine 
Renovierung dieses Hauses sei bis 
heute nicht allzuviel aufgewendet 
worden, so daß bei einem Abriß keine 
Mittel verschwendet würden. Eine 
hinreichende Renovierung würde 
letztlich beinhalten, daß eine Wärme­
isolierung für Dach und Wände, eine 
Feuchtigkeitsisolierung der Wände, 
insbesondere der Fenster- und Tür­
stürze und eine teilweise Erneuerung 
des Außenputzes sowie ein neuer An­
strich vonnöten wäre. Die sanitären 
Anlagen müßten verbessert werden 
(Einbau von Spülen, Bädern und Du­
schen), und dadurch bedingt müßte 
die Raumaufteilung verändert werden. 
Hinzu komme, daß nur eine unzurei­
chende Elektroinstallation vorhanden 
sei. Waschküche und Außenanlagen 
müßten neu gestaltet werden. Die 
Verlegung von Fußböden würde erfor­
derlich, da lediglich Estrich bziehungs-

weise Heiß-Asphaltböden vorhanden 
seien, Türen und Fenster müßten in­
stand gehalten und abgedichtet wer­
den.
Alles in allem würde die Renovierung 
dieses einen Hauses auf etwa 160 000 
bis 170 000 Mark kommen, und trotz­
dem wäre dies aus den zuvor genann­
ten Gründen nur „Flickschusterei“. 
Obendrein, folge man dem hess. So­
zialminister, so stellten sich durch die 
Einweisung in Obdachlosengebiete 
Kosten ein, die die Gesellschaft in ei­
nem weitaus höheren Maße belasteten 
als vorbeugende Maßnahmen.
Auch die Stadt Köln sei in ihrer Bro­
schüre „Obdachlose Mitbürger eine 
Herausforderung“ zu einem ähnlichen 
Schluß gekommen. „Meist hat die Ein­
weisung in eine Obdachlosenunter­
kunft als solche für die sozial noch 
relativ integrierten Personen den Cha­
rakter eines endgültigen Bruches mit 
der Gesellschaft, die nur schwer repa­
rabel ist und letzten Endes einen viel 
größeren Aufwand von der Gesell­
schaft fordert als die Bereitstellung 
menschenwürdigen Wohnraumes.“ 
Die Initiativgruppe soziale Brenn­
punkte fordert deshalb den Magistrat 
und die Stadtverordnetenversammlung 
auf, den Abriß des Hauses Benshei­
mer Straße zu beschließen und ent­
sprechend den Beschlüssen aus dem 
Jahr 1976 keine Neueinweisungen 
mehr vorzunehmen.
Die Gruppe verweist sodann auf die 
jetzigen Entscheidungen des Magi­
strats, nach der keines der beiden 
Häuser abgerissen werden soll. Viel­
mehr soll das eine etwas weniger und 
das andere etwas mehr renoviert wer­
den. Eines davon soll für finanziell 

i Schwache, das andere weiterhin für 
•Obdachlose genutzt werden.
Die Erklärung schließt: >Es ist für den 
steuerzahlenden Bürger nicht einsich­
tig, daß 350 000 Mark aus dem Fenster 
geworfen werden, denn die Renovie­
rung des einen Hauses würde ca. 
300 000 Mark lediglich 400 Quadratme­
ter zudem noch unzureichender 
Wohnraum geschaffen, wobei die Get- 

• tosituation nicht durchbrochen würde, 
Vorurteile bestehen blieben und eine 

■Integration der Obdachlosen unmög-

Brennpunkte Rüsselsheim“ hat in ei­
nem unter anderen von Gisela Bunke 
unterschriebenen „Offenen Brief“ an 
die Verantwortlichen der Stadt Rüs­
selsheim scharfe Kritik daran geübt, 
daß der Magistrat beabsichtigt, zwei 
Häuser zu renovieren. Die Initiativ­
gruppe fragt den Magistrat, ob er sich 
so eine sukzessive Auflösung der 
Wohnungen vorstellt. Sie gibt auch 
gleich die Antwort: „Nein, denn suk­
zessive Auflösung bedeutet schrittwei­
se Auflösung und nicht, daß man dem 
Kind einen anderen Namen gibt und 
an den Wohn- und Lebensbedingun­
gen der in den Obdachlosengebieten 

l Wohnenden nichts verändert.“
Der Offene Brief gibt zunächst eine 
grundsätzliche Einschätzung der ge­
sellschaftlichen Situation der Obdach­
losen. Es heißt darin: „Wie der hessi­
sche Sozialminister in seinem Bericht 
Soziale Maßnahmen zur Verbesserung 

i der Lage der Obdachlosen ausführte, 
müsse die öffentliche Verwaltung be­
müht sein, durch vorbeugende Maß­
nahmen Obdachlosigkeit zu verhin­
dern und sich das Ziel setzen, die be­
stehenden Obdachlosensiedlungen 
aufzulösen.“ Die Sozialverwaltung 
könne sich erst dann zufrieden geben, 

I wenn es keine sozialen Randgruppen
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%fen. Schließlich mindert titeln«
Herkunft aus den Notunterkünften

wenn sie zwei Kinder hat. In den Ein-

;ruppe

FÜNF PERSONEN - Kind unterwegs. In d^r Bensheimer Straße muß diese ungarische Aussiedlerfamilie

Für Heizung müssen die Bewohner 
selbst sorgen.
Für drei Zimmer muß man dann im 
Monat beispielsweise 76,50 Mark be-

ist unterwegs — ist alles hoffnungslos 
zu klein.
Acht Einzelpersonen und drei Famili­
en — und alle wollen lieber heute als
morgen aus den Einfachstwohnungen 

zahlen. Drei Zimmer, das sind 55 heraus. Die FBI will ihnen I ' 
Quadratmeter. Für eine Familie ent­
schieden zu wenig — besonders,
_______ das gesellschaftliche Ansehen der Be- 
fachstwohnungen an der Bensheimer wohner. „Wer von uns hat das Recht, 
Straße leben zwei Familien dieser den anderen zu verurteilen?“ fragt El-
Größe; seit nunmehr sechs Monaten len Spengler.
muß sich dort auch eine ungarische Bürgerinitiative und Proji 
Aussiedlerfamilie behelfen; denn ob- wollen helfen. Was sich tun läßt, soll 
wohl der Mann bei Opel Arbeit ge-, am Donnerstag (23.) ab 20 Uhr wäh- 
funden hat, reichen die Mittel nicht- rend einer Bürgerversammlung im 
für eine ausreichend große Wohnung. „Königstädter Hof“ besprochen wer- 
Für fünf Personen — das sechste Kind den.

Ac. ...

Wer hier wohnt, ist schon diskriminiert i
' ' ■' • •

Freie Bürgerinitiative setzt Kampf gegen Notwohnungen fort - Lokaltermin
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(tf). Vor einem halben Jahr wurden 
die Räume frisch tapeziert — heute 
sind die Wände schon wieder ver- 
sport. Die Mauern sind nicht isoliert, 
ziehen die Feuchtigkeit, in den 
Schränken verschimmeln die Kleider. 
Für 3W ÖPQ Mark will die Stadt Rüs- 
fßtehelm jetzt ihre bautechnischen 
Fehlgeburten in der Bensheimer Stra­
ße renovieren lassen. Denn die Ein- 
fachstvjohnungen bieten nicht nur den 

. Bewohnern einfachste Unterbrin- 
gungsmöglichkeiten, sie sind offenbar 

-auch einfachst gebaut
Fast drei Jahre nachdem die Rüssels­
heimer „Freie Bürgerinitiative“ unter 
maßgeblicher Beteiligung von Ellen 
Spengler und Ilse Stieglitz ihre Aktio­
nen gegen die Notunterkünfte in der 
Paul-Hessemer- wie in der Bensheimer 
Straße startete, sind die Probleme 
nicht beseitigt. Zwar ist es gelungen, 
vor allem Familien aus der Hessemer- 
Straße in menschenwürdige Wohnun­
gen umzusiedeln, doch wirft der so­
ziale Brennpunkt in der Bensheimer 
"traße nach wie vor Fragen auf.

iie Rüsselsheimer Pröjektgruppe „So- 
1 ziale Brennpunkte“ unter Ernst-Jürgen 

Form war es denn auch, die auf die 
Probleme in den Königstädter Ein­
fachstwohnungen hinwies. Die Bürger­
initiative griff die Sache auf und lud 
zum „Lokaltermin“: Vertreter der FBI, 
der Projektgrlippe und Bewohner der 
beiden Häuser trafen sich am Sams­
tagvormittag mit Stadtrat Erich Sol­
berg zum Rundgang durch die etwa 
zur Hälfte belegten Gebäude. Sie sa­
hen in Zimmer, sie sahen in Schränke. 

jJJnd sie hörten sich die Schwierigkei­
ten der Mieter an. Denn umsonst 
kann man auch in den städtischen 
Notwohnungen nicht leben: mit Was­
ser, Strom und Müllabfuhrgebühren 
kostet der Quadratmeter eine Mark.
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WOHNEN in der Bensheimer Straße.
Bild: Roeder
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tom. - Erhitzte Gemüter und erregte 
Diskussionen kennzeichneten die Ver­
sammlung der Freien Bürgerinitiative 
Rüsselsheim und der Projektgruppe 
soziale Brennpunkte am Donnerstagabend 
im Königstädter Hof. Thema der Veran­
staltung waren der derzeitige Zustand der 
Einfachstwohnungen der Bensheimer 
Straße und die geplante Renovierung die­
ser Obdachlosenwohnheime durch die 
Stadt. Jedoch herrschte unter den ca. £0 
Diskussionsteilnehmern teilweise ein sol­
ches Durcheinander, daß sich Gesprächs­
leiterin Ilse Stieglitz nur mit Mühe ver­
ständlich machen konnte. Von Seiten der 
Stadt war nur der Sozialamtsleiter Heinz 
Seipel anwesend, später erschienen dann 
noch Christa Heil und Dr. Manfred Volk­
mann von der Freien Wählergemein­
schaft.
. Zu diesem Zeitpunkt hatte sich Amts­
leiter Seipel jedoch schon längst verab­
schiedet. Nachdem er mehrfach bei seinen 
Ausführungen unterbrochen worden war, 
zog er es vor, die Versammlung wortlos zu 
verlassen. Die Tagesordnung umfaßte ins­
gesamt fünf Punkte mit anschließender 
Diskussion. Als ersten Punkt trug Ernst- 
Jurgen Form den Magistratsbeschluß 
über die Bewilligung der Mittel für die 
Renovierung der Wohnungen der Bens­
heimer Straße vor.

Hier setzt dann auch ganz konkret die 
Kritik der FBI am Verhalten der Stadt 
an. Nach Ansicht der Bürgerinitiative ist 
es völlig unsinnig, für die Renovierung 
dieser „Bruchbuden“ noch einmal 350 000 
Mark auszugeben, wie es der Magistrats- 

i beschluß vom November 1977 vorsieht, 
i Die Wände der Wohnungen seien derma-

* ♦

,Bruchbuden-Renovierung‘ unsinnig
Erhitzte Gemüter um Einfachwohnungen / Neubau vernünftiger

. ßen mit Nässe durchsetzt, daß eine Reno- 
I vierung vollkommen unmöglich sei. Die 

FBI verlangt den Abriß und eine Neuer­
richtung der Wohnungen, wie es ja auch 
der Magistratsbeschluß vom 13. Mai 1975 
vorsah, der auch von der Stadtverordne­
tenversammlung abgesegnet wurde.

Im übrigen meint man bei der FBI, daß 
die bewilligten 350 000 Mark bei weitem 
nicht ausreichen, um den Bewohnern der 
Bensheimer Straße menschenwürdige Zu-

sich nun ein Rechtsstreif zwischen Stadt 
und Architekten entwickfelt habe. „Eine 
solche Flickschusterei wollen wir hier 
nicht“, meinte Frau Form.

Anschließend sprach Christine Raithel 
vom Problem der Spaltung der Bewohner 
durch eine unterschiedliche Renovierung 
der Häuser. Der letzte Punkt der Tages­
ordnung waren dann Maßnahmen zur 
Verhinderung von Neueinweisungen in 
Anlehnung an die Magistratsvorlagen aus 
dem Jahre 1975. Hier wies Ernst-Jürgen 
Form vor allem auf die Bedeutung des 
sogenannten pädagogischen Konzepts hin, 
daß Hausaufgabenhilfen und ähnliche 
Dinge umfaßt. Im Bezug dazu wurde auch 
die Frage nach der Einstellung weiterer 
Sozialarbeiter gestellt, denn Günter Gra- 
bert, der einzige Sozialarbeiter, sei ein­
fach überfordert. Sozialamtsleiter Seipel 
konnte in dieser Frage nur auf die Zu­
ständigkeit des Kreises verweisen, und 
gab den Hinweis, in Zukunft doch den zu­
ständigen Dezernenten einzuladen.

Anschließend hatten die Bewohner der 
Einfachstwohnungen Gelegenheit, ihre 
Probleme vorzutragen, wobei sich die 
verschiedensten Mißstände herausstellten. 
So tauchte das Problem einer hoch­
schwangeren Frau auf, die in einer mit 
Nässe durchdrungenen, kalten Wohnung 
hausen müsse. Nach Ansicht des Kirchen­
vorstandsmitgliedes • im Dicken Busch, 
Weber, der diese Wohnung besichtigt hat, 
besteht für das zu erwartende Baby bei 
diesen Zuständen akute Lebensgefahr.

' -

stände zu ‘verschaffen. Auch Dr. Volk- ; 
mann von der FWG sprach sich für einen

' Neubau aus, anstatt „350 000 Mark zu ver­
pulvern“. Nachdem , dann Gisela Bunke 
über die Erfahrungen von ehemals Ob­
dachlosen nach ihrer Loslösung aus den 
Einfachstwohnungen berichtet hatte, 
sprach Antpnie Form über die durchge­
führten Renovierungsmaßnahmen der 
Einfachstwohnungen in Wiesbaden-Mühl­
tal. Auch hier sei man mit einem Kosten­
voranschlag von 1,2 Millionen Mark ans 
Werk gegangen, mittlerweile seien aber

| zwei Millionen daraus entstanden, woraus

■k'3
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hat.“ Er habe nie Zweifel daran auf­
kommen lassen, daß er solche Behau­
sungen nicht für gut befinde. Und die 
Erkenntnisse aus der Paul-Hessemer- 
Straße machten deutlich, daß es sich 
durchaus lohne, eine Integration die-

Einverständnis der Stadtverordneten­
versammlung einzuholen.
Die Rüsselsheimer Einfachstwohnun­
gen, die menschenunwürdig sind, ha­
ben in der Vergangenheit wiederholt 
lautstarke öffentliche Proteste hervor-

xUJ y»

bäude verschwunden. Nun geht es an 
die Beseitigung des Komplexes in Kö­
nigstädten, an dem sich in den letzten 
Monaten eine scharfe Kritik aus den 
Reihen der Bürgeraktionen FBI und 
Soziale Brennpunkte entzündet hatte.

(ber). Nicht abgerissen, aber dennoch 
verschwinden wird (zunächst) ein 
Haus des zwei Gebäude umfassenden 
Komplexes Einfachstwohnungen an 
der Ecke Bensheimer Straße/Stockstra- 
ße wn Stadtteil Königstädten. „Mit 
nicht unerheblichem Aufwand“, hat 
laut Bürgermeister Dr. Storsberg der 
Magistrat am Dienstag entschieden, 
soll der vordere Block derart verbes­
sert werden, daß man von familienge­
rechten Wohnungen sprechen.kann. 
Konkret: .460 000 Mark will die Stadt 
in dieses Objekt investieren und dafür 
vier Vier- und zwei Zwei-Zimmer- 
Wohnungen schaffen, die voll die An­
sprüche des sozialen Wohnungsbaues 
erfüllen. Anschließend, so ist es ge­
plant, wird das Haus aus der Zustän­
digkeit der Obdachlosenbehörde her­

gerufen. Mit Erfolg: Die große Anlage ser Bewohner zu betreiben. „Sehr vie- 
in der Paul-Hessemer-Straße ist bis< le haben sich integriert, anderen aller- 
auf ein (erheblich verbessertes) Ge-; dings fällt es schwer“.

Wenn in Königstädten erst das zweite 
Haus ausgebaut ist, wird es in Rüs­
selsheim keine Notwohnungen mehr 
geben. Jedenfalls ist Dr. Storsberg 
überzeugt, daß es gelingen wird, aus 
dem Schandfleck an der Bensheimer 
Straße ein Schmuckstück zu machen. 
Er sagt: „Das wird eine sehr schöne 
Wohnlage, wenn das ordentlich ge­
macht wird!“

Aus Notwohnungen werden Sozialwohnungen
Magistrat will zunächst ein Haus an der Bensheimer Straße um- und ausbauen

ausgenommen und an die Gemeinnüt­
zige Wohnungsbaugesellschaft der 
Stadt Rüsselsheim übereignet, die die 
Wohnungen, deren Mietzins unter 
dem ortsüblichen Niveau der Sozial­
wohnungen liegen soll, an Interessen­
ten vermietet.
Wie Bürgermeister Dr. Storsberg in 
diesem Zusammenhang weiter betont, 
sollen später die Erfahrungen aus der 
neuen Nutzung der jetzigen Notwoh­
nungen ausgewertet werden. Er selbst 
ist überzeugt, daß sie positiv ausfal­
len. Sollte sich dieser Optimismus be­
stätigen, ist vorgesehen, auch das 
zweite Haus an der Bensheimer Stra­
ße ähnlich auszubauen und im Rah­
men der Sozialwohnungen zu vermie­
ten. Vorerst allerdings ist noch das
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Bürgermeister Dr. Storsberg hält sich 
selbst gleichwohl für die falsche 
Adresse, „wenn jemand was an Ob­
dachlosenwohnungen auszusetzen

’s S « sa 3 i

8 b
C 2 'S , w c

o JR s S .s g e s s 0
CS S)(S O ö O N r 

. ‘ *

3g 
73 +->

g « 3
73 r ~
1 w o

<D



_ -
6“.

des

l-

ter einstellen. - J

■

heute auf morgen ohne Wohnraum 
dastehen, nicht mehr in diesen Ghet­
tos untergebracht. Ihnen wird viel­
mehr Wohnraum im sozialen Woh­
nungsbau zugewiesen. Gleichzeitig be­
ginnt eine Betreuung dieser Menschen 
durch Sozialarbeiter, die den Weg eb­
nen helfen sollen.
Sie bemühen sich, den Betroffenen im' 
Kampf mit den Behörden zu helfen., 
Sie machen sie auf ihre vielfältigen 
Rechte aufmerksam, wo und wie sie 
Beihilfen nach dem Bundessozialge­
setz bekommen . können. Es werden 
also gezielt soziale Hilfen gegeben. 
Darüber hinaus müssen die Sozialar­
beiter sich um das Vertrauen dieser 
Menschen bemühen und es herstellen 
auch zu Kindergärten, Schule und Ju­
gendamt.
Was nun Raunheim betrifft, so will 
die SPD einmal sehen, welches Kon­
zept in Raunheim angewendet werden 
kann, denn es gibt derartige Versuche 
auch in anderen Städten. Insbesondere 
wird auch der Personalaufwand für 
Raunheim zu klären sein, wobei die 
Finanzbelastung an erster Stelle steht 
Die Stadt würde für ein derartiges 
Programm entsprechende Sozialarbei-

■
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Raunheim (df). Neue Wege in der Be­
handlung der Menschen, die aus den 
verschiedensten Gründen in den ge­
meindeeigenen Wohnungen wie etwa 

‘ in der Waldstraße wohnen müssen, 
will die Raunheimer SPD beschreiten. 
Initiiert durch den CDU-Antrag auf 
Prüfung der Frage, inwieweit Dusch­
einrichtungen in den dortigen Häu­
sern geschaffen werden können, hat 

. sich die SPD mit ihrem zuständigen
Arbeitskreis näher mit der Frage be­
faßt und das Ergebnis jetzt in Form 

', eines Antrags vorgelegt.
Danach soll der Magistrat Überlegun- 

4 gen anstellen, wie zu verhindern ist, 
; daß aus einem Wohnungsnotstand ein 

sozialer Notstand wird. Das heißt, so 
,. .erläuterte Fraktionschef Lutz Bauer 
■i. gegenüber dem ECHO, daß nicht je- 

x der Wohnungsnotstand in die gemein­
deeigene Wohnung eingewiesen wird 
und dann dort jeweils Ghettos entste­
hen. Vielmehr ist eine gezielt ver- 
«tretlte Unterbringung anzustreben, 
um diese Ghettosituation nicht auf- 
kommen zu lassen.

t“ Lutz Bauer verweist dabei auf das 
Frankfurter Modell, das auf Raunheim 

, zu projizieren sei. Danach werden 
derartige Fälle, wo Menschen von

über die baulichen Alternativen

Renovlerunfavorhabiw laben kwaK 
blieb ungeklärt, wie der Sozlaldezenient 
dies Vorhaben ohne Zustimmung -der 
Stadtverordneten durchsetzen will, sieht 
doch der Haushaltsplan für Bäüühterhal- 
tung in diesem Bereich nur 10 000 Mark 
vor, im übrigen ist die Ausgabenvoll­
macht des Magistrats auf 50 000 Mark be­
grenzt. Man war sich einig, daß dies in 
der Tat die Möglichkeit bietet,’die einzel­
nen Fraktionen daraufhin zu testen, ob 
und wie sie sich zu-den sozialen Proble­
men ihrer Stadt verhalten. ’ ' " f. ?•!

Ilse Stieglitz von der FBI stellte denn 
auch den städtischen Plänen die Gegen­
rechnung gegenüber, nach der das Ein­
sparen der Renovierung, die sinnvollere 
Nutzung des auf mindestens 300 000 Mark 
geschätzten Geländes und die dezentrale 
Unterbringung der betroffenen Familien 
in Sozialwohnungen der Stadt eine, runde 
Dreiviertelmillion sparen könnte.,

Die Hartnäckigkeit, mit der Rüssels­
heims Sozialdezernent die Renovierung 
der Einfachstwohnungen betreibt, ließ 
denn auch die Frage aufkommen, was 
denn eigentlich der Hintergrund für die­
ses Verhalten sein könne. So wurde 
schließlich geäußert, daß es hier vermut­
lich gar nicht um die „Problemfamilien“ 
in der Bensheimer Straße gehe, «sondern 
vielmehr darum, daß sich die r Stadt hier 
ein Druckmittel erhalte, um Probleme in 
ganz anderen Stadtvierteln lösen zu kön­
nen, die daraus entstehen, daß Konflike 
vor allem im Bereich der Gemeinnützigen 
Wohnungsgesellschaft durch Einweisung 
in Einfachstwohnungen bereinigt werden 
sollen.

Die Forderung nach Einsatz von Sozial­
arbeitern, um hier besser eingreifen und 
helfen zu können, war von der Stadt un­
ter Hinweis auf die Zuständigkeit des 
Kreises abgelehnt worden. Nach Auffas­
sung der Versammlungsteilnehmer sei es 
Pflicht des Magistrats, sich darum zu küm­
mern, daß hier — von wem auch immer 
— Abhilfe geschaffen wird. Die Aussich­
ten jedenfalls, mit Renovierung der^Bens- 
heimer Straße Probleme lösen zu können, 
wurde von einem Zuhörer damit' kom­
mentiert, daß er darstellte, wie Handwer­
ker, die in der Bensheimer Straße Repa­
raturen durchführten, sagten: „Wenn wir 
jetzt eine Bombe hätten, hättenJ wir’s 
gleich geschafft.“

Abschließend wurde noch darauf hinge­
wiesen, daß am Samstag nach Pfingsten 
ein Informationsstand in der Innenstadt 
vorgesehen ist, der die Rüsselsheimer 
Bürger über Stand und Chancen der 
Wohnungen in der Bensheimer Straße in­
formieren soll.

Erneute Diskussion um Wohnungen in Ur ||fm
Mit Renovierung nicht zu lösen...

^3. 6~. %
Ghettos sollen nicht entstehen
Eine neue Initiative der SPD bei Wohnungsnotständen

msp. - Die Freie Bürgerinitiative und 
die Projektgruppe Soziale Brennpunkte 
hatte zwar, alle eingeladen, von denen sie 
sich wesentliche Aussagen zum Problem 
der Einfachstwohnungen in der Benshei­
mer Straße erwartet hatte: den Bürger­
meister, den Sozialdezementen, den 
Sozialamtsleiter, den Landrat sowie die 
Fraktionsvorsitzenden. Landrat Blodt ließ 
sich wegen Terminüberschneidungen 
durch Botenpost am Nachmittag ent­
schuldigen, die Vertreter der Stadt hatten 
Frau Fabrizius mit ihrer Vertretung be- 

_ auftragt, und von den Fraktionen war 
j lediglich Dr. Volkmann von der FWG an- 
H wesend.

Ein Versammlungsteilnehmer sprach 
% von „Feigheit vor dem Feind“ und im 
3 übrigen war man sich einig, daß das Aus- 
1 bleiben der Stadtverantwortlichen ein 
I unfreundlicher Akt sei. Schwierig war 

denn auch die Klärung mancher Sach- 
frage, zu der eigentlich nur der zustän- 
dige Dezernent kompetente Antwort hätte 

| geben können. Die Absicht der Stadt, die 
Einfachstwohnungen für rund eine halbe 
Million Mark zu renovieren, statt sie ab­
zureißen, war denn auch der Kernpunkt 
der Versammlung. Ob des Widerspruchs 
angeschrieben, der zwischen Renovierung 
und einem Magistratsbeschluß von 1975 
liege, der die Abschaffung der Einfachst­
wohnungen vorsah, antwortete die Stadt 
mit einem langen Schreiben, das unter 
anderem damit argumentierte, die Be­
wohner der Einfachstwohnungen seien 
wegen ihres Verhaltens nicht in Sozial­
wohnungen vermittelbar und im übrigen 
seien Einweisungen auch in Zukunft 
nötig, wenn sich Familien durch „unzu­
mutbare Störungen“ in Gegensatz zu Mit­
bewohnern bringen.

Obgleich Frau Fabrizius Auskünfte
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FBI und Projektgruppe gegen Renovierung der Einfachstwohnungen Bensheimer Straße

ein

erwaltung. Die „Freie Bürgerinitiati­
ve“ und die „Projektgruppe Soziale 
Brennpunkte“ hatte ihre Versammlung 

। just am gleichen Abend angesetzt, als 
■ die Parlamentarier in öffentlicher Sit­

zung tagten und dabei auch den Etat 
zu verabschieden hatten.

mehr benutzbar.
Eine Chance geben

Was die Belastung der sozialen Her­
kunft für den einzelnen bedeutet, ha­
ben viele der Diskussionsteilnehmer 
selbst erfahren müssen: „Baracken­
scheißer“ habe man ihren Kindern 
nachgerufen, als sie noch in den Not­
wohnungen lebten, berichtet eine ehe­
malige Bewohnerin. Mit dem Umzug 
in eine' Sozialwohnung habe sich die 
Lage spürbar geändert. Ihr Mann, zu­
vor exzessiver Trinker, habe sich vom 
Alkohol abgewandt und schon bald 
eine geordnete Arbeit gefunden. Das 
ist kein Einzelfall. Seit sich die „freie 

fast drei Jahren

■ Es ging an diesem Abend wieder ein­
mal um die Adresse Bensheimer Stra­
ße mit den Einfachstwohnungen. Die 
Wohnungen selbst: viel zu eng und zu 
feucht, daß die Wäsche verschimmelt 
und die Tapeten von der Wand fallen. 
In der Frostperiode der letzten vier­
zehn Tage ist bis auf drei Zapfstellen 
das gesamte Wasserleitungssystem 
eingefroren, die Toiletten waren nicht

(tf). Baudirektor Jürgen Datz ist nicht 
' gekommen, und Sozialamtsleiter

Heinz Seipel ist überfragt, zu sagen, 
was die geplante - Renovierung der 
Einfachstwohnungen an der Benshei­
mer Straße kosten soll und ob die 
vorgesehenen Mittel überhaupt ausrei­
chen. Er weiß auch nicht, ob weitere 
Sozialarbeiter zur Betreuung der Rüs­
selsheimer Obdachlosen eingestellt 
werdep Dafür ist das Kreissozialamt 
zuständig. Die Verhandlungen laufen 
seit zwei Jahren.
Ein unbefriedigendes Resultat — war 
Seipel in der Bürgerversammlung am 
Donnerstagabend im „Königstädter 
Hof“ doch der einzige Vertreter der

„reine Augenwischerei“k t ■
Renovierung wäre

„Ich kann nicht verstehen, wie 
vernünftiger Mensch auf die Idee 
kommen kann, diese Häuser trocken­
zulegen“, wunderte sich in der Ver­
sammlung am Donnerstag ein interes­
sierter Bürger aus dem Dicken Busch. 
Bei Ilse Stieglitz von der „Freien Bür­
gerinitiative“ beschränkt sich die Re­
aktion nicht auf Verwunderung. Sie 
ist sauer. „Wir können einfach nicht 
glaüben, daß Beschlüsse der Stadtver­
ordnetenversammlung das Papier 
nicht wert sind, auf dem sie gedruckt 
wurden.“ Einen „volkswirtschaftlichen 
Wahnsinn“ nennt Ernst-Jürgen Form 
eine etwaige Renovierungsmaßnahme 
in der Bensheimer Straße. „Wenn man 
das jetzt macht, wird man spätestens 
in zwei bis drei Jahren dieselbe Sum­
me nochmals reinstecken müssen ... 
Die Stadt wolle mit ihrer Maßnahme 
die alten Obdachlosengebiete neu er­
stehen lassen, argwöhnt Form. „Of­
fenbar, um dort wieder Menschen wie 
Tiere zusammenpferchen zu können 
wie in der Paul-Hessemer-Straße.
Hier sollten unnötig finanzielle Mittel 
in „zwei Bauruinen“ gepumpt werden. 
Form: „Das ist eine rein kosmetische 
Maßnahme und nichts anderes als Au­
genwischerei!“ Daß sich derartige Re- 

Bürgerinitiative“ vor fast drei Jahren hovierungen nicht bewähren könnten, 
den Problemen der Rüsselsheimer Ob- unterstrich auch Antonie Form. In 
dachlosen annahm und auf schnelle Wiesbaden-Mühltal habe man ahnli- 
Übersiedlung der kinderreichen Fami- che Gebäude mit einem 2-Milhonen- 
lien .aus den Notwohnungen der Hes- Aufwand herzurichten versucht — 
semerstraße in geordnete Verhältnisse vergebens. Das Ergebnis: die Won­
drängt, hat sich diese Erfahrung wie- nungen sind noch, genau so naß wie 
derholt bestätigt, referierte Ernst-Jür- vorher. „Und das ist überall in Hessen
gen Form von der Projektgruppe so. wir müssen uns wirklich fragen,
„Soziale Brennpunkte“. Form, Student ob wir in Rüsselsheim auch scheine 
an der Rüsselsheimer Fachhochschule, Flickschusterei machen wollen ... 
hat mit seiner Familie selbst ini den Umsetzung ist besser
Einfachstwohnungen der Hessemer- . , wnhStraße gelebt er kennt die Probleme Zumal eine Renovierung den Won
wie kaum ein Zweiter. Und er ist es nungen ihren Gettocharakter nicht
auch, der Kritikern immer wieder be- nimmt Auch wenn eines der Hasser
weist, daß allein die Herkunft noch mit Naßzellen auf einfachen Wohn­

komfort hin ausgebaut werden soll, 
während das andere als Notunterkunft 
auch weiterhin für Einweisungen zur 
Verfügung stehen wird, schaffe man 
damit allenfalls zwei Kategorien von 
Obdachlosen. Untersuchungen aus an­
deren Städten müßten vor einer sol­
chen Maßnahme warnen, meinte Chri­
stine Raithel, die noch einmal auf die 
steigende Leistungsmotivation der 
Obdachlosen bei einer Umsetzung in 
normale Wohnverhältnisse hinwies. 
Bürgerinitiative und Projektgruppe 
fordern daher die volle Eingliederung 
der Obdachlosen in die städtischen . 
Wohnviertel — ein Vorschlag, der 
auch im Magistratsbeschluß von 1975 
bereits enthalten sei. FWG-Sprecher 
Volkmann verwies auf das Ziel der 
geplanten Renovierung: man wolle die ; 
Einfachstwohnungen in einem Niveau 
herrichten, das mit dem 20 Jahre alten 
Sozialwohnungen vergleichbar sei. 
Dann stelle sich allerdings die Frage, 
weshalb man nicht gleich Altbauwoh­
nungen für derartige Notfälle freihal­
te.

Um humani Verhältnisse 
Ernst-Jürgen Form glaubt, die Ant­
wort zu wissen. Die Stadt, so meint 
er, habe gar kein Interesse daran, ih­
ren Obdachlosen h”mane Lebensver­
hältnisse zu gewähren. Er verwies in 
diesem Zusammenhang auf die 
Schwierigkeiten bei der Einrichtung 
eines Kinderspielplatzes in der Hesse- 
merstraße. „Das allein zeugt von der 
Tatsache der Lethargie und Gleichgül­
tigkeit bei den Verantwortlichen der 
Stadt Rüsselsheim.
Besonders im Falle einer Familie mit 
drei Kindern sei dringend Hilfe gebo­
ten. In den nächsten Tagen soll ein 
weiteres Kind zur Welt kommen; an­
gesichts der Wohnverhältnisse 'bestehe 
akute Lebensgefahr. Sozialarbeiter 
Karl Graber verwies darauf, daß man 
diese Familie in eine größere Unter­
kunft in die Hessemerstraße umzuset­
zen gedenkt. „Vom Regen in die 
Traufe“, wie Teilnehmer der Bürger­
versammlung kommentierten.
Was in der Bürgerversammlung be­
sprochen wurde, will die FBI jetzt den 
Kommunalpolitikern in Briefform zur 
Kenntnis bringen. Wenn die Antwort 
vorliegt, soll sich eine weitere Ver­
sammlung mit dem Sozialdezernenten 
des Landratsamts anschließen.
Es wäre den Organisatoren aber zu 
wünschen, daß die zweite Veranstal­
tung dieser Art disziplinierter als das 
Treffen im „Königstädter Hof“ abläuft. 
Betrunkene Teilnehmer erschwerten 
den Fortgang der Diskussion zeitweise 
erheblich. Doch auch dafür zeigte Ilse 
Stieglitz Verständnis: „Wenn ich da 
wohnen müßte, würde ich auch sau­
fen ...“

nichts über einen Menschen aussagt. 
Man müssse ihm nur eine Chance ge­
ben.
Die Chancen standen gut, als die FBI 
ihre Aktion startete. Ein Stein schien 
ins Rollen gekommen zu sein. Heute, 
fast drei Jahre später, rollt er nicht 
mehr. Ein Magistratsbeschluß vom 
Mai 1975, demzufolge die Notwohnun­
gen nach und nach aus dem Stadtge­
biet verschwinden sollten, scheint kei­
ne Gültigkeit mehr zu haben. Obwohl 
die Stadtverordneten diese Maßnah­
me seinerzeit befürworteten, will der 
Magistrat jetzt offenbar nicht mehr 
abreißen. Im Gegenteil: die beiden 
Häuser in der Bensheimer Straße sol­
len renoviert werden. Für 350 000 
Mark.

Zwei „Bauruinen“



• orientierten.

das gleiche Ausstattungsniveau haben 
wie die vor 1965 erstellten Sozialwoh­
nungen. Die Miete werde im Rahmen 
dessen liegen, was die Personengrup­
pe aufzubringen bereit sei. Der Bür­
germeister nennt es das Ziel des Ma­
gistrats, über die Renovierungen im 
laus Bensheimer Straße hinaus auch 

alle anderen Einfachstwohnungen zu 
renovieren und durch den Einbau von 

, Naßzellen zu ergänzen. Dadurch wür­
den zum Wohnen Voraussetzungen 
geschaffen, die sich an dem Ausstat- Abschließend betont der Bürgermei- 

Altbauwohnungen ster, der Magistrat habe nicht das

Straße würden nach der Renovierung 
und dem Einbau von Naßzellen etwa

(bri). Bürgermeister Dr. Karl-Heinz 
Storsberg hat in einem Antwortschrei­
ben auf eine Anfrage der Fraktion der 
Freien Wählergemeinschaft im Stadt­
parlament die Notwendigkeit betont, 
daß die Stadt auch weiterhin Ein­
fachstwohnungen im Bereich Benshei­
mer Straße zur Verfügung stellen 
kann. Gleichzeitig rechtfertigte der 
Bürgermeister die von der FWG kriti­
sierte Renovierung des Hauses Bens- 

v neimer Straße 70.
Auf der anderen Seite bestätigte Dr. 
Storsberg zu Beginn seiner umfängli­
chen Stellungnahme, daß der Magi-

Kein Verzicht auf Einfachstwohnungen -453
Dr. Storsberg teilt weiterhin mit, daß 
im Jahre 1976 keine Mietschulden 
durch die Stadt Rüsselsheim übernom­
men worden seien. Dagegen habe die 
Stadt im Jahre 1977 bislang 22 50Q 
DM für Mietschulden aufgewendet. 
Von den fünfzehn Räumungsklagen, * 
die von der Stadt in diesem Jahr aus­
gingen, ist keine einzige wirksam ge­
worden. In elf Fällen seien die Urteile 
durch Anfechtung zurückgenommen 
worden, in vier Fällen hätten die Be­
troffenen in ihre ursprünglichen Woh­
nungen zurückkebren können.

strat im Mai 1975 in einem Grund- tungsniveau von
• Recht, einem bestimmten Persnnen- 

kreis gegen dessen erklärten Willen 
teuere Wohnungen zuzuweisen. Die 
ausländischen Arbeitnehmer, die zum 
Beispiel noch mit ihren Familien in 
der Paul-Hessemer-Straße wohnten, 
zahlten eine Nutzungsgebühr von 
höchstens 80 DM. Die Wohnungen 
seien in einem sauberen und baulich 
einwandfreien Zustand. Allerdings' 
gebe es keine Naßzellen. Diese Famili­
en, so Dr. Storsberg, seien mit ihrer 
Unterkunft zufrieden. Maßnahmen der 
Stadt, die bei entsprechend hohen 
Mieten auf eine Verbesserung der 
Wohnungssituation abzielten, würden 
bei diesen Familien kein Verständnis 
finden.

Die Kosten für einen Neubau, der mit 
öffentlichen Mitteln gefördert werde, 
stehen noch nicht fest. Als zu niedrig 
bezeichnet Dr. Storsberg die von 
FWG-Sprecher Volkmann genannte 
Summe von 350 000 DM, die nicht 
ausreiche, um die erforderliche Zahl 
von Wohnungen über den sozialen 
Wohnungsbau bereitzustellen. Damit 
wäre- das anstehende Problem nicht 
zu lösen, fügte der Bürgermeister in 
seiner Antwort hinzu. Die Zielgruppe, 
auf die die Renovierungsarbeiten im 
Breich Bensheimer Straße ausgerichtet 
seien,, bleibe lieber in billigen und 
schlechter ausgestatteten Wohnun­
gen.

. Dr. Storsberg verteidigt Renovierung in der Bensheimer Straße - Antwort an FWG
V •

satzbeschluß zu erkennen gegeben 
hatte, die Unterbringung von obdach­
losen Personen in die Einfachstwoh­
nungen der Stadt zu vermeiden. Ins­
besondere ging der Magistrat damals 
davon aus, daß Familien mit Kindern 
nicht mehr in diese Art von Wohnun­
gen eingewiesen werden dürften. Dar­
an hätten sich die Verantwortlichen in 
der Praxis auch gehalten.
Nach der weiteren Darstellung von 
Storsberg ließ und läßt es sich jedoch 
nicht vermeiden, Einzelpersonen in 
den Einfachstwohnungen unterzubrin­
gen, die wegen hoher Mietschulden 
oder wegen ihrem sonstigen Verhalten 

"gegenüber Mitbewohnern aus den an- 
gemieteten Wohnungen zwangsweise 
entfernt werden müßten. Der Bürger­
meister spricht in diesem Zusammen- 

' hang von erwerbslosen Menschen, die 
eine Arbeitsaufnahme verweigerten 
und deshalb die vereinbarte Miete 

. nicht aufbrihgen könnten. Als Beispiel 
für schwerwiegende Störungen durch 
solche Personen in Häusern mit städ- 
tischen,. Wohnungen wird die Tatsache 
genahjÜ,. daß in angetrunkenem Zu­
stand schon die Notdurft im Hausflur 
verrichtet worden sei.
Ausdrücklich weist der Bürgermeister 
darauf hin, daß vor einer Einweisung 
in eine Einfachstwohnungen der So­
zialarbeiter der Stadt sich um eine für 
alle Beteiligten vernünftige Lösung 
bemühe. Dabei werde eine dreimona- 

' tige Frist gesetzt. Erst wenn sich auch 
danach keine Änderung im Verhalten 
des jeweiligen Mieters zeige, dringe 

, die Stadt auf eine Einweisung in eine 
• Einfachstwohnung.
. Es könne dem Steuerzahler gegenüber 
nicht vertreten werden, daß arbeitsfä­
hige Bürger im Wissen auf das Entge-

’ genkommen der Stadt jede zumutbare 
Arbeit ablehnten, um sich die Miete 
auf Dauer bezahlen zu lassen. Außer­
dem wäre dies ein schlechter Dienst 
gegenüber den betroffenen Menschen, 
weil sie nicht zu einer Selbsthilfe an­
gespornt würden. Die in den Ein- 
fachstwohnungen untergebrachten 
Personen, . so Dr. Storsberg, werden .

• von einem Sozialarbeiter betreut. Sei­
ne Aufgabe bestehe darin, die Bereit­
schaft der Eingewiesenen zur Rück-

■kehr. in ein geordnetes Leben zu prü- , 
;fen. Und dann alle möglichen Hilfen 

mzubieten.
dit der Renovierung des Hauses 
Bensheimer Straße 70, die auf einen 
dflfllstratsbeschluß zurückgehe, soll 
löcn den Informationen des Bürger­
meisters das Ausstattungsniveau der 
Wohnungen verbessert werden. Als 

’ ; mögliche künftige Mieter dieser Woh- 
,-nungen nennt Dr. Storsberg solche
Personen, die trotz ihrer guten finan­
ziellen Situation nicht bereit seien, die 
Mieten für Wohnungen im sozialen 
Wohnungsbau aufzubringen, beispiels­
weise ausländische Arbeitnehmer. 
Dieser Personenkreis zeichne sich be­
sonders durch Sauberhaltung und 
Pflege der Wohnungen aus. Die Woh- 

> in di-" 1 : •’ 1 ' n "hi'iiner
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im Wortlaut:

(RE). Energischen Widerstand setzt 
die Projektgruppe (PG) Soziale Brenn­
punkte Rüsselsheim den Plänen der 
Verwaltung entgegen, aus den Ein- 
fachstwohnungeh in der Bensheimer 
Straße in Köhigstädten Sozialwohnun­
gen zu machen. Vorsitzender Ernst J. 
Fromm nennt dieses Vorhaben geeig­
net zur Verfestigung des Ghettocha­
rakters' und eine Verschwendung von 
Steuergeldern. Hier die Stellungnahme

sehbarer Zeit ähnlich instandgesetzt 
werden. Frage: Wann? Folge: Gesamt­
kosten weit über eine. Million Mark. 
Folge zwei: Verfestigung des Ghetto­
charakters. Was aber geschieht bis da­
hin mit dem zweiten Haus? Laut Ma­
gistrat (Dezember 1977) soll es „ob­
dachlosengemäß“ hergerichtet werden. 
Offensichtlich haben sich die Verant­
wortlichen nicht vor Ort von den ka­
tastrophalen baulichen Gegebenheiten 
überzeugt. Hier drängt sich der Ver­
dacht auf, daß die Verantwortlichen 
unter „obdachlosengemäß“ unmensch­
liche Wohnzustände verstehen, dehn 
anders kann diese stark diskriminie­
rende Aussage nicht interpretiert wer­
den.“

stückspreisen nicht nur die Baukosten 
für sechs Sozialwohnungen wieder 
hereinbekäme, sondern noch mit ei­
nem ordentlichen Provit abschneiden 
würde, Vielleicht sollten sich die Ver- 

uu , antwortlichen des Magistrats und die
„Mit Erstaunen hat die Projektgruppp Stadtverordnetenversammlung einmal 
erfahren, däß Bürgermeister Dr. Störs-. • diesen Weg überlegen, zumal dadurch

bei manchen falle es schwer). 
Außerdem wurde durch den Abriß 
der Häuser wertvolles Baugelände 
frei, durch dessen Veräußerung an 
bauwillige Privatleute die Stadt Rüs­
selsheim bei den heutigen Grund-

„Der Gneittocharakter würde verfestigt*'
Projektgruppe Soziale Brennpunkte gege n Ausbau der Notwohnungen - Für Abriß

berg schon immer gegen EinfaphsV eine halbe Million Steuergelder und 
wohnungert war, hat er doch, vor wd- . mehr gespart werden körinten.
nigen Wochen noch zusammen m^t Nach Dr. Storsbergs Aussage soll
dem Magistrat die These Vertretern, auch das zweite Haus vielleicht in ab­
daß esv ohne Einfachstwdhnungen 
nicht ginge, bzw. daß die Stadt Rüs- ■.
selsheim in Zukunft nicht auf die Ein- • 
fachstwohnungen verzichten::’ könne. • 
Nunmehr will derselbe Majptrat aus. 
den vorhandenen bauteehnischen 
Fehlgeburten ,.Schmuckkästchen“ 
chen, und zwar mit einem, unserer , 
Meinung nach nicht zu vertretenden.; 
Kostenaufwand.
Diese Aufgabe ist schon deshalb un-f 
sinnig, weil dadurch der Ghettocha-'^ 
rakter in der Bensheimer Straße nicht ; 
aufgehoben, sondern verfestigt wird, j 
Außerdem darf als sicher gelten, daß J 
die veranschlagten Kosten von 
460 000 Mark für dje geplagten bauli- .1 
chen Maßnahmen nicht ausreichen 
werden- Das ist auch in mehreren an- 1 
deren hessischen Städten der Fall ge- ] 

\wesen, wie .Untersuchungen der LAG ■ 
' Soziale Brennpunkte Hessen e.V., der 

auch die Rüsselsheimer PG ange­
schlossen ist, ergeben haben. ' H
Somit stellt sich für uns die Frage, ob 
es bei zu erwartenden Mehrkosten 
von 20 Prozent, sprich 100 000 Mark, 
nicht günstiger ist, sechs neue Woh- t 
nungen zu erstellen, was mit 560 000 
Mark möglich sein müßte, zumal 
dann, wenn man das Ausstattungsni­
veau der Wohnungen zugrunde legt 
wie es in der Bensheimer Straße of­
fensichtlich geplant ist. Dadurch wür- . 
de das Ghetto in der , Bensheimer Stra­
ße aufgelöst, die dort lebenden Men­
schen könnten integriert werden (übri­
gens ist ia auch Dr. Storsberg mittler­
weile, der Meinung, daß diese Perso- 
nen’in die Gesellschaft einzugliedern 
seien, jedoch mit der Einschränkung,



Stadt will in der Hessemerstraße eine „Spiel-und Lernstube“ einrichten

kommen, lassen die Eltern die Kinder

Mitbewerbern zu bekommen.

SB

umfangreiche Diskussion

nicht in einer Gruppe betreut werden 
konnten. Deshalb entschied man sich

der eigenen Familie und besonders für 
die Integration in die Gruppe der 
deutschen Gleichaltrigen. Außerdem 
möchte man den jungen Ausländern

................ - issS ' ’  •'"SSz55~" _.j.—~xjä* ~ ■ :T —-

An der Sprache hängt der Weg ins Leben

/wr -w. ;Billigem Wohnen nicht Vorschub leisten
Diskussion um Einfachstwohnungen Bensheimer Straße / Kommt Neubau billiger?

1

‘für die Spiel- und Lernstube in der --------------- -- - „ . ,
^Hessemerstraße, well die Kinder hier Gastarbeiterkinder im Vorschulalter 
nftin ihrer Alltagswelt belassen werden besuchen in der Opelstadt den Kinder-

setzte, nachdem zuvor' ihr Ansinnen der Treppe“.
in Gang, drei Familien mit ihren Kindern auf

abgelehnt worden war, einen Betroffe­
nen im Ausschuß zu Wort kommen zu 
lassen. „Dem billigen Wohnen darf 
nicht Vorschub geleistet werden“ ver­
langte Christa Heil, die wie Dr. Volk­
mann im Bauausschuß für die Auflö­
sung der Wohnung plädierte. Für die 
Problemfamilien sollten nach Ansicht 
von Christa Heil besser mehr soziale, 
Betreuer eingestellt werden.

Die Kritik bezeichnete ihre Aus­
schußkollegin auf SPD-Seite, Olga 
Eisenbraun, als „eine Zumutung wie 
sie uns behandeln“. Sie wies darauf 
hin, daß es oftmals nicht möglich sei, 
Menschen aus den Einfachstwohnun­
gen umzusiedeln und daß es falsch sei 
„uns hinzustellen, als ob wir nichts 
tun". Olga Eisenbraun wies besonders 
auf die Probleme hin, die sich In’ . v 
Hausgemeinschaften ergeben könnten, 
wenn eine Problemfamilie einziehe, 
die sich nicht integrieren lasse: i,Da 
dreht einer das Gas auf oder es bringt^ 
sich einer um, und schon stehen alle*

Im Sozialausschuß wurde sowohl die 
bauliche als auch die soziale Proble­
matik so ausgeweitet, daß schließlich 
die Ausschußmitglieder paßten und 
auf Antrag der CDU-Fraktion be­
schlossen, die Vorlage noch einmal an 
die Fraktionen zurückzuverweisen. 
SPD-Vertreter Karl-Heinz Fornoff 
hatte zunächst die Einwände der CDU 
aus dem Bauausschuß als berechtigt 
bezeichnet und die Frage aufgeworfen, 
ob ein Neubau nicht sinnvoller wäre. 
Dann legte FWG-Ausschußmitglied 
Christa’ Heil die Meinung ihrer Frak­
tion zum Problem dar,.womit sie eine

uwe.AZu einem . vieldiskutierten 
Thema entwickelte sich während der 
Ausschußsitzungen der Stadtverordne­
ten in der letzten Woche die Magi­
stratsvorlage zum Thema Umgestal­
tung der Einfachstwohnungen an der 
Bensheimer Straße in Königstädten. 
Vorläufiger Stand der Dinge: Man er- 

. gartet eine Aufstellung aus dem 
Hpchbaiiamt, in der über die genaue 
Größe des Projekts und über die 

• Mehrkosten eines Neubaues Auskunft 
. gegeben wird.
m £.Das fehlen einer solchen Ausstel- 
' lung nahm die CDU im Bauausschuß 

zum Anlaß, sich bei der Abstimmung 
? über das Renovierungsprojekt der 
^ Stimme zu enthalten. FWG-Vertreter 
VDr. Volkmann stimmte gegen die Vor-, 

läge und führte „sozialpolitische
. Gründe“ ins Feld, die dafür sprächen, 
• solche JI',Ghettos“ besser aufzulösen. 
• Stadträf Solberg hingegen wies als zu- 

ständiger Dezernent darauf hin, daß 
-die Stadt seit Jahren versuche, Pro- 

, blemfamilien einzugliedern und dies in

iuc ' : Die Äusländerkinder im Vor- können, die deutsche Sprache erlernen garten gegenüber 7 Prozent ihrer deut- 

“ÄÄ SSÄÄÄ
suchen kaum oder gar n^ht den Kin- ^^“Vrozeß möchte man auch Rüsselsheim erreichen später nicht

in der Hessemer- für die Kinder in der Hessemerstraße Hypothek ins Berufsleben gehen müs- 
jetzt ^stimmt, m der Hessemer es sehr wichtigt sle wegen sen. Die Statistik zeigt außerdem, daß
S Spiel- und Lernstube“ für ausländi- . der anregungsarmen Umgebung in den sich danach nur jeder zweite Auslan-

1 i; Sn HUnd zwar für jeweils zwei Ausländer eine erste Konfrontation Stadium vorbeugend tätig werden. Be-
'Sstan^ mit einer Institution, die für das Kind sonders das Verstehen und Sprechen

' ' Woche neue Strukturmerkmale vorweist und der deutschen Sprache soll gefordert
r? Persinaikosten entstehen der Stadt neue Verhaltensformen von ihm ver- M weil

Sprachschwierigkeiten in der Grund­
schule häufig die Umsiedlung in die^ , 
Sonderschule zur Folge hatten. • ; f 

Sprache ist also nicht nur für den ,Vv 
späteren Schulerfolg wichtig, sondern . 
auch für alle Situationen außerhalb

L ’ dabei nicht, da die Praktikanten be- langt.
; reits beim Sozialamt tätig sind. Ledig- Da die Kmder aber die deutsche 

- ‘ lieh für die Herrichtung der Räume Sprache nicht beherrschen, können sie 
K müssen 3000 Mark und für das Be- nicht den Kindergarten besuchen und 
:) • schäftigungsmaterial noch einmal 2700 eine wichtige Entwicklungsmöglichkeit 
* Mark zur, Verfügung gestellt werden, ist ihnen verbaut. Zwar sehen die 

, i' Die Überlegung, die Kinder im Schul- Eltern nach den Beobachtungen der 
■ und Vorschulalter in einem Kindergar- Stadt die Notwendigkeit des Hinder­

ten zu betreuen, scheiterte daran, daß gartenbesuches ein, aber wenn die 
die Kinder in verschiedenem Alter Kleinen durch die Sprachbarrieren mit 

den anderen Kindern nicht zurecht- --------- ---- - - - . -
kommen, lassen die Eltern die Kinder die Möglichkeit geben, nach Schuler- 
wieder zu Hause. Nur 3 Prozent der folgen auch auf dem Lehrstellenmarkt 

- ■ ■ eine reelle Chance zu ihren deutschen

zehn Jahren auch mit 120 Familien ge­
lungen sei. Dennoch gibt es nach An­
sicht des Dezernenten noch immer 
Familien, die eine etwas längere Zeit 
der Betreuung benötigten und für die 
solche Wohnungen nötig seien. Einige 
wollten auch angesichts der billigen 
Miete in den . Einfachstwohnungen 
bleiben. .



Rüsselsheimer Bürger. Er, der sich bis-

1 ;

her strikt weigerte, „den Kreis aus sei­
ner Verantwortung zu entlassen“ und 
für die nötige Betreuung der umgesie- rung übriggeblieben.

(Latits

Hoffentlich ist Dir noch genügend Er- ' 
leuchtung für die .bayerisch^i Regie- .

i 
■ 1

Brachte Engel Aloysius die Erkuchüjp^
FWG zu Solbergs Sinneswandel zum Thema Einfachstwohnungen V J

ten Erleuchtung über die Häupter der delten Obdachlosen zusätzliche So-
Rüsselsheimer Stadtregierung ausge- zialarbeiter einzustellen, scheut sich
gossen hat. nun nicht, mit einer detaillierten, ßut«
Dieses kleine Fünkchen hat ebendort wendigen Annonce in der TagespriMI
eine bemerkenswerte Sinneswandlung nach einem Sozialarbeitet’ für die Qb-
bewirkt. Der Sozialdezernent, der mo- dachlosenbetreuung zu suchen. ; 1
natelang verbissen um die Erhaltung Aloysius wir danken Dir! Du hast mit’
bzw. Renovierung der Obdachlosen- Deinem Licht das Herz , der für die so- J
Unterkünfte in der ,Bensheimer Straße zialen Belange unserer Stadt Zuständi- :
gerungen hat, taub gegen alle Argw- . gen bis in den hintersten Winkel aus- 
mente für eine Auflösung dieser Get- geleuchtet. Daß dabei endlich Ver; 
tos, plädiert nunmehr für den Abriß nunft und sozial vertretbares Handeln
der Bruchbuden und die Bereitstel- zutage tratj erfüllt uns mit Genugtu- 
lung von Wohnungen des sozialen ung. Mit uns danken Dir alle die Be- 
Wohnungsbaus für die dort lebenden troffenen, die nun endlich*, Aussicht 
Rüsselsheimer Bürger. Er, der sich bis- auf wirksame Hilfe bekommen haben.

(RE). Der offenkundige Sinneswandel 
des Sozialdezernenten Erich Solberg 
zum Thema Einfachstwohnungen, 
deutlich abzulesen an der Tatsache, 
daß Solberg, bis vor wenigen Wochen 
hartnäckiger Verfechter einer kosten­
trächtigen Renovierung der Häuser an 
der Bensheimer Straße, nun plötzlich 
mit gleicher Vehemenz die Auflösung 
des Obdachlosengettos betreibt, hat 
die FWG-Fraktion inspiriert, Mußma­
ßungen über die Ursache solcher „Er­
leuchtung“ anzustellen. Dr. Manfred 
Volkmann und seine Mitstreiter fin­
den nur eine Erklärung: Der Münch­
ner, der in den Himmel kam und als 
Engel Aloysius zur Erde zurückkehrte, 
muß am Main gewesen sein. Die FWG 
schreibt:
„I-lallelujah! Nicht nur politische, nein . 
auch himmlische Prominenz findet ; 
Rüsselsheim eine Reise wert. Aus zu- 1 
verlässiger Quelle wurde uns bekannt, 
daß der berühmte Engel Aloysius 
Rüsselsheim einen Besuch abgestattet 
hat.

. Sie erinnern sich, es handelt sich um 
' den seligen Münchner Aloysius, der 
- nach seinem Dahinscheiden unter den 
hfrnmlischen Heerscharen erhebliche 
Unruhe stiftete, alldieweil er sich 
nicht an die im Himmel herrschenden 
Sitten gewöhnen konnte und der 
durch seinen fürchterlichen Gesang 
und sein ständiges Jammern nach Bier 
d£n Herrn so rührte, daß er ihn mit 
einer Botschaft an die bayerische Re­
gierung in sein geliebtes München 
schickte. Jedermann weiß, daß Aloy­
sius seit dieser Zeit fröhlich im Hof­
bräuhaus sitzt und die bayerische Re­
gierung seelenruhig auf die himmli­
sche Erleuchtung warten läßt.
Wir wissen nicht, was Aloysius bewo- 
gbn hat, seinen Aufenthalt im Hof­
bräuhaus für eine kurze Stippvisite 
nach Rüsselsheim zu unterbrechen. 
Sicher jedoch ist, daß er hier war und 
ein kleines Fünkchen der eigentlich 
für die bayerische Regierung bestimm-



chen Gemeinschaftseinrichtungen vor­
handen sind und pro Mitglied ein 
Schlafraum zur Verfügung steht. Der 
Magistrat 'beauftragte das Sozialamt, 
geeignete Räume vorzuschlagen, ein 
Konzept für die Therapie sowie einen 
Kostenvoranschlag zu erarbeiten. Zur 
Beratung der Wohngruppe, die sich 
ausschließlich aus Freiwilligen rekru­
tieren und die über ihre Zusammen­
setzung selbst entscheiden soll, wird 
wenigstens vier Stunden täglich ein 
Sozialarbeiter oder Sozialpädagoge 
zur Verfügung stehen, weil, so die 
Vorlage, das Erkennen der Ursachen 
der spezifischen Problemkonstellation 
Voraussetzung für die Gewährung 
persönlicher Hilfen ist.
Der Grundsatzbeschluß zur Bildung 
der Wohngruppe wird damit begrün­
det, daß die in den Einfachstwohnun­
gen der Paul-Hessemer- und der Bens­
heimer Straße untergebrachten Einzel­
person fortdauernd den für diesen 
Bereich typischen negativen Umwelt­
einflüssen unterliegen, „die über einen 
längeren Zeitraum hinweg ein weite­
res Abrutschen auf die unterste sozia-

im Sozialamt ausschließlich danach 
beantworten, ob es gelingt, durch 
Aufwertung der eigenen Person einen 
Ausgleich zur faktischen Benachteil­
igung zu schaffen. Das könne durch 
die als Sicherheit wirkende Gemein­
schaft, die eine notwendige Reflektion 
der eigenen Situation ebenso fördere 
wie das Erlernen von Rücksichtnah- 
meü erreicht werden. Positiv bei der 
Arbeitssuche werde sich allein schon 
die wohnungsmäßige Veränderung 
auswirken. Gleichfalls werde wenig­
stens bei einigen Gruppenmitgliedern 
das Wissen, sich nicht mehr in der 
„Endstation“ Einfachstwohnung zu be­
finden, einen Anreiz schaffen, eigene 
Ziele zu formulieren.
Die finanzielle. Beteiligung an der 
Gruppe wird sich an der finanziellen 
Situation des jeweiligen Mitgliedes 
orientieren, heißt es in der Vorlage, 
die abschließend noch die Notwendig­
keit herausstellt, bei der Beschaffung 
eines Arbeitsplatzes behilflich zp sein, 
um das Ziel, die Resozialisierung der 
Teilnehmer, auch wirklich zu errei­
chen. !• .

le Stufe menschlichen Daseins bewir­
ken“. Als Begleiterscheinungen und 
Folgen seien Alkoholismus, Isolation, 
Kriminalität und Verwahrlosung fest­
zustellen. Zugleich nehme die Bereit­
schaft, den Lebensunterhalt an einem 
Arbeitsplatz sicherzustellen, ab. In 
diesem Stadium seien wirksame Hil­
fen kaum noch möglich, so daß letzt­
lich die Einweisung in eine geschlos­
sene Anstalt zwangsläufige Folge sei.
Durch die Ablehnung der bürgerli­
chen Gesellschaft, die den Obdachlo­
sen für faul und labil hält, werden 
der. Betroffenen lebenswichtige Chan­
cen vorenthalten, heißt es weiter. Auf­
grund dieser Vorurteile reduziert sich 
die Chance, eine Arbeit zu finden; 
„denn nicht anders als die Normalge­
sellschaft, so die Erfahrung, verhalten 
sich Teile von ihr, so Arbeitsvermitt­
ler oder Arbeitgeber, die Arbeitssu­
chende aus diesen Wohngebieten ab­
weisen, obwohl Qualifikation wie 
auch Arbeit vorhanden sind“.
Der Wert einer Wohngruppe wird sich 
nach Auffassung der Verantwortlichen

JJremst Wohngruppe den sozialen Abstieg? 
r-l. Magistrat sucht nach Hilfen für Obdachlose - Resozialisierung angestrebt

(ber). Sozial bedrohten Menschen, die, 
sind sie erst auf der abschüssigen 
Bahn, in der Regel bis auf die unter­
ste Stufe rutschen, soll in Rüsselsheim 
jetzt Hilfe zuteil werden: In einem 
Grundsatzbeschluß hat sich der Magi­
strat am Dienstag nach Mitteilung von 
Bürgermeister Dr. Storsberg für die 
Einrichtung einer Wohngruppe zur 
Resozialisierung von Bewohnern der 
Einfachstwohnungen und von Perso­
nen, die durch Räumungsklage betrof­
fen sind, ausgesprochen.
Die Gruppe setzt sich aus Mitgliedern 
zusammen, die gewillt sind, eine sol­
che Gemeinschaft zu akzeptieren, die 
es aus eigenem Antrieb nicht schaf­
fen, sich eine Wohnung oder einen 
Arbeitsplatz zu suchen und die auch 
ansonsten nicht in der Lage sind, ihre 
Rechte durchzusetzen, heißt es in der 
von Sozialdezernent Erich Stolberg er­
stellten Vorlage, die der Magistrat in 
allen Punkten guthieß.
Wie berichtet, will die Stadt der 
Wohngruppe zwecks Therapie „ein 
ausreichend großes Haus“ zur Verfü­
gung stellen, in dem die erforderli-



1

-4 
CD 
tr

Fr

t
«4

&
H*

CD 
P 
H* 
CD

<4- 
tP 
in 
<4- 
03 
a
& 
Q

It a
Ö!

4 H" 

i

aus wieder zurückzufinden. Ein weite­
res Abgleiten könne mit gezielter Be­
treuung verhindert werden. Allerdings 
sei es auch wichtig, dafür die geeigne­
te Kraft zu bekommen. Einige müßten 
sich vielleicht, ehe sie sich der Wohn­
gruppe anschließen könnten, zuvor ei­
ner Alkoholentziehungskur unterzie­
hen.

Auch für Paul-Hessemer-Straße
Für absehbare Zeit plädiert Solberg 
auch für die Beseitigung der Ein­

eine eventuelle Einbeziehung solcher 
Personen, die vor dem „Straucheln“ 
stehen und denen so ein Halt gegeben 
werden kann. Selbstverständlich soll 
die Betreuung auch den Familien gel­
ten, jedoch in einer anderen Art wie 
bei den Einzelpersonen.

( • Nicht im Blickfeld
Für Solberg ist dies alles eine bessere 
Lösung als ein Umbau oder. Neubau 
an der Bensheimer Straße, wo der fi­
nanzielle Aufwand wohl größer sein 
werde als der erhoffte Effekt. Zudem | 
rücke das Eckbaugrundstück an der 
Bensheimer Straße/Stockstraße durch 
die baldige Bebauung im „Blauen See“ 
stark in das öffentliche Blickfeld, wo­
durch die Probleme der dort weiter-

fv

en.“
Barbara Fabricius, Leiterin der offe­
nen Außenhilfe des Sozialamtes, sieht 
in dem Vorschlag eine wirkungsvolle 
Möglichkeit, zum angestrebten Ziel zu 
kommen. Viele der Obdachlosen 
wohnten eigentlich schon zu lange an 
der Bensheimer Straße, um von sich

ausgesagt werden. Solberg: „Es geht erst noch erweisen. Jedenfalls sollte
darum, sie von ihrem Joch zu befrei- der Anfang gemacht werden. Dabei

denkt der Sozialdezernent auch an

< Keine zentralen Obdachlosenunterkünfte mehr
Solbergs Vorschlag: Umzug in städtische Altbauten - Gezielte Betreuung Alleinstehender in Wohngruppe

hin wohnenden Obdachlosen viel- 
fachstwohnungen in der ^Paul-Hesse- leicht noch vergrößert würden. 
mer-Straße und die Unterbringung der Stadträt Solberg beabsichtigt, zu den
dortigen Bewohner ebenfalls in städti- weiteren Gesprächen mit seinen Mit- 
sche Wohnungen. In diesem Bereich arbeitern auch Vertreter der „Projekt- 
der Böllenseesiedlung wohnen zwölf gruppe Obdachlose“ mit hinzuzuzie- 
ausländische Familien mit 30 Kindern, hen. Einzelgespräche mit den Obdach- 
zwei deutsche Ehepaare und sechs al- losen sollen jedoch erst dann geführt 
leinstehende Deutsche. werden, wenn . die Zustimmung des
Nahziel aber bleibt die Bensheimer Stadtparlaments vorliegt. Auch Sozial- 
Straße mit der Umsetzung der Bewoh- arbeiterin Barbara Fabricius meinte: j 
ner und der Einrichtung einer Wohn- „Sie werden sich daran, klammern,
gruppe. Ob. mehrere solcher Wohn-- daß ihnen endlich geholfen werden 
gruppen zu bilden sind — je Gruppe soll — und um so mehr enttäuscht q 
sollten ihr nicht mehr als sechs bis sein, wenn von den Parlamentarier^ 
acht Personen angehören — muß sich ein Nein kommen würde.“

(is) Sollte die - Stadtverordnetenver- eine gezielte Betreuung, die für Ein­
sammlung durch einen Grundsatzbe- zelpersonen in eine Art Gruppenthe­
schluß dem Vorschlag von Stadtrat rapie münden soll.
Erich Solberg folgen, dürfte der Mei- Die Praxis spricht dafür, denn in der 
nungsstreit über die Einfachstwohnun- Bensheimer Straße wohnen acht Ein­
gen an der Bensheimer Straße been- zelpersonen und zwei kinderlose Ehe- 
det sein. Denn weder ein auf 460 000 paare. Bei diesen Einzelpersonen han- 
Mark veranschlagter Umbau mit Re- delt es sich ausschließlich um Männer 
novierung noch ein nicht minder ko- -m Alter von 22 bis 35 jahren, die 
stenaufwendiger Neubau - nach Ab- durch familiäre Umstände, etwa

ÄX™ Wohnungen für ^könnten - ihr E.nv^

werden, und das wiederum nicht zen- lu,'o.
tral, sondern verstreut über das Stadt- entwickeln. •
gebiet. Dabei denkt der Sozialdezer- Vom Joch befreien
nent zunächst an jene Altbauwohnun- Für die Einstellung eines solchen Be- 
gen, deren Verwaltung die Stadt der treuers — Sozialarbeiter oder Sozial- 
Gemeinnützigen Wohnungsbaugesell- pädagoge — sieht Solberg insofern 
schäft übertragen hat. Wie.Solberg in keine Schwierigkeit, als im Stellenplan 
diesem Zusammenhang erläuterte, ejn für die Altenbetreuung vorgesehe- 
hätten mit den Verantwortlichen der ner Sozialarbeiter noch offensteht und 
Wohnungsbaugesellschaft in dieser deshalb kurzfristig umgesetzt werden 
Richtung bereits Gespräche stattgefun- könnte. Der Stellenplan für 1979 müß-
den. Zur Zeit werde ein Katalog sol- te jedoch dann den Sozialarbeiter für
eher Wohnungen erarbeitet. die Obdachlosenbetreuung nennen.

Gruppentherapie Diese „Wohngruppe“ der Einzel-Ob-
Diesem ersten Schritt sollte nach Sol- dachlosen soweit zu motivieren daß
bergs Darstellung jedoch ein zweiter sie nicht nur nicht weiter abgleiten,
folgen „Denn das eigentliche Problem sondern wieder m die Gesellschaft zu-
dieser Mitbürger ist durch das Umset- rückfinden, ist das angestrebte Ziel,
zen in eine andere Wohnung nicht ge- Wie lange ein solcher Resozialisie-
löst“ Der nächste Schritt wäre für ihn rungsprozeß dauert, kann nicht vor-
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der Stadt Darmstadt verwaltet)
vom "Arbeiterbauverein" - einer

weg/Gehaborner Weg vorgesehen:
Einbau neuer Fenster und Fensterbänke
Einbau neuer Türen

städt. Wohnungsbaugesellschaft - er-

vitäten der Mieter wegen der zahlreichen baulichen Mängel.

In den Jahren 1971 und 1972 wurden in Darmstadt jeweils J Wohnblocks 
mit insgesamt 97 Wohneinheiten in "einfachster Bauweise" (Fertigbau­
teile) im Wohngebiet Akazienweg/Gehaborner Weg und in der Rodgaustraße

.Wie in Darmstadt - Arheilgen. in der Rodgaustraße Instahdsetzungs- 
<gbeiten bei den Schlichtbauwohnungen durchgesetzt wurden.
(eine kurze Zusammenfassung des GWA-Prozesses in der Rodgaustraße)

wandten sich die Mieter (alle haben Mietverträge!) telefonisch und 
schriftlich an die Stadt, manchmal auch gemeinsam.
Es ging immer wieder hauptsächlich um folgende Mangel: _

Die Kamine ziehen nicht - die Wohnungen sind kaum heizbar 
Die Fenster, Türen, Wände und Dächer sind undicht - es 
'zieht und regnet herein, die Wände sind feucht, es bildet 
sich Schimmel;
Die Duschen sind undicht und nicht beheizbar.

Zwiscnen 1972 und 1977 reagierte die Stadt auf die Proteste der Mieter 
nur, indem sie den Mietern selbst die Schuld für die Mängel gab: Sie 
heizen nicht, lüften nicht und machen vieles selbst kaputt. Verschie­
dene bauliche Maßnahmen wurden teils zur Fertigstellung des Rohbaus 
(Abdichtung von Baufugen), teils zur Behebung von offensichtlichen 
Mängeln durchgeführt. Grundlegende Abhilfe wurde jedoch nicht ge- 
schaffen.
Erst 1977 hatten die jahrelangen Proteste Erfolg. Nit Unterstützung 
der Arbeitsgruppe Gemeinwesenarbeit, dem städtischen "Burger omi e 
und der SPD des Stadtteils Arheilgen gelang es, die Stadt Darms a 
zu grundlegenden Instandsetzungsarbeiten zu veranlassen. Erstmals gab 
die Stadtbauverwaltung zu, daß "sich teilweise bauliche konstruk 10ns- 
und Ausführungsmängel überhaupt ohne große Eingriffe in di 
der Gebäude nicht beseitigen lassen." .
In Magistratsvorlagen, die alle zuständigen städt. Gremien billig , 
wurden rolgende Maßnahmen in der Rodgaustr. und gleichzeitig 1«. Abasien-

In beiden Sozialen Brennpunkten gab es von Anfang an
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Einbau einer Heizung 
Abdichten von Aussenfugen 
Renovierung der Duschbäder

für die
Von der Stadtverordneten-Versammlung wurden Rodgaustraße
und den Akazienweg/Gehaborner Weg jeweils 1,5 Millionen DM ge­
nehmigt. Diese Summe sollte auf 5 Jahre aufgeteilt werden« Für 
1978 wurde der Einbau einer Heizungsanlage (zentrale Gasheizung) 
vorgesehen (ca. 508.000,— DM)

um alle offenen

Die Mieter kündigten außerdem an, Presse, Rundfunk und Fernsehen 
einzuschalten, wenn die Stadt nicht entsprechend ihrer Forderung 
verfahre. Sie luden den Stadtbaurat zu einer Bewohnerversammlung
ein, damit er dort "Rede und Antwort” stehe und ” 
Fragen abzuklären”«

Alle Vorhaben wurden ohne Diskussion mit den betroffenen Bewohnern 
und der Arbeitsgruppe Gemeinwesenarbeit beschlossen. Die Mieter­
gruppe, d.h. die Mieter die immer wieder zu .den Bewohnerversamm­
lungen kamen (8 - 12 Personen) waren der Meinung, daß die vorgesehe­
nen Instandsetzungsmaßhahmen richtig sind und daß es jetzt darauf 
ankomme, mit den Arbeiten so schnell wie möglich zu beginnen. For­
derungen nach einer umfassenden Untersuchung, Veränderung von Woh­
nungsgrundrissen, Infragestellung der Heizung usw« hielten die akti- 
ven Mieter zu diespm Zeitpunkt nicht für angebracht. Allerdings 
waren die meisten Mieter nicht damit einverstanden, daß 1978 nur die 
Heizung eingebaut werden soll und sie noch einen Winter mit den alten, 
teilweise verrotteten Fenstern (= Feuchtigkeit, Schäden an den Tape­
ten, hohe Heizkosten) leben müssen« In einem Brief, für den die Mie­
ter fast von allen Mitbewohnern die Unterschrift erhielten, wurde 
die Stadt aufgefordert, noch im Jahre 1978 neue Fenster einzubauen« 
Dieser Forderung gab der Stadtbaurat (CDU) nach, teilte jedoch mit, 
daß sich dadurch der Heizungseinbau verzögere. Das Heizkesselhaus 
könne erst 1979 errichtet werden, weil das Geld nicht reiche. Damit 
konnten die Mieter sich natürlich nicht einverstanden erklären und 
schrieben dem Stadtbaurat, daß beide Maßnahmen koordiniert durchge­
führt und 1978 abgeschlossen werden müßten:

"Was nützen uns neue Fenster., wenn die Kamine nicht ziehen, wir 
fast im Rauch ersticken und zeitweise die Wohnung nicht beheizen 
können? Was nützt uns eine Heizung, wenn die Fenster undicht 
sind und wir demnach zum Fenster hinausheizen?”



. gestellten Forderungen

Brennpunkte und die Forderungen

Den Bewohnern 
Parlament eine Informations-Veranstaltung ein 
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” der SPD-Fraktion über die Sozialen

Darüber war der Stadtbaurat sichtlich erbost: Er schrieb an die 
Bewohner-Kontaktadresse: "Ihr Schreiben ist so unverschämt, daß 
ich nicht bereit bin, weiter mit Ihnen zu verhandeln’.’

verordneten nochmals extra zu einer 
b

der Bewohner diskutiert. SPD und

und den Sozialarbeitern war klar, daß sie im Stadt- 
Mehrheit brauchten und luden deshalb die CDU-Stadt-

bestehen bleiben. Der Stadtbaurat

Dieses Schreiben verunsicherte einen Teil der Bewohner. Haben sie 
zuviel gefordert? Bekommen sie jetzt vielleicht überhaupt nichts? 
Nach einiger Diskussion wurde mehrheitlich beschlossen, daß die

grund einer "Großen Anfrage

Wählergemeinschaft äußerten sich eindeutig für die Bewohner und 
verwiesen auf die Informationen, die sie auf der Veranstaltung er­
halten hatten. Der CDU-Stadthaurat stellte öffentlich in Frage, daß 
es sich überhaupt um Bewohner-Forderungen handele: "Solche Briefe 
schreiben Bewohner eines Sozialen Brennpunktes nicht!"

erhielt mit der Unterschrift wieder fast aller Mieter mitgeteilt, 
daß diese der Meinung sind, daß der Brief nicht unverschämt war, 
daß die Bewohner nicht mehr wollten, als "menschenwürdig Wohnen". 
Weiter wurde mit dem Stadtbaurat nicht mehr verhandelt! Die Mieter 
begannen nun mit Unterstützung der Arbeitsgruppe Gemeinwesenarbeit 
eine aktive Öffentlichkeitsarbeit, um durch politischen Druck 
ihre Forderungen doch noch durchzusetzen. Sie machten ihre Forderungen 
verstärkt in der Presse bekannt und brachten sie auf Parteiveran­
staltungen von CDU und SPD sowie im "Bürgerkomitee" vor. Höhepunkt 
dieser Kampagne war eine Informationsveranstaltung im Wohngebiet. 
Dazu waren alle Stadtverordneten und Parteien, die zuständigen Ämter 
der Stadtverwaltung, die Kirchengemeinden und andere interessierte 
Personen und Gruppen eingeladen. Diese Veranstaltung war ein Erfolg.

Die anwesenden Stadtverordneten der SPD und der Wahlergemeinschaft 
sagten zu, die Forderungen der Bewohner in der nächsten Stadtver- 
ordneten-Sitzung zu vertreten.■Die' FDP-Vertreterin konnte sich 

für ihre Partei nicht festigen.(CDU und FDP bilden in Darm­
stadt eine Koalition). Von der CDU war kein offizieller Vertreter 
gekommen.
In der nächsten Stadtverordneten-Sitzung wurde über 1 Stunde auf-
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Diese sagten aus Termin-Gründen ab. Außerdem hielten sie eine Ver­
anstaltung zum augenblicklichen Zeitpunkt nicht für erforderlich. 
Auf der nächsten Stadtverordneten-Versammlung stand dann ein Antrag 
der SPD-Fraktion auf der Tagesordnungs Außerplanmäßige Mittel sollten 
für 1978 bewilligt werden, damit Heizung und Fenster gleichzeitig 
eingebaut werden können.
Der Antrag wurde zurückgezogen, nachdem der Stadtbaurat versichert 
hatte, daß nach Eingang der Firmen-Angebote das Geld nun doch reiche, 
um Heizung mit Heizhaus und die Fenster gleichzeitig in Angriff nehmen 
zu können. Er mußte außerdem zugeben, die Haushaltslage nicht 
richtig übersehen zu haben. Allerdings konnte er nicht versprechen, 
wann die Heizung anlaufen könne.
Mittlerweile werden bereits in der Rodgaustraße und im Akazienweg/ 
Gehaborner Weg die neuen Fenster eingebaut, die Heizhäuser stehen 
und die Heizkörper werden Zug um Zug installiert. Die Sozialarbei­
ter sowie die meisten Bewohner werten diese Entwicklung als Erfolg, 
der nur durch ihre Aktivitäten und die Unterstützung durch verschie­
dene Bündnispartner zustande■kam. Bei einem kleinen Grillfest feierten 
die Aktiven, daß sie ihre Forderungen nun doch durchgesetzt haben. 
Der Erfolg wird allerdings dadurch geschmälert, daß die Heizung mit 
Beginn der Heizperiode nicht fertig sein wird. Die Schuld dafür 
trägt jedoch die Stadtbauverwaltung, die auf die vernünftigen Vor­
schläge der Bewohner zunächst nicht eingehen wollte und damit die 
ganze Angelegenheit verzögert'hat.

Jetzt kommt es darauf an, aufmerksam die Arbeiten zu verfolgen, damit 
auch tatsächlich alle Mängel behoben werden. Die Kosten für die . 
Zentralheizung sind sorgfältig zu beobachten, wäil die Isolierung 
der Außenwände unzureichend ist. Ggf. muß noch die Isolierung nach­
träglich durchgesetzt werden.
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des

1. Juni
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nr obeweise den Ver­
um ,ie nach Fr-

beginnen.” ...
die minderwertige

mündliche und schriftliche 
dhrnprkomitees und soäter1971 bis 1°77 : Ungezählte telefonische,

sucht, mit Dörpelfenstcr durchzuführen.

Gem^i nv'csenarbei t auf die Mängel . 
wurden teils zur Fertigstellung* 
Pphehunn von offensichtlichen 

größtenteils ohne wirksame Abhilfe

1^71 u. 1972: Fertigstellung von f Wohnblocks (3 in jedem Wohnaebi et) 
mit insgesamt 97 Wohneinheiten

21. Sept. 1977: Der Maqist”üt stimmt dem Einbau einer Zentra 1 hei zu na zu

t Jahre ^ohnunae,r) mlh

7Jahre 8a uinanyd 
erhebtfchmi 'Tfu^iDGp§

WAS IST IN DIESER ZEIT in der Podgaustr. und im Gehaborner Weg PASSli^T?

Dokumentation der Hausgemeinschaft Gehaborner Wen 6 weist 
auf zahllose bauliche Mannel hin. Fs erfolgt Abhilfe 
durch die. Stadt in kleineren Punkten, nachdem die Bauten 
für landesweite Schlagzeilen sorgten.

gebnis im Anschluß sämtliche Fenster zu ersetzen. Cb 
sich das allerdings finanziell für alle drei Wohnblocks 
noch in diesem •'ah*' durchfuhren läßt, kann ich nicht zu­
sagen. Es bestoht die Möglichkeit, daß die Erneuerung 
der Fenster im Jahre 1979 erst vorgenommen werden kann.
nie gesamte HC'zunqsanlanp soll 1Q78 bis zum Beginn 

der neuen Heizperiode eingebaut und. in Betrieb nenom- 
men werden/’

Arbeiten in der erster Maihälfte zu 
"Ich beabsichtige, mit Rücksicht au 
Fensterausbilduna, in einer wohnuna

27. Pkt. 1977: Planunas-, u. Vor kehrsaussebuß stimmt einstimmin 
( dem Penoviprungsproora^m zu
1 ov. 1977: Haupt- und Finanzausschuß stimmt einstimmig zu

auch der Ar^i tsorunne 
Verschieden- Maßnahmen 
des Rohbaus, teils zur 
m ä n n e 1 n d u r r h q o f1* h r t, 
zu schaffen.

17. Jan. 1°78: Bieter der ^odorustr. schicken dem stadtbaurat Prißer 
schriftliehe‘Fragen zur geplanten Heizuno, den Fenstern 
und der isslierun'-.

8. Febr. 1978: Der Stad t ha trat beantwortet ^ie Fragen:"Zur 7rit rd die Feizunnsanlaae ... geplant und es 
ist beabsichtigt, nach Ausschreibuna und Ver^ahp der

1077. Manistratsverla’^r. der uverwa 1 tunn zwecks "Große 
Instandsetzung und Rpseitinuro von Notständen" 
vorgesehen e < r n a h m o n :
- der Finbau rou^r Fenster und -hänk.e
- der Finbau nru^r “üren
- das Abrichten vor Fu^pn
- der Einbau einer Heiz'unp- das An.hoi n’e^ '.’oraehäncten Fa ssadenver k 1 eidunc
- die Renoviernnn der Duschbäder

3. ^ov. 1977 : S tad tveroi c'nc tonvor samr.l u nn stimmt einstimmig zu und 
setzt Soo Güo,- oro ''ohn^ebiet für lq78 in den Etat ein.

Hinweise der 6’ietor,
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1. März 1978: Pie ‘Meter teilen den Magistrat mit, "da»5 diese 
Doppelfenster noch in diesem Jahr in allen Mobnunqen 
eingebaut werden sollten, niese Reperaturen sind am 
dr i n^endsten.”

29. März 1978: Stadtbaurat Peifer teilt mit, "aufgrund Ihres
(Eingann: 7.4 . Schreibens habe ich das Hochbau- und Maschincnamt an­

gewiesen, vor Reainn der Arbeiten zur Installierung 
der Hei zunosanlaqe in diesem Jahr die Fenster aller 
Gebäude zu erneuern.
Ich muß Sie dafür um Verständnis bitten, daß sich der 
Abschluß der Hei zun^sarbeiten dadurch bis in das Jahr 
1°79 verzögern wird.”

16. März 1978 1 Has Bürgerkomitee unterstützt in seiner Mehrheit das 
Anliegen der'^ieter nach Fertigstellung von weizungs- 
und Fenstereinbau 1^78.

19. April 1978: Stadtbaurat Reißer schickt feinende Antwort an die von 
(Eingang: 22.4.) den ‘Metern anoen^bpne Kontaktadresse•

“Ihr Schreiben vom 12.4. ist so unverschämts daß ich 
nicht bereit bin, weiter mit Ihnen zu verhandeln.*'

/l^-,17. Fehr. 1978: Die Mieterv^rsammluno beschließt, den Brief zu 
beantworten:

2o. März 1978: Offener Prief der Mieter wenen Schäden in den Wohnungen 
durch opgenfälle am lQ./?o.3.78: ”Mit der Fen.sterer- 
neuerunn erst im Jahre 1^70 können wir uns nicht ein­
verstanden erklären! Wir fordern alle Verantwortlichen 
- Magistrat u. Stadtverordnetenversammlunq - auf, um­
gehend die erforderlichen Maßnahmen in /'nnriff zu 
nehmen. "

25. April 1978: Auf der *M^terversammlunn wird dieses "unverschämt" 
zurückoewipson und die Notwendigkeit der Pertins toi 1uno 
vor Fenstern und Heizung in diesem Jahr betont. Außer­
dem bitten die Mieter den Stadthaurat nochmals, auf 
einer Versammlung die Mieter über die Raumaßnahmen im 
Jahr 1^78 zu informieren. Dieser Prief geht Anfang Mai 
an die Bauverwa1 tune.

11. April 1978: Die Versammlung dQr Mieter verabschiedet einen neuen 
Brief an den Magistrat zu Händen von Stadtbaurat Reißer:

12. April lq78: "... ’Mr sind jedoch nicht damit einverstanden, daß 
durch den Einbau der Fenster der Heizunoseinhau erst 
im Jahre 1979 ahnpschlessen werden soll. ... ^as nätzen 
uns neue Fenster, wenn di* ^amine nicht ziehen, wir fast 
im Rauch ersticken und zeitweise die Mohnung nicht be­
heizen k ö n r e n ?"
Die Mieter bitten den Stadtbaurat Reißer auf einer Ver­
sammlung "Rede und Antwort zu stehen","um alle offenen 
Fragen abzu klären." Gleichzeitin weisen sie daraufhin, 
daß sie eventuell "neeignete Medien" einschalten würden, 
"um so auf die weiterhin unhaltbaren Zustande hinzu- 
weisen."

Mitte März; Dip Arbeitsorurpe Gemeinwpsenarbeit verschickt den 
Prief der ‘Meter vom 1.3,78 an den Magistrat, die 
Stadtverordneten und die'interessierte Dffontlich- 
keit, Ingt die Problematik dar und bittet um Unter­
stützung des Anli^npns der "Meter. .
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5. Mai 1Q78 : Das Baudezcrnat teilt der ArbeitsnruDpe Gemeinwesen-( F i n g a n o : 9.5.)arbeit mit:
"Die Pauv°rwa1 tunp wird nach dem Ihren mitoeteilten 
Verfahren, im Rahmen der ff«r 1973 zur Verfuqunn ste­
henden Haushaltsmitteln handeln."

Io. Mai 1°78:- Die Mieter der Dpdnaustr. uph die Ar hp i tscruppe 
Gemei nNosop-lrbei t veranstalten rinen i nf nrma ti n ns - 
ahend.Zu dieser veransta 1 tunn sind d°r ‘?anistrats 
alle Qtadtv^rordnetep, das RürcerRemtfp und andere 
einneladen. Mieter infnrmieren über ihre Situation.

'W
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nach den limitierten Kosten­streng
Richtwerten in

mezufuhr.

Grundlegende Renovierung nötig

Nohngebiet
Rodgaus
Hesseler SU

PorrnsHöi 
Rrheilgen

zum Teil) einfachster

„Bauliche Mängel“
(kn) — Offenkundige bauliche Mängel 

der erst fünf Jahre alten Wohnblocks 
links der Arheilger Rodgaustraße sind 
Gegenstand einer Anfrage des , SPD- 
Stadtverordneten Hansfred Glenz beim 
Magistrat. Der von kommunalpolitischen 
Freunden auf das Problem hingewiesene 
Rechtsanwalt möchte wissen, ob der Ver­
waltung dieser Sachverhalt bekannt ist 
und welche Möglichkeiten der Abhilfe bis 
wann vorgesehen sind. Konkret beanstan­
det werden eine generelle und — so Glenz 
— „gesundheitsschädigende“ Feuchtigkeit 
einiger Wohnungen sowie Wassereindrin­
gen bei Regen. Nach Darstellung des 
Sozialdemokraten, der sich hierbei auf die 
Ergebnisse einer Ortsbesichtigung stützt, 
reichen die Beheizungsmöglidhkeiten „er­
kennbar“ nicht aus, um den Übelstand zu 
beseitigen. Die niedrige apazität garan­
tiere vielmehr den betroffenen Mietern 
noch nicht einmal eine angemessene Wär-

(oh). Die Antwort, die Stadtrat Heri­
bert Wenzel dem Stadtverordneten 
Hansfred Glenz auf die Frage hach 
Renovierungsgeldern für Häuser in 
der Rodgaustraße gegeben hat (Echo 
vom 21. April) befriedigt die Bewoh­
ner der Rodgaustraße 4, 6 und 8 
nicht. Die Häuser, so argumentieren 
sie, hätten von Anfang an Konstruk- 
tions- und Baumängel aufgewiesen:
„Wie Herr Wenzel in seiner Antwort 
feststellt, sind erste Mängel in den 
Wohnungen bereits kurz nach deren 
Bezug aufgetreten. Diesen liegen bau­
liche Konstruktions- und Ausfüh­
rungsmängel, die ohne große Eingriffe 
in die Substanz der Gebäude nicht be­
seitigt werden können, zugrunde, wie 
Stadtbaurat Herbert Reißer in einem 
Brief an die in der Rodgaustraße/Mes- 
seler Straße tätigen Sozialarbeiter mit­
teilte.
Die Stadt Darmstadt hat die drei 
Wohnhäuser in der Rodgaustraße be-

Bewohner der Rodgaustraße über ihre Häuser
44 - 5. r + 

Kosten und Schäden, z. B. an Tape­
ten, Teppichen, Möbeln und hohe 
Heizkosten. Auch Gesundheitsschäden 
könnten nicht ausgeschlossen werden.

(p). Mittel für eine Sanierung der drei 
Wohnblocks in der Rodgaustraße in 
Arheilgen, die sich nach Mitteilung 
von Stadtrat Heribert Wenzel auf eine 
Summe bis 1,2 Millionen Mark belau­
fen, sind im städtischen Haushalt für 
dieses Jahr nicht vorgesehen. Wenzel 
gibt dies jetzt dem Stadtverordneten 
Hansfred Glenz (SPD) bekannt, der 
auf den schlechten Zustand der Häu­
ser in einer kleinen Anfrage hingewie­
sen hat.
Die drei Wohnblocks in der Rodgau- 
straße, vom Bauvcrein für /Xrbeiter« 
Wohnungen vor sieben Jahren geplant 
und im Rohbau aus vorgefertigten 
Stahlbetonelemcntcn errichtet, seien 
in Anlehnung an die Richtlinien des 
sozialen Wohnungsbaues gebaut und

Bauweise ausgeiührt worden. Bereits 
kurz nach Bezug und Benutzung der 
Wohnblocks hätten sich erste Mängel 
eingestellt, die jedoch nicht alle mit 
der Bauweise, dem verwendeten Ma­
terial usw. begründet werden könnten. 
Einen Teil der Probleme sicht Wenzel 
auch durch die starke Belegung der 
Wohnungen und das Verhalten der 
Bewohner verursacht.
Nach Wenzels Meinung kann nicht 
mit Sicherheit gesagt werden, ob etwa 
durch teure vorgehängte Fassaden die 
Wärme ausreichend gedämmt wird 
und somit ein Teil der Probleme zur 
Zufriedenheit gelöst werden könne.

In einfachster Bauweise
Kein Geld für Sanierung in der Rodgaustraße

DE = DQunsfadle»“ Echo

DT
TAGßLRTT 

AP * Arbeiter Posh 
FAZ“ FraMk^rhr .

Durch mehrere Beschwerden beim 
Hochbauamt, Liegenschaftsamt und 
im Bürgerkomitee forderten die Be­
wohner seit 1972 die Stadt Darmstadt 
auf, Abhilfe zu schaffen. Die darauf­
hin zum Teil ausgeführten Reparatu­
ren wurden nach unserer Meinung un­
sachgemäß ausgeführt, und die vor­
handenen Mängel wurden durch sie 
nicht beseitigt.
Da unsere Beschwerden bisher keinen 
Erfolg hatten, haben viele Bewohner 
in Eigeninitiative und auf eigene Ko­
sten Mängel an ihren Wohnungen be­
seitigt, soweit sie dazu in der Lage 
sind.
Durch die schlechte bauliche Ausfüh­
rung treten jedoch immer neue Män­
gel auf, etwa Kurzschlüsse in den 
Lichtleitungen." Die auf der Bewohner- 

wußt für kinderreiche Familien ge- Versammlung am 4. Mai anwesenden
plant und gebaut. So wohnen in den Bewohner in den städtischen Flach­
drei Häusern knapp 90 Kinder und Ju- bauten und änderen städtischen Woh-
gendliche bis 16 Jahre. Man mußte bei nungen in der Rodgaustraße/Messeler
einer so großen Kinderzahl also da- Straße berichten, daß bet ihnen anfal-
von ausgehen, daß öfter etwas kaputt lende Reparaturen ähnlich schleppend
geht als in anderen Wohnhäusern. Die bearbeitet werden.
Beseitigung der Schäden kostet jedoch Wie aus der Antwort des Liegen-
keine 1,2 Millionen DM, und diese schaftsdezementen Heribert Wenzel
Schäden stehen in keinem Verhältnis ersichtlich, steht auch dieses Jahr für
zu den Konstruktions- und Baumän- die jungend notwendigen Reparatu-
geln. ren kein Geld zur Verfügung. Die jet-
Seit dem Bezug der Wohnungen 1972 zigen Wohnbedingungen sind jedoch 
heiden wir Mieter unter feuchten Wän- nicht mehr länger tragbar und können 
den, schlechten Heizungsmöglichkei- auch durch vereinzelte Reparaturen 
ten (beim Heizen dringt Qualm in die nicht verbessert werden. Wir fordern 
Wohnungen) und der schlechten Iso- deshalb den Liegenschaftsdezernten 
lierung der Wohnungen. Durch diese auf, sich für eine grundlegende Reno- 
Mängel entstanden den Mietern viele vierung der Häuser einzusetzen.
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Themen des Tages
Schwere Baumängel
Eklatante Baumängel hat das Darm­
städter Hochbau- und Maschinenamt 
bei den vom Bauverein errichteten 
Schlichtwohngebieten registriert Die 
Häuser müssen jetzt für drei Millio­
nen Mark saniert werden. _ Seite 5

de

Hadi 6 Johreh 
werden die 
Beschwerden 
der Mief er -
endlich anerKonn o

Nach dem Bericht des städtischen 
Bauamtes waren an den Häusern Rod- 
gaustraße 4, 6 und 8 sowie im Geha- 

1 j 4 und 6 seit Übemah-

km). Durchgreifende Maßnahmen zur 
' ' der Häuser an der Rod-

6 und 8 in Arheilgen Die Bewohner der Häuser beanstande- 
U ten — bisher erfolglos — daß sie seit 

dem Bezug der Wohnungen im Jahre 
1972 unter feuchten Wänden, schlech­
ten Heizungsmöglichkeiten und man­
gelhafter Isolierung der Räume litten. 
Durch diese Mängel seien ihnen er­
hebliche Kosten und Schäden entstan­
den. Tapeten und Möbel seien in Mit­
leidenschaft gezogen worden und 
auch gesundheitliche Schäden ließen 
sich nicht ausschließen. Von mehreren 
Sozialarbeitern, die dem Bürgerkomi­
tee angehören, wurden diese Angaben 
durchweg bestätigt. Ein Komiteemit- 

. glied war der Meinung, das Gremium 
habe sich nicht rechtzeitig und deut­
lich genug gegen die Mißstände ausge­
sprochen. Angeregt wurde, das Komi­
tee solle etwaige Forderungen der 
Mieter auf Mietminderung und Scha­
denersatz unterstützen. Angezeigt sei 
es auch, , daß das Komitee ein hono­
rarfreies Gutachten bei einem Archi­
tekten einhole. Komiteevorsitzender

„Gegen alle Regeln der Baukunst“ 
Stadtparlament berät heute über Renovierung von Bauvereins-Schlichtwohnungen 

der Bericht die Lage der Heizkamine, 
die kinderreiche Familien, wie sie m 
diesen Wohngebieten besonders häu­
fig seien, dazu zwinge, Kinderbetten 
unmittelbar neben Ofen aufzüstellen. 
Die extrem kleinen Zimmer (acht 
Quadratmeter) machten zudem das 
Aufstellen mehrerer Kinderbetten

Renovierung
Baustraße 4, v ««« - — -- - ,
(ECHO vom 11. Mai) halt nun auch 
der städtische Baudezement, Stadtrat 
Herbert Reißer, für geboten. In einem 
an das Arheilger Bürgerkomitee ge­
richteten Schreiben teilte Reißer mit, 
|er beabsichtige, dem Magistrat einen 
[ungeschminkten Bericht über den Zu- 
ktand der Häuser und die zu ergrei­
fenden Maßnahmen vorzulegen. Der 
[stadtrat stellte dem Komitee zudem 
keinen Besuch bei einer kommenden 
[Sitzungen in Aussicht.
[Nachdem Bezirksverwalter Helmut 
(Fuchs das Schreiben Herbert Reißers 
foei der Komiteesitzung am Donners- 
[tagabend in der Spielstube an der 
iRodgaustraße verlesen hatte, regi- 
[strierten die Sitzungsteilnehmer zwar 
[eine gewisse Befriedigung, doch sie 
[waren sich auch klar darüber, daß 

Jsich der Stadtrat noch in keiner Wei- 
Be festgelegt habe. Ein Sitzungsteil­
nehmer warnte vor einer etwaigen Eu-

•ohorie. Man solle sich nun nicht etwa 
[der Hoffnung hingeben, daß bis Weih-

(KS). Ein vernichtendes Urteil hat das 
städtische Hochbau- und Maschinen­
amt über Planung und Bauausführung 
der Schhchtwohng^bäude am Geha- 
borner Weg und in der Rodgaustraße 
abgegeben. Die seinerzeit vom Bau­
verein im Auftrag der Stadt errichte­
ten Häuser für obdachlose Familien ----- , 4,
müssen- jetzt mit einem Kostenauf- meist unmöglich.
wand von rund drei Millionen Mark Undicht sind nach dem Bericht des
renoviert werden. Der Haupt- und Fi- Hochbauamtes aber nicht nur die Fen­
hanzausschuß hat der Vorlage zuge- ster (Baufugen konnten mittlerweile 
stimmt, die am heutigen Donnerstag ^gedichtet werden), undicht sind auch 

‘auf der Tagesordnung der um 15 Uhr jmmer wieder die Sanitärräume, in 
im Liebighaus beginnenden öffentli- denen es statt einer Badewanne eine 
then Sitzung des Stadtparlaments Dusche ohne Duschwanne gibt Da 

die Wände einen einfachen Farban­
strich aus wasserfester Farbe und die 
Fußböden nur einen Steinfliesenbelag 
haben, werden die darunterliegenden 
Wohnungen immer wieder durch­
feuchtet. Allein die’Sanierung eines 
einzigen der insgesamt 97 Bader ko-

me durch die Stadt immer wieder er­
hebliche Baumängel aufgetreten, die cm tl .

-•überwiegend auf Planungsfehler oder stet -etzt 7000 Mark. Große Summen 
eklatante Fehler in der Bauausführung müssen auch für neue Türen und Fen­
zurückzuführen seien. So sind die ster ausgegeben werden. Schließlich 
Stahlbeton-Außenwände ungenügend hat der Haupt- und Finanzausschuß in 
wärmegedämmt und die Fenster „ge- geiner Empfehlung an das Stadtparla- 
een alle Regeln der Baukunst falsch in ment entsprechend dem Bauausschuß 
die Fensteröffnungen ... eingebaut noch beschlossen, die Häuser mit ei- 
worden“, heißt es in der Vorlage, die HeizunÄsanlage zu versehen- - 
dem Stadtparlament als Begründung 
zum Renovierungsantrag des Magi- I
strats vorliegt Als falsch bezeichnet j ~

Stadtbaurat verspricht ungeschminkten Bericht 
- Reiße[ hall in einem W M da, Biirgertaniiue Rodgauslmße Renovierungen für i^!_ 

nachten alles erledigt sei:. .Es wird « 
noch etliche Winter dauern. derüc n^ die Schuhe schie­

ben könne. Hinsichtlich der Mietpreise 
dürfe man nicht vergessen, daß es 
sich bei den Häusern an der Rpdgau- 
straße um Konstruktionen in Einfach­
bauweise handele. Normale Wohnun-
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der Bewohner das Normalmaß über- Stellungnahme: „Wenn wir heute zu

Niemand
Uill es mal nieder 
gewesen seih !

worden -sind. Statt dessen versuchte 
man, nun irgend jemand, zu finden, 
dem man den Schwarzen Peter zu- 
schieben kann.“' . . 't-

Damals hätten jedoch die Baukosten 
für eine Sozialwohnung schon bei 
80 000 Mark gelegen. Wenn die Stadt 
nicht auf den 12 000-Mark-Zuschuß 
pro Wohnung. aus ’ Wiesbaden hätte 
verzichtet wollen, mußte, sie also die­
sen Niedrigstandard ’ bauen. .Man sei 
dabei -von .Seiten des Magistrats auch 
vpn der in den Richtlinien,des Landes 
verankerten Vorstellung ausgegangen, 
die Primitivität der Obdachlosenunter- 
kiinfte würde bei den Bewohnern den 
Anreiz für einen Wohnungswechsel 
erhalten. Diese Vorstellung habe sich 
jedoch in der Regel als falsch erwie­
sen, denn die1 Blocks seien heute von 
Dauerbewohnem. belegt,- denen man 
den Minimal-Stahdard nicht mehr zu- 
muten könne. Deshalb, und weil bei 
der Renovierung eine „erhebliche Er- 

’ schwemis“ durch die Situation in den
Schlichtwohngebieten berücksichtigt 
sei, würden die Maßnahmen voraus­
sichtlich so teuer (fast 2,5 Millionen 
Mark sind — wie berichtet — in der 
Magistratsvorlage vorgesehen).
Der Stadtbaurat versprach jedoch, 
man wolle sich mit deqi Ziel eines 
günstigeren finanzielle*! Abschlusses 
die, Erfahrungen des Bauverdns zu; 
nutze machen.-Allerdings werde diese 
Summe nicht ausreichen, die Schlicht­
wohnungen dem Niveau des sozialen 
Wohnungsbaus anzupassem (was..,auch 
beim Mietpreis nicht vorgesehen sei), 
doch werde man die Unterkünfte den

dem es werde schlicht eine Bewohn­
barkeit überhaupt hergestellt. Daher 
müsse man sich von vornherein dage­
gen wehren, daß der Einbau der Hei­
zung finanziell möglicherweise auf die 
Mieter umgelegt werden.
Obwohl Stadtbaurat. Herbert Reißer 
den Bewohnern der Blocks an der 
Rodgaustraße in einer Versammlung 
des Bürgerkomitees die Beseitigung

schritten. Die Norm liege bei zehn 
Mark pro Jahr und Quadratmeter. In 
der Rodgaustraße aber würden die 
Kosten dann bei 13,17 Mark liegen.
kn Bürgerkomitee wurde - ferner ge­
sagt, der Einbau .von Gasheizungen 
dürfe nicht etwa als eine Wohnwert­
verbesserung gesehen werden, son-

des „Bürgerkomitees Rodgaustraße“ 
am vergangenen Donnerstag zur Spra­
che. Danach würden sich die Heizko­
sten für eine Wohnung von 55 Qua­
dratmetern auf jährlich etwa 750 
Mark stellen. Damit sei nach Ansicht

einem Urteil über die damalige Sit­
zung der Stadtverordneten kommen, 
dann vermissen wird das öffentliche 
Eingeständnis des Magistrats^, daß an 
der Rodgaustraße Fehler gemacht

Stadtparlament: Lanze für den Bauverein
„Für Bauschäden in den Schlichtwohngebieten nicht verantwortlich zu machen“

(dig). Eine Lanze für den Bauverein 
für Arbeiterwohnungen brach gestern 
in. der Stadtverordnetensitzung Stadt-; 
baurat Reißer bei der Behandlung der 
einstimmig angenommenen Magi- 
stratsvorlage über die umfangreichen 
Vorhaben zur Instandsetzung und 
„Beseitigung von Notständen“ in den 
Schlichtwohngebieten . Rodgaustraße 
und Gehaborner Weg. Die städtische 
Wohnungsbaugesellschaft habe An­
spruch darauf, daß die Dinge ins re­
che Lot gebracht werden: Ihr seien 
Fehler bei den Ende der sechziger 
Jahre errichteten Bloks mit insgesamt 
97 Wohnungen nicht anzulästen. : ‘ 
Nach Darstellung des Stadtbaurats ge­
hen die seit längerem offenkundigen 
Baumängel vielmehr auf das Konto 
der ausführenden Firma, die aller­
dings nicht mehr haftbar gemacht 
werden kann, weil sie inzwischen Plei­
te gegangen ist. Zum anderen seien 
die bis 1971 geltenden Richtlinien für 
eine finanzielle Beteiligung des Lan­
des verantwortlich für den extrem 
niedrigen Standart der Wohnungen zu 
machen.

Briel des Bauverems vom 22. Juli. Da­
rin wird * darauf verwiesen, daß bis 
1971-als Bedingung für-eine- Landesbe- 
teiligung, am Bau vqn ..Schlichtwohr 
nungen ein Kostenlimit von 25 000 
M<k pro Wohneinheit gesetzt war.

heutigen wohnhygienischen Vorstei- ( 
lungen entsprechend umgestalten und . 
ausrüsten. - ■ .5 |
Die Schlichtwohngebiete an der Rod­
gaustraße und am Gehaborner Weg 
bezeichnete Herbert Reißer als Bei­
spiele einer „geradezu meisterhaften“ 
Situation in „sozialen Brennpunkten“, 
um deren Ordentlichkeit und Sauber­
keit Darmstadt von Nachbarstädten 
beneidet werde.
Den Bauverein in Schutz nahmen 
auch die Stadtverordneten Andres 
Reinhardt für die CDU und Günter 
Pitthan und Gerd Grünewaldt für die 
SPD. Die Bemerkung des SPD-Frak­
tionsvorsitzenden Grünewaldt, daß 
die Vorlage mißverständlich oder un­
präzise abgefaßt sei und seine Auffor­
derung an die Stadtverordneten, Fach­
vorlagen künftig sorgfältiger zum An­
laß einer — wie er sagte — „persönli­
chen“ Erklärung. Darin warf er Grüne­
waldt vor, eine die Zusammenarbeit 
zwischen Magistrat und Parlament 
„schwer schädigende Aussage“ ge­
macht zu haben.

Weiterhin dritter Klasse?
Rodgaustraßenbewohner befürchten höhere Heizkosten

(km). Die Bewohner der Häuser Rod- der Notstände zugesichert hat, sind 
gaustraße 4, 6 und 8 in Arheilgen be- .die Anwohner noch nicht zufrieden, 
fürchten, daß der galante Einbau von Eine Bewohnervertreterin legte am 
Gasheizungen in ihren Wohnungen zu Donnerstag beim Bürgerkomitee eine 
hohe Betriebskosten verursachen wer- Stellungnahme zu einem Zeitungsbe- 
de. Dies kam bei einer Versammlung richt (ECHO vom 4. November) über

eine Stadtverordnetenversammlung 
vor. Darin wird die Frage gestellt, ob 
die Bewohner „weiterhin Mieter drit­
ter Klasse“ seien.
Sozialarbeiter Meyer betonte, das Bür­
gerkomitee stehe voll hinter dieser
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Fragen nach der Heizung
Brief aus der Rodgaustraße an den Magistrat

Sorgen im Brennpunkt
Hessische Arbeitsgemeinschaft tagte in Arheilgen

. . 7\F " '
In einem Schreiben an den Oberbürgermeister 

der Stadt Darmstadt fordern eine Reihe von 
Mietern Abbüfe zu schaffen gegen Wasser­
schäden in den städt. Wohnblocks in der Rod­
gaustraße. Wir veröffentlichen das Schreiben 
im Wortlaut: ,

Wiederholte Wasserschäden größeren Aus­
maßes in den städt. Wohnblocks Rodgaustr. 4-8
Sehr geerhrte Damen und Herren! '

Durch die starken Regenfälle mit Windböen 
in der Nacht zum W. auf den 20. März ist wie­
der verschiedenen Mietern In den oben ge­
nannten Wohnblocks erheblicher materieller 
Schaden entstanden. Diesmal waren nur die 
Mieter in den Blocks Nr. 6 und 8 unmittelbar 
betroffen« weil der Wind und der 'Regen von 
Süden kamen. Bei Westwind ist normalerweise 
der Block Nr. 4 betroffen. Es drangen erhebli­
che Wassermengen über und unter den Fen- 
sterbäriken ein. An Schäden entstanden unter 
anderem losgelöste Tapeten, nasse Teppich^ 
und Terppichböden, durchnäßte Betten und Pol- 
stermöbel. Solche Regengüsse können eich je­
derzeit wiederholen. Wer ersetzt uns, den Mie­
tern, diese Schäden? -

Es bat «ich dabei wieder einmal bestätigt, 
wie dringend der Einbau neuer Fenster'ist. 
Wir Mieter haben in unserem Schreiben vom 
1. März an Herm Stadtibaurat Reißer bereits 
auf Dringlichkeit des Fenstereinbäus hin­
gewiesen, der Fenstereraeuerung erst im 
Jahr 1979 können wir uns nicht einverstanden 
erklären!, \

Wir fordern alle Verantwortlichen — Magi­
strat und Stadtverordnetenversammlung — 
auf, nrngehend die erforderlichen Maßnahmen 
In Angriff zu nehmen. . '

Mieter der Rodgaustraße 4/6/8

eingebaut werden, wie es die Mieter 
fordern.
Aus Limburg wurde berichtet, daß 
dort eine Kommission aus je drei Ver­
tretern von Magistrat, von den politi­
schen Parteien sowie betroffenen Mie­
tern gebildet werden solle, um ge­
meinsame Überlegungen anzustellen 
und Sanierungen zu beobachten. In ei­
nem sozialen Brennpunkt Wiesbadens 
fürchten die Mieter, daß sie nach Ab­
riß ihrer derzeitigen Wohnhäuser und 
Errichtung neuer Blocks höhere Miete 
zu zahlen haben oder aus der vertrau­
ten Gegend verdrängt werden.
Das Treffen wurde mit einer Diskus­
sion über die Sozialhilfe abgeschlos­
sen. Wegen der Nichterhöhung der 
Regelsätze und weiterer Einschrän­
kungen wurde überlegt, wie die Öf­
fentlichkeit darüber informiert werden 
könne. Das nächste Treffen der Lan­
desarbeitsgemeinschaft soll in Lim­
burg stattfinden.

Bild darüber machen, mit welchen 
Kosten sie zu rechnen haben, wenn 
eine neue Heizung eingebaut ist: 
„Welche Kosten werden auf unsere 
Mieten umgelegt? Die Investitions-, 
die Betriebs- oder Heizkosten? Was 
macht das pro Quadratmeter im Jahr 
aus? Trifft es zu, daß auch eine Be­
nutzungsgebühr für die Heizung ent­
richtet werden muß?“
Weiter fragen die Mieter den Stadt­
baurat, wo die Heizanlagen und die 
Heizkörper installiert werden. Sie wei-

(km). In der letzten Sitzung des Ar- 
heilger Bürgerkomitees hatte die Ar­
beitsgruppe Gemeinwesenarbeit einen 
Antrag vorgelegt, den sie an den Ma­
gistrat richten wollte, um den Planun­
gen an den Häusern Rodgaustraße 4 
bis 8 besser informiert zu werden und 
mitzuwirken. Als Vertreter der Ar­
beitsgruppe hat jetzt der Sozialarbei­
ter Jennewein den an Sradtbaurat 
Herbert Reißer gerichteten Antrag in 
vollem Wortlaut der Presse vorgelegt. 
Dem Schreiben ist zu entnehmen, daß 
sich die Mieter vor allem für die künf­
tige Form der Heizung interessieren.
Die Mieter möchten Wissen, ob sie 
mit einer Gas-, Etagen- oder Zentral­
heizung zu rechnen haben. Wann mit 
dem Bau begonnen werde, lautet die 
nächste Frage, denn: „Da wir im 
Frühjahr teilweise schon Winterbrand 
für 1978'79 kaufen, möchten wir ge­
nau wissen, ob die geplante Heizung 
vor der Heizperiode 78 79 fertig ist. 
W'ird die Heizung auch eine Warm­
wasserversorgung einschließen?“
Das Schreiben der Mieter geht dann 
auf die hohen Heizkosten ein, die we­
gen der Baumängel an der Rodgau­
straße entstehen. Bekanntlich wurde 
die schlechte Isolation der Wohnun­
gen bereits in einem Gutachten er­
wähnt. Nun wollen die Mieter sich ein

kaum der Fall“, beanstanden die Ver­
fasser des Briefes.

1 „Wir bitten Sie,1 zukünftig darauf zü 
achten, daß wir auch rechtzeitig infor­
miert werden. Außerdem sind wir der 
Meinung, daß wir wegen der doch 
einschneidenden Maßnahmen bei der 
Diskussion . beteiligt werden sollten, 
zum Beispiel bei den Gesprächen über 
die Art der Heizung. Auch sollten Sie 
das Ingenieur- und Planungsbüro auf 
unser Anliegen der stärkeren Beteili­
gung bei der Planung und Durchfüh- | 
rung hinweisen. Können wir bei der1 
Auswahl des Planungsbüros beteiligt 
werden?“

(km). Die Wohnsituation finanzschwa­
cher Mieter stand im Vordergrund ei- 
er Reigiohalvsrsammlung der Landes- 
rbeitsgemeinschaft Soziale Brenn- 

' punkte Hessen, die im Gemeindehaus 
der Auferstehungsgemeinde in Darm- 
stadt-Arheilgen stattfand. Teilnehmer 
waren Sozialarbeiter und engagierte 
Bewohner aus Limburg, Wiesbaden 
und der Arheilger Rodgaustraße. Die 
Gastgeber: die Arbeitsgruppe Gemein­
wesenarbeit im Diakonischen Werk 
und Caritasverband.
Über die Situation in Darmstadt infor­
mierte ein Kurzfilm, den Studenten 
der Fachhochschule im ersten Seme­
ster der Sozialpädagogik gedreht hat­
ten. Der Streifen behandelte die be­
kannten Baumänigel der Wohnblocks 
an der Rodgaustraße, die jetzt nach 
Beschluß der Stadtverordnetenver­
sammlung behoben werden sollen. Al­
lerdings kam auch zur Sprache, daß 
es-noch ungewiß sei, ob Fenster und 
Türen gleichzeitig mit der Heizung

sen vorsorglich darauf hin, daß der 
Einbau der Heizungen und die Repa­
ratur undichter Stellen in den Woh- M 
nungen gleichzeitig erfolgen müsse, 
da andernfalls wieder unnötig hohe ' 
Heizkosten entstehen dürften. Auf die 
Isolierung der Wohnung sollte trotz 
der Heizung auf keinen Fall verzichtet 
werden.
„Wir möchten Sie bitten“, heißt es , 
wörtlich in dem Schreiben an Herbert 
Reißer, „uns eine Antwort auf die für 
uns sehr wichtigen Fragen zukommen 
zu lassen. Im Anschluß daran könnten ■ 
Sie die Sachlage vielleicht auf einer 
Mieterversammlung erläutern. Auch 
wenn in einzelnen Punkten bei der 
Heizung noch keine Entscheidung ge- . 
troffen ist, sollten Sie dennoch diesen . 
Brief beantworten. Bisher war das

Freitag, 27. Januar 1978
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Brennpunkten den generellen Versor­
gungsunterschied gegenüber anderen 
Wohngebieten ausgleichen. Wegen der 
räumlischen Bündelung sozialer Pro­
bleme in diesen Wohngebieten seien

auch die sozialen Hilfen entsprechend 
» zu konzentrieren. Eine für das Leben 

der Bewohner entscheidende grundle­
gende Veränderung, die über die reine 
Verbesserung der Wohnverhältnisse 
hinausgehe, sei nur bei einer Koordi­
nierung aller finanziellen, persönlichen 
und institutioneilen Hilfen unter der 
Beteiligung jener Menschen möglich.

Das Institut vertritt die Auffassung, 
der Bestand an sogenannten, sozialen 
Brennpunkten lasse sich allein dann 
abbauen, wenn weitere Einweisungen 
in Schlichtwohnungen unterblieben. 
Dies allerdings setze die Erhaltung und 
Bereitstellung billigen Wohnraumes im 
gesamten Stadtgebiet voraus. Die Ver­
waltung wird ermahnt, die Aufgabe,

allein einer vorübergehenden Unter­
bringung; sie sollten wegen ihres man­
gelhaften Komforts einen „Anreiz“ zum 
Auszug in normale Wohnungen bieten. 
Entgegen diesem Konzept aber bleiben, 
wie das Institut sagt, etwa siebzig Pro­
zent aller Bewohner mehr als drei Jah­
re und etliche sogar länger als zwanzig 
Jahre in den Notunterkünften, weil ih­
nen andere, finanziell tragbare Woh­
nungen nicht zur Verfügung gestellt 
werden können. An den unzumutbaren 
Wohnverhältnissen ändere, so die Fach­
leute, auch die Tatsache nichts, daß 
viele dieser Familien inzwischen einen 
Mietvertrag für Schlichtwohnungen er­
halten hätten und damit in amtlichem 
Sinne nicht länger obdachlos seien.

DARMSTADT, 30. Mai. Das Problem 
der menschenunwürdigen Existenz in » 
„Notunterkünften“ oder „sozialen 
Brennpunkten“, das Problem also des 
Lebens in sogenannten Schlicht- oder 
Einfachstwohnungen, ist von dem in 
Darmstadt ansässigen Institut Wohnen 
und Umwelt aufgegriffen worden. Das 
Institut hat die Verwaltung Darmstadts 
aufgefordert, mehr zu tun, um die Miß­
stände in den drei sozialen Brennpunk­
ten der Stadt zu beseitigen. Es sagt, seit 
dem Jahre 1972 sei der Bau von 
Schlichtwohnungen nicht mehr geför­
dert worden; 1973 habe der hessische 
Sozialminister angeordnet, daß durch 
rechtzeitige Vorplanung und durch ein 
Ausschöpfen aller finanziellen und per­
sönlichen Möglichkeiten Obdachlosig­
keit verhindert werden sollte; Obdach­
losensiedlungen oder „soziale Brenn­
punkte“ sollten aufgelöst oder zu einem 
normalen Wohngebiet ausgebaut wer­
den.

Trotzdem gibt es nach amtlicher Sta­
tistik in Hessen nöch immer Notunter­
künfte In etwa sechzig Orten (Städten 
und Gemeinden). Die Stadt Darmstadt 
hat, wie das Institut hervorhebt, 
Schlichtwohngebäude in der Bodgqu- 
straße und Im Gehaborner Weg sogar 
ersTim Jahre 1971 fertiggestellt. Von 
Anfang an seien diese Unterkünfte mit, 
gravierenden Mängeln behaftet gewe­
sen, wird dazu gesagt. Die bisherigen 
Anstrengungen der Stadt hätten nicht 
ausgereicht, in diesen Siedlungen ein 
menschenwürdiges Dasein zu ermögli­
chen. Die sozialpolitisch Verantwortli­
chen in den städtischen Gremien müß­
ten mehr tun, um die Wohnungsnot in 
sozialen Brennpunkten nicht nur vor­
übergehend, sondern grundlegend zu 
beheben.

Das Institut fordert für die allernäch­
ste Zeit die Beseitigung akuter Notstän­
de: die Wohnungen sollten wenigstens 
gefahrlos beheizt werden können und 
gegen Regen geschützt sein. Die 
Schlichtwohnungen in der Rodgaustra­
ße und im Öehabomer Weg brauchten 
noch vor dem nächsten Herbst neue 
Heizungen und Fenster. Auf lange Sicht 
müsse die Stadt in allen sozialen

auch die Bürger mit geringem Einkom­
men mit Wohnungen zu versorgen, 
nicht leichtzunehmen: Wohnungspoli­
tische Maßnahmen seien außerordent­
lich wichtig, weil erfahrungsgemäß die 
sozialen Folgen unzureichender Wohn­
verhältnisse oder der Obdachlosigkeit 
nur mühsam und unter erhöhtem Ein­
satz öffentlicher Mittel zu beheben sei­
en.

In der Bundesrepublik leben zur Zeit 
50Q000 bis 800 000 Personen in solchen 
Notunterkünften, die eigens für die Un­
terbringung wohnungsloser Familien 
gebaut worden sind. Diese meistens ab­
sichtlich eher schlecht als schlicht ge­
haltenen Wohnungen dienten offiziell

Das Dilemma mit den schlechten Schlichtwohnungen
Eigens für Obdachlose gebaute Unterkünfte erfüllen ihren Zweck nicht / Erkenntnisse im Institut Wohnen und Umwelt / Von Hiltraud Bohm

Die Heizung soll dieses Jahr kommend »
Mieter der Arheilger Rodgaustraße äußerten ihre Wünsche für die Wohnungsverbesserung

nrcü - Wecen des schlechten Wetters Wicklung der letzten Monate im Blick auf Daran schloß sich eine rege Diskussion 
mußten Se be^ der die geplanten einzubauenden Doppelfen- an, in der die Schilderung der gefähr-
Arheilger Rodgaustraße äe zu einer In- ster und den Einbau einer Zentralhei- Uchen Situation durch die schlecht z^
fnrmationsveranstaltung über die bau- zung. Unmut hatte sich breitgemacht über henden Kamine im Vordergrund stand- 
liehen Mängel an den städtischen Wohn- städtische Planungen für den Einbau der Initiativ u,erdeJ
hlncks aufaerufen hatten ihre Veranstal- Heizkörper im Sommer dieses Jahres und im Sinne der Rodgaustraßenmieter im
tune in die Spiel- und Lernstube verle- der Inbetriebnahme der Gesamtheizungs- Stadtparlament für eine Beseitigung auch tung m die Spiel und ^nsiuoe v h„tten Mangela. Auch die FDP äußere
8 ' , . _. Mieter auch geübt, da der Stadtbaurat sich positiv.

Kaum Platz bot diese städtische Ein- einer Einiadung zur Information nicht Den Anwesenden wurde klar,-daß nur 
richtung den vielen Interessenten, denen entsprochen habe. eine Mehrheit im Stadtparläment die zu-
die Bewohner der Rodgaustraße 4, 6 und 8 Ein Kurzfnm zeigte später, wie man in sätzlichen 400 000 DM für die noch in die- 
von ihren Sorgen und Ängsten berichte- verschiedenen Stadtteilen Darmstadts sem Jahr zu verwirklichende Heizung be­
ten. wohnt. Neben gepflegten Kulturmonu- schließen könne. Die für 1979 vorgesehe-

Erfreulich war, daß Stadtverordnete menten waren auch die sozialen Brenn- nen Mittel sollten vorgezögen werden, 
der Wählergemeinschaft Darmstadt, der punkte zu sehen. Bilder aus feuchten meinen die Mieter. Nach Meinung aer im 
SPD und der FDP gekommen waren, um Wohnungen, die mit schimmeligen Wän- Wohngebiet tätigen Sozialarbeiter ist. deT j 
diese Bürger zu hören. Magistratsmitglie- den aUch die Gesundheit stark gefährden, Einbau von Fenstern und Heizung v&döch 
der CDU-Fraktion und Arheilger CDU- belegten drastisch den Wohnungszustand nur eins der vielen Probleme. Die Politik 
Vertreter nahmen nicht teil. der Schlichtbauten. Über die Verhältnisse ker sollten sich mehr den sozialen Brenn-

Ein besonders von Regenwasser und in der Rodgaustraße konnten sich die punkten annehmen Hier sollte «lanüW 
schlechtem Rauchabzug betroffene Mie- Veranstaltungsbesucher jetzt ein umfas- punktuelle Maßnahmen hinaus Gtund- 
ter erläuterte den vielen Gästen die Ent- sendes Bild machen. sätzliches tun. - • ,
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Wieder die alten Probleme
Brief aus der Rodgaustraße an den Magistrat

dichten Fenstern und
einer Heizungsanlage nach wie

CDU gesagt habe, die benötigten Gel­
der müßten ja auch verantwortet wer­
den.
Das Schreiben schließt mit einem Ap­
pell an den Magistrat Und die Stadt­
verordneten, in der nächsten Sitzung 
des Stadtparlaments am 15. Juni im 
Sinne der Bewohner der Rodgaustraße 
zu entscheiden.

vor berechtigt ist
gleichzeitigem Einbau von

(mor) - Wo billig gebaut wird, ist der 
nachfolgende Ärger gleich mit vorpro­
grammiert. Das weiß man bei der Stadt 
Darmstadt nicht erst seit den trüben Er­
fahrungen mit dem dauerhaften Sanie­
rungs-Patienten Nordbad. Sehr viel gra­
vierender, weil für die betroffenen Be­
wohner permanent verspürbar, sind die 
einschneidenden Mangelerscheinungen 
bei den städtischen Wohnblocks in der 
Rodgaustraße und im Gehaborner Weg, 
den sogenannten Schlichtwohnurfgen. Zu 
erreichen, daß die dort dringend notwen­
digen Renovierungsarbeiten an Fenstern 
und Heizung nun endlich über die Bühne 
gehen können, war Ziel einer dring­
lichen Großen Anfrage, die bei der 
jüngsten Sitzung des Stadtparlaments von 
der SPD-Fraktion eingebracht worden 
war.

Freilich: Schon jetzt ist klar, daß die 
für den Haushalt dieses Jahres einge­
stellte halbe Million zum Zwecke der 
Schlichtwohnungs-Sanierung nicht aus­
reichen wird. Immerhin aber ließ Stadt-

Mieterversammlung 
Rodgaustraße

Auf einer gutbesuchten Mieterversammlung 
am Dienstag, 25. April, besprachen die Mieter 
der städt. Wohnblocks Rodgaustraße 4—8 in 
Arheilgen über die geplanten Instandsetzungs­
maßnahmen der Stadt.

Ausführlich wurde der Schriftwechsel mit 
Herrn Stadtbaurat Reißer diskutiert. Die Mie­
ter waren der Meinung, 'daß ihre Forderung nach

baurat Reißer wissen, sei ein Anfang ge­
macht, denn neue Fenster seien für 
180 000 Mark in Auftrag gegeben. Weitere 
Angebote für überdies notwendige Arbei­
ten stünden noch aus, würden aber ver­
mutlich bald vorliegen, so daß im kom­
menden Monat mit einer Preis-Übersicht 
zu rechnen sei.

Daß bei alledem die Verwaltung sich 
keine Lorbeeren erworben habe, stellte 
für die SPD-Fraktion Jürgen Rittmanns­
perger fest, der bei den Plaungsvorberei- 
tungen Mängel ausgemacht zu haben 
glaubte: „Es hätte besser gearbeitet wer­
den können. Aber jetzt gilt es Nägel mit 
Köpfen zu machen.“

Den fachmännischen Tadel des Archi­
tekten Rittmannsperger wollte der Bau­
dezernent nicht auf dem eigenen Haus 
sitzen lassen, zumal beim Bau der 
Schlicht-Siedlung schon von vornherein 
klar gewesen sei, „daß wir bei dem in­
vestierten Geld eine hervorragende Wohn­
qualität sicher nicht würden erreichen 
können. Aber wir haben uns an den ent-

(oh) - Während der letzten Fraktions­
sitzung der Wählergemeinschaft Darm­
stadt wurde noch einmal Stellung bezo­
gen zum Problem der Sanierung der städ­
tischen Wohnblocks in der Rodgaustraße 
und im Gehaborner Weg.

Die WGD hatte der Einladung einer In­
itiativgruppe der Bewohner der Häuser 
Rodgaustraße 4, 6 und 8 entsprochen und 
dabei einen Eindruck von den dortigen 
baulichen Zuständen bekommen. Zum 
Teil sind die Mieter dort schon seit Jah­
ren mit skandalösen und menschenun­
würdigen Mißständen konfrontiert wie 
z. B. qualmenden Kaminen, undichten 
Fenstern und mangelhafter Isolierung.

Die WGD hält es für sehr begrüßens­
wert, daß Stadtbaurat Reißer nun endlich 
den Anfang gemacht hat, um die Verhält­
nisse zu verbessern, was schon seit Jah­
ren von den Bewohnern mit Recht ver­
langt wird. Nicht zuletzt wegen einer jah­
relang geübten Hinauszögerungstaktik 
des Magistrats wäre es jetzt dringend 
nötig, die Fenster und die Heizanlage 
gleichzeitig zu erneuern.

Die dafür im diesjährigen Haushalt 
vorgesehenen Mittel sind nicht 'ausrei­
chend; die CDU-Fraktion hatte letztes 
Jahr den Magistratsansatz von nur 
300 000 Mark auf eine halbe Million auf­
gestockt. Die WGD hat damals dem 
SPD-An trag über eine, Million für diese 
Haushaltsstelle zugestimmt.

Da nun die fehlenden Mittel sowieso 
nächstes Jahr eingesetzt werden müssen, 
ist die WGD der Meinung, daß hier un- 
konventionel’ und schnell geholfen wer­
den muß. Die WGD-Fraktion fordert den 
Magistrat auf, zum finanziellen Aspekt 
dieser Angelegenheit klar Stellung zu be- 
xinhen.

und daß die notwendigen Arbeiten woch 1978 
abgeschlossen werden müssen. Die anwesen­
den Mieter beschlossen deshalb, am Mittwoch, 
10. Mai, 20 Uhr, an der Rodgaustraße einen 
offenen Informationsabend durchzuführen, um 
nochmals auf ihre Probleme aufmerksam zu ma­
chen. Zum Schluß der Versammlung bildeten 
sich noch zwei Arbeitsgruppen, die den Infor­
mationsabend vorbereiten werden.
pp S-Jp 

(km). In einem Schreiben an den Ma­
gistrat der Stadt Darmstadt sowie an 
die Fraktionen des Stadtparlaments 
begrüßen Einwohner der Häuser Rod­
gaustraße 4/6/8 in Arheilgen die Ab­
sicht der Stadt, daß noch in diesem 
fahr Heizkörper und Fenster koordi­
niert in den Wohnblocks eingebaut 
werden sollen. Als einen Schildbürger­
streich jedoch bezeichnen sie, daß die 
Inbetriebnahme des Heizhauses erst 
für das kommende Jahr geplant sei.
In dem von dem Mieter R. Gumbel 
abgezeichneten Schriftstück wird ge­
fragt, was den Bewohnern Heizkörper 
ohne Heizzentrale nützen. Eine unfer­
tige Heizung werde die Bewohner 
wieder vor die alten Probleme stellen, 
das heißt nicht ziehende, unbrauchba­
re Kamine, die in jedem Fall vor dem 
nächsten Winter betriebsbereit saniert 
werden müßten. Die Kamine, sollten 
sie in ihrem derzeitigen Zustand wie­
der in Betrieb genommen werden, 
stellten eine Gefahr für Leib und Le­
ben dar, steht weiter in dem Schrei­
ben. Abgase könnten nur bedingt ab­
geleitet werden, und Duschende seien 
bei geschlossenen Türen einem über­
durchschnittlich hohen Gehalt an 
Kohlendioxydgasen ausgesetzt.
Die Resonanz auf die Probleme in der 
Rodgaustraße sei uneingeschränkt 
positiv gewesen, hätten die Bewohner 
bei einem Informationstag der CDU 
am 20. Mai feststellen können. Die 
Mitbürger seien teilweise sogar erbost 
darüber gewesen, daß man seitens der

r. 6 ^1 O

Bist an der Zeit für Nägel mit Köpfen
Anfrage der SPD zur Sanierung von Schlichtwohnungen / Gefahrenquellen sind zu beseitigen

sprechenden Richtlinien des Landes 
orientiert.“

Vielleicht war dies nicht genug, denn 
auch Günter Pitthan (SPD) erinnerte an 
frühere Begehungen der Häuser, wobei 
festgestellt worden sei, daß Wasser durch 
alle möglichen Ritze dringe und die Tape­
ten aufweiche: „Es sollte unser aller An­
liegen sein, die notwendigen Dinge noch 
im nächsten Jahr zu realisieren. Und wir 
sollten das auch finanziell sicherstellen.“ -

Auch Gwendoline John (FDP) bestä­
tigte die Zustandsbeschreibung, die eine 
schnelle Abhilfe dringend erforderlich 
mache: „Ich war sehr betroffen über den 
Zustand der Wohnungen und die gravie­
renden Mängel, die es trotz unzähliger 
Reklamationen noch immer gibt.“ Beson­
ders wesentlich erscheint der Freidemo­
kratin dabei die Beseitigung bestimmter 
Gefahrenquellen, etwa durch qualmende 
Kamine: „Das muß noch in diesem Jahr 
erledigt werden, hinauszögern hat keinen 
Zweck. Ich jedenfalls will keine Mit­
schuld an vermeidbaren Unfällen haben.“

Mißstände schnell beseitigen
WGD befaßte sich mit Sanierung der Wohnblocks Rodgaustraße



zu
reicht werden,- daß die Kinder und Ju-

i

sprechen, daß die notwendigen Zu-

Seit WZ
-fordern 
die Bewoh­
ner auch

Jugendamtsvorsteher Göbel meinte,, 
auf den Bau des Kindergartens ange-

schreiben. • Die Akademie für Tonkunst 
könne Teil eines Kulturzentrums auf der 
Mathildenhöhe werden, das sich mit den 
Ausstellungshallen und der Werkkunst-

(ie). Unter Leitung von Pfarrer Walter 
Ruckwied hatten in der Spiel-, und 
Lernstube in der Rodgaustraße bei ei­
ner Bewohnerversammlung die Bür­
ger Gelgenheit, ihr Sorgen vorzubrin­
gen; auch die Jugend war vertreten.

en. Für diese Kinder und Jugendliche 
müsste umgehend etwas getan werden.Startchanceh für ihr späteres Berufsle­

ben erhalten: 24 Prozent aller schul-

Ersl 4W 
wurde 
mit dem 
Bou begOH

gaustraße in einem Gespräch mit dem
Arbeitskreis Sozialpolitik des SPD-Un- Rodgaustraße besuchten eine Sonder- 
terbezirks Darmstadt. schule, und auch dje Jugendarbeitslo-
Der Vorsitzende des Bürgerkomifees,.............................
der Arheilger Bezirksverwalter Hel-

für den Standort Mathildenhöhe auszu- wies auf mögliche Parkprobleme auf der • 
... ......... ‘ Mathildenhöhe hin und riet der SPD, sich

mut Fuchs, berichtete, daß in der un­
ter Leitung von Fräulein Marx stehen­
den Spiel- und Lernstube nur 25 Kin­
der in unzureichenden Räumlichkeiten 
betreut werden können. Den Kindern 
und Jugendlichen müsse aber ein Zen­
trum zur Verfügung stehen, in dem 
sie unter Aufsicht zusammenkommen 
können, um gemeinsam nicht nur zu 
spielen, sondern auch Schulaufgaben

dem für alle Altersgruppen die ent­
sprechende Betägigung möglich wäre.

machen. Nur dadurch könne er- ' 12 Jahren, 37 zwischen 3 und 6 Jah­
ren und und 87 über 12 Jahre'alt sei-

Ein Kindergarten für die Rodgaustraße
Bürgerkomitee drängt auf schnellen Bau - auch ohne Landesmittel

eme
Km derbes 
Spotte 
hvV

hier.

__ _______  _. ______ _ ___  ____ Bedenkenswert sei, daß von den 
pflichtigen Kinder aus dem Viertel schulpflichtigen Kindern Darmstadts 
Rodgaustraße besuchten. eine Sonder- nur etwa. 2 Prozent Sonderschulen be-

™ „—L " suchen müßten.
sigkeit sei dort' überdurchschnittlich Der Arbeitskreis Sozialpolitik hat dar­
hoch. ' atifhiri beschlossen, die Städtischen
Durch weitere Mitglieder und Mitar-

Die Spiel -und Lernstube konnte die 
interssierten Bewohner kaum fassen. 
Außer dem notwendigen Kindergarten 
und Kinderhort wurden vor allem. 
Spielmöglichkeiten für die Zehn- bis 
Vierzehnjährigen und getrennt für die 
Älteren gefordert. Die Forderungen 
mündeten in einem Jugendheim, in

schule bereits andeute. Das Stadtpla­
nungsamt, das sich auch mit diesem 
Alternativstandort zum Gelände nördlich 
der Lichtehbergschule befaßt habe, habe 
eine Gesamtfläche von 9000 Quadratmeter 
ermittelt, auf der auch eine Musikbiblio­
thek noch Platz finden könne.

Stadtbaurat Herbert Reißer hielt dem 
entgegen, der Magistrat habe dies nicht 
aus den Unterlagen des Stadtplanungs-

Gremien, die bereits grundsätzlich

(klap) - Der geplante Neubau der Städ­
tischen ' Akademie für Tonkunst, sein 
Standort, das Raumprogramm sowie die 
Folgekosten für 'eine Musikbibliothek 
gaben den Stadtverordneten in ihrer Sit­
zung im neuen Rathaus ersten Diskus­
sionsstoff. Stadtverordnete Christa Irm­
scher formulierte in diesem Zusammen­
hang einen Antrag der SPD-Fraktion, 
einen Wettbewerb für den Neubau auch

gendlichen dieses Viertels gleiche

(oh). Der baldige Bau einer Kinderta­
gesstätte mit Hort und Kindergarten 
für das Gebiet der Rodgaustraße sei 
vordringlichstes Problem, erklärten 
die Vertreter des Bürgerkomitees Rod­

amtes herauslesen können, außerdem hät­
ten die angeführten kulturellen Einrich­
tungen kaum etwas miteinander zu tun. 
Es sei nicht beabsichtigt, die durch die 
Bäuleitplanung festgeschriebene Nutzung 
auf der Mathildenhöhe zu ändern. „Der 
dort vorgesehene Hotelstandort wird 
nicht aufgegeben“, schloß der Stadtbau­
rat.. . .. . .

Stv. Dr. Hermann Kleinstück (FDP)

beiter des. Bürgerkomitees wurden 
diese Ausführungen unterstrichen. 
Von den 570 Einwohnern der Rodgau­
straße seien 248 unter 18 Jahren alt, 
eine gegenüber der Bevölkerungs­
struktur Darmstadts überproportional 
hohe Zahl. Erhebungen mit dem 
Stand vom 10. Februar 1976 hättenJer- 
geben, daß 97 Kinder zwischen 6 und

Heizwerk bis zur Heizperiode 1978/79 fer­
tigzustellen. Für ihn hatte Stadtbaurat 
Reißer gute Kunde. „Soeben sind dem 
Magistrat die Ergebnisse der Ausschrei­
bung bekannt geworden, mit der Auf­
tragsvergabe kann in den nächsten 14 
Tagen gerechnet werden“.

Bis auf 200 000 Mark, so Reißer, seien 
die erforderlichen Mittel für neue Fenster 
(200 000 Mark), ein neues Heizhaus 
(100 000 Mark) und die komplette Hei­
zungsinstallation (370 000 Mark) im Haus­
halt vorhanden. Wenn alle Arbeiten ohne 
besondere Störungen ablaufen würden, 
worum er sich bemühen wolle, könnte die 
neue Heizung Anfang 1979 in Betrieb ge­
nommen werden. Es seien aufgrund älte­
rer Pläne auch noch Duschen einzubauen 
und eine Generalrenovierung durchzufüh­
ren. Er hoffe, schloß Reißer, daß alle 
diese Arbeiten vielleicht bis Ende kom­
menden Jahres abgeschlossen sein könn­
ten.

Namens seiner Fraktion zog Günter

schüsse vom Land noch nicht gesi­
chert seien, so daß über den Beginn 
noch nichts Endgültiges gesagt werden 
könne. Über erfolgversprechende Ver­
handlungen der Stadt mit Grund­
stücksbesitzern zur Herrichtung eines 
Kick- oder Bolzplatzes konnte Wil­
helm Finger vom Liegenschaftsamt 
berichten. In lebhafter Diskussion 
wurde die Möglichkeit erörtert, an 
anderer Stelle in Arheilgen geeignete 
Räume zu finden. Immer wieder 
klang an, es gebe viel zu wenig Hort­
plätze in Arheilgen.
Arbeitsausschüsse aus Bewohnern 
und Jugendlichen werden Vorschläge 
entwickeln, die in einer weiteren Ein­
wohnerversammlung diskutiert und 
behandelt werden sollen.

dem Bau der Kindertagesstätte zuge­
stimmt hatten, um Prüfung zu bitten, 
ob nicht die Stadt ohne die noch feh­
lenden Landeszuschüsse bereits jetzt 
Baubeginn beschließen könne — im 
Hinblick auf den relativ geringen An­
teil des Landeszuschusses an den Ge­
samtbaukosten. Der Arbeitskreisvor­
sitzende Herbert Nürnberger hat die 
Bitte inzwischen auch in Gesprächen 
mit dem Schuldezementen Dr. Rein­
hold Staudt und dem Sozialdezernen­
ten Bürgermeister Horst Seffrin über­
mittelt. Beidte Politiker sicherten wohl­
wollende Überprüfung zu.
In dem Gespräch des Arbeitskreises 
mit dem Bürgerkomitee wurde dar­
über hinaus der Wunsch geäußert, das 
evangelische Dekanat Darmstadt und 
das Diakonische Werk Hessen zu bit­
ten, einen der jetzt in der Rodgaustra­
ße tätigen Praktikanten als Sozialar­
beiter auf eine Planstelle zu überneh­
men, um die Kontinuität der dortigen 
Betreuungsarbeit sicherzustellen. Die 
Caritas beschäftigt bereits einen So­
zialarbeiter dort.
Der Arbeitskreis will sich mit der Lei­
tung der Carl-Ulrich-Schule in Verbin­
dung setzen, um in einem Gespräch 
zu prüfen, ob nicht der Anteil der Ju­
gendlichen aus der Rodgaustraße, die 
die Sonderschule besuchen, herabge­
setzt werden kann.
Weitere Gespräche sind vorgesehen in 
enger Zusammenarbeit mit dem SPD- 
Ortsverein Arheilgen und dessen Be­
auftragten für die Rodgaustraße, 
Horst Herter. .

als „Mitfahrer“ in dieser Sache nicht als 
„Zugführer“ aufspielen zu. wollen. In der 
folgenden Abstimmung wurde der 
SPD-Antrag mit den Stimmen von CDU 
und FDP abgelehnt.

Zweites dominierendes Thema im 
Stadtparlament bildete die Sanierung, be­
sonders der Heizungsanlage, in den soge­
nannten Schlichtwohnungen der Rodgau­
straße und im Gehaborner Weg. Stv. 
Günter Pitthan (SPD), erläuterte den An­
trag seiner Fraktion, im Interesse der Be­
wohner die Heizungsanlage einschließlich Pitthan (SPD) ob dieser neuen Entwick- 

Y lung den Antrag zurück, p

' Zuschüsse noch nicht sicher
Wann kommt der Kindergarten Rodgaustraße?

Gutes f Ur Rodgaustraße und Gehaborner Weg
Stadtparlament: Auftragsvergabe für neue Heizanlage steht bevor/Frösteln Im neuen Rathaus
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i Senernm^ Problem 'der Gruppe,, die das und anschließend einen Fprtchungsbe^
^Wachsene anhato Gemeinwesen In dor Edefzeller Sied- , veröffentlichen. .

voller zu cst. lt, iung fördern will, liegt in der Finan«, Sy . . ' ■■ Hildegard Rathgeber
. Den Studi en kommt es vor al^ • » wl Raumes Für ‘.... .....
\Dmgen daruuf die Bewoh^ dv die Gruppe öf- /

Edelzeller Siedlung zu aktivieren. Da , frn«nru. cpidnr dl? iedneh wahr- *’ durch, daß die Studenten der Bevölke- • d^'h Jedoch wahr ...

VA soll dcn^rgeQ^^^-5 
heit geboten werden, nWiß^enfee-^

' gruppe auf dift Äßieit.im;eigenen Le- 2U bereiten, die Gruno
bensbe^Äh^ggd^öäii.11 alle Bewoh- ejns V0J,( um ^er den Beitrags[tiöeniru] 

beweB®” TcilaÄQb ^pd^e^pAHflh jnp
k0^tcp?^3aanjß 

bisherigen Feststem 4Ssn»u
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Indianer am Lagerfeuer
Ferienaktion auf dem Spielplatz Rodgau^traße

i-m'

Ein heue»“ gro|!>eh 
wurde 

aufgrund der 
3wrHc4iver» des 
Wohngebietes 
1W/I8 errichtet

i I

düng zu einer Kinder-Arbeitsgruppe 
einer übergreifenden Projektgruppe 
„Gemeinwesenarbeit Rodgaustraße“ 
zusammengetan, um unter Anleitung

3T zt.z-^r
Mütter fühlen sich übergangen
Uber Freigabe des Spielplatzes Rodgaustraße nicht informiert

(jojü). Am Donnerstagabend brannte 
ein großes, durch einigen Holzvorrat 
gut genährtes Lagerfeuer auf dem 
neuen Kinderspielplatz an der Rod­
gaustraße in Darmstadt-Arheilgen. Jn- 
dianerscharen umlagerten die Brenn­
stelle. Auch einige weiße Siedler wa­
ren zugegen, um sich bei Musik, Ge­
sang und teilweise ausgelassenem Ver­
gnügen an Kartoffeln zu laben, dip — 
auf lange Stöcke gespießt — im Feuer 
gebacken wurden.
Acht 20- bis 25 Jahre alt Studentinnen 
der Fachrichtungen Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik aus dem fünften Se­
mester der Evangelischen Fachhoch­
schule (EFH) Darmstadt hatten sich 
innerhalb ihrer praktischen Ausbil-

bereiten mit den engagierten Studen­
tinnen die während der einzelnen 
Tage erlebte Praxis theoretisch auf, 
um Schlußfolgerungen für die weitere 
Tätigkeit ziehen Zu können. Wochen­
pläne steuern auf einen vorgesehenen 
Höhepunkt zu, so zum Beispiel der 
vergangene Indianerabend.
Hervorzuheben ist der Idealismus der 
Studentinnen und der Dozenten, die 
es sich angelegen sein lassen, ihre Se­
mesterferien den Kindern an der Rod­
gaustraße zu widmen. Die wachsende 
Resonanz bei Kindern und Erwach­
senen beweist die Richtigkeit des un­
ermüdlichen persönlichen Einsatzes 
vor Ort. Der Eifer der Kinder und 
ihre trotz grellster Bemalung strahlen­
den Gesichter belohnte die angehen­
den Erzieherinnen.
Einen der Buben wollte die Indiäner-

ihrer arbeitsbegleitenden Dozenten Spielerei nicht ganz in den Kopf, 
die an der Rodgaustraße wohnenden Trotz vorangegangener Bastelei von 
Kinder in die „Aktiven Ferien? der Zelten, Kopfschmuck und Armbän- 
Stadt Darmstadt einzubezieheri. Die dern, erklärte er mit dem Brustton der 
Dozenten der EFH Marlie Preis, Dr. Reife von elf Lenzen: „Verkleiden tu 
Gunhild Langosch Und Karl Friedrich ich raidudoch nur an Fastnacht!"

Bessere Spielplätze \ 
für die Rodgaustraße \

.(ksi) — Besucht hatten vor Wochen die 
engagierten Eltern aus dem Wohngebiet 
Rodgaustraße und Messeler Straße in Ar- 
heilgen mit ihren Kindern in Frankfurt 
zwei Kinderspielplätze. „Unterschweins­
stiege“ und der Mammutspielplatz auf 
dem „Monte Scherbelino“ waren die Ziele. 
Die Kinder nahmen die vielen Spielmög­
lichkeiten unverzüglich an. Die Eltern­
gruppe aus diesem Wohngebiet bemüht 
sich jetzt um größere und sinnvollere 
Spielplätze. Die beiden zwischen den 
Wohngebieten gelegenen Plätze sind zu 
klein und verfügen über wenige Geräte. 
Nach regelmäßigen Treffs, die mit einem 
Brief an Darmstadts Jugenddezement Pe­
ter Benz nach einem geeigneten Grund­
stück in ein Stadium lebhafter Aktivität 
getreten sind, hat man nach kurzer An­
laufzeit sehr konkrete Vorstellungen und 
sich für eine Realisierung auch beim Ar- 
heilger Bezirksverwalter Helmut Fuchs 
eingesetzt. Fuchs hatte daraufhin wunsch­
gemäß Pläne über die benachbarten städ­
tischen Grundstücke vorgelegt Anbieten 
würde sich das Gelände neben dem Kiosk 
am Bolzplatz, das mit 25 X 135 Metern gut 
zu nutzen wäre. Unterstützung findet die 
Eltemgruppe auch beim Bürgerkomitee 
Rodgaustraße. .

Spiel zu;zeigen, y - ->.r , .
Es wurde- gebastelt verschiedene 

Drucktechniken fanden, ebenso die Mal­
wand, großes Interesse bei den kleinen 
Akteuren, und viel Spaß gab es beim 
Gipsabdruck, wobei nach Herzenslust ge­
schmiert werden durfte. Tischtennis, ein 
von den Jungen selbst organisiertes Fuß­
ballspiel auf dem Bolzplatz und andere 
Aktivitäten ließen die Nachmittagsstun­
den schnell verstreichen. Zum Abschluß 
gab es für die Kleinen Luftballons, doch 
zu dem Spiel kam es vor Temperament der 
Jungen und Mädchen kaum, denn jeder 
„kämpfte“ regelrecht um diese bunten 
Kugeln. Mit schmackhaften Würstchen 

lund sonstigem vom großen Grill (wäh- 
Irend der dreitägigen Aktion hatten Müt-

(ksi) - Übergangen fühlt sich die Müt- keinen Spielplatz an der Rodgaustraßej 
tergruppe im Arheilger Wohngebiet Rod- meinen die Mütter, die Stadt Darmstadt 
gaustraße von der Stadt Darmstadt Diese fragend: „Hat man diese Aktivitäten ver- 
Gruppe, initiativ geworden für den jetzt gessen?“
von der städtischen Verwaltung dort frei- Auch beim Ausbau des zweiten Bauab­
gegebenen Spielplatz, sei über diese offi- ^11 die Gruppe an der Planung
zielle Freigabe nicht informiert worden. beteiligt werden, zumal die Bewohner 

Man habe damals Unterschriften ge- vorhaben, einige Spielgeräte zu beschaf- 
sammelt, mit dem Arheüger Bezirksver- fen. Im Sommer will man im Rahmen der 
waltet Gespräche geführt und mit dem „Aktiven Ferien“, einer Maßnahme der 
Darmstädter Jugenddezernenen korre- Stadtjugendpflege, eine mehrwöchige 
spondiert, erklären die engagierten Spielaktion durchführen. Auf die Dauer 
Eltern, auch an die Aktivitäten der Stu- sei für die Spielmöglichkeiten auf diesem 
denten der Evangelischen Fachhochschule Platz allerdings eine hauptamtliche Be- 
Darmstadt und der Mitarbeiter der Spiel- treuung nötig. Dies habe auch Stadtrat 
und Lemstube mit ihren Spielaktionen Peter Benz zur Freude der Bewohner der 
erinnernd. Ohne diese Aktivitäten und Rodgaustraße und der hier tätigen Grup- 
den Einsatz der Müttergruppe gäbe es pen erkannt. _ . .. ____

gruppe. Gemeinwesenarbeit, um sich über nommen.
, den Beginn dieser ungeduldig erwarteten -Möglich wurde »diese Aktion durch 
Spieleaktion zu erkundigen. Neben der spenden der Bewohner,'durch finanzielle 

। Gemeinwesenarbeit, die sich aus Mitar- „Spritzen“ der Stadt, der Frauenhilfe der 
heitern des Diakonischen Werkes und des , Auferstehungsgemeinde, der Kirchenge- 
Caritasverbarides zusammensetzt,;’Präkti-J meirfden Heilig-Geist, und' Auferstehung 
kanten dßr-'evangelischen Fachhochschule' und. einem' Betrag Taus der Bewohrier- 
und einer Elterngruppe des Viertels hat- kasse, die schon viele Aktivitäten gefüllt 
ten Mitarbeiter der Spiel-und Lernstube : haben. 4 ’

, Rodgaustraße sich zusammengefunden, 
um auf den beiden Spielplätzen im Wohn­
gebiet den Kindern, den. Jugendlichen 
und besonders den Erwachsenen ein um­
fangreiches Programm für-ein kreatives

Drei Tage nur für die Kinder b 
Große Spielaktion Im Wohnberelch Rodoau- Messeler Straße

(ksD"’— Eigentiich war Sie große Spiel- * ter . der . Elterngnippe für , geschmierte 
aktion für die Kinder im Wohnbereich Brote und Tee gesorgt) und einer großen 
Rodgaustraße und Messeler. Straße für die Runde aller Beteiligten klang dieses Fest 
Woche nach Ostern geplant. Das schlechte , in. der Abenddämmerung aus. Filmäuf- 
Wetter hatte jedoch die umfangreiche • nahmen werden dieses Geschehen bei der 
Planung und das dreitägige Programm nächsten Bewohnerversammlung noch- 
zunichte gemacht und die ganze Aktion , mala aufzeigen und zur Diskussion stel- 
mußte verschoben werden. , ' len. Für die Jugendlichen des Viertels

Endlich war es nun so weit und die vie- hatte man in den Abendstunden ein be- 
len Kinder, mehr als 150 bis zum Alter' sonderes Angebot parat Der Arbeiter- 
von 14 Jahren, standen immer wieder vor : Samariter-Bund Darmstadt hatte die Er­
dem Büro der Mitarbeiter der Arbeite- ste-Hilfe während..der drei ,Tage über-
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(ksi) - Vorwiegend unter sich waren die 
Bewohner der Arheilger Rodgaustraße 
beim zweiten Fest für diesen Wohnbe­
reich. Die Arheilger, die man mit Hand­
zetteln auf diese Aktivitäten an' der frü­
heren Viehtrift aufmerksam machte, blie­
ben fast, komplett aus, wofür die Ferien­
zeit und der stürmische Wind ausschlag­
gebend gewesen sein dürften.
' Trotzdem freuten sich die Initiatoren 
über den Besuch von Kindern, Jugend­
lichen und auch interessierten Erwach­
senen. Alle Aktivitäten wie Spiele für die 
Kleinen, Budenzauber, Flohmarkt, 
Kutschfahrten und flotte Rhythmen zur 
Unterhaltung und am Abend auch zum 
Tanz spielten sich auf und um den Bolz­
platz ab. , ’

Initiativ wären für dieses zweite Fest 
wieder die Bewohner selbst, die in meh­
reren Versammlungen die notwendigen 
Vorbereitungen besprochen und auch viel 
im Mütterkreis für dieses Fest an Floh-

in der Rodgaustraße
Am Samstag, den 22. Oktober, tana in der Spiel- den Alten singen. So stimmten wir bei gutem

konnte Helmut Gimbel überzeugen und bekam 
eine Urkunde. Renate Sachse stach bei den 
Frauen ihre Konkurrentinnen aus und Karl

und Lernstube Im Wohngebiet Rodgaustrafte/Mes- Wein und Gitarrenbegleitung alte Volkslieder an. 
seler Straße ein Altennachml’.lag statt. * Wir waren alle guter Stimmung, so daß wir den

Er sollte für die älteren Bewohner eine Kleine
Abwechslung sein. Seit emiger Zeit besteht eine Tänzohen dTeht Wjr daß es allen ge-
Efterngnrppe die Sich regelmäßig in der Lern- « daß wjf noch mehrere SO|cherNa^,.
Stube trifft. Diese Gruppe beschloß, einen Nach- durchführen können und noch mehr äl-
mttag für die alteren Bewohner vorzubereiten. tere aMitbewohner begrüßen können. Wir waren 
Wir hatten rm Jun, ein Bewohnerfest, was sehr sQ es w«r uns a|s ob wi a||e eine
vieten Bewohnern gehe . Uns fiel aber auf, daß ße FamNie wären A|)en Hel(ern und Mit 
nur wenige von den Älteren dabei gewesen wa- * , । , diesem w noct1 ejnma| herz.
ren. So beschloß die Elterngruppe, die alteren lichsten Dank aesaCTt a j
Bewohner zu einem gemütlichen Nachmittag ein- llcnsTen uanK gesagt, 
zuladen.

Zuerst wurden die Bewohner persönlich einge­
laden. Durch Handzettel, die dann zwei Tage da­
vor emgeworfen wurden, wurden die älteren Be­
wohner noch einmal an den Altennachmittag er­
innert. Die Elterngruppe backte Kuchen und be­
sorgte sogar für Diabetiker besonderen Kuchen 
und Kaffee.

So wurde von der Elterngruppe alles gut vor­
bereitet. Der 22. Oktober rückte näher, die Lem- 
stube wurde geheizt, Kaffee gekocht, Kuchen 
geschnitten und der Tisch schön gedeckt. Um 
15 Uhr kamen dann die ersten Gäste und es wur­
de gemeinsam Kaffee getrunken. Anschließend 
wurden Dias vom Bewohnerfest gezeigt, was all­
gemein Anklang fand. Dann gingen wir zum ge­
mütlichen Teil Üt>ef- W. wollten auch etwas mit

marktdingen gebastelt hatten. Auch 
waren viele Kuchen gebacken worden, 
and man freute sich über Firmenspenden 
in Form guten Spielzeugs. Vierzig Bewoh­
ner haben bei der Durchführung dieses 
Bewohner- und Kinderfestes mitgeholfen, 
das mit seinem Erlös-einen Altennachmit- 
tag’ und die Anschaffung eines ersten 
Spielgerätes für den künftigen neuen 
Spielplatz neben dem Kiosk vor den 
Wohnblocks ermöglichen solL . .

Studenten der Evangelischen Fach­
hochschule Darmstadt drehten einen 
Video-Film, der bei einer der nächsten 
Zusammenkünfte der Bewohner gezeigt 
werden soll. Viel Spaß machte auch eine 
große Verlosung, und in der Cafeteria 
fühlten sich alle wohl. • -

Hilfestellung gaben bei diesem Fest die 
Arbeitsgruppen Gemeinwesenarbeit und 
Spiel- und Lemstube. Vorfinanziert 
wurde das Ganze wieder vom Diakoni­
schen Werk Darmstadt.

Viel Spaß in der Rodgaustraße
Zweites Fest mit Flohmarkt, Kutschenfahren und Spielen 2

unsere Jungs mit einem neuen Lederball. Besonderen Dank sei nochmals allen Helfern
Den ganzen Tag über lief ein Tisditennis-Tur- ausgesprochen, die dazu beigetragen haben daß 

mer, wobei in drei Gruppen gespielt wurde: das Fest glatt über die Bühne ging.

Kinder' Frauen und Männer. Bei den Kindern das Fest mit Musik und guter Laune eröffnet. ’ - - - iwuuciui
Samstags wurden schon zwei Zelte aufgebaut, 
falls es regnen sollte; aber der Wettergott hatte

Ge‘ Friedrich bei den Männern. Sie erhielten ebbn- tränkestände und ein Flohmarkt aufgebaut. Die falls alle Urkunden und Preise.
Kleinsten hatten Ihre Freude an den Zeichen­
trickfilmen, Spielen und der Ponykutsche. Nachmittags gab es’ in der Spielplatzhütte

Willi Wagner vom SV Darmstadt 98, pfiff um Kaffee u?d Kuchen. Es herrschte reger Andrang
1'5 Uhr ein Fußballturnier an. Vorher waren je- in der Hütte.

S0Tf?r! ZUI SJelle- Er Endlich konnte dann die Mofa-Rallye be- 
98e?mit 3 der ginnen. Es gab eine abgesteckte Strecke, die be-

immer d6" fl°“en
Unsere Jungs hatten leider etwas Pech im H

Endspiel. Durch Elfmeterschießen ging der Sieg Ab, *8 .Uhr spielte die Kapelle „Shoe Shine 
mit 3:2 an die Wiesbadener Mannschaft. Der ®°ys" mit flotter Musik auf. Es wurde getanzt 
Sieger wurde mit einem Pokalteller belohnt und und gesungen bis in den späten Abend hinein.

Bewohnerfest in der Rodgaustraße unter dem Motto* Rrheitrer "Po cf

„Gemeinsam geht’s besser“
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Kautionen?
Nicht im sozialen Wohnungsbau!

*

schrieben haben.

3. Die Sozialwohnungen sind für Familien 
mit geringem Einkommen bestimmt und wer­
den deshalb mit öffentlichen Geldern ge­
fördert. Der Vermieter des sozialen Woh­
nungsbaus darf bei Abschluß des Mietver­
trages von seinen Mietern keine Kautio­
nen verlangen.

Aus der Arbeit der Mieterinitiative Forstbachweg Kassel 
Phili^pinenhöfezeitung 5/78

6. Fordert der Vermieter im Sozialen Woh­
nungsbau eine Kaution als Voraussetzung 
für den Abschluß eines Mietvertrages und 
wird der Abschluß des Mietvertrages von 
der Zahlung dieser gesetzeswidrigen Kau-

5. Wenn ein Mieter unwissend eine geset­
zeswidrige Kautionsforderung unterschrie­
ben hat, braucht er sie nicht zu zahlen. 
Die Kautionsforderung ist nicht rechts­
wirksam’ Hat ein Mieter eine gesetzeswid­
rige Kautionsforderung bezahlt, kann er 
diese zurückverlangen.

4
2. Die Kaution ist eine "Sicherheit" für 
den Vermieter. Die gleichen Worte für 
Kaution sind: Mie,tsicherheit, Bürgschaft,

In der letzten Ausgabe der "PZ" berich­
teten wir über die Arbeit der Mieterin!- 
tiative Forstfeld in Bettenhausen. 
Diese Mietergruppe hatte sich gegen die 
Kautionsforderungen der GWG erfolgreich 
gewehrt. Der Erfolg wäre nicht eingetre­
ten, wenn die Mieter nicht ganz genau 
gewußt hätten, daß ihre Forderung rich­
tig ist.
Um etwas genau zu wissen, muß man sich 
informieren: zum Beispiel bei einem 
Rechtsanwalt, durch Zeitungen oder durch 
Erfahrungen von anderen Mietergruppen . 
Und ,das hat die Mieterin!tiative Forst­
feld auch getan.
Was sie dabei heraus bekommen hat, hat 
sie aufgeschrieben und in dem Stadtteil 
verteilt. Wir haben auch noch ein Exem­
plar erwischt und möchten Ihnen die we­
sentlichsten Punkte daraus vorlegen. 
Denn nicht nur in Bettenhausen sind Kau­
tionen im sozialen Wohnungsbau gefordert 
worden, sondern in ganz Kassel. 
Diesmal mußten die Kautionen zurückge­
zahlt werden, weil es Leute gab, die auf­
gepaßt haben. Aber nächstes Mal?
1. Es gibt zwei Möglichkeiten des Miet­
vertrages, den mündlichen und den schrift­
lichen Vertrag. Der mündliche Vertrag hat 
die Gültigkeit von einem Jahr. Der schrift­
liche Mietvertrag wird erst rechtsgültig, % wenn der Vermieter und der Mieter unter-

4. Für Wohnungen, die mit öffentlichen 
Mitteln modernisiert worden sind, darf 
bei Abschluß ebenso keine Kaution ver­
langt werden. Bei Wohnungen, die vor 
1948 erbaut worden sind, darf nachträg­
lich keine Kaution verlangt werden. Dies 
wäre eine Vertragsänderung. Ein Vertrag 
kann nur geändert werden, wenn beide Sei­
ten einverstanden sind. 4^
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Kontaktadresse: Irmgard Schneider, 
Steinigkstr. 1, 3500 Kassel

Ab Oktober werden wir im Gemeinschafts­
haus dieses Buch mit interessierten Bür­
gern durchsprechen. Natürlich nur die 
Sachen, die für den Philippinenhof inte­
ressant sind. Diese Veranstaltung wird 
einmal in der Woche stattfinden. Der ( 
naue Termin steht noch nicht fest. Wir 
werden ihn rechtzeitig bekanntgeben.

MIETERINITIATIVE
FORSTFELD

Mr I W ' - ■-

e
8. Außerdem ist die Mieterinitiative 

gerne bereit, jeden Mieter in Wohnungs­
fragen zu beraten und zu unterstützen. 
Sie trifft sich jeden Mittwoch im Haus 
Forstbachweg um 20.00 Uhr.

der Mieter gegen den Vermieter vorgehen 
und ihn zum Abschluß eines Mietvertrages 
verpflichten, ohne die Kautionsforderung 
bezahlen zu müssen.e
7. Bei Schwierigkeiten und Unsicherhei­
ten sollte jeder Mieter zur kostenlosen 
Rechtsberatung im Amtsgericht (Fraokfur- 
terstr.), zu einem Rechtsanwalt oder zum 
Mieterverein gehen und sich beraten las­
sen.

"Mietrecht für Mieter" heißt ein Buch, 
in dem die wichtigsten Ratschläfe zu 
Mietfragen zu finden sind. Es ist in der 
rororo Taschenbuchreihe des Rowohlt Ver­
lages erschienen und kostet 6,80 DM. 
Wenn man bedenkt, was man sparen kann, 
weil man mehr weiß, dann ist daß nicht 
teuer. Es ist außerdem verständlich und 
übersichtlich geschrieben.

IO ’W W W » .HHH ■■
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Kautionen zurück
Erfolg der Mieterinitiative Forstfeld
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Thema Stellung nehm« n.
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fordert werden dürfen (§

habe erreicht werden können, auch noch zahlen sollten, um ei­
daß zukünftig Kautionen für So- ne Wohnung zu bekommen. Und 
zialwohnungen nicht mehr ge- so sind wir eben aktiv gewor-

"f

zen. Wie die Mieteruuimiive er- 
tahrcn haben will, sullen in letz­
ter Zeit Kautionsforderungen 
vor allem an ausländische Fami­
lien, aber aucl an Sozialhilfe- 
‘■r'j^anqer. Rentner und Arbeits­
lose gestellt wollen sein.

Bei ihren Nachforschungen 
haben die Mieter aber festge- 
stellt, daß lur den sozialen Wuh-

der Part« en, uer htadt

JtaN NatanT 4 
ikossiert« .■ 1 
400000M* |

mOT bot^Kn *00 
M0*»chn«r Mtotum 
zu Unrecht Kautio­
nen kaolert-W^e- 
»amt 400 OQOMark. 
Erst fetzt, cAntHahre 
danach, entaBjdtten 
sieben Mietet, daÄ 
für öffentlich hnorv 
ziecte Wohnungen 
keine Kautionen ae- 
nommee werden 
dürfen (Paragraph 
10 Neubaumieuxd- 
nung). Dh ‘ „Neue * 
HeimatFeh­
ler liegt bei ehe. Die 
Kautionen werden 
mit der Miete ver­
rechnet." $

Mieterinitiative 
berät Kautionen

Kassel (eg). Mit Kautionsfor­
derungen Gemeinnütziger Woh- 
nungsbaugeselJsrhaften wollen 
sich die Mitglieder der Mieter- 
imtiuhve hustfeld <t>n Samstag, 
27. Mai. ab 21 ( hr iin Haus

sellscbaH n s*.
V hnungsbauqn- 

• । 'u diesem

Kassel (smt). »Sozialwohnun- unberührt seien allerdings Kau- . 
gen sind für Familien mit gerin- tionszahlungen für Wohnungen, 
gern Einkommen bestimmt und die nicht mit öffentlichen Mit­
werden deshalb mit öffentlichen teln gefördert worden oder bei 
Geldern gefördert. Vermieter denen die Bindungsfristen inzwi- 
von Wohnungen des sozialen sehen abgelaufen seien (Altbau- 
Wohnungsbaus sind deshalb bei ten). Die Zusage, daß auch in 
Absc hluß eines Mietvertrages diesen Fäliegkeine Kaution sei- 
nicht berechtigt, vom Mieter ei- lens der GWG mehr gefordert 
ne Kaution zu verlangen." Das bzwy bereits geleistete Zahlun­
erklärte Irmgard Schneider, Vor- gen .erstattet würden, sei leider 
sitzende der Mieterinitiative nicht zu erhalten gewesen 
Forstfeld, jetzt >n einer Mieter­
versammlung im Haus Forst- »Soweit es sich bei Woh- 
bachweg. Gleichzeitig unterrich- nungsbewerbern um Personen 
tete sie die Mieter von einem handelt, die laufende Sozialhilfe 
Erfolg der Mieterinit.uiive in ih- erhalten, wurae jedoch verein- 
rem Kampf gegen jetz’ auch von bart", heißt es in dem Schreiben 
der Stadt Kassel als unzulässig des Sozialamtes weiter, »daß kn 
bezeichnete Kautionsforderun- jedem Einzelfall ein Gespräch 
gen der Gemeinnützigen Woh- zwischen der GWG und uns 
nungsbaugesellschaft der Stadt stattfindet, damit die Vermitt- 
Kassel mbH. (GWG). 85 Fami- iung einer der Größe und den fi- 

Jien erhalten die bereits gezahl- nanziellen Möglichkeiten der 
ten Kautionen zuruck. Familie entsprechenden Woh­

nung nicht gefährdet wird“.
Neben der Ankündigung der 

Rückzahlung aller unrechtmäßig Die Mieterinitiative Forstfeld 
geforderten Kautionen an die besteht seit drei Jahren. Im Fe- 
betroffenen Mieter — so Irm- bruar dieses Jahres hatte »le 
gard Schneider weiter — sei der von den Kautionsforderungen 
Mieterinitiative von der Stadt erfahren. Irmgard Schneider: 
Kassel nitgeteilt worden »Wir empfanden es als unsozial, 
in einem Gespräch mit der GWG daß ohnehin sozial Schwache
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Versammlung der Mieterinitiative
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Begründung für diese Forde­
rungen wurde von der GWG 
mitgeteilt: das Geld müsse als

Mieterinitiative Forstfeld: Kautions­
forderungen der GWG sind skandalös!

aus
So-

entrichtete Kautionen von der 
GWG zurückgezahlt werden 
müßten,

’i&iJ

Familien und

Als offizielle

Sicherheit hinterlegt ^erden, 
damit nach Auszug der Mieter 
eventuell zu erhebende An­
sprüche der GWG befriedigt 
werden könnten. Wer nicht 
zahlt, bekommt die Wohnung 
nicht.

suchende vor.

Vor den ra. 60 Zuhörern gab 
die Sprecherin der Mieterini­
tiative, Frau Schneider, zu­
nächst einen Überblick über 
die bisherige Arbeit und schil­
derte dann anhand einiger 
Fälle die jüngste Praxis der 
GWG. Nach Angaben von be­
troffenen Mietern und Mieter-

Bildzeitung (!), die anfangs ihr • ländische 
Interesse an einer Berichter-

Kassel. J. L. — Der Zorn der Mieter in Mattenberg über die 
jüngste Mietpreiserhöhung durch die GWG ist noch nicht ab- 
geklungen, da leistet sich diese „Gemeinnützige** Wohnungs­
baugesellschaft einen erneuten Beweis ihrer unsozialen Mieter­
politik. In gesetzeswidriger Weise macht sie die Vergabe von 
Sozialwohnungen von der Zahlung einer Kaution abhängig.

Einer breiteren öffentlich- initiative wurde von der 
I keit bekannt wurde das ganze GWG bisher je mich Wohn- 
Ausmaß dieser GWG-Politik wert der Wohnungen zwischen 

■ bei einer Veranstaltung der 800,—und 1600,—DM Kaution 
Mieterinitiative Forstfeld, an gefordert. Der Mieterinitiative 

j die sich die betroffenen Mieter i lagen entsprechende Schrei- 
i gewandt hatten. Eingeladen zu ' ben der GWG an Wohnungs- 
i der Veranstaltung am 27. Mai, ’
waren neben Stadtverordneten i
von SPD und CDU die Bür- ' 
germeister Eichel und Hille, i 
Sozialdezernent Heilwagen, 
der CDU-Landtagsabgeordnete 
Heusinger sowie der Ge­
schäftsführer der GWG, Ha­
bermehl. Doch fast wie abge­
sprochen „glanzten“ die Her­
ren Volksvertreter und der 
Verantwortliche der GWG an 
d’p'Pm SoiTijf'a^ubc.iKi aLwvfh

Die Versammlung war zieh 
einig: Diesem unsozialen, 
rechtswidrigen Verhalten der 
GWG muß ein Ende gesetzt 
werden. Die einmütige Mei­
nung der Versammlungsteil­
nehmer brachte die Mieterini­
tiative in einem Schreiben an 
das Sozialamt zum Ausdruck, 
worin es heißt: Die Kautions­
forderungen der GWG sind 
einzustellen, schon bezahlte 
Kautionen sind umgehend zu­
rückzuzahlen!

stattung bekundet hatten, 
machten einen Rückzieher. 
Von den geladenen Gästen er­
schienen waren lediglich 
Rechtsanwalt Ridqjer und je­
weils ein Vertreter des Sozial­
amtes und des türkischen 
Ausländer komitees

werden, die i> der Regel die 
hohen Kaur i n nicht bezah­
len können. ge die Vermu­
tung nahe - so Riemer —, 
daß ein bes: i nter Kreis von 
Wohnungssu. n nden, nämlich 
sozial Schwa h*. von vornher­
ein als Bew»- t ?r ausgeschlos­
sen werden s I. n Damit wür­
de der sozia e Gedanke und 
der eigentlich** iinn des sozia­
len Wohnungentues geradezu 
auf den Kopf gestellt. Es sei 
— so Riemer weiter — daher 
überhaupt kotse Frage, daß 
die GWG mit hren Kautions­
forderungen «gen bestehen­
des Recht verstoße und schon

Mit diesem konsequenten 
Eintreten für die Belange der 
Mieter hatte die Mieterinitia­
tive unterstrichen, daß sie hier 
wie in vielen anderen Fällen

OM. Lfakt* nicht
tocbftr Un(j die-
M Haltung führt» WM 
zu einem ersten Erfolg: Bel ei­
nem Vermittlungsgespräch 
zwischen Sozialamt und GWG 
sagte die GWG zu, daß sie bei 
Wohnungen, die mit öffentli­
chen Mitteln erstellt wurden, 
keine Kautionen mehr verlan­
gen und schon bezahlte umge­
hend erstatten werde. Obwohl 
dies im Klartext bedeutet, daß 
bei der Vergabe von Wohnun­
gen in einer Reihe von Alt­
bauten, die der Sozialbindung 
nicht mehr unterliegen, auch 
weiterhin Kautionen verlangt 
werden, hat die Mieterinitiati­
ve Forstfeld dennoch schon 
jetzt vielen sozial Schwachen 
und ausländischen Familien in 
Kassel gehoben.

■tu
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DER MAGISTRAT DER STADT KASSEL
 Magistrat der Stadt Kassel • 3500 Kassel, Rathaus

Ihr Sch’eiben

Sehr geehrte Frau Schneider ,

i

wie Ihnen durch Herrn Brunner als Vertreter des Sozialamtes in 
Ihrer Veranstaltung vom 27.o5.1978 bereits mitgeteilt wurde, 
halten auch wir die in letzter Zeit von der Gemeinnützingen 
Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH. für Wohnungen des 
Sozialen Wohnungsbaus geforderten Kautionen für unzulässig.

Mieterin!tiative
Forstfeld
z.Hd. Frau Irmgard Schneider
Steinigkstraße 1
35oo Kassel

Mit freundlichen Grüßen

(Zimmer)

In unserem gestrigen Gespräch mit Herrn Habermehl, Herrn Müller 
und Frau Bärthel von der GWG, in dem noch einmal sehr ausführ­
lich die gesamte Problematik einschließlich der Wohnungsvermitt­
lung diskutiert wurde, konnte erreicht werden, daß noch in dieser 
Woche alle unrechtmäßig geforderten Kautionen an die betroffenen 
Mieter zurückgezahlt werden.
Zukünftig sollen Kautionen für Sozialwohnungen nicht mehr ge­
fordert werden.
Hiervon unberührt sind allerdings Kautionszahlungen für Wohnungen, 
die nicht mit öffentlichen Mitteln gefördert wurden oder bei 
denen die Bindungsfristen inzwischen abge Laufen sind (Altbauten). 
Leider war hier keine Zusage zu erhalten, daß auch in diesen 
Fällen keine Kautionen seitens der GWG mehr gefordert bzw. be­
reits geleistete Zahlungen erstattet werden.
Soweit es sich bei Wohnungsbewerbern um Personen handelt, die 
laufende Sozialhilfe erhalten, wurde jedoch vereinbart, daß in 
jedem Einzelfall ein Gespräch zwischen der GWG und uns statt­
findet, damit die Vermittlung einer der Größe und den finanziellen 
Möglichkeiten der Familie entsprechenden Wohnung nicht gefährdet 
wird.
Bitte haben Sie die Freundlichkeit, die Mitglieder Ihrer Initiative 
vom Inhalt dieses Schreibens zu unterrichten.

Fe-n-uf

787 5ooo
Unser Zeir» en

-5o-
Datum 31.05. 1978

Amt: SOZ IALAMT

Für persönliche Rücksprachen

Sachbearbeiter:

Anschr^t:

Zimmer-Nummer:

■ Ihr Zeichen 
4



Gerüche treiben
Kinder aus Haus
In der Tagesstätte Forstbachweg

Kassel (Jsa). Ein unangenehmer Geruch hat die Mitarbeiter 
und Eltern der städtischen Kindertagesstätte Forstbachweg mobili­
siert. Untersttttt von der Mieterinitiative Forstfeld konnte gestern 
ein erstes Ergebnis im Kampf gegen den Gestank erreicht werden. 
Die 65 Kinder der Tagesstätte wurden auf Veranlassung der Stadt 
Kassel in andere Einrichtungen ausgelngert. Grund für die unge­
wöhnliche Aktion: Immer wenn die Tageitemperaturen stiegen, 
machten sich lästige Gerüche, vom Dach ausgehend, tm Haus 
breit. Zur Zeit steht die GWG als Eigentümer des Hauses in Ge­
sprächen mit der Baufirma, die vor einigen Jahren das Haus er­
stellte, um dem Geruchsübel auf die Spur zu kommen.

Nachdem die städtische Kin- aufgenommen", damit dieser un- 
dertagesstätte im März ein neu- erträgliche Zustand behoben 
es Dach erhalten hatte, weil das wird". Doch die Wochen vergin- 
alte bei Regen zu wünschen üb- gen, die Ämter schwiegen, 
rig ließ wurden Mitarbeiter und , dwo (m BehördMappirat 
Kinder bei den ersten wannen mußSdie Beschwerde der Mitar- 

heiter hängengeblieben .ein, Gerüchen konfrontiert Erne Mut- « Wolfl
ter gestern zur HNA: „Mein „ ' »JU, 
Sohn hatte nie Kopfweh, aber in ga?g

_________ ___ vi__. »uns das Problem seit dem dt J 1 W £h ? t 91 26. Mai bekannt, das Jugendamt
ständig über Kopfschmerzen, hat dann dje GWG am 31. Mai wenn er zuruckkommt. ..„ri

Wie aus einem Infor nations- ^ten 
schreiben der Kinder«, irtenlei- 
tung an die Eltern hervorgeht Nach Auskunft von Becker 
(„Aus gesundheitlichen Gründen habe man dann immer wieder 
können wir es nicht länger ver- „gedrängt", doch: „Wir können 
antworten") hatte man dann ja keine Anweisungen geben, 
noch im März Kontakt mit dem wir sind nicht der Eigentümer 
Jugend- und Gesundheitsamt des Hauses."

„Bis letzt noch nichts geschehen**
Während Briefe und Telefonate neue Materialien verwandt, die 

zwischen der Stadt, der GWG möglicherweise nicht völlig er- 
und der Baufirma hin- und her- probt sind und eine optimale 
gingen, wuchs indes der Unmut Querlüftung des Kaltdaches ver- 
der Eltern und Mitarbeiter der hindern.
Tagesstätte, die dann auch in Ungeklärt ist zur Zeit auch 
dem Informationsschreiben mo- noch die Frage, ob die Gerüche 
nierten, „daß bis jetzt hoch eine gesundheitsschädigende 
nichts geschehen ist*. Erst ver- Wirkung hervorrufen können, 
gangenen Freitag fand dann ei- Das hat dann auch letzten Eades 
ne Besichtigung an Ort und Stel- gestern die Stadt bewog«, die 
le statt, bei der Vertreter des 65 Kinder in naheliegende Tages- 
Gesundheitsamtes, des Jugend- statten auszulagern und das 
amtes, der GWG und der Baufir- auch in den nächsten Tagen, so 
ma gleichermaßen vertreten wa- zu handhaben, falls die Tempe­
ren, Fazit nach Aussage von raturen anhalten.
Stadtrat Becker: „Bis zum 8. Ju- _ „
li, will die Firma konkrete Aus- Ermäßigung. Ermäßigte docu- 
saqen über die Sachlage ma- mpnta-6-Einmttspreise für Bun- 
chen." deswehranqehörige, Zivildienst­

leistende, Rentner oder Kunster-
Denn noch ist du» Ursache d<-s ziehet will Geschäftsführer Di. 

Geruchsubeis nicht geklart. So- Lucas auf die Tagesordnung der 
weit bekannt, wurden jedoch nächsten Aulsichtsratssitzung 
belni Bau der Kindertagesstätte Ende Juli bringen.

/ Sc 4 e‘l'e &
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Projekt SBP Frasenweg Spiel- und Lernstube Kassel

Spielstube

/

Es werden Kinder im Alter von 3 bis 6 1/2 Jahren aus 
sozial schwachen- oder Problemfamilien betreut» In den 
regelmäßig stattfindenden Elternnachmittagen werden 
die praktizierten Angebote und die Ziele von Maßnahmen 
besprochen, gemeinsam gebastelt, Ausflüge und Feste 
vorbereitet und Arbeitsdienste geplant (ein Spielgarten 
wurde gemeinsam mit den Eltern erstellt). In Einzelge- 
sprBehen versuchen die Mitarbeiterinnen zu klären, ob 
ein Kind evtl, in der EB oder der kindemeurolAgisehen 
Abteilung des Stadtkrankenhauses vorgestellt werden 
soll. Besuche beim Logopäden werden in die Wege geleitet.

des Diakonischen Werkes Kassel

Vor der Einschulung von Spielstuben-Kindern in die 
Grundschule, finden Gespräche mit der Schulleitung statt. 
Vorschläge der Mitarbeiterinnen können vorgetragen wer­
den in bezug auf die Zusammensetzung der Klassen und der 
Bedürfnisse der Kinder.
Die Erfahrung zeigt, daß durch die intensive Vorbe­
reitung die meisten Kinder der Obdachlosensiedlung 
sich etwa bis zu einem Jahr in der ersten Grundschule 
halten, Im zweiten Schuljahr aber Überwiegend lel- 
stungsmäßig stark abfallen, so daß sie ein Schuljahr 
wiederholen müssen.
Auch die seit Jahren angebotene tägliche Aufgabenbe­
treuung durch freiwillige Mitarbeiter der Paul- 
Ger hard-Kirchengemeinde konnte eine Umschulung nach 
dem dritten oder vierten Schuljahr in die Sonder­
schule nur in wenigen Fällen verhindern, well die 
Kinder überwiegend schwach begabt, stark konzentra- 
tionsqöBtÖrt und antriebsarm sind. Sie könnten das 
Angebot Schulaufgabenbetreuung nicht kontinuierlich 
nutzen bzw. wurden auch nicht von Ihren Eltern darin 
unterstützt. Seit zwei Jahren versuchen wir durch 
unsere Sozialpädagogische Familienberatungsstelle in 
Einzelfällon zusätzliche therapeutisch orientierte 
Hilfen für vorhaltensauffällige Finder und zur Zusam­
menarbeit mit mehr motivierten Eltern anzubieten.
In den monatlich stattfindenden Mltarbe11erbesprechungen 
auch mit den Mitarbeitern des AbenteuerSpielplatzes, 
der Kirchengemeinde, der Spielstube, des Sozialdienstes 
der Stadt Kassel, der Stadtjugendnflege werden Lösungs­
vorschläge beraten und weitere Hilfsmaßnahmen ins Auge 
gefaßt.
Die Erfahrung bat gezeigt, daß Kinder aus der angrenzen­
den T isenbahnersledlung ebenfalls große Schwierigkeiten 
haben. Hier ist eile Flternarbeit weniger problematisch 
und kann von unseren Mitarbeitern positiv genutzt werden. 
Eltern, deren Kinder aus der Spielstube kommen, tragen 
ihre Sorgen den Mitarbeitern vor. Fs wird versucht, z. B. 
Legasthenikerkurse, Termine bei der Erziehungsberatungs-



Abenteuer anleInlat z

— pG —stelle, der SozialpMagogisehen Familienberatung und dem E 
Schulpsychologischen Beratungsdienst zu vermitteln, 
Neben dem Spielstubenangebot läuft zweimal wöchentlich 
eine Malrchule für Kleinkinder und In 14-tägigen Rhyth­
mus findet ein gut besuchter Elternkreis statt, an dem 
Bewohner der Obdachlosen- und Bundeebahnerßiedlung teli- 
nehxnen •
Eine Auswirkung der Arbeit in der Spielstube auf die Heig^ 
erziehung kann nicht festgestellt werden.

Die sozialpädagogieche Arbeit auf den AbenteuerSpielplatz 
hat sich weiter qualifiziert. Fs konnten drei Freizeiten 
mit Eltern und Kindern durchgeführt werden. Immer mehr 
Jugendliche haben zu dem leitenden Sozialpädagogen Ver­
trauen gefaßt und ihre teiweise massiven Probleme (Eltern, 
Schule, Arbeitsplatz, sexuell etc.) angesprochen.
Unser Mitarbeiter teilt mit, daß eine starke Zu­
nahme von Alkohol- und Drogengefährdung bei Jugend­
lichen zwischen 13 und 20 Jahrenim Stadtteil re­
gistriert wird. Zahlreiche Jugendliche auch aus der 
Fisenbahnersiedlung gelten als kiminell erheblich 
gefährdet. Bei den Jugendlichen ist es ein Sport 
geworden~kleinere Diebstähle in Gruppen auszufüh- 
ren. Soweit möglich, versuchten die Mitarbeiter mit 
den Juaendlichen über da« Fehlverhalten zu sprechen 
und mit den Fltern in« Gespräch zu kommen. Als Hilfen 
wurden immer mehr alkoholfreie Tanz- und Gruppen­
abende angeboten, die von vielen Jugendlichen ange­
nommen und gemeinsam vorbereitet wurden.
Die Bürgerinitiative des Abenteuerspielplatzeä be­
faß t J"s i ch permanent m it der Gefährdungssituation 
Jugendlicher und erarbeitet Alternativen.
Der Einsatz von weiteren Fachkräften wäre notwendig, 
um die Hintergrundproblematik der gefährdeten Jugend­
lichen unter Einbeziehung des sozialen Umfeldes an- 
gehen zu können.
Neben der Alkoholgefährdung wird eine zunehmende 
NikotinAbhängigkeit schon bei 14-jährigen registriert, 
die von den Jugendlichen nicht als Problem erkannt 
und von den Mitarbeitern bisher nicht problematisiert 
werden konnte.
In Finzelfällen wurde eine Vermittlung an unsere 
Beratungsstelle für Jugendliche und Brogengefähr- 
d£t€ efföl^ygrch durchgeführt. In vielen anderen 
Fällen waren die Jugendlichen nicht zu gewinnen, 
sich einer Fachberatung oder Behandlung zu unter­
ziehen. In zwei Fällen wurden gute Erfahrungen mit 
gefährdeten Jugendlichen gemacht, die als Helfer 
auf dam Abenteuerspielplatz unter Aufsicht mitar­
beiten konnten.
Es wurden zahlreiche arbeitslose Jugendliche regi­
striert; eine Vermittlungshil£e konnte nur in we­
nigen Faällen erfolgen, leider ohne dauerhafte Er­
folge. Auch hier wäre es dringend erforderlich, eine 
intensive persönliche Hilfe, Beratungsgespräche, 
Gruppenarbeit etc. anzubieten, um einer zunehmen­
den Resignation und Perspektivlosigkeit entgegen­
zuwirken.
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Im Frühjahr wurde im Zuge dor Üralandberoinigung 
daß ASP-Golände nach unseren Vorstellungon pla« 
nisrt. Die Grundlage für den Neuanfang dar Bau- 
akhivitüton uar gegeban«

Mitarbeiter3
• *0 4»u^w.- a»,^ — *.•

0 Sachbericht AbenteuerSpielplatz

Das Oahr 1976 war das zweite nach Eröffnung dos 
Spielplatzes im Hai 1975. Es war gokonnzoichnot 
durch oinen uciteron Ausbau der Anlagoo So uur- 
don in dioeem 3c.hr olna Mator ialbamcko und ein 
Dundoobahnachienonbue aufgestalltDioso Einrich­
tungen erleichtern den SpinlbotriGb erheblich. 

■^1

ilührend dos Wintern haben uir den Abenteuer spiel- 
platz wenig nutzen können, da uir unoor Hinter« 
quartier*in einem Hana in der Obdachlosonniodlung 
Fraonnwag bezogen hatten« Dioa kannte nu? alo Not­
lösung betrachtet uerdon, da dar Bau durch noino 
vielen kleinen Ziemer unüborsichtlich und wenig geeignet imr.

Hit dar Asche de? Büllvarbrennungsanlago verbos- 
oezton uir Zufahrtcuege und richteten cinan zen­
tralen Holzlagnrplat’? her. Var Spielbeginn errich­
teten uir die rkitarialberacke in Eigenhilfe mit 
Eltern der Bürgerinitiative«*Sie uurdn für dia 
Workzeugausgabe unerläßlich♦

Mach dam Auaachoidcn der Sozialarbeiterin, Frau« 
lein Soidclp arbeiten auf dorn ASP ein Sozielpüda- 
goge, zwei ZivilriienstlciateDde (ganztägig), ein 
ZiviIdionstlsietender (halbtägig) nouio eine Dia­
konische Helferin, Eg war Vorteil j, daß die 
Zivildienetlei erbenden und die Diakonineho Helferin 
ausreichend motiviert waren, um aktiv und kraativ 
mitzuarboiten. Doch ist dioo nur ein Hntbohdf« 
Auf einem Abcnteuercpiolplatz müßton mindostens 
zwei hauptamtliche SazidpÖdagogon angostollt ooin.

Im arston Jahr hatten uir bedauert, hei den Kindorn 
nicht über das Hüttenbauen hinausroichondo Aktivi­
täten zu srzialan, z# □. Stadtrollonöpial usu. Dis 
Kinder sntuickolton vo?? allem ihre Fähigkeiten, ge- 
meinaam mit Fremden die Technik dos Hüttenbauene" zu vorvollkommnen. Später hatten uir dort durch dao
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Die Bürgerinitiative hat z. Z. ca. 30 Mitglieder.

■ •*$>', ■■■

1976 dichteten ulr orotmalig oino Kindorfroizoit 
auö. Dor Erfolg uar onorm. Mir Lotoiligton, uio 
boi allen anderen Aktivitäten, dio Eltern sehr 
stärk am Goochohon. Dioo füllte die Roihon dor 
Bürgerinitiative orhoblich auf. Oie guten Erfah­
rungen mit dioooz Froizoit voranlaßten uno, für 
1977 droi Freizeiten anzubiaton.

6. Bürgerinitiative!w ■ rm— - 81 I —— «otacr/M»

5. Osterfreizoit:« ..r.mv. -u.awä»

Planieren boosoro Möglichkeiten und konnten Stadt­
teile einrichten, Für die Kleinen “Kleinhoim, für 
dio Mädchen “Frouhaunon“ und für dio Großen “Hann- 
heim”. Für Joden Stadtteil erklärten eich Hitar- 
□eiter zuständig, die vornehmlich eich um diocs 
Kinder bomühton und auch oelbst dort ihro Hütten 
bauten. Oieaeo System,hat sich in großen und gan­
zen bouährt. Vor nllom die Kiainan pravitiorten 
von diosor Rsgolung. Sia batten feste Oazugepor- 
Gonon und konnten sich ihren Oodürfniooen ontepro- 
chend im “Stadttoil“ olnrichton. Hittuocho ist 
Ruhetag« Es darf nicht nobaut worden. An dioson 
Tagen voranötaltcton wir vor allem Spiele (Sport, 
Goländospiolüp Fahrrad« ndor Laufrallyiao, Unn- 
dsrungon oder ßonichtigungon). Unooz Dostrcbon 
iets den Kindern nickt nur Spiolon in oinom bn- 
grenzten Raum zu ormügiinhon (ASP ein Spiolgctta?), 
c ondurn den "Kindern auch bcuußt zu machen, daß 
die gesamt© Anwalt hospielhar ist. So uurdon oitt- 
uGcho dio Aktivitäten oft nach außen vorlaqort. 
Auf diooe Uoic-o lernten uir auch ondoro pädano- 
gisch botreuto Spielplätno (örückcnhof und Guoll- 
hafotraßö) kennen und lud€3n dio Kinder zu Gegen- 
besuchen ©in.halben
□in bommerforion übor hatten uir den Platz 

geöffnet. Dor Besuch war jedoch infolgo 
des heißen Mettsrs und des bemale noch fohlenden 
Waosorö bzw.Schattens auf dem ASP sehr gering«
Rückblickend erfuhr dio pädagogischo Arbeit im 
letzten Jahr eine qualitative) Aufwertung. Anläß­
lich eine;? von uns initiierten fetanun-Impfung 
regletriorten wir dio Stommbcsuchor des ASPO Mir 
ksmbn auf sina Zahl von ?G Kindern. Ihr Imnf- 
schütz wurdo kontrolliert, aufgefriocht hz»j. neu 
borgoctollt. ßoi ovtl. Verletzungen können wir 
jetzt nochschauon, ob doo Kind goimpft ict odor 
nicht.
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Es ist gelungen, in Soh? 1976 einen guten Kontakt 
zu don äugondlichan des Stadtteils Frascnung zu 
bokoiaraen.’Sie haben außer Kneipen keine uei- 
toran Traffpunkte*
l&j&in? &oiU O*ZHju
Unraneaotzung für ninn gute Wintorarbe.it uar die 
rechtzeitige Errichtung den Schienonbuaaea» Riu 
einem großen Fest, zu dem uir allo Freunde des ASP 
einluden und dao von dar Bürgerinitiative auege- 
staltat wurds, wurde dieses Ereignis 'gebührend go- 
feiort. Der Schiononbus hat eich in Winter voll 
bewährt. Vor allem die 3ugoridnrbo.it erfuhr ninn 
Int□n 3 i u ior u n g.

Z o rstü ru n HMdem^ASEl
Zerstörungen gab os nu: cb Anfang da? Dauphaso.
Ais dia nätoi-inlharacko die oroto Bacht stands uur~ 
do ein-aufgebrochon. Oanaoh verliof- das Sehr ruhi­
ge? als das vorho’-’gBgangonQ.

Nun ist der Begriff Mitglieder nicht mit einem Aus- 
ueis zu belogen. Bewußt-hat sich die Bürgerinitia­
tive nicht vareinsmäßig konstituiert. Sie ist da­
durch lebendig und kann rasch agioren. Durch ihre 
lose Anbindung an das Diakonische 'Work ist dio Hög- 
lichkoit, Spenden ontgsgenzunohmen, gsuährlpiatot. 
Die Burgarirfitiativo trifft eich jodan 1. Hontag 
im Honet auf dam ASP. Sio ist boi allen padagogi- 
sehen, baulichen und plnnariachon Schritten mit be­
teiligt. Dio mcioten Bürgerinitiativen sind kur2- 
1 obig auf das Errsichon olnoo konkroten 2i.olcs aus- 
gurichtot. Wir alle sind froh, daß na unoezor Bür- 
oorinitiativo golungon xnt, über die kärapforischo 
yiiaaB hinaus zu oxistioron»

Wintorarbe.it
3ugoridnrbo.it
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:«utseber ■ink-raehutobund ®»V»
Uirnetube <W.lpptaenMf

□ohenGie^or tr» ■**
55 </:Ö6Ol

•• -rw , L&2

M« lertsötube löt ”3 % •^'3% u,-, durch dl« Intti tlvo
■WI. > u SaU?» Co^X^eltnriB f3» den ».iUp^lnea*
hof. In au®-mcw^U alt «•» w>Mon.’U feet«

sw®®« araieWr-ioe von -tos? «/fcadt
auf H«we«tbaoU Vos^hM.und mu darob Me '% »■■■•&»» «oe
’«^lbsb«»<ÄßffungWW^ vermittelt, oiae;oßtsllt«M dieoor 
nl«uf9te.«o ««» die s^lolstube nur vo»iime® w» ®*» geSff»»*,

«le 'Äolt ward« Mt 6 Staßo» 13 *M*r w® » 3bl»»«M*a WB ***• 
Gättic wmiWflt wurden, bec^aaea«'® »^aütWWlX» wr^e «In SM* 
des <*» «* Vorfü»

gang tdatollt.
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Selt des 1.9.1976 wurde 1» dea gloiebea ßsm alt der rotreuuag von 
deteuleafgaben begonnen.a@ toen« 3 Kinder ia 'Itcr von 7-12 Jahren, 
la Laufe der nMieten Kochen erhöhte sich die 'dLudaraahl auf 11 rin­
der vomlttsga und ic Kinder nachmittags.m dieser ßituation, die 
als Anlaufzeit und über^mgsai tust los gesehen verden kean.blß von 
S®SB geeignete ßäuoliohkeiton gefunden wurden»seinen sieh folgende 
Gobwlerlgkaltoa»die die Weit erschwerten» Durch Sao Ve^icnäenaoia 
wir eines elnsigon feuaos.f'er ©uoh noch nndowaiti® benutzt wurde» 
konnten Bc®tol©im,Matöri.'4.Lm,riK5^ • rbeiten nie offen stoben-
gcl"seen werden,£s gab kein© ©der nur unsurolohend© Uaterbringuw^»“ 
nSfJliGbkoitea Für ßpiolsaug uns 'titericllen» colao (Jorderebe f jt die 
Sinder sowie uagen^ssu! «mit »r© linrichtungea. ine intensive Für- 
derung der sinder bei den Saue ■ ufg&b n r einer rslcberin such nur 
bedingt möglich, 
Utsrbeiter

C’nsuß .In die Jöhsnclcher Jtr. W-

BMulicl^ceitm
Inzwischen hotte der »<®B drei Vohnungen in der iJobeaeichw Str» ic 
/.mietet »wobei die beiden unteren bohnungen f'ir die '’pial^nd Lern» 
stu.be gepisst wcren»Woli do Einbau der 'loisung und fiisiovieräÄg Ser 
Hüwse sog die F>?iel«and Lernctube an d5*9«d^77 uWSocb su crlerigsn* 
de Malerarbeiten sowie das Elnriehten der HSuae wurde von den "Atar» 
beitem an sochenen^on erledigt.
Der Vor^ttagsgruppe steht eine Dehnung alt einen Sam von c®.i9gs, 
eine ’lche»ein Dueehrawa nlt Garderobe rnd eine Toilette zur Verficuag 
Die «otamg für die iloehMttageßnippo uafoSt ein kleines Büro,es.9$ia, 
drei kleine Säun® von 10 und 9 qa und eins Toilette.
Bel ?3oaohäftisun@« sowie hei ^Mlheuesufeab©^ wird die
Jowells «Mero tetaw «1s ’ uewoieh^gllchkelt genutet.

Seit des 1.3.197? ist ’-.aibtaes -iß Erzieherin voa DW
fest eingeetellt vornan.<>.■■« ünidor cehiod ?suö persönlich©». Grlndon 
sua 31. 5. 1>77 ".us der rboit d©r ..' iel-und Lemstube aus.'n 1.G.

9 7 nahaan Py u '. r üa .-rriehungshelf®^ durch d o Ebelts >at
> ia iUtaon "es rböits'.-.esßb.Efi’ n/.. rogr sas v mittelt, und Eerr Bam 

«1s üivioldienetloiste&der ihre ‘rhait in cor ßpiol-und Lornstub© 
«uf.Frau Pfläger arbMtotc seit dea 1.10. 1j7? nun 7 stunden täglich, 
eodte3 für dl® ’-fbeit Ständig drei feste Ut«rt>elt«r war VerfOguag 
standen.



- »le Kinder dar Spiel - und Ums Wb«

?'inaers«hl bette sieh ötüadi® weiter o^ht,lnswiöch«n Innen vor- 
nlttogo Kinder und n^oinltt^c« dB CInder»Bio lotsten Inder k«oen 
hruptar schlich durch der Spiel-und lerastubon&inder bu
unße . .
Mil w dns fxhiehiönn^oli alt Keiner üiateiltmg in Ober* Kittel­
und Unterschicht boibehMtea,®« konn gesagt wardan.dcS «11« «Inder 
auc so ‘cn-tmten unteronhichtcfniill»«» korMnaebio Familienväter sind 
orbcitßlos »Hilfsarbeiter, rteitor und vereinsclt «ueb Facharbeiter» 
Von den 14 lindern voraittage hemen T^inder ?u» türkischen F-.nili©n» 
die .«nxfcrunsS ihres Ooata»bMtoMtoWs»swie ihrer Kita^tion eis lohn* 
ebhüngir® korkt »tig» ebenf-ile sur Unterschiebt genÄlt werden kennen» 
&® braucht nicht weiter erwähnt su wo»d«ntäo3 das ©peslfIsche Ülieu 
der "Unterschicht mit seinen Konaselcbon der beengten Wohnverhältnisse, 
die rr-dlien wohnen Ile in • GchliChtMusem* ,Äer moteiellen tiWstio 
( viele ßosiMhUfoenprinßer)» der 'x^eiteeitu tlon mit den mgeer- 
BCheinwbon dec el borlorton ■'sr'chcodes^bamU leer ' Ueholgaa»!» 
seine ’ uouir’mjn^en '-uf der. bod-.Ue tionsprose J der 'Inder hrt»Oc 
^ehoa ein Mittel "?r Inder»?!!® nactaittacs iwner.,- uf die ...ön.''or- 
sehule und drei veltere :in’cr sind log--othonUer»
"Bei fast eilen lia-'em Bestellen Verij-'-ltwoatyrangWtSovle lefisite 13 
hegnitiwn«eosir>lw '-*nd verbalen Poreleh»feadt einher gebt eia wrai»- 
dertee er st-.ert^eOsl» Scnk-und iönsontr tionseebfe--«chon sowie ein® 
gerinc® fctlvXer- .■.■.s*''olt»
- ufprund dieser '-ktoren und der p©yeho-ßc»31 ’len .-itu^ticn der Inder 
»oUea mgende Melodie f>r die rboit in der Spiel-uod Lerostobe 
beatl’amnä slnd»',nc*estrebt werden»
• des jclbcti-crtgera^ VorMttlung von srfolgserletalssen
* Erlernen von Keeper"tlon und ■tonMaikation
• Srlerotm eines sosi len Veralten» in der Gruppe» rablo-se anderer 

W8hmsh3flnt®ueh nicht selbst erfahrenes Unrecht verstehen und «*- 
pfli»2.<m kSnncntVöWtündnis f ir »»'er« entwicsoln k&m<m

« Blessen von Ih*obloclÖBunGSve^
* Sclbet^änMckeit Inn Senk«» tauf’ iteMeln su f3räem»s»8» eigen« 

aatsehoiiuagen troffen lomen,3iöh allein cnclahen kennen
• den nepruch «uf .'i»gr"intlua,r der vermittel tan Börsen und i-ertstruk- 

turen bewult m<ÖM» und »u mtviekol»
^jyrtuMft^wovo^oTerbtetej^lenn Gber ..ichw Scheren und ndemdenkenden



M® nr-telsch© rheit in der Spiel*und temetebe

*

I, ,'eflexion Iber Weites «htm
Gesprächs Iber die verschiedenen rtan d®s «eihmtetefeet «« feie®»
Jfelea von Geschenken
•feien &— geseWUkten Ssnnonbauss
Kleben von Collagen

dheaen der B®sehäfti(’wagereihen la J*>.hro 197?

2^~
* M«ma von Zuoiwwateagtm 1» der Satu» und Goeellsoteft
• Förderung von individuellen Fähigkeiten
• Fövdewig des eprnoMlehon itelkv^tienorerHÄgnte
• BooMbende satMeklungarite^ euesu^loMMa
* Förderung von förderlicher Ges©Mchli®teeit,aewie Förderung der 

Feinnotorik
• Fördoruajj von logischen Fenken
• die vorhandene ffetiv tion zu verbreitern und sie such Über widrig® 

Uaattede hinweg durehsuh-lten
• dos XhfomatiaMbedlirfnie nach vielen Eoiten hin sm verbreitern .
• die onsentrteion in der selb®tgewS»lt@n und freiwillig Uteraoa» 

senen Beschäftigung sowie in der ungebetenen fieechMftlgung au er* 
höhen

Sie Inder der dpielstube komm aorgens m 9,90 Uhr.Bi» uu 10*00 3h»> 
wo goneina gefrühstückt wirA«ktenen die Binder sieh frei beachSüfti»' 
gentsie holen sieb GM®1® und spielen allein oder soweit e® »Sglieh 
ist,nl teilender, 
Nnch den Fr®#tUck -uerdon v®raehiedene Voraon der nesehäftigung in 
deln^ruppen ftneoboten,v©bei del nspri-^he an die ^tiv^tioa und 
Utsrbeit «us d«n schon oben gomuantcn Grinden sehr her-b.se®chreuMl 
werden wissen und diese Binder niete -It indem einer -'indortttgeie 
Stätte wrslichcn werden kÖnnen»Da di© Inder sehr notorisch sind tot 
es nicht gelernt teben,sich längere Zeit uf ein® Sache su kon~ ,itr£er» 
on,iet es recht scJjwlerlg,allo fJr eine &-cte au ^»winnen,
So oft ou ds® Fetter orlpubt»versuchen wir Mt den Kindom .-u: Al» 
Cpielplätse oder in die nähere Ansehung su cehen»

■ ’it ^ucn^teo von drei andem»di6 f-us relativ eofestinten türktsehe» 
Fs’uilien koksen,fällt es Hon Kind®m sehr schwer »sich -Heia eu b®* 
schäft irwa*3eia miMhlen von Geschichten und den ‘nseteuea von Bilder* 
taetem kännon die «Inder nicht länger al» fünf ^Umte» interesaiert 
sudsören»
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BaimH«®» Beobachten «a BdSnaeTall
aolGan von iMplaraehnlpaolBa •»!» spiele» ßcbmecweher"
• wir «plelm SotaearBuMr*
Klebm von BcbnoabHdem • Ke MtaMlt"
Dehncobnllechlneht la Freien .
Kloben eines 2öha«a?‘nuKi
wir bauen drauSen ia Sohnea einen Schneessan
wir b-uan eine Schneehütte
Leman von «faterliadem» "ßehnaan5ck©haatwaiar«cl»haa*t • Sa 
schneitV Komet all und seht«vor das Hm» da steht"

XIX. F-rching
Anteln von Girlanden sie Sattmehmek
«feien von aeeUbUdam »le Homsch’wet
’beb» basteln
GaeprÄcha und SUdosbuehbetmohtims« über LebensEewotehalbaa dar
Indi-’.ner
BnötaXa van XndlMwrkopfaahaMÄ 

von Spearan
F-?sehin®sfeiar

XV« SsetoXn von
üökXabm alt nalstorectaipaaXa
’ nnlon
Füllen aib vorachiadahan ’fetwlßlian «ia ReiatßrbaeatBotaan
L- ckioran alt H^pcar'olr
üag^ag alt Haaaeln

V. “ Tiere .-»na «Her Veit
’ nsch uen der Tiara in LaKiico®
Gespräche über Lobonegewohnheiten
Taeueh in nftur'junde^uaeua
H 'len verschiedener Tiere
Famen verschiedener Tiere sus ?15\atillla
Bauen eines Tiergöhegea ®ua
Lied« " In Loo"

VI« Ostom
S«atieln von ':oterh: aen »u» Geldanpapicr <&la Jaaata»ochM»oli 
läiÄ?
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Besuch auf den Hnrfet
Gespräch Über Ausflug und telcn des .Erlebten
CbstE^lat
Lieds " Lio hrktfru"
LHdorbuchbetrchtunrji’’Binder heut ist Lochens--rkt* 
" Lust l^o £a®.^esehichten
Herstellen von Geld
Vernon von Obst und Goaüso ruo Fl-ctillLn
Hollenspiel»" Vir trafen -uf den ’^rkt"
" WiecMi"
UM« "‘femelade, GchokolMe"
Besuch la Howe <^18 Einsolh .».ndelsgeocWlft
Goeprüch über Besuch und. Romu® arbeiten der Untereohiedo sum 
brkt

Gemein von Gebucht :1a
Kdlenspiel« %ir Rufen la Rowe"
Seeuch la Seoteomnim Kaufhaus nie Beispiel für lensem
Goepräch über .eouoh un‘ Heraus arbeite« der Unterschiede sun 
ffertt und Äewe

Osterhasen aus Buntpapier schneiden
Kleben ven Osterbildern aus Buntpapier
Formn von Hnaen, Erhoben und Mem «u® Plnotillin
Basteln von Osterkörbeben (Uwlekeln von :ir utikaehäleh« stit 
Xrepppior)
Amsloa von gewehten Mem Mt Ftaeorfftrtm
amalen von gekochten Eiern alt w cho-und Filzstiften

Suehtm der Octerkömehen
VII« ’terkt • Einser’z ndal - 'onzem

VIII. »ine y^nllle
Gespräeh Vor gehört zur ^«ailiet"
mtbringea von Fotos
»len der FrnilienaitclleUr

Geaprüch belebe Holle spielen die einzelnen PnaiMmnitgliedert 
aollenvertellunc Vater • mtter
Bollenepiol« Fpsaillo

IX» Wo leben die ^MlieaT
Löhnungen« Miwelhaus» Hcehhat»
&Mrus.’rbeiten der UhtereehlMe,Bedeutung für den ffcnschon
««ftaun^ewttfteilw < Maner, Küche B®<)



X.

XI.

XXI« Getreide

7

l

gerbet
Geejwtch Uber Veränderungen la der fetur la Herbst
Üussneln von Kastanien
Bostain von Kaatanlonketten

XIII.

Gespräch '2ber ’uss at
onnonlemen der verechiodeMn Gotreidesorten

Qaaawln von Getreide
Gespräch," Wae wird aus Getreide herseeteilt?t 
Körner aahlm»
Ercteen von Brot

Molen der neuner
*uca aor VifHmungm
• Wie entsteht ein Heue *
Ausflug su einer Tußtollo
Gespräch Ober "osuch
Bauen von nausern aus BcttklötMa
Bneteln von Häusern -ua P-ltpapior und Bekleben
Torsion
Kreis»ßrolect, Rechteck, cM^dr-t
Xiogleehe Blöd»
mien der verschiedenen Forcen
AuaocimolRon der vcrachleden«» Foraen
«o erkennt mn die einaelaen Forcen wieder? a«3« öreieek la
Verkehrsschlldt Bech von Haus u.s.w.
Verkehreerslehune
Hechts * Linke
Vie verhalte ich »loh in Verkehr?
V erkohrsneaery
•'onnonlornon von wichtigen Vcrleehrsseichen

Verkehroscichon ^Iwa
Ftr?"« alt VerkOhrssoiohoa mlen
VoÄehrsochildör basteln
Bauen alt “'eukl8t«entetr- 3o^SZhiBortVerk6lwaachilder»iaßplsl
Kinllbcn von verkohrogerochten Vox^r lton
ßollancmiol
Lied von Vcrlrohr
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Geschichte von üt» 'brtin
fingen von Ltsmenl.Loc.ora
Basteln einer Interne mit orksV^poldruck
Latcraenfcst uns' Umsuc mit den Eltern 
dvent» und Leihn ehteseit

Basteln von Xloren aus Kastanl«»,«»®» Igel
Basteln von ^stru>iefva&mchsn
Sameln van Hertstbiatt««

Trocknen und Pressen der Plätter
-n^anmor Äa® He^stblättem ( lännehen» Sters) 
Wbstlloderi "lipnanonlrnger Hansel*Falle»fclle»fhlle*» 
0 wenn der frische nerbstwlnd weht*
Ba stein von ^pier&r-ehen
Jar-chen steigen 1 seon
I» temenfest

’lo recht problen»tisch stellt eich auch die Fort» der ^usoiapndere 
«uttsung untereinander dsr^dio Ims? wieder 'nlaß na Stegreifen gibt» 
Soaflikt© werden durch den Etns-ta von Wporlioher Gewalt oder nwdl 
von Gegenständen siusgetrfl.3on«Verbale Aucein^adorsetsunsoa *io >5oa* 
niktlösurc Bind sm Teil froad und werden ongläublG verfolgt» 
Srwiihnt werden saxö wir fär swei Kinder ein® rpraohbohnndlnaß
in die Wege leiten koiatsa».üia aind. alt »«sslvon Gprvehstöruneea

l'lsn eines ' dventkrs^ses
Basteln von Sternen «us Sr^nejr-rontpapior sls rcnatemchmek
Geschichte von Sikol^us
;Hkol"U01i6d8r
Mkolausfeier
ideboblld» ' dvents'-r? ma
Bcßteln von Ehernen eus w-llfdio
W© ihaschtslieder
'l-lon von Wunsohsettoln
uanchneidea von '..üanohen und Aufkleben nls vunschaottol

Basteln von £eraea®tände®a «us wäceh-’rl-mom ds beihn-ehto* 
gecchonk fSr atom 
«eibn-chtafeior
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Kannte in Dehandlmgseentn» la Oreaeweg gonatege vm
dm« da« andern Kind besucht weiterhin die Spiel-und Lome**»» mA 
geht oawt-Tg» susütsllah our Gpraohtherapie in dno mtwi Mimte« m» 
trun.
U« 12,00 Uhr vorlsoen die Kinder au» der Vormittgagruppe dl« Spiel* 
und Lernsttibe und kurz danach kessen die »roten Kinder,«» Selwleufge» 
ben «u stehen, 
“ian h"tto keine Seit,den Vornittcg zu reflektieren,Vorbereitungen 
für den nächsten T g oder die D"cbaitt ßogruppe zu treffen,Wontakte 
zu Eltern un’ ßchule ’.ersua teilen oder nuah nur aal arn«mp<mMNBtmi 
den Uactalttcgßklnfern wieder gerecht werden su können. PecelndMge 
Ut rk®iteifcesprechu^ körnten ebenfalls nicht etettfinden.
Bicher konnte dwon ausgegengon werden»^ $ für dos Erledigen der 
Schulaufgaben für Jedoc Kind nindeetene eine halbe Stunde notwendig 
w-e.Fast kein "-in" ist in der Loge,seine Hamsufgaben selbstständig 
zu erledigen. Viele -'Inder br uchen einen i>ziehor gans für eich 
«11ein und einen eigenen Rnum,wi wirklich konaentriert arbeiten zu 
können.
Sheh den ■chul-rboiton heben die Kinder die 'lögliohJcoit m Spielen, 
zu Basteln oder zu "btlon.T'esenders begehrt sind r>->o';elarbeit«n,die 
den Kindern d-s Gefühl vermitteln,etw-ß horceetellt »u haben»»«» ole 
wit n- ehe** ''Uso witnohmon und vorselgen könnea.
Voäj den ?iltemn -InKem wurden «ngebote der 'Utsrteltor,über Preble* 
sc "us ihrer chul •• und PcrXlimoituetlon zu reden,©rotaunlicb 
nooltlv ■ ufgenomen.
Elnire '<itt,*or vorfc^men die Cpiol-und Lcmstnb«t^eMen eie ihre 
ufn'’ben erledigt h-hon,um in Prelen au spielen,die wlötea Kinder 
gehen .lodech erst wenn die 3 'uslichkelton us 1?.OO Uhr geaohloonon 
v>er on.
Obwohl der Unsng ®uo den Gomolnsohcft6h.ruo in die Hoheneicher ßtr. 
eine en«n» Vorbeseerung d rotellt,zeigte »loh doch bald,d»B die 
einzelnen Fjüum sehr klein sind und dl© Kinder in ihres Drens nseh 
beyesung und Plato einsngon.Beis wöchentlichen Turnen zeigt eich 
dso sehr deutlich, ngeboto sn dis Inder auf Tum:»ctton,dle von 
Frau Dr. Trepte gestiftet wurden,zu tunutn und zu tobcn,worion alt 
:;e;:©lßtorung aufgenomca.i^s ist zu 'Iberlegen,ob nicht ein ©ntsproch* 
©Mer Bouffl für dieoo rod'irfnlüs© in steiler eingerichtet werden kann«
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& SehnMm™» Mer 1» eer nanw» ww^
b^^ein^Freirsui ««mtllmettt» ®l*
auch und Erfchruage« ««mein körnen.

Uns eilen ist klsr.daS eins sinnvoll« Kindor-Tbeit nur geleistet werde 
kmn.weaB cis olnhergeht oit einer kontinuierlichen Mternsrbeit.Mee 
wtr*e versucht inde^ eiaa®l in ein mernabenft mgeeetst wurde. 
T« LEufe des Jahres beeten« jedoch eine starke FlukWtl«* der Kinder 
in der Splol-und Lsrnatubo,©o d®ä auch alt dar Eltern-ybelt inner wie* 
der von vorn begonnen werden au3te.Su dm ncistcn Eltern mäte der 
«oatnkt erat hersecte’lt . e^ontveroineelt ftdn» Eltern such von sieh 
sm iont kt ; u den Mterboitow» euftv«nn eie die Kinder buchten öfter 
®bholten.Geit wir in der lioheneichor Str. sind ,kom@n und gohen die 
misten Kinder nllein.so Äe^ mm noch weniger KmtsktnögUcWeeitea au 
den Elter» hat.3« wenigen wer der Kontakt schon so gnt>ds3 eins Vor« 
trsueasbaeie beatm« und sich Ji® Eltern mit ihren Problem» an uns 
wenAtm« dsMt wir gerxjlnom wrouchten,®!»® Lösung «* finden oder cue 
un einfach nur darüber roden au können.
Es hat sich als schwierig ®rwiecen,3i eie «er EXbem^rbalt wie .linst el— 
lungs- ad Verhaltcmiindormg in Oagmg alt ihren Kindern ®u verwirk- 
X1 oha®^4« die Eltern selbst durch die J^lehungsprsktlken. di® cie nun 
«n ihre Klafter weitergeben .ersegea. worden sind und teilweise beute 
neeh «lo Shofrcucn CchlÄge von ihren ^snnera erdulden «fesen.sie kam 
keine sadoren Verhnltexumoeaea und sind sieh keiner Schuld bwuSt.wenn 

$ hm Kinder sehl’>gen>iM Gegenteil, sie tun dies in der festen
Öbet^ougua^.ein uaGasestssnoo und durohaus übliches irsiehun^aittel 
angew ndt su haben.lMrch die untercchiodlleben wertvörstellun^.Etn^ 
stelltxnger und »altungon der Eltern und Erzieher kowst es su 
nl&ationossbwierlgkeitea und Sarrleren.«® die 2r*M*®r sieh nur schwer 
in öle ixibenorwötahelton und. GiWitionen der Eltern elaßenkoa und 
cinfi&len können." ufgrund ihrer gaai cpestellen .rf/’hru^ea und ihrer 
konkreten fobcnscituatio» wehren die Eltern sich gegen jede Fora «er 
theoretischen Belehrung und reinen vißsensveyaittlung.obonsowenie ^n» 
telenc fenden Beatelrbende.Sie Eltern hsbm fea wdlrfnia.sieh mit nn» 
dorei Eltem au treffen,Kontakt aufsmohaea uää miteinander su reden. 
Bio wollen aber sleh,3bor ihre Erfahrungen und ihre Problem ©u® ‘H« 
teg und Faailie redon.FÜr diese spesiflschen Formn der Eltern?-Tbeit 
sind die ^it^röeiter schon sus rein seitliohon Gründen überfordert, 
»le notwendigen ’mtakto su den ater»,auch Uteom oder anderen 
fiaetltutloRc® sind.wem ea nötig ereeblen,in di® Freiseit verlegt. 
vwä-<^«Wir hoffen,d-G sich pufirund der verbeseertsn person lea Slt^tien 
la Sukunft in dieser Richtung Xoderungen ergeben und i-erepektivm 
anfgetelgt werden könmn.

au3te.Su
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über die Arbeit des SPA - EschwegeJahresbericht

Familien mit den Betroffenen zu besprechen und Hilfen zur

Selbsthilfe anzubieten.

die Mutter ausfiel.

b. Freizeitgruppen

)Gebrauch (Mobile, Geschenke für Eltern, Wandschmuck

1. Bastelgruppe am Diebach
8-12 Kinder bastelten und werkten Gegenstände für den eigenen

Täglich (Mo - Fr.) wurden 10 - 12 Kinder halbtags zum 
Lernen und Spielen angeleitet.
b. Familienberatung (Frau Metschan)
Zweimal wöchentlich versuchte Frau Metschan Probleme in

Programm teil*»
c. Beratung von Familien, die von Obdachlosigkeit bedroht

a. Hausaufgabenhilfe
Die Hausaufgabenhilfe wurde als Einzelbetreuung in den Familie* 
durchgeführt. Fünf Mitarbeiterinnen waren hieran beteiligt.

c. Kochkurs (Frau Schweiger)
5-4 Mütter kochten für ihre Familien in der Küche unseres 
Vereines. Frau Schweiger beriet und organisierte. Mehrmals 
wurden auch andere Familien aus unserer Küche versorgt, wenn

waren
12 Familien, die eine Räumungsklage, bereits.zugeschickt bekamen, 
wurden im Verlauf des Jahres besucht.’ In Gesprächen wurden die

2* Initiativen, die von ehrenamtlichen Kräften geleitet wurden:

2. 2 Freizeitgruppen (altersmäßig gestaffelt) in-x der Altstadt 
Einmal wöchentlich nahmen in beiden Gruppen je 10 - 15 Schüler 
(meist Sonderschüler) an einem abwechslungsreichen Freizeit-

(Sozialpädagogischer Arbeitskreis Eschwege c/o Norbert 
Schrinner, 5440-Eschwege-Oberdünzebach, Zur Warthe 5) 

1. Initiativen, die von bezahlten Kräften geleitet wurden:
a.. Spielstube (Frau Großkurth)



Zwangsräumung in den Diebach abzuwenden.
5. Initiativen, die von Bewohnern der Altstadt oder des

Diebaches geleitet wurden

Frauen und Kinder arbeiteten unter Leitung von Frau Vogeler
auf Basar - Verkäufe hin.
b. Basar - Verkauf auf dem Eschweger Wochenmarkt
in eigener Regie verkauften die Bewohner des Diebach die
selbst,angefertigten Dinge (meist Textilien). Der Erlös kam
unserer Jugendarbeit zugute.
c. Kegelgruppe
Wöchentlich einmal fand für Jugendliche ein Kegelnachmittag statt.
d. Tanzveranstaltungen im Keller-raum des Diebach
Unter der Leitung einer Jugendgruppe fanden mehrere Tanzveran­
staltungen statt.
4. Veranstaltungen, die in enger Zusammenarbeit zwischen Be-

a. Kinderfest 76
(Basar, Aufführung der Spielstube n-Kinder, Spiele) /

b. Freizeit der SPA-Jugend

2 Väter aus der Altstadt leiteten diese Freizeit maßgeblich

c. 4 Zeltlager - Wochenenden im Mai/Juni:
Mehrere Bewohner beteiligten sich ?6 auch an diesen Veran­
staltungen als Betreuer.
d. Harz - Zeltlager 1976

>• *

Eltern aus 3 Familien fuhren mit. Ein Vater organisierte 
% die Verpflegung und bereitete -ie Mahlzeiten zu.

e) Weihnachtsfest der Spielstube
Mit Hilfe der Mütter führte Frau Großkurth mit den Kleinen ein 
Krippenspiel vor. Die Eltern bereiteten das Fest maßgeblich vor.

* . *

4Ö4- —
Familien ermutigt, alle'Möglichkeiten auszuschöpfen, um die

mit. (Ausführlicher Bericht: Siebe Anhang)

a. Bastel- znd Handarbeitsgruppe am Diebach

b 1 wohnern und Mitarbeitern durchgeführt wurden.

(Altstadt) am Ji. 01. -01. 02. 76
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Die Projektgruppe gibt regelmäßig 
die "Edelzeller Siedlungspost" he­
raus, eine Stadtteilzeitung. Zu be­
ziehen über o.a. Adresse

Projektgruppe Edelzeller Siedlung e.V.
^Creuzberstraße 25 c/o John Domnick,'6400 Fulda Tel. 0661/41659 o42158

■ ■ ■ ' -
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setzt. Durch eine Anmietung von Räu­
men wäre zum Beispiel die Möglich­
keit zu einer sinnvollen Betreuung der 
Kinder mit Hausaufgabenhilfe und 
Spielnachmittagen gegeben. In diesen

war die Folge., •
. Weiteres Ziel der Projektgruppo ist 
es, die zahlreichen Gaitarbelterfamilte# ,

* •. ■
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' '\. Praktische Sozialarbeit am
■: ßeispieLEdefeeti^^

£ ' Studenten und Professoren wolle# Freizeit für Kinder, Jngendüdie und Erwachsene shnvoDer gestalten.,
Fulda. Die Studenten des Rachbe- Räumen könnten außerdem regdmäßl- ,f und die alten' Uätb atärker-in dlä

relchs Sozialarbcit an der Fachhoch- ge Ju^endtreffs abgehaltcn werden, \ ̂ ^[ungsgemclnsch^t zu in^
schule-Fulda wollen nicht nur theore- ..um die Jugendlichen von der Straß© >.Auch das soziale Umfeld der Bcvu ke-
tisieren’ sie wollen ihre Kenntnisse, zu locken. Ein weiterer Effekt ist die , rung durch Gespräche mit für IhÄ

• die sie’während des Studiums erwor- Verhinderung der Jugendkriminalität,- Probleme zuständigen Partnern 8d^-‘ 
ben haben, auch praktisch anwendeoJJ die meist ein«; Folge von Langeweile ; weitert ^werden. Den Hausfrauen sol- 
18 Studenten haben sich daher zur ’ ist , •. > t . r J
Projektgruppe „Edeizelier Siedlung* ; Auch gemcinsämd Veranstaltungen 
zusammcngeschlossen, uni schon jetzt mit den Erwachsenen könnten dann- V wahmehmen zu 
Erfahrungen zu sammeln,-Die ange- //dort durchgeführt: werden,;wi* film-/

-hendeh Sozialarbeiter wollen in ’der abend e, ÄÄÄ
vornehmlich EÄÄÄ "

L^h^nß^nhaheir Fraizdt 'Oas ^blim 'der Gruppe, die das und anschließend einen Fprtchungsbe-
Machsene anhajten, t ihr© Freizeit Gemeinwesen In der Edeizelier Sied- ; richt veröffentlichen. . .

voller zu cstalten-*-:. • • , jung fördern will, liegt in der FlnanvV ; ; •• Hildegard JUthgetyer
, . Den vor allen clnM M|chcn Raumes. Für die*: -

• durch, daß die 
jung ™ . /
geben, soll den Bürgern die G leg n . Die eines eheniali-
heit 8fbot<n *en Lebensmittelgeschäftes, dai für die i
durfnissen die inhaltliche Ausgestal geplante Abeit In Frage käme, kostet 
lung vorzunehmen. 500 Mark pro Monat. So schwebt der

Besonderen W©rf; legt' die • Projekt-\ Gr^ um der Finanzpot ©in Ende 
'gruppe auf dift ÄrbeitJm 'eigenen Le- 2u bereiten, die Gründung eines Ver- 
bensbereich, so daß sich alle Bewoh- clns vor, um über den Beitrag einen 

_______ ner innerhalb' der Siedlung bewegen tch der Ausgaben zu ’ decken. Auch 
können und somit ein Solidareffekt diese Initiative konnten sich 35 
entsteht. Nach den bisherigen Feststel- Bewohner der Edeizelier Siedlung er-
lungen der Studenten kennen die meh wi0 sic durch Ihre Unter-,
sten Anwohner, die schon «eit langer scbrjftcn bewiesen.' AU Anfangskapital 
Zelt dort leben, nur sehr.wenige Nach- .-.dienten 500 Mark’, di© durch den Erlös 
bam. So bewegt sich die Kommunika- eine® Basars zustande kamen. Öie-Ju- 

{ ■ tion unter den Bürgern auf einer sehr gendiichen räumten ihre Keller aus
• niedrigen Sjufe,^ diesem Zweck und organisierten den Verkauf.

WS^dÄe hSÄ Konkrete Aktionen hat die, Projekt- 
jetzt mit ihrer ersten Ausgabe erschie- . gruppe „Edeizelier Siedlung bereits 
n.n ist iestartetAMii sporadischen Hausaufga-

Vor einem’Jahr hat die Frojektgrup- benhilfe und Spielnachmitlagen^entla- pe begönne™ zu arbeiten. Zuerst wur- steten die 18 Studenten die Mütter 
den dV theoretischen Grundlagen er- und beschatten die K nder mit smn-
arbeitet, die mui seit sechs Monaten vollen Spielen. Nachdem sich die 
praktischen Bezug haben. In der er- Gruppe be der Bevb^©^ 
sten Bewohnerversammlung wurde der trauensbash geschaffen hatte, fuhr se 
Wunsch laut, Gcmeinschaftsräume zu mit zahlreichen Jugendlichen In de- .
schaffen Etwa 200 Bürger der Edelzel- sem Sommer zu einem Zeltlager ^nat*
ter Sted’ung haben sich durch Ihre Un- : -Wüstensachaen. W “lcht ,
Urschriften für diese Forderung cinge- jungen 
tMvt Durch eine Anmietung von Räu- rief. Eino erhebliche Stärkung dl 

SelbstbcwuUteeini.' der Jugendlichen ,f
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kenntnisse für die weitere Arbeit
Viel Spaß und Erholung bei der erlebnisreichen Kinderfreize-t der Projektgruppe Edelzcller Siedlung

Außer viel Spaß und Erholung für die 
Kinder brachte die Freizeit die Gruppe ei­
nem für die fortlaufende Kindermbdl 
wichtigen Ziel näher. Durch den gemein­
samen Tagesablauf wurde der Zusammen­
halt der Klubmilgiiedcr gefestigt, und sie 
konnten verstärk', die Erfahrung machen, 
daß Schwierigkeiten im Umgang miteinan­
der gemeistert werden können.

'i

i ........ rt».MU.-

Viel Spaß hatten die Kinder aus der Edelzcller Siedlung bei ihrer selbst zusanimcngeba- 
stelten Tagesschau während der Freizeit in Leusch

Fulda. Zu einem Erlebnis für alle’ chen, Spülen, Aufräumen und Einkäufen 
Teilnehmer wurde die diesjährige Kinder- wurden von ständig 
frcizcit der Projcktgnmpc Edelzcller Sied- übernommen. Alle waren mit InUrtssc oei 
lung für Kinder im Grundschuhltcr aus der der Sache und erhielten so einen tmuruck

■ Edelzcller Siedlung. Der Kinderkluh he- von den Schwierigkeiten, sich selbst zu

Fachhochschule Fulda betreut. Zeimal in lungsreichcs Programm m’ Cclandt- und 
' der Woche werden Spielnachmiltage und Orient lerungsspidcn anguboten Auf d>c

Sclmlanfeabcnhilfc durJigcfiilirt. Sieger warteten jcwei s lohnende 1 reise.
Für die zehntägige Freizeit, die von der Ein Ausflug nach ALfdd und zur guh.L. - 

Stadt Fulda finanziell unterstützt wurde, tenen mittelalterlichen Bur^ V'-r
konnte das Naturfreundehaus in Leusel, machten ebensoviel Spaß wie eine erste
ein umi'uba”.les Bahnwärtergehöft, angc- Na^htwandcrung durcli den Wulu. 
miUcl werden. Der fehlende Strom, die V.J Vergnügen brachte allen die von 
Gasbeleuchtung und die Wasscipumpe un den Kindern zus<JX-en^ 
Hof versetzten die Kinder in eine längst schau von 
vergangene reim mtischc Zeit. Das einsam sclbstgebauten Fernseher uKrtiag n 
gelegene Haus mit seinem großzügig ange- wurde und in lustigerW eise über nie E. ig 
legten SpMgdändc bot ideale Möglichkei- msse des Tages berichtete W enn bei wei h­
ten zuin Spidcn und Toben. selhaftcm Wetter nn Freien nichts uider-

Die Kinder hatten selbst bei der Vorbe- nommen werden konnte, traf man s.Ui m 
reitung und Planung des Lagers und bei der einem großen ha
Aufstellung des SpeLseplans mitgeholfen. der zu malen und kleine Andenken zu ba- 
Die taghell anfallenden Arbeiten wie Ko- stein.

■’v

r:. \ fr :-W- ■
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Z Vergnügte Gäste beim vorweihnachtlichen Kinderfest in der

______________________- 
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Fulda (ch). Laut und lustig ging es in heim und dem Kinderdorf Maberzell

Nach Belieben konnten die kleinen Gä- Jahren mit den Kinderklubs „Weiße India- 
ste in der Purzelecke herumtollen, sich mit ner“ und „Schwarze Schafe der Edelze - 
ihren großen Freunden im Tauziehen und 1er Siedlung und bemüht sich tim die Wr­
an der Wurfbude messen oder mit Phanta- wirklichung eines Abenteuerspielplatzes

rere Handtrommeln fanden pausenlos den gruppe »Herbsteiner Straße ini den stadh- 
Zuspruch hoffnungsvoller Talente, dazu sehen Notunterkünften aktiv. Unterstutzt 
wurde getanzt und mit Gymnastikbällen von der Stadt Fulda, dem Landesjugend­
gespielt. Vor ihrem begeisterten Publikum amt und dem

' brachte die „Wunderbaumfamilie“ - eine hier ein ModeU, das studentische Inihattve 
Puppenspielergruppe aus Marburg - ihre . und professionelle Sozialarbeit verbindet 
selbstgebastelten Marionetten in Bewe- Studium der Sozialarbeit mehr
gung. ' als ein Bücherstudium, sondern Men-

Die Initiative zu dem Kinderfest war von sehen zunutze gemacht werden kann,:zeigt .
der Projektgruppe. „Fremdplacierung“ dieser Bereich studenhscher Aktivität nut , 
ausgegangen, die Alternativen zur Hei- der ein Stück soziale Verantwortung 
merziehung untersucht und persönliche gesellschaftliche Verpflichtung von 
Kontakte zu Kindern aus dem Antonius- senschaft verwirklicht wird.

A T - -- ■

.1?

- Ein kunterbuntes Kinderfest
70 kleine Gäste bei Studenten der Fachhochschule Fulda
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Kinder bauen einen Spielplatz
Projektgruppe Edelzeller Siedlung legte zusammen mit Kindern den „Grundstein“

; • '4
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Herbsteiner Straße ein buntes Zelt und 
malten ein großes Schild mit der Aufschrift 
„DiesisteinSpielplatz“,dasinderNäheder 
B 27 befestigt wurde.

Diese erste Bau-Aktion wurde an einem 
weiteren Wochenende mit der Herstellung 
einer Schaukel, eines Labyrinths und einer 
Hütte fortgesetzt. Samstags gab es dann ein 
Sommerfest, zu dem viele Anlieger, Be­
wohner, Eltern und Kinder kamen. Eine 
Plakatwand informierte über die Arbeit der 
Projektgruppe, es gab Spiele, viel Musik, 
leckere Grillsachen und Getränke und eine 
Losbude mit attraktiven Preisen.

Ziel dieser Aktionen war und ist es, 
wesentlich zu der Entwicklung von Selb­
ständigkeit und Förderung von Kreativität 
der Kinder beizutragen. Bleibt zu hoffen, 
daß der Spielplatz mit der Zeit immer mehr 
Format annimmt und Kinder zum aktiven 
Mittun und Mitspielen anregt.

Fulda (FZ). Ein Spielplatz, der nach 
eigenen Vorstellungen der Kinder und mit 
ihrer aktiven Mitarbeit gestaltet werden 
soll, entsteht zur Zeit auf einer Wiese zwi­
schen dem Ronsbach und der Edelzellcr 
Siedlung. Die Projektgruppe Edelzellcr 
Siedlung e. V., ein gemeinnütziger Verein, 
der sich aus Bewohnern der Siedlung und 
Sozialarbeitstudenten der Fachhochschule 
Fulda zusammensetzt, Ht begonnen, zu­
sammen mit den Kindern aus der Siedlung 
den „Grundstein“ für einen pädagogisch 
betreuten Spielplatz zu legen.

Die erste größere Aktion auf der von der 
Projektgruppe gepachteten Wiese gab es 
mit einem Kinderfest, bei dem rund 60 
Mädchen und Jungen begeistert mitmach­
ten.

Mit viel Mühe, Farbe und Ideen errichten 
die Kinder aus der Edelzellcr Siedlung zu­
sammen mit ihren kleinen Gästen aus der
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Bankverbindung: Genossenschaftsbank Fulda 001-3560

Berücksichtigt men also bei einer Aussiedlungsstrategie die 
Wünsche der Betroffenen, so müßte die Siedlung für diesen 
Teil der Bewohner existent bleiben, jedoch unter veränderten 
Bedingungen (Umverteilung des Wohnreums, Verbesserung der sani­
tären Einrichtungen, Abänderung der Nutzungsverhältnisse in 
Mietverhältnisse, etc.).

64 FULDA, den 16.9.1978 
Klosterwiesenweg 7 
Telefon

51628

Schlitzer -Str. 81
Projektgruppe Herbsteiner Str. e. V. ■ 64 Fulda • KlOTtenriesenweg-?-

- 2-3r -
Projektgruppe Herbsteiner Straße e.V.
KORPORATIVES MITGLIED DER ARBEITERWOHLFAHRT, BEZIRKSVERBAND HESSEN-NORD e. V.

r

Vorgesehen ist die Umsiedlung der Familien mit Kindern in die 
Edel^eller Siedlung, wo eine intensive Nachbetreuung möglich 
wäre. Problematisch ist die Aussiedlung der Aleen uno Allein- 
stenenden, da es sich bei dieses Personengruppe um die am 
längsten in der Siedlung wohnenden handelt. Sie wollen nach 
eigenen Angaben in der Siedlung bleiben, da hier für sie ein 
relativ guter Kommunikationszusammenhang besce t, der sich in 
Nachbarschaftshilfe ausdrückt.

Sach tandsbericht der Projektgruppe Herbsteiner Str. e.V.

In den Jahren von 1971 bis 1978 reduzierte sich die Zahl der 
Bewohner der Obdachlosensiedlung Fulda von 167 auf 66 Personen. 
Dieser Rückgang der Bewohnerzahl ist auf die Zielsetzung der 
Projektgruppe zurückzuführen, nämlich "die bestehende Siedlung 
aufzulösen, bzw. zu einem normalen Wohngebiet auszubauen.11 
Letzteres’ist auf grund der Siedlungslage - Stadtrand- nicht 
möglich, weshalb zur Zeit ein Konzept zur gänzlichen Auflösung 
der Siedlung erarbeitet wird.
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Derzeitige Arbeitsbereiche

b) Kinderclub

- 5 -

Der Kinderclub wird z.Zt. von 9 Kindern im Alter von 6-12 Jah­
ren frequentiert. Betreut werden die Kinder von einem hauptamt­
lichen Sozialarbeiter und Studenten der Fachhochschule Fulda.

Die Spielstube bietet die Möglichkeit einer studentischen Mitar­
beit .

a) Spielstube
Die 5-6 jährigen Kinder (z.Zt. 8 Kd.) werden in der innerhalb 
der Siedlung liegenden Spielstube betreut. Träger’ dieses Arbeits­
bereiches ist der Magistrat der Stadt Fulda.

Eine Zusammenarbeit mit den Eltern in bezug- auf schulische Pro­
bleme beschränkt sich auf Einzelgespräche.

c) Jugendclub
Mit Jen Ju endlichen aus der Obdachlosensiedlung (z.Zt. 7) betreut 
die Projektgruppe auch Jugendliche aus sozial schwachen Familien 
der Unterstadt und Kinder von ehemals Obdachlosen.

Ziele dieser Arbeit: - Ausgleichung der Sozialisationsdefizite, 
die durch die Ökonomische und soziale 
Situation in der Obdachlosensiedlung her­
vorgerufen werden.

Neben der Betreuung im schulischen Bereich werden Aktivitäten 
zur Erweiterung der kognitiven Fähigkeiten durchgeführt (Basteln, 
Werken, Malen). Wöchentlich stattfindehde Exkursionen sollen den ein­
geschränkten Erfahrungsbereich der Kinder erweitern.

Schwerpunkt er Kinderarbeit ist der Bereich der Hausaufgabenhil­
fe. Die Mitarbeit von drei Lehrern ermöglicht eine simultane Ein­
zelbetreuung, die sich positiv auf die schulischen Leistungen der 
Kinder auswirkt.

Seit Anfang des Jahres 1978 ste en den Jugendlichen k ine Bäume 
mehr zur Verfügung, da die angemieteten Räume in der Unterstadt ■ 
wegen der anstehenden Stadtsanierung auf gegeben erden mußten.
Aktivitäten müssen derzeitig in Gaststätten und Privatwohnungen 
durchgeführt werden. Standort neuer Jugendräume soll wiederum die 
Innen- bzw. Unterstadt sein, um durch Kontakte mit gleichaltrigen



d) Erwachsenenarbeit

Aktivitäten des Magistrats der Stadt Fulda

- 4

Jugendlichen aus anderen Stadtgebieten einer Isolation der in 
der Siedlung lebenden Jugendlichen entgegenzuwirken.

Dem Magistrat der Stadt Fulda liegt kein Programm/Konzept zur 
Lösung der Obdacrlosenfrsge, bzw. der Verhinderung neuer Obdach­
losigkeit vor. Die Arbeit der Obdachlosenbehörde beschränkt sich, 
'soweit es möglich ist'(Briefwechsel zwischen PG-Mitglied und 
Magistrat v. 14.9.1977» ebenso folgende Zitate) auf das Beachten 
der Empfehlungen des Hessischen Ministers entsprechend dem Erlaß 
v. 9.1.1975. Sie will versuchen die restlichen kinderreichen 
Familien im Rahmen der Resozialisierung bis 1978 in das Stadtgebiet

Zielvorstellungen: - Erweiterung des defizitären Erfahrungsbe­
reiches

- langsamer Abbau der Hackordnung
- Abbau negativer Verhaltensmuster und Rollen- 

erwartungen gegenüber Frauen
. - Förderung kreativer Fähigkeiten
- Vorbereitung auf Schulabschluß und anschließen­

de Arbeit'

Der überwiegende Teil der Bewohnerarbeit besteht in Einzelge­
sprächen, Beratungen und konkreten Hilfen bei einzelnen Problemen 
der Betrogenen. Gemeinsame Aktivitäten der Bewohner beschränken 
sich zur Zeit auf die Vorbei eitun und Durchfuhr.ng von Festen. 
Eine Bewohnerin vertritt aktiv die Interessen der Siedlung in 
der Landesarbeitsgemeinscaaft Soziale Brennpunkte liessen (LAG).

Einzig der einmal wöchentlich stattfindende Nähabend ist fester 
Bestandteil der Bewohnerarbeit. Hieran nehmen 4 bis 6 Frauen und 
Mädchen teil, die im laufe des Abends Näh- und Flickarbeiten er­
ledigen. Diese "Nähabende" sollen der Intensivierung der Kommu - 
nikation zwischen den Frauen und der Projektgruppe dienen und 
Anregungen zu Diskussionen von gleichen Problemen geben.
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umzusiedeln. Die restlichen Bewohner dürften, nach Ansicht der 
Stadt, nur sehr schwer oder überhaupt nicht einzu^liedern sein.
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Veränieruu^en innerhalb er ub'echloseusiedlung von selten des 
Ko ;istrats beschrankten sich auf den Abbruch der Barackenzeile 
im Au :ust dieses J? .res, in welche nocn im Sommer d??? trotz 
menschenunwürd5 a;er Zustande (keine 'I'oiletren, kein Wassersnscrüiß) 
terconon einzewiesen w r;en waren. Der iurcs den Abbrucn ent- 
stcn'ene Schotterplatz dient nun den Zigeunern als Abstellplatz 
für ihre Wohnwagen.

Einweisungen von Alleinstehenden wur< an in den letzten Jahren 
immer wieder vor^enommen. Es handelt sich bei siesen Personen 
nach Ansicht de.j Eajistrsts um/Asoziale und Trinker', bei denen 
trotz mehrfachem Bemühen eine Einweisung in die Obdachlosensied— 
lunp 'nicht verhindert werden konnte'.



(Gr. 1)Montag

Freitag SCHWIMMEN mit den Schularbeitenkindernnach den Hausaufg.

für KINDER und jüngere Jugendliche
Mehrzweckhalle16.30 - 17.30 UhrMittwoch

Mehrzweckballe

Montag

JUGENDCLUB
Jugendberc ich14.00 - 16.00 UhrDienstag

Jugendbereich14.00 - 17.00 UhrMittwoch

WERKEN
SPORTGRUPPE

Disco - SpielflurDonnerstag 20.00 - 22.00 Uhr JUGENDCLUB
MehrzweckhalleTISCHTENNIS-Gruppe14.00 - 16.00 UhrFreitag

BASTELN für 9 - 13jährige
BASTELN für 9 - 13jährige

Samstag, den 8.7.1978, JUGENDJAHRMARKT
1 x monatl. FILMABEND - bitte Anschläge am Jugendbereich beachten!

18.00 - 20.00 Uhr
18.00 - 20.00 Uhr

15.45 - 17.15 Uhr
15.45 - 17.15 Uhr
15.45 - 17.15 Uhr
15.45 - 17.15 Uhr
15.45 - 17.15 Uhr
15.45 - 17.15 Uhr

(Gr. 3)
(Gr. 4)

18.00 - 20.00 Uhr
17.30 - 19.00 Uhr
2o.00 - 22.00 Uhr

SPORT im Freien
FOLKLORE-TANZGRUPPE

SPIELFLUR, offene Tür 
für 11 - 14jährige

Werkstatt
Mehrzweckhalle

SPIEL UND SPORT 
für Mädchen

SPIEL UND SPORT 
für Jungen

Mehrzweckhai1e
Disco - Sp^l lur

Dienstag 
Mittwoch 
Donnerstag

Gruppenarbeit
1. Gruppe: 1./2. Schuljahr
2. Gruppe: 3./4. Schuljahr
NEIGUNGSGRUPPEN:
BASTELN für 6 - 9jährige

SPIELFLUR, offene Tür 
für 13 - 15jährige

offene THEATER-Gruppe
MUSIK, TÖPFERN, NÄHEN, SPIELEN

Donnerstag 16.30 - 17.30 Uhr

Montag bis Freitag 9.00 - 12.00 BETREUUNG von Kindern, deren Mütter zum
" Arzt oder sonstige wichtige Besorgungen

machen müssen
13.30 - 15.30 SCHULARBEITENHILFE und sozialpädagogische

BASTELN für 10 - 13jährige (Gr. 2)

" 2-^2. —
Aus der Arbeit der Bürgerinitiative für Soziale Fragen Marburg e.V.

für JUGENDLICHE

für KINDER

Programm des Jugend- und Sozialzentrums Damaschkeweg 96 
a aaaaaaaaa = = = === = aa aa =a es aaaaa = □□ = = = aa = a== = = = = = = aa = = = = =a == =aaaaaa 

- Gruppen, Veranstaltungen, Beratungsdienst - Stand 26.6.1978



Tagungsraum

Mehrzweckhalle

Mehrzweckhalle
BSF—Büro 
Kinderbereich

BSF-Büro
Beratungszimmer

jeden 1. u. 3. Dienstag im Monat:
15.30 - 17.30 Uhr CAFETERIA-TREFF

gemütliches Beisammensein mit Programm

mine ♦ Termine + Termine + Termine ^ Termine ^ Termine ^Termine
Di 4.7. 15.30 Uhr CAFETERIA-TREFF: Gesellschaftsspiele und Kennenlernen■ ——————— der Brandmalerei
Mi 5.7. 20.00 Uhr Informationsabend, Insbesondere für Eltern 5jähriger 

Kinder:DIE EINGANGSSTUFE - Eine Fördermöglichkeit für unsere
Kinder? (in Zusammenarbeit m.d. Richtsberg Grundsch.)

So 9.7. 19.00 Uhr Abfahrt zur Freilichtbühne
------------ WAS IUR WOLLT von Sh akespeare

Gemeinsamer Theaterbesuch
Fr 14.7. 15.00 Uhr BSF- KINDERSOMMERFEST
Sa 15.7. 19.30 Uhr BSF- Sommerfest für Erwachsene
Di 18.7. 15.30 Uhr CAFETERIA-TREFF mit Verkehrserziehern der Polizei:
------- Das richtige Verhalten im Straßenverkehr

FILM und prakt. Übung insbesondere für ältere Mitbürger
Fr 21.7. 19.00 Uhr A^fa^rt 2um film-forum der VHS

"HAROLD UND MAUD"
D1 i,8, 15.30 Uhr CAFETERIA-TREFF (Programm noch offen)
Fr 18.8. 19.00 Uhr Abfahrt zum film-forum
------- "LINA BRAKE"
Di 29.8. 15.30 uhr CAFETERIA-TREFF (Programm noch offen)

Mittwoch 20.15 - 22.00 Uhr GESPRÄCHSKREIS Volkshochschulkurs über 
Erziehungsfragen

Donnerstag 10.00 — 12.00 Uhr SOZIALBERATUNG 
10.00 - 12.00 Uhr BERATUNG durch das 

JUGENDAMT
20.00 - 21.00 Uhr GYMNASTIK für FRAUEN

für ERWACHSENE und SENIOREN
Dienstag 10.00 Uhr - 11.00 Uhr SENIOREN-GYMNASTIK

10.00 - 12.00 Uhr SOZIALBERATUNG
20.00 - 22.00 Uhr BASTELGRUPPE



Marburg, wird in diesen Tagen endgü1
Einzug der „Krekelaner“ j die Rasenfläche nicht betreten dürfen

ner des Krckeis
und früher«'

• ’-nitten würL
men Aus- ": angekü

terstützung der Bürgerinitiative zuge­
sagt. ■ WALTER SCHÜTZ

.SO£.iALt W EHE IM
&AU GEBIET

FR. ZI Z-Tf
Im Neubaugebiet von Marburg wohnt man,schichtenbewußt*

Nicht nur
W ohnungen

Eine Unterbringung dieser Pet» • 
gruppe in Notunterkünfte werde e^ in 
der Universitätsstadt nicht mehr geben.

MARBURG. Mit Hilfe einer Pla­
nungsgruppe und den Betroffenen 
versucht der Marburger Magistrat 
seine mittelalterliche Altstadt zu 
sanieren. Ein Projekt, das sich 
zeitlich über ein Vierteljahrhun­
dert erstrecken wird. Inzwischen 
wird jedoch bereits die Sanierungs­
bedürftigkeit von Neubaugebieten, 
in denen erst vor 15 Jahren Wohn­
blocks errichtet wurden, sichtbar.

sie abwertend von vielen 
genannt — in Sozialwoh- 

cn Probleme noch nicht ge- 
o;. wissen die Mitarbeiter .

einer 
gen“

’.ng dieser Bevölkerungsgruppe 
h meinschaft.

dem Niederreißen der Barak-

,. . Um eine erneute Unterschichtenbil- 
Bnrarkcrt- dhng in der Siedlung oder um aufkom­

mende Gegensätze zwischen den „Alt-r 
eingesessenen“ und den ehemaligen 
Krekel-Bewohnern zu vermeiden, will

daß für sie nahezu keine Spielplätze 
vorhanden sind. Wie Inge Habel berich­
tet, gehe es der Bürgerinitiative vor 
allem darum, daß die Umgesiedelten aus

Die Baracken wurden abgerissen - -
— die Problem sind geblieben

Id, 5

Pläne für „einmaliges Modell“

.. Em Vie-

MARBURG. „Der Krekel", eine Ob- i glieaei 
dachlosensiedlung im Südteil der Stadt । ir -he 

u.....-------------------- m--------------D? .

•-er Jahren angelegten Wohnblocksied- 
ag konzentriert untergebracht. Dort 

taben die Kinder festgestellt, daß sie

die Bürgerinitiative Präventivmaßnah­
men ergreifen. Mit der Bildung einer 
Interessengemeinschaft beider Gruppen 
sollen z. B. der Bau eines Spielplatzes: 

। oder die Frage einer sinnvollen Be-- 
’ schäftigung der zahlreichen Jugend-; 
! liehen gelöst werden. „Wir gehen dabei

eh bam ,n len Jieuligcii Wohnu.

untergebracht. Nach Auffassung von 
Bürgermeister Dr. Hansjochen Koch­
heim sei man somit in Marburg auf der

rr r; litiative für soziale Fra- ' ihrer „Objektsituation." selbst heraus- 
-K/r.en. I kommen.

tig aufgelöst. Im Rahmen einer Umsie r ■ « 
lungsaktion, die seit 1971 läuft, wurden
aus den seit 1940 bestehenden Baracken
mehr als 30 Familien mit nahezu 15C 1 m ,en. ;
Personen in Wohnungen im Stadtgebiet lu.< in.

Wege zur Lösung des Obdachlosenpro ■ ' '.cn.
blems ein gutes Stück vorangekommon. '

Ingo Lahe1 und Hannes Rühle — der

Der Magistrat will bei Eekanntwerdcn j dig' . . .. .vn < • „m . d. LeTm 
von sozialen Notlagen dieser Art recht- ai. in- • 1 ’ -'rh: .. o! n kann“,
zeitig vorbeugende Maßnahmen ergrei- 1 Durch n* ’ • - Lr - r neue Pro­
fen, um die Gefahr von den Betroffenen . oieme -Le? - l;en die 
abzuwenden. ' Nachbar • mlfe. eine . Le Vcr-

Hierbei, so betonte Kochheim, sei er ' schu?.,! h :.g una die ■ . ; tgc Schui- 
auf die Mitwirkung aller Interessierten ' arb^ü^e’y r.m« - ■■ - ---------------
dieser Kreise an diesem Problem ange- i Die gre ‘ 1 \ -w r-.gr r;; aus der I v°n den? Konzept aus", so Frau Habel,
wiesen. Das gilt besonders für die Ein- । Ba-- ■ .r : < d . rr- einer in den " Awir °^ne Selbstbeteiligung und

Selbstorganisation der Betroffenen 
, nichts tun.“ Eine geplante Spielstube 
■ werde nur mit Beteiligung der Mütter 
। geführt.
I Wie Bürgermeister Kochheim versi- 
I cherte, werde die Stadt versuchen, not- 
1 falls auch mit unkonventionellen Maß- 
<1 nahmen zu helfen, soweit ihre Finanz- 
skraft reiche. Das Sozialministerium hat 
Omündlich eine größere Summe zur Un-

Oberbürgermeister Dr. Hanno 
Drechsler weist zwar mit Stolz darauf 
hin, daß der Wohnungsbedarf in Mar­
burg bis auf die Studenten („Das ist 
Sache des Studentenwerks") und bis aut 
die neuen Anträge gedeckt ist. Denn die Wohnungen bauen und sich dann nicht mehr darum kümmern: Der neu« Marburger 
kommunale Wohnungsvermittlungs- Stadtteil Richtsberg. . {Bild: dpa)
steUe hat mit4500 Wohnungen des ejnjge Möglichkeiten. „Wir haber. den A ____ - - - -
sozialen und städtischen Wohnungsbaus Bauherren klargemacht, wenn sie von ßlT| WH ftL• 

uns Grundstücke haben wollen, dann

% 
%
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reden wir bei der Belegung mit", ist der 
Standpunkt des Magistrats. Mitreden 
heißt vermitteln. QUANTITÄT IST 

WICHT LE5ENS- 
QUAUTÄT...

Auch bei der „Neuen Heimat '
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Aber Quantität ist nicht Lebensquali­
tät. Im Neubaugebiet Richtsberg rum 
Beispiel entstehen soziale Schranken — 
man wohnt schichtenbewußt. Tren­
nungslinie ist ein schmaler Waldstrei­
fen. Am unteren Richtsberg, früher hieß 
es Schlammhausen, “ballen sich sozial 
schwache Familien. Von 800 Haushalten 
erhalten 258 Sozialhilfebetreuung, sagt 
Frau Inge Habel, Vorstandsmitglied der 
Bürgerinitiative für soziale Fragen. Die 
damaligen Planer der Wohnblocks, 
„Meister der Nische“ (Frau Habel), hiel­
ten es kaum für möglich, daß hier ein­
mal kinderreiche Familien einziehen 
könnten. Im Extremfall wohnen .jetzt 
neun Personen in einer Drei-^Immer- 
Wohnung mit 64 Quadratmetern.

„Große Wohnungen fehlen völlig“, 
registriert die Bürgerinitiative. Daß In 
kinderreichen Familien die Wäsche mit 
einer Waschmaschine gewaschen wer­
den könnte, schien man vor 15 Jahren In 
den Planungsbüros der sozialen Woh­
nungsbaugesellschaften kaum für mög­
lich gehalten haben. Jedenfalls fehlen 
entsprechend belastbare Stromkabel 
Statt dessen sollen die Mütter im Keller 
im Bottich waschen.

Verschärft hat sich die soziale Situation 
dieses Wohngebietes noch durch die 
Einweisung der Mehrheit der ehema­
ligen Bewohner des Krekels, einer 
Barackensiedling, die wegen des Aus- 
baues einer Bundesstraße niederger’s 
sen wurde. Für manche „Alteingeses­
sene“ von Schlammhausen ein Grund 
in den oberen Richtsberg, zu den geJ o 
benen Beamten und Angestellten, zu 
ziehen. Mitglieder der Bürgerinitiative, 
die ihre Hauptaufgabe in der Integra­
tion der ehemaligen Krekel -Bewohner 
sehen, berichten von Wohnungsnachbarn, 
die ankündigten, „mit denen wohnen 
wir nicht zusammen“, und hinter den 
Waldstreifen zogen, wenn sie es sich lei­
sten konnten. Denn dort sind die Mieten 
teurer, die Nebenkosten wegen der Gas­
heizung wesentlich höher.

Der soziale Riß wird auch in der 
Schule sichtbar. Ingeborg Seeschn af, 
Lehrerin In der Grund- und Elngangs- 
stufe der Richtsberg-Schule, erzählt von 
Forderungen einiger Eltern, ihre Kinder 
aus einer Gruppe herauszunehmen, die 
von „Krekel-Kindern“ — der Name der 
ehemaligen Barackensiedlung haftet 
ihnen immer noch an — besucht wird. 
„Wir müssen auch Intensive Eltem- 
arbeit betreiben“, beschreibt die Lehre­
rin Ihren Aufgabenbereich.

Die Bürgerinitiative für soziale Fra­
gen sieht die Lösung in einem Kommu­
nikationszentrum. Frau Habel: „Es ge­
nügt nicht, einfach Wohnungen zu
bauen und sich dann nicht mehr darum Konsequenzen aus dem c.

äs' sr sä äs»
<n« t nu TnunriK^M Am nur « olmbiocks, sondern auch Tu4^*.Klubs wert^auf Flugblättern für ein

einmaligen Modellfall“ für den
Wohnungsbau im Bundesgebietbürg hat zum Sozialzentrum ja gesagt. gag(;rv WALTER SCHÜTZ
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OPSozialminister Dr. Schmidt zum Jugend- und Sozialzentrum:

umfassende Arbeit haha tonVt

Ein neuer Weg wurde eingeschlagen
In Hessen noch ohne Vorbild / Gestern Grundsteinlegung am Damaschkeweg

Mit viel Geschick vollzog Sozialminister Dr. Schmidt (rechts) die Grundstefate* 
gung. Kritische Beobachter waren (von links) Ing«? Habel (Vorsitzende des 
Bürgerinitiative), Oberbürgermeister Dr Hanne Drechsler und Stadtrat D:. 
Gerhard Pätzold.

p Walter Troeltsch, Karl Schnabel 
J und Friedrich Bohl, wohnten der 
d Grundsteinlegung bei.

Oberbürgermeister Dr. Hanno Drechs­
ler führte aus, daß durch die Umsied­
lung der Bewohner der Obdachlosen­
siedlung .Am Krekel“ in die Neubau­
ten im Bereich Friedrkh-Ebert-Straße/ 
Damaschkeweg neue soziale Probleme 
entstanden seien. Diese hätten sich aus 
der Auflösung der gewachsenen sozia­
len Beziehungen in der Krekelsiedlung 
u. den Schwierigkeiten und Vorurteilen 
in der neuen Umgebung ergeben. Der 
besondere Dank der Stadt gelte daher 
der Bürgerinitiative für soziale Fragen,

V . A .

A A ■

ts

den Rau des Jugend- und Sozialen Stadt vorhandenen Beratungsins itu-
trums erforderlich gemacht. Der Stadt licnen soll das Zentrum auch als 2e-
jugendring und die politischen Par- lalungsstclle vorwi .nend im 
teien hätten sich dem entsprechenden pflegerischen und soziidfädagerji-
Antrag der Bürgerinitiative ange- sehen Bereich dienen, 
schlossen.
Die Gosamtkoslen für das Bauvorha­
ben sind nach den Angaben des Magi­
strats mit 1 373 000 Mark einschließ­
lich der Grunderwerbskosten und al­
ler Nebenkosten veranschlagt. Davon 
entfallen auf das Gebäude allein 
763 000 Mark. Die hessische Landesre­
gierung hat einen Zuschuß in Höhe 
von 500 000 Mark bewilligt.

Einen wichtigen Schritt Im Rah­
men der Sozialpolitik der Stadt 
Marburg stellt der Bau des ersten 
städtischen Jugend- und Sozialzen- 
trums an der Beltershäuser Straße/ 
Damaschkeweg im Stadtteil Riehls- 
berg dar. Der hessische Sozialmlnl- 
ster, Dr. Horst Schmidt, legte ge­
stern den Grundstein. Zahlreiche 
Ehrengäste, darunter der Bundes­
tagsabgeordnete Gerhard Jahn so­
wie die Landtagsabgeordneten

die die Notwendigkeit sozialer BeUru- 
uug erkannt habe. Die BürgeriiHUaäve. 
die von Inne Habe! geleitet wi'de, 
habe eine Spielstube eingerichtet erd 
Hilfen in Zusammenarbeit mit den <- 
ständigen städtischen Dic^jUa C 
grxv’hrt. Die Arbeit der Büryerinihv 
tive sei durch Zuschüsse des Länder, 
des Landeswohlhihrtsverbandes u: d 
der St’dt Marburg abgesichert wor­
den Ein? auf Dauer angelegte inlensi-

Absinken wird verhindert
Dr. Schmid! betonte, daß das Jugend- 
und Sozialzentrum in ein weitgefä- 
cheites Bemühen, sozial Schwachen 
die Hilfen zu geben, die notwendig 
i-oien, das Absinken auf ein Randgrup- 
pemivoau tu verhindern, eingebaut 
sei. Das Land Hessen habe mit diesem 
Projekt einen Weg ungeschlagen, der 
noch kern» Vorbilder besitze. Das Ju­
gend- und Sozialzentrum solle dazu 
dienen, d> ■ Menschen zusammenzu- 
brinaen, damit auch ein Stadtteil wie 
der Richtsberg von Anfang an die 
Chance hübe, in eine Zukunft zu 
wachsen, die auch in gese’lschaff’.l- 
chdi Hinsicht ah befriedigend emp- 
furden werde.
Dei Minister dankte den Mitbürgern, 
die j.icU ieit Jahren mit Hingabe ue*' 
Eifer den Corden und Nöten ihrer Mit­
menschen widmeten, Finanzen uütz- 
ko in c<r Randgiuppenbctreuunig we- 
v i. wnn keine Bürger da iJ.ion, die 
über HcriihaJlf» n bjna'.h nicipch- 
Hri.e Wärme für «'ndrre Menschen 
ao! brächten, N'H das bJmnix ne Be­
mühen c’ts«r und c; r Ver.
wultuiigcn könne im Leidet U kt Erfolg 
Lfbrr.. die eine oder unueiö soziale 
Misere zu beseitigen.

Lob lilr Bürgerinitiative
Dit. VcriitzFr.rfo der BingannBiÄtive, 
Inge Jankic Beteiligten
für ihren FAsatz Das B .-Cpni der 
Buigerinitnb ve r r .-.oztüle Fugen 
z« ige. daß rieh d.v Büfge, ducchaus 
aktiv an politischen Enlschtiidangeii 
hHeiligen könnten. Oft mürso 
dfi Stein nur laicht . r.s'.oöen, U:a «hu 
irs Rollen zu bringen. Obi'rbütgecmei- 
•Je: ’i. Dm-hUer oble d»ese EmsAl- 
’ : Wir bind auf uubesa bür- 

-iadvenr
der Fertigstellung den Jag nd- 

•a iJ i^riulzeirtrunic we? len dcut tUie 
AFüii-jruppen eine Kontakt- und 3c- 
:;cgn .i’ujssldtte finden. Mit den ra der

i sw
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Jugend- und Sozialzentrum am Damasdikeweg gerichtet / Einzug im September?

OP11 12-76
Kommunikation für einen Stadtteil

noch nicht 
GCIMNNT...

Und dann Folgekosten ...
Oberbürgermeister Dr. Drechsler wies 
in seiner Tisc hrede zum Richtschmaus 
im Cappeler Bürgerhaus auf das nicht 

ganz leichte, aber lösbare Problem der
Es soll ein Altenclub entstehen, der Folgekosten hin. Den Dank an alle 
die Cafeteria in eigener Verwaltung Beteiligten für die bisher geleistete 
führen und ein vielfältiges Programm zügige und fundierte Arbeit ließ er in 
von „Feten" mit Tanz bis zu S.ng- p*nen Toast aut den weiteren Baufort- 
abenden auf die Beine stellen will, g^ng und auf i e Bestimmung des 
Für die Jugendlichen wird der zustän- Bürgerzentrums munden. Wi.

sentlich von der Bürgerinitiative und 
den Architekten Georg Solms (Ent­
wurf) und Hans Weber (Bauleitung) 
geplant und durchgeführt werden. Zur 
Grundsteinlegung war auch der inzwi­
schen tödlich verunglückte Sozialmi­
nister Horst Schmidt gekommen. Man 
hofft, im September 1977 das Haus 
seiner Bestimmung übergeben zu kön­
nen.
Für die inhaltliche Arbeit im Jugend- 
und Sozialzentrum liegt ein von der 
BSF erarbeitetes Konzept vor, mit 
dem sich jetzt der Jugendwohlfahrts­
ausschuß unter der Leitung von Stadt­
rat Dr. Gerhard Pätzold zu beschäfti­
gen hatte. Auf der personellen Seite 
sieht dieses Konzept zwei Sozialarbei­
ter für die Jugendarbeit bzw. für die 
allgemeine und Konfliktberatung und 
organisatorische Leitung des Hauses 
vor sowie zwei Erzieherinnen für die 
Kinder (Schulgruppenhort). Organisa­
torischer und rechtlicher Träger der 
Einrichtung wird wahrscheinlich die 
BSF sein.

Die verschiedenen Funktionen

nicht zuletzt

in den beengten Räumen der BSF in 
der Friedrich-Ebert-Straße durchge­
führte Schulaufgabenbetreuung wird 
erweitert, bis zu sechs .Neigungs­
gruppen" sollen den Kindern Spiel 
und Spaß ermöglichen, vom Turnen im.

werden konnten

dige Sozialarbeiter Freizeltangebote
machen aufgrund von Ideen ü^id ii l|
Wünschen der beteiligten jungen Leu-
te. Der Schulgruppenhort soll bei Be-
darf auch das Mittagessen für dre £ M | —
Schulanfänger organisieren, die bereits

großen Saal’ bis zum Klamauk im 
Naßraum. Darüber hinaus hofft die 
BSF die Beratung durch städtische Be­
hörden zu gestimmten Zeiten in das 
Kommunikationszentrum zu verlegen. 
Die Cafeteria und der Mehrzwecksaal 
sollen Vereinen, für Familienfeiern 
und sonstigen Interessierten zur Ver­
fügung gestellt werden.
Insgesamt glaubt die BSF mit einem 
Betrag von 200 000 Mark jährlich für 
den Unterhalt des Hauses auskommen 
zu können. Wenn der Jugendwohl­
fahrtsausschuß und dann auch der 
Magistrat den Vorstellungen , der 
Richtsberg-Bürger folgen, wozu eine 
grundsätzliche Bereitschaft anzuneh­
men ist, würde die Summe zu 20 Pro­
zent von der Stadt und zu je 40 Pro­
zent vom Land bzw. vom Landeswohl- 
fahrtsausschuß aufgebracht werden.

SOZIALE PRO töte HE LASSEN SICH
Million Mark. — konnte der Bau we- SQ EINFACH MAlT SETSEN.-.

v Die Bauleute, die Mitglieder der 
# Bürgerinitiative für Soziale Fragen 
• sowie nicht nur von Amts wegen 
0 anwesende politische Prominenz 
• richteten den Neubau für ein Kom- 
# munikationszentrum im Damschke- 
0 weg nach nur dreimonatiger Bau- 
0 zeit. Das Projekt mit Gesamtko- 
• sten von fast eineinhalb Millionen 
# Mark ist ein Produkt der Zusam- 
0 menarbeit zwischen der im „unte- 
* ren Richtsberg“ tätigen Bürgerin- 
* itiative für Soziale Fragen und 
• dem Magistrat.
Nach Richtspruch, Glückwunsch und 
Hochruf — das Zeremoniell erhielt 
durch den Gedichtvortrag des kleinen 
Frank Hummel ein für ein Jugendzen­
trum angemessenen Akzent — wurde 
bei einem Rundgang durch den Roh­
bau ein Eindruck von der Großzügig­
keit und der zweckgerechten Auftei­
lung des Raumangebotes geboten. Die 
460 qm Nutzfläche weist dem Zentrum 
mehrere Funktionen gleichzeitig zu: 
Diskothek, Raum für Spiele (Tischten­
nis etc.), Werkstatt für Bastelarbeiten 
(Radio, Möbel etc.). Im anderen Ende 
des Hauses wird eine Cafeteria ent­
stehen, die vornehmlich als Ge­
sprächsbereich für ältere Menschen 
dienen soll. Die Eingänge für die bei­
den Hausteile sind getrennt. Es gibt 
die Möglichkeit, das Haus durch Tü­
ren zu unterteilen, so daß naheliegen­
de Reibungspunkte zwischen jugendli­
cher Unruhe und betagter Beschau­
lichkeit vermieden W'erden. Eine drit­
te wichtige Funktion übt der Schul­
kinderhort aus, für den in der Mitte 
des Hauses Gruppenräjdme für Spiel 
und Hausaufgaben sowie ein soge­
nannter .Naßraum" (dort hat das far­
benprächtigste Happening mit Placka, 
Lehm und Ton keine bleibenden Fol­
gen) vorgesehen sind. Zum Erfah­
rungsaustausch und zur gegenseitigen 
Beratung entstehen Gruppenräume. 
Ein Mehrzwecksaal, der von einer Kü­
che und einer Bar aus bewirtschaftet 
werden kann, sowie Freiplätze um das 
Haus herum runden das Bild .einer 
klugen Planung" ab.

Bedürfnisgerechte Planung
Diese Planung wirkt wohl auch des­
halb so durchdacht und bedürfnisge- 
recht, weil sie von den zukünftigen 
Nutzern gemacht wurde. Bewohner 
des .unteren Richtsberg“ hatten sich 
1973 in der von Frau j. Habel ange­

regten Bürgerinitiative für Soziale 
Fragen (BSF) zusammengefunden.

Anläßlich einer Stadtteilversamm­
lung konnte den Verantwortlichen 
der Stadt klar gemacht werden, 
daß ein Kommunikationszentrum 
im .unteren Richtsberg" eine vor­
dringliche Aufgabe zur Verbesse­
rung der Infrastruktur im ange­
jahrten Neubauviertel sei.

Nachdem die Finanzen bereilgestellt
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Sozialzentrum im Herbst bezugsfertig
„Horst-Schmidt-Haus“ als Name vorgeschlagen / Jahreshauptversammlung der BSF

BürgerinitiativewirdTräger
Klarheit über neues Jugend- und Sozialzentrum
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Die Trigerschaft Ober das Jugend- richtlinien für laufende Maßnah* 
und Sozialzentrum am Damaschke- men der Marburger Jugendgemein­
weg soll der Bürgerinitiative für schäften und sonstige Träger der 
soziale Fragen übertragen werden« Jugendhilfe im Rahmen der allge- 
Diesen Beschluß faßte der Jugend- meinen Jugendpflege, der vom Ju- 
wohUahrtsausschuß einstimmig in gendpflegeausschuß in drei Sitzun­
seiner letzten Sitzung unter Vor- gen vorberaten worden war, fand 
sitz von Stadtrat Dr. Pätzold als ebenfalls die Zustimmung und 
Dezernenten. Dieser begründete das wurde dem Magistrat zur Annah- 
mlt dem Hinweis aut die Aktivität me empfohlen. Diese Richtliniep 
und Einsatzbereitschaft dieser Bür- werden in ihrer endgültigen Fas- 
gerinitlatlve, die das neue Projekt sung zusammen mit einer über- 
von den ersten Anfängen an als ihr sicht über die Jugendarbeit in der 
besonderes . Anliegen angesehen Stadt demnächst in .Bürgerinfor- 
habe. mation" des Magistrats allen In­

teressenten zur Verfügung stehen.
Eih weiterer Beratungspunkt war Die Broschüre wird u. a. Aufschluß 
die Erhöhung des Pflegegeldes für über das Freizeitangebot für Ju- 
Kinder und Jugendliche in Fami- gendliche geben und die Kontakt­
lienpflege. Der Ausschuß empfahl adressen aller Jugendgemeinschaf- 
eine Erhöhung von 390,— auf ten und sonstiger Träger der Ju- 
410,— DM. Daneben sollen auch gendhilfe in Marburg enthalten, 
weiterhin Bekleidungsbeihilfen in Die hierzu erforderlichen Umfra- 
angemessener Höhe gewährt wer- gen bei den einzelnen Gemein­
den. schäften wurden inzwischen abge-
Ein Entwurf zu den Förderung«- schlossen. (nh)

Auf der gut besuchten Jahreshaupt­
versammlung der Bürgerinitiative für 
Soziale Fragen e. V. (BSF) wurden 
Inge Habel und Dele Rühle als 1. und 
X Vorsitzende der BSF wiederge­
wählt. In der Begrüßung betonte die 
Vorsitzende- Inge Habel, daß die BSF 
und Ihre Arbeit im abgelaufenen Jahr 
durch den Bau des Sozialzentrums ei­
nen entscheidenden Schritt voran ge- 
kommen sei. Dabei dürfe jedoch nicht 
übersehen werden, daß der BSF durch 
das Sozialzentrum neue Aufgaben und 
eine große Verantwortung zuwachsen 
werde.
Bei den im Anschluß an den Kassen­
bericht und die Entlastung des alten 
Vorstands durchgeführten Wahlen 
des neuen Vorstands wurden als Bei­
sitzer Bärbel Sauer, Susanne Weiden- 
hdus, Peter Stein und als weitere Bei­
sitzer Emmy Müller und Rosi Burmei­
ster gewählt. Kassenprüfer wurden 
Lisa Vago und Günther Henke.
Der Bericht des Vostandes zeigte die 
vielfältigen Aktivitäten der BSF im 
vergangenen Jahr auf. Eine Spenden­
aktion für das Sozialzentrum er­
brachte einen Reinertrag von 1213,05 
DM. Die Arbeit mit Kindern wurde 
ausgeweitet. Zwar konnte die Schul-
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arbeilenhilfe, die die BSF neben der 
Spielslube durchführte, aufgrund 
räumlicher Verhältnisse nicht auf drei 
Gruppen erhöht werden. Zur Betreu­
ung der Kinder wurde jedoch zusätz­
lich ein Musik- und Gilarrenkurs 
durchgeführt.
Die 2. Vorsitzende Dele Rühle beton­
te, daß die Jugendarbeit trotz aller 
Schwierigkeiten ein wesentlicher Fak­
tor in der Arbeit der B§F sei. Die re­
gelmäßige und kontinuierliche Arbeit 
mit den Jugendlichen sei Vorausset­
zung für die erfolgreiche Einbindung 
der Jugendlichen in das Zentrum. 
Zweimal wöchentlich treffe sich der 
Club, der allen Jugendlichen zugäng­
lich sei. Neben monatlichen Feten 
habe sich eine Fußballgruppe gebil­
det, die mit wechselndem Erfolg Spie­
le durchgeführt habe. Wochenend­
fahrten seien wichtige Höhepunkte 
der Clubarbeit gewesen. Der Abrun­
dung der Jugendarbeit habe ein wö­
chentlicher Karate- und Konditions­
kurs und ein Englischnachhilfeunter­
richt gedient.
Wie notwendig ein Freizeitangebot 
für die Frauen und Mütter sei, hätten 
die Angebote in der Erwachsenenar­
beit gezeigt. Der wöchentliche Baste> 
club z. B. sei von so vielen Frauen be­
sucht worden, daß die Räumlichkeiten

Für die Jugendarbeit sei, wenn sie Et 
folg zeigen soll, mindestens ein So­
zialarbeiter notwendig. Die BSF habe 
bereits einen Jahrespraktikanten ein­
gestellt, der gemeinsam mtt den mit 
großem Idealismus arbeitenden Hono- 
rarkräften eine gute Arbeit [eiste. 
Auch die Eiwachsenenarbeit soll, z. T. 
wie bisher, fortgeführt werden. Dane­
ben verschiedene Beratungsmögbch- 
keiten (z. B. Mütterberatung, Arbeits­
beratung, Sozialarbeitersprechstunde)

der BSF manchmal kaum ausreichten. 
: Auch die Altenarbeit, die mangels ge­

eigneter Räumlichkeiten immer noch 
im Hintertreffen sei, habe u. a. mit ei­
nem kleinen Kammerkonzert für alte 
Menschen dankbare Interessenten ge­
funden.
Das schon. Tradition werdende Kin­
der- und Sommerfest auf dem großen 
Spielplatz an der Friedrich-Ebert-Stra­
ße konnte unter tahlreicher Beteili­
gung bei glanzendem Wetter stattfig- 
den. Das vor allem für die Schüler der qesc«haffen werden. 
Richtsbergschule wichtige Bushäus- * Scfiiuß . der Versammlung be- 
Chen an der Friedrich-Ebert-Straße Heder der BSF. dem
Die n'.Ände Diaku.sion befaßte Magistrat und «« ^adtverurdueten- 
sich mit dem der Fertigstellung entge- ^„Uum den Namen Hor’t-Schmidt- 
qengehenden Sozialzentrum. Noch an- Z I Der tödlich verun.
mal gedankt wurde dem MdL Karl cJ.:aiminicter Horst SchmidtSchnabel, OB Drechsler dem damali- 'ch aÄ Karl
gen "Bürgermeister Kochheim und dem h für das Zentrum einge-
Magislrat für ihren erfolgreichen Ein- ^hna ge.
salz beim Land Hessen. Auch dem me.nsam mü der Stadt Marburg den 
Stadtjugendring wurde Sozialzeritrums ermöglicht,
seine Unterstützung gedankt. DOU M (nh)
Architekt Georg Solms gab einen
Überblick übel den Stand der Bauar- M0C Up© QAT*
berten'am Sozialzentrum und erJctiiiU« 1 । ir» I
daß das^Sozialzentrum voia^d^htlich. ItAßlr
bis zum Herbst dieses Jahres ferUgge- ff WA1K 5 NlCrt ( 
stellt sei. Nach Ansicht der Mitglieder • .
und zukünftigen Benutzer des Hauses CCTO'T“i ß 
müsse neben der Kinder- und Hort­
gruppenarbeit die Schularbeitenhilfe 
auf mindestens drei Gruppen erwei- 
tert werden.
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Zentrum lediglich das Rauchen un-
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werden* zu jeder Minute mässen (Praktikantin) betreuen die Kleui&t 
Anfragen beantwortet werden. ihr Kindersommerfest gehörte zu-' dän 

Bernd Hannemann ist Sozialarbeiter Höhepunkten der bisherigen TätigkÄ-

geht Sprechstundenzeiten können plom-Pädagogin), Manfred Zuschlag 
schon gar nicht mehr eingehalten (Diplom-Pädagoge) und Vera -GionAr

Doch nicht nur finanzielle Probleme Vnrnrtpilo nhhanpn arbeit. Eng damit verbunden ist die
.überschatten derzeit das engagierte VUlUiieiie dUUdueii Seniorenarbeit. Cafeteria-Treffs, bunte

, Treiben im Zentrum, sondern es fehlt In diesem Bereich ist die Nachfrage Nachmittage musikalisch umrahmt
auch an Fachkräften. Für die fünf bislang am größten. Etwa 150 Jugend- mit „Uroldies", und Beratungen sowie 
Mitarbeiter, die im Rahmen der Ar- liehe im Alter von 11 bis 20 Jahren Verkehrserziehung zählen zum Pro- 
beitsplatz '- Beschaffungsmaßnahmen sind Mitglieder des „Clubs" und im gramm der Altenbetreuung.
des Arbeitsamtes (ABM) dm Zentrum Besitz eines Klubausweises. Vorurtei-

Das hemmt die Betreuungsarbeit und Ebenso umfassend wie das Programm lerdings noch oftmals auf Spenden 
geht an den Zielsetzungen des Teams für Jugendliche gestaltet sich die Be- oder sonstige Unterstützungen, um 
vorbei. Im Mittelpunkt der Arbeit treuung der Kleinen. Im Augenblick notwendige Anschaffungen zu tätigen, 
steht, so der Mitart>eiter-Stab, der läuft ein Ferien-Sonderprogramm für Selbst die zusätzlich eingestellten Ho- 
Kontakt zu den eingangs genannten Kinder. Darin enthalten sind Ausflü- norarkräfte und anderen Helfer be- 
Pergonengruppen. Sozial schwache Fa- ge, Bastelarbeiten, Laien- und Tanz- kommen nur selten Langeweile. Denn: 
■nilien, arbeitslose Jugendliche und spiele, während in der Schulzeit nach- Das Zentrum ist „in" und der „Treff"

liehen, wenn es um persönliche gruppen eingerichtet wurden, Poris 
Belange, um Wohnungsprobleme Pabst, Marianne Weißenbru^h- (befUe 
oder Schul- und Arbeitsplatzfragen Erzieherinnen), Christine Schmit» (Bi-

Verboten hat der Vorstand im
tätig sind, könnten hauptamtlich le gerade über sie sollen abgebaut 
Stellen benötigt werden, so groß ist werden. Deshalb soll ein Informa- 
inzwischen der Zustrom und der Zu- tions-Austausch mit der Polizei die- 
isprach, beschreibt die Sozialarbeiterin sem -Ziel gerecht werden. Daneben 
Marlene Utke die Situation. steht im Mittelpunkt der Betreuung

von Jugendlichen natürlich auch die Kontakte knupien ' Aufklärung über Rechte und Ansprü- 
Verwaltungg^rbeiten müssen von den ehe als Lehrling, Arbeitsloser oder 
Mitarbeitern selbst erledigt werden. Schulentlassener.

vor allem Kinder, die gerade in sdiü- mittags sogenannte Hausaufgaben- ist „spitze", 
ischen Fragen Rat und Unterstützung

Die Anlaufphase gehört schon der 
Vergangenheit an, längst bestimmt 

. ein gewohnter Rhythmus das Leben im 
' Jugend- und Sozialzentrum am > Da­

maschkeweg. Entstanden an einem so­
zialen Brennpunkt, ist das Zentrum der 
„Bürgerinitiative für soziale Fragen" 
inzwischen zum Mittelpunkt des Le---- -  -------------- -  ... ------------------- -------c,---------
bens am unteren Richtsberg gewor- und neben der Sozialpädagogin Ulrike 4en im Zentrum. V-
den, ein „Treff", der viele aus Ihftr Neinert in der Betreuung von Jugend- Vorwiegend in Erzieh^ng$<ragen wen-

k tmd Soziahentrum am Damaschkweg: r ‘ ; ■' '; ’ ?■ " ';*; •• A

Einst „Modell“ - heute nur „Muster^ 
Dennoch großes Engagement im Mitarbeiten-Team / Dsr „Treff*4 ist gefragt

brauchen, gehören zu den Gesprächs- 
jartnern der Sozialarbeiter und Di- F 
)lom-Pädagogen am Damaschkeweg. '

So verstehen sich die Fachkräfte 
vor allem auch als Mittler ?wl- 1 
sehen dem einzelnen und den Be- | 
hörden. Soziale Beratung wird 
großgeschrieben, sowohl bei den 
Senioren äU awch bei den Tugend-

/ sozialen Isolation herausholt und in liehen tätig. Wohl der markanteste den sich die Eltern an das Mjtarbei- 
das Gemeinschaftsleben integriert. Bereich, denn oftmals führen bei* Ju- terteam des Zentrums^ Kinder werden 
Dennoch verbergen sich hinter den gendlichen gestaute Aggressionen, re- betreut, wenn die Eltern einkäufäh 
Türen des im Mal eingeweihten Zen- sultierend aus der Frustration über oder Behördengänge erledigen müs- 
truras Probleme, von denen die Kin- nicht vorhandenen Arbeitsplatz oder sen. Ein Nähkurs ist geplant, ebensb 
der, Jugendlichen, Erwachsenen u. äl- Probleme in Schule und Familie, zu ein Säüglingspflegekurs bei entspre- 
teren Menschen, die täglich dort ihren Konflikten, die vielleicht sogar am ehender Nachfrage^ Auch dort wird 
Freizelträum ausffillen, nur wenig Zentrum ausgetragen werden. In der Gemeinschaftlicl|keit ernst genom­
wissen. eigenen Discothek treffen sich die men: Grillparties oder Bewohnerfeste
Einst, als Modell in dessen prokla- ganze Woche über die Jugendlichen sorgen für die Unterhaltung. Marlene 
miert, soll das „Muster Damaschke- sogar von anderen Stadtgebieten, sind Utke (Diplom-Pädagogin), Gaby Her­
weg" aus dem Finanzsäckel des Län- in Pop-Tanz-, Folklore-Tanz- oder brand (Diplom-Pädagogin) und Micha- 
des nun nur noch 40 000 Mark anstatt Werkgruppen tätig, gehören einem el Ellwardt (Diplom - Soziologe) küm- 
der vorher versprochenen 213 000 Filmklub an und treiben gemeinsam mern sich um die Belange im Erwach- 
Mark in dem Gesamtetat erhalten. Sport senenbereich und -der Gemeinwesen­

ter 16 Jahren, wer gegen die 
Hausordnung -verstößt, erhält 
Hausverbot nach eingehender Be­
ratung im Jugendrat, einem Organ 
der Jugendlichen mit dem Ziel, Ei­
geninitiative zu fördern, was 
schließlich auch geschieht.

Angewiesen ist man im Zentrum al-
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I. Die Situation der von uns betreuten Kinder: 
Warum müssen wir helfen?

C

Ruf 06421/42671 SUßer 14-16 Uhr
Konten:
Kreisparkasse Marburg 13029
Postscheckkonto Frankfurt/M. 296531-601

Bericht-übeg=gnsejg_5inä§rgr^2pena^^gli=lgi;^aldtal

Zusammen mit zwei anderen Organisationen - AKSB und Intertat (kirchl. 
soziales Jahr) - arbeiten wir im Rahmen eines Gesamtprojektes 
”Schulkinderbetreuung” im Stadtteil "Waldtal"der Stadt Marburg, einem 
sogen, sozialen Brennpunkt, mit Kindergruppen, von denen wir z.Zt.
5 Gruppen führen.
Es handelt sich um ein Randgebiet der Stadt, von früher her zunächst 
bewohnt - neben einigen wenigen Besitzern kleiner Eigenheime - vor­
wiegend von Schaustellern, Zigeunern, Schrotthändlern, aber auch 
Sozialhilfeempfängern und Obdachlosen, in das ab etwa 1971/72 auch 
ein erheblicher Teil der Bewohner der damals aufgelösten Obdachlosen­
siedlung "Am Krekel" umgesiedelt wurden.. 
Infolge der daraus sich ergebenden "Ghetto-Situation" — Begrenzung 
der Umwelt auf dieses Gebiet durch räumliche Entfernung und geringe 
VerkehrsVerbindung zur übrigen Stadt sowie durch allgemeine Diskri­
minierung der Bewohner dieses Gebiets im Bewußtsein der übrigen Stadt­
bewohner - sind überdurchschnittlich viele in diesem Stadtteil auf­
wachsende an sich normal begabte Kinder nach Umwelterfahrungen, Wort-- 
schätz und Ausdrucksfähigkeit gemessen am Altersdurchschnitt zurück­
geblieben. Hinzu kommt, daß viele Eltern dieser Kinder durch die 
gleichen Defizite benachteiligt und manche sogar selbst Analphabeten 
sind.
Es ist eine Erfahrungstatsache, daß Kinder dieses Herkommens einen 
unverhältnismäßig hohen Anteil der Schulschwänzer, "Sitzenbleiber , 
Heimzöglinge, Arbeitslosen und jugendlichen Straftäter stellen.
Geht man den Ursachen nach, so läßt sich das Folgende feststellen:
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1.) Infolge der umweltbedingten Entwicklungshemmungen und -Störungen 
können diese Kinder trotz normaler Intelligenz ohne gezielte För-

. derung eine normale Schul- und Berufsausbildung nicht bestehen. 
Schulversagen, Ausbleiben von Erfolgslebnissen und Ablehnung sei­
tens der Mitschüler bringen sie in einen Teufelskreis, in dem durch 
Mißerfolge und Entmutigung die Leistungsbereitschaft schwindet und 
erhebliche Verhaltensstörungen sich entwickeln. Sich selbst über­
lassen werden sie schließlich entweder in die Sonderschule überwie­
sen, auch wenn sie ihrer intellektuellen Begabung nach dort nicht 
hingehören oder sie werden nach mehrfachem ”Sitzenbleiben” ohne 
Schulabschluß entlassen.
2. ) Für sie sind dann aber, wie sich jetzt allenthalben zeigt, 
Arbeits- oder gar Lehrstellen überhaupt nicht zu finden; sie werden, 
nach der Schulentlassung arbeitslos. Und bei den Bemühungen, ihnen 
nachträglich im Rahmen der Hilfen gegen Arbeitslosigkeit weiterzu­
helfen, ist zu beobachten, daß mangelnde Leistungsfähigkeit und 
-gewöhnung, verbunden mit nachhaltiger Entmutigung aus der Schul­
zeit, sie daran hindern, diese Hilfen überhaupt anzunehmen. Sie 
verfallen in Dauerarbeitslosigkeit mit allen ihren bekannten Folgen: 
3.) Ohne die Möglichkeit, sich sinnvoll zu beschäftigen, können sie 
- wegen der erwähnten verbreiteten Diskriminierung - auch kaum An­
schluß an die Jugendgruppen und -klubs der übrigen Jugendlichen 
finden. Sie beginnen zu verwahrlosen, schließen sich u.U. mit ihres­
gleichen zu sogen."Banden” zusammen, ihre Verhaltensauffälligkeiten 

verstärken sich. Schließlich müssen sie in Heimerziehung genommen 
werden, wo dann versucht wird, ihnen eine Berufsausbildung zu geben 
und sie allmählich in die Arbeitswelt einzugliedern. Die oben unter 
2.) geschilderten Schwierigkeiten sind aber oft trotz des in den 
Erziehungsheimen - oder auch im Jugendstrafvollzug - möglichen 
pädagogischen und finanziellen Aufwandes auch dort kaum noch zu 
beseitigen.
4.) Eine weitere, weniger bekannte Folge eines gestörten Schulver­
laufes ist eine Art von praktischem Analphabetentum, das im Umkreis 
der Kriminalität zu beobachten ist: Diese Jugendlichen haben zwar 
gelernt, ihren Namen zu schreiben, können auch einzelne wenige ihnen 
bekannte Wörter lesen, evtl. PCT-Kennzeichen erkennen, nicht aber 
einen zusammenhängenden Text lesen und verstehen. Sie sind dadurch 
4=) vgl.den Bericht des Rektors der Pe&alozzi-Schule/AnlÄ,.



II. Darstellung unserer_Arbeit£_Wie_versuchen_wir_zu_helfen?

gleich gilt,
und Verhaltensstörungen abzubauen, ihnen Erfolgserleb-ihre Hemmungen

die Entwicklungsrückstände 'der Kinder aufzuarbeiten,

Aus der Darstellung zu I. ergibt sich, daß sich unsere Arbeit nicht 
auf die eigentliche Hausaufgabenhilfe beschränken darf, weil es zu-

nioht imstande, für sie wichtige Informationen im öffentlichen und 
privaten Bereich aufzunehmen, sich selbst schriftlich auszudrücken, 
wenn dies unerläßlich ist und können deshalb im normalen Arbeits­
leben nicht bestehen. Z.B. waren 1976 etwa 15/ der in einer hessi­
schen Jugendstrafanstalt Einsitzenden in dieser Weise behindert. 
Qf-fc haben sie dieses Defizit mit viel Einfallsreichtum verborgen 
oder mit Aufsässigkeit überspielt, sodaß es erst im länger dauernden 
Strafvollzug erkannt werden konnte. Man wird die Quelle kriminellen 
Verhaltens bei diesen Jugendlichen im Streben nach Selbstbestätigung, 
die in Schule und Arbeitswelt nicht gefunden werden konnte, wie auch 
in der Unfähigkeit zu rechtmäßigem Eiwerbsleben sehen müssen.

nisse zu vermitteln und sie zu motivierter Arbeitshaltung zu fuhren.
1.) Von der Grundschule u.zw. auch schon aus der Vorklasse werden 
uns die förderungsbedürftigen Kinder benannt.- Im Gesamtprojekt 
sollen nach Möglichkeit alle diese Kinder in nach Schulklassen zu-

*• sammengefaßten Gruppen betreut werden. Daher wird die.Verteilung 
bezw. Übernahme dieser Gruppen von den im Waldtal arbeitenden Orga­
nisationen in einer "Koordinationsgruppe" abgesprocheh. Hier werden 
auch regelmäßig (vierzehntägig) allgemeine Probleme und Möglichkeiter 
gemeinsamer Hilfen besprochen, Erfahrungen ausgetauscht und gemein­
same Freizeit- und Ferienaktionen geplant und vorbereitet.
In den Gruppen arbeiten wir mit den Kindern jeweils von Montag bis 
Freitag nachmittags 2 Stunden, bei Ausflügen, Bachtigungen,Theater­
besuchen u.a.besonderen Unternehmungen auch länger.
Die Arbeit in den Gruppenstunden verläuft in drei Phasen:

a) Zunächst müssen die Hausaufgaben erledigt werden.
b) Es folgt eine Phase individuellen Übens mit jedem Kind.
c) Die 5.Phase bleibt für die sozialpädagogische Gruppenarbeit. 

Zur Vorbereitung werden lernzielorientierte Übungshefte für jenes 
Kind je nach dessen Defiziten (Lesen, Diktat, Übungen im schrixt- 
lichen Ausdruck, Rechnen) angelegt, es müssen Materialien für das 
übende Werken usw. besorgt und zubereitet, das pädagogische Konzept 
entwickelt und die besonderen Unternehmungen geplant werden. Als 
Beispiel verweisen wir auf den beigefügten, inzwischen mit Erfolg 
verwirklichten Jahresplan (Schuljahr 1976/77) Ani....  -4-
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jUr Nachbereitung ist regelmäßige Protokollführung über die Entwicklung 
jedes Kindes für die pädagogische Planung und Besprechung der entste­
henden Probleme wöchentlich im gesamten Betreuerteam erforderlich.
Eingeleitet und begleitet und beglert^t wird die Arbeit durch 

Besprechungen mit den Klassenlehern und Leitern der verschiedenen 
Schulen und Teilnahme an Lehrerkonferenzen in bestimmten Fällen; 
Elternbesuche und -Beratung (auch bei Familienkonfiikten u.dergl.), 
in besonderen Fällen Begleitung von Kindern und/oder Eltern z3. 
zum'Arzt,Gesundheitsamt,zur Erziehungsberatung usw.

2,) Schulklassen,Alter,Zahl und FamiLienmerkmale der Kinder:
a) Eine Gruppe des 1. Schuljahres, Alter: 6-8 Jahre. Die Kinder 

kommen überwiegend aus der Grundschule, 3 sind Schüler der 
Sprachheilschule, 1 Kind besucht die Sonderschule.

b) Zwei Gruppen des 5-Schuljahres, Alter: 9-12 Jahre, 
2 Kinder besuchen die Sonderschule.

c) Eine Gruppe 5 * Schuljahr,Aletr 10 - 13 Jahre, sämtlich Hauptschülero 
d) Eine Gruppe 6.Schuljahr,Alter 12-14 Jahre, sämtlich Hauptschüler. 
Die Zahl der Kinder in den Gruppen liegt„zwischen 8 und 10, ausnahms­
weise werden auch einmal ein oder zwei Kinder mehr aufgenommen.
Maximal betreuen wir somit ca. 50 Kinder.
Die Familien der von uns betreuten Kinder weisen Merkmale auf wie:
- kinderreich bei beengten Wohnverhältnissen
- umgesiedelt z.T. aus dem ehemaligen soz.Brennpunkt "Am Krekel"
- kein regelmäßiges Familieneinkommen
- der Ernährer ist Sozialhilfeempfänger,Rentner oder Obdachloser
- Vater oder Mutter sind alleinstehend
- Zigeuner
- Schausteller und kleine Gewerbetreibende (z.B.Schrotthändler).
g.) Unser Betreuerteam;
Jede unserer Kindergruppen muß von 2 Fachkräften betreut werden.
Z.Zt. haben wir 4 staatl. anerkannte Erzieherinnen und 2 Sozia_t— 
Pädagogen (grad.); eine der Erzieherinnen und ein Sozialpädagoge 
arbeiten nur halbtags.
Wegen unserer begrenzten finanziellen Möglichkeiten -bedingt durch 
die Schrumpfung der Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln bei ständig 
steigenden Kosten- können wir seit Beginn des Schuljahres 1977/78 
nur noch 2 1/2 Gehälter der Erzieherinnen und ein geringes Honorar 
für den als Student im Aufbaustudium Erziehungswissenschaft nur 
halbtags mitarbeitenden Sozialpädagogen aufcringen.
Die gesamte Arbeit in unseren 5 Gruppen können wir nur dadurch wei­
terführen, daß die Gehälter von einer Erzieherin und einem Sozial-_



I
Begonnen haben wir unsere Arbeit im Waldtal im Herbst 19'5 in zwei 
ehemaligen, provisorisch in Selbsthilfe hergerichteten Waschküchen, 
u.zw. auf den Wxrü von einigen Kindern an den "Sozialdienst kath. 
Frauen” herangetragenen und an uns weitergeleiteten Wunsch nach . 
Gründung eines Kinderklubs mit Hausaufgabenhilfe.
Mit Beginn des Schuljahres 1974/75 konnten wir dann -noch vor der 
offiziellen Eröffnung- im ökumenischen Sczialzentrum St.Martin-Haus 
einen eigenen Gruppenraum beziehen. In Anbetracht der Ausweitung- $

-
ozialpädagogen für das Schuljahr 1977/78 vom Arbeitsamt als 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahme.(ABM) finanziert werden.
Biese Lösung ist aber wegen der besonderen pädagogischen Erforder­
nisse unserer Arbeit,äußerst problematisch; denn eine Grundvoraus­
setzung für einen Erfolg ist die jahrelange Kontinuität der Betreu­
ung durch ständige Bezugspersonen, zu denen die Kinder ein Ver­
trauensverhältnis entwickeln können. Bie ABM-Maßnahme wird aber 
grundsätzlich nur für 6 Monate und nur ausnahmsweise für ein Jahr 
gewährt. Nach Ablauf der Frist können zwar weitere Maßnahmen zur 
Fortführung der Arbeit bewilligt, aber nicht die gleichen Fach­
kräfte weiterbeschäftigt werden, sondern es müssen neue bisher 
Arbeitslose eingesetzt werden. Außerdem laufen die Vermittlungs­
bemühungen des Arbeitsamtes für die in ABM-Maßnahmen Beschäftigten 
weiter, sie sollen sogar bevorzugt in reguläre Arbeitsstellen 
vermittelt werden.
Für uns hat sich das — obwohl uns mit Rücksicht auf die pädagogi­
schen Notwendigkeiten die Maßnahme für das ganze Schuljahr cewi^- 
ügx wurde - schon dahin ausgewirkt, daß der uns zunächst vermit­
telte Sozialpädagoge nach 2 Monaten ausscheiden mußte und der jetzt 
seit 1.11. tätige sich bereits wieder bei einer angebotenen aus­
wärtigen Stelle vorstellen muß, sodaß gewiß auch seine Tätigkeit 
bei uns nur vorübergehend sein wird. Wegen der Besonderheit der 
Arbeit in einem sozialen Brennpunkt braucht im Grunde jeder Erzie­
her oder Pädagoge mehrere Monate bis ein halbes Jahr zur Einaroei- 
tung. Ein Vertrauensverhältnis und damit die Möglichkeit, daß die 
Kinder ihn als Bezugsperson und Vorbild akzeptieren, kann sich bei 
so häufigem Wechsel nicht ergeben. Baß dies sich gerade für den 
Sozialpädagogen so auswirkt ist besonders bedauerlich, weil den 
meisten unserer Kinder ein gutes Vater-Leitbild fehlt, wir aber mit 
'unseren beschränkten Geldern das Gehalt eines Sozialpädagogen (giad.) 
nicht aufbringen können und männliche Erzieher bisher von uns nicht 
gefunden werden konnten.

Bie Raum-Situation.
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III. Die Auswirkungen unserer Arbeit.
1o Auswirkungen auf die Heimerziehung.

Unsere Bemühungen richten sich auf
a) Erweiterung des Wortschatzes (Ausdrucksfähigkeit 

Sprachverständnis) '
b) Vermittlung von Etfolgserlebnissen und Befähigung 

Ertragen von Mühen und Mißerfolgen .

und in Anerkennung der Notwendigkeit unserer Arbeit hat uns inzwi- | 
sehen die Stadt Marburg noch 2 zur Sanierung anstehende^chlicht- 
wohnungen für je 2 Gruppen zur Verfügung gestellt«
5.)., Die Verwirklichung -unserer Erziehungsziele.

Als Alternative zu einer bereits erforderlich gewordenen Heim­
erziehung kommt unsere Arbeit nicht in Betracht. Wir können 
jedoch Verhaltensauffälligkeiten bei den von uns betreuten Kin­
dern frühzeitig erkennen, Verhaltensstörungen im Frühstadium durch 
rechtzeitig einsetzende und konsequent fortgeführte jahrelange 
Erziehungsbemühungen abbauen und Fehlentwicklungen abwenden. 
Insoweit können wir einer sonst erforderlich werdenden Heim­
erziehung Vorbeugen«, 
Wenn von den etwa 50 Kindern, die wir z.Zt.betreuen, nur ein 
einziges durch unsere Förderung nicht in Heimerziehung überwiesen 
werden muß, so ist eine jährliche Ersparnis an Heimkosten mit 
mindestens 50.000 DM gewiß nicht zu.hoch angesetzt.
2. Auswirkungen auf Schulschwierigkeiten.
Wie sich unsere. Bemühungen in den Schulen auswirk-er^eht aus den 
beigefügten Äußerungen der Schulleiter selbst hervor. Wir vec- 
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c) Entwicklung und Förderung der Konzentrationsfähigkeit 
und Befähigung zu kontinuierlichem Arbeiten

d) Anregung und Befähigung der Kinder zu sinnvoller Tätigkeit 
aus eignem Antrieb bei selbstgewählten Aufgaben (Kreativität)

e) Einüben sozialen Verhaltens
f) Erweiterung der Umwelterfahrungen und Befähigung, sich in 

der erweiterten Umwelt sicher zu bewegen.
6.\ Inhaltliche Gestaltung der Gruppenstunden -S.-3;1.) a)-c) -
Die 1.Phase der Gruppenstunde ist durch die Hausaufgaben bestimmt.
Eie 2.Phase (Übungsphase) ist bestimmt durch den in der Schule - 
behandelten Lernstoff und die jeweiligen Schwächen der Kinder.
Über die Gestaltung der sozialpädagogischen Gruppenarbeit 
fügen wir einen detaillierten Bericht unserer Mitarbeiter bei. s. Ani. .
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Zur Erläuterung führen wir noch folgendes an:
a) Durch die Früherkennung und•Frühförderung von problematischen 
Erstklässlern kann nicht nur u.U. eine Sonderschulbedürftigkeit 
vermieden werden; durch Betreuung und Begleitung der Sonder­
schüler im außerschulischen Bereich kann auch in Zusammenarbeit 
mit den betroffenen Schulen in geeigneten Fällen eine Rückschulung 
auf die Grund- oder Hauptschule ermöglicht werden.

werden. Sie sind inzwischen schon weitgehend imstande, 
Hausaufgaben mit nur geringer Hilfe zu erledigen.
d) Im übrigen sind am Ende des Schulajahres 1%/77 alle 
uns betreuten Kinder versetzt worden«,
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verweisen daher auf die Stellungnahmen der Leiter der 4 Schulen 
(Grund- und Haupt-, Sonder- und Sprachiieil schule) s. Ani ..

b) Besonders problembeladen ist die Situation der Zigeuner- und 
Schaustellerkinder, die ca. ein halbes Jahr mit ihren Eltern 
auf Reisen und nur die andere Jahreshälfte im Waldtal sind. 
Dabei ist die Regel, daß die Zigeunerfamilien Analphabeten sind 
und kaum Bezug zu Kulturtechniken wie „Lesen und Schreiben haben. 
Den Hausaufgabengruppen fällt hier die Aufgabe zu, den auf der 
Reise in den unterschiedlichen Schulen erfahrenen Stoff aufzuar­
beiten bezw. zu vertiefen, um den Kindern erst den Anschluß an 
den z.Zt. zu erarbeitenden Schulstoff zu ermöglichen. Durch die 
hier geleistete intensive Betreuung -z.T. auch in Einzelhilfe­
ist es uns gelungen, daß diese permanent versetzungsgefährdeten 
Kinder den Wiedereinstieg in ihre altersentsprechende Schulklas­
se geschafft haben und dort mithalten können.
c) Ein weiteres positives Ergebnis unserer jahrelangen Kinder­
gruppenarbeit im schulischen Bereich können wir an unserer Gruppe 
des 6.Schuljahres feststellen. Diese Kinder sind seit ihrer Ein­
schulung in Hausaufgabengruppen betreut worden. Sie sind auf 
der Hauptschule und haben die Chance, ihren Hauptschulabschluß 
zu erreichen.
Ihr soziales Verhalten konnte ganz allgemein positiv beeinflußt

3« Jugendarbeitslosigkeit.
Ziel unserer Arbeit ist es, den betreuten Kindern qualifizierte 
Schulabschlüsse zu ermöglichen, um so die Voraussetzung für eine 
Berufsausbildung zu schaffen, damit sie ein eigenständiges, ver­
antwortliches Leben frei’von öffentlicher Fürsorge führen können. 
Auch wenn sie zunächst in eine der von der Arbeitsverwaltung

- 8 -



9*

B. a)
viele Jugendliche strafbare Handlungen begehen, weil sie nach

Es ist bekannt und in der Fachwissenschaft unumstritten, daß

+ ) s.Anl.-?4

Selbst- und Frerndbestätigung suchen, die ihnen m normalem Tun 
mangels Befähigung versagt ist. Insoweit ist die kriminalpolitisch 
vorbeugende Auswirkung unserer Hilfsmaßnahmen im Waldtal ohne 
weiteres einsichtig, denn durch die oben unter II. 5.) (S.6) . 
geschilderten gezielten Bemühungen -besonders au^h in der sozial­
pädagogischen Gruppenarbeit^ werden den Kindern rechtzeitig die
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durchgeführten Förderung.smaßnahmen übernommen werden müssen, 
haben sie dann wenigstens durch die bei uns in jahrelanger Übung 
entwickelt-© motivierte Arbeitshaltung die Aussicht, eine solche 
Maßnahme mit Erfolg durchzustehen, und sich dann an einem Arbeits­
platz in der freien Wirtschaft behaupten zu können, wo im Zuge 
der Entwicklung unqualifizierte Arbeitskräfte immer weniger 
benötigt werden.
4. Kriminalität.

A. Hierzu ist zunächst auf' unsere Ausführungen unter I. 3.) und
4.) (S.2/3) hinzuweisen.
Zur Verdeutlichung seien hier 2 Fälle aus der Praxis erwähnt: 
a) Ein jetzt 39-jähriger Schrotthändler mußte über Jahre hin 

immer wieder wegen Fahrens ohne Führerschein bestraft werden, 
bis schließlich durch besondere Umstände offenbar wurde, daß 
er zwar alle Verkehrsregeln beherrschte, auch die Verkehrs­
schilder "lesen" konnte, nicht aber die bei der Fahrprüfung 
üblichen Fragebögen. Eine schließlich für ihn erreichte Sonder­
prüfung hat er dann im ersten Anlauf bestanden.
Ein Bruchteil der durch die Strafverfahren entstandenen 
Kosten hätte ausgereicht, ihn während der Schulzeit durch 
eine Hausaufgabenhilfe, wie sie jetzt seinen Kindern mit 
Erfolg zuteil wird, vor dem Analphabetentum zu bewahren«, 

b) Ein 20-jähriger gab während einer Bewährungszeit ihm vermit­
telte Arbeitsstellen jeweils nach kurzer Zeit wieder auf, 
weil -wie sich schließlich herausstellte- er verheimlichen 
wollte, daß er nicht in der Lage war, die erforderlichen 
"Stundenzettel" auszufüllen, obwohl er seine Arbeit immer 
zur Zufriedenheit verrichtet hatte.

Ähnliche Gegebenheiten sind durchaus nicht selten.
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zu einer gesunden Entwicklung nötigen Erfolgserlebnißse und 
Selbstwertbestätigungen vermittelte
b) Als eine weitere Ursache von Jugendkriminalität ist "Aben­
teuerlust" bekannt - das Bedürfnis, etwas zu "erleben - auch 
bei Jugendlichen aus durchaus’ "normaler" Umwelt. Während nun 
diese doch meist in der Lage sind, sich nach jugendrichterlicher 
Maßregelung "eines Besseren zu besinnen", weil sie auch adäquate 
Verhaltensweisen £ur Befriedigung ihrer Bedürfnisse gelernt 
haben, ist dies einem Jugendlichen aus einem sozialen Brennpunkt 
nur in geringerem Umfang oder auch gar nicht möglich, wenn er

■ nicht rechtzeitig in der oben dargestellten Weise gefördert 
worden ist. ,
Unsere Arbeit wirkt sich daher kriminalpolitisch nicht nur 
vorbeugend, sondern auch speziell rückfallverhütend aus.

&
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Marburg/L - Waldtal

1. Chronologie der Ereignisse:

A
Modell
Stadtteilentwicklungsprogramm

B ft

B
usgangslage 1972: Der Mar­
burger Stadtteil Waldtal ist ein • 
„Sozialer Brennpunkt”: Die 
Wohnungsdichte ist extrem

11

tes
fs 
M.

Bewohneraktivitäten und
Stadtteilentwicklungsprogramm:
1971/72: Die Stadt Marburg löst die 
Obdachlosensiedlung AM KREKEL 
auf. Ein Teil der Bewohner wird in den 
Stadtteil Waldtal umgesiedelt (dort 
überwiegend als „obdachlos” eingewie­
sen. Mit den Bewohnern wechselt der 
damalige „Arbeitskreis Notunterkünfte 
Marburg e.V.” (AN), der seit 1967 im 
Krekel sozialarbeiterisch tätig war, in 
den Stadtteil Waldtal über und eröffnet 
dort Spiel- und Lernstuben.

Zu Beginn kann der AN nur Kinder­
arbeit anbieten, ohne alle Kinder ver­
sorgen zu können.

1973: Die intensive Elternarbeit des 
AN führt dazu, daß bei vielen Waldtal­
bewohnern ein Problembewußtsein für 
ihre Lebens- und Wohnsituation ent­
steht und erste Forderungen nach Ver­
besserung an den AN gestellt werden 
(„Ihr müßt da mal was machen! So 
kann das hier nicht weitergehen!”)

Im Herbst 1973 stellt der AN zwei 
Gemeinwesenarbeiter ein. Der AN wird 
umbenannt in „Arbeitskreis Soziale 
Brennpunkte Marburg e.V. (AKSB).

1974: Vom AKSB wird in Zusam­
menarbeit mit der Phillips Universität 
Marburg eine Stadtteilanalyse erstellt. 
Schwerpunkt ist die Wohnsituation und

Ä

hoch; Großfamilien sind in erster Linie 
von beengtem Wohnen betroffen (Fa­
milien mit 6 und mehr-Personen leben in 
2-Zimmer-Wohnungen von ca. 45 bis 
50 qm). Ein Großteil der Bewohner ist 
obdachlos. Die Gebäude sind überwie­
gend Schlichtbauten und im schlechten 
Zustand: Fehlende oderdefekte sanitäre 
Anlagen, fehlende Isolierungund Heiz­
möglichkeiten; ständig feuchte Woh­
nungen, in denen Tapeten und Wäsche 
schimmeln. Es gibt besonders viele 
Großfamilien mit sehr niedrigen Ein­
kommen. Noch in der Hochkonjunktur 
ist die Arbeitslosigkeit überdurch­
schnittlich hoch. Die Kinder im Vor­
schulalter sind zu 90% unbetreut, die 
Schulpflichtigen besuchen in der Regel 
die Sonderschule. Kurzum: Der Stadt­
teil ist allgemein mit Infrastruktur un­
terversorgt, von übrigen Stadtgebieten 
stigmatisiert. Die Bewohner werden 
diffamiert.

die infrastrukturelle Versorgung des 
Stadtteils.

Gleichzeitig finden Bewohnerver­
sammlungen statt, um mit den Bewoh­
nern einen Forderungskatalog für eine 
Verbesserung der Wohnsituation im 
Stadtteil zu erarbeiten.

Da im Stadtteil neu gebaut werden 
soll, versprechen sich viele Waldtalbe­
wohner eine Verbesserung ihrer Wohn­
situation. Vom AKSB wird angestrebt, 
die Gesamtsituation des Stadtteils zu 
verbessern. Deshalb werden die auf den 
Bewohnerversammlungen aufgestellten 
Forderungen an die Stadt herangetra­
gen.

1975: Der größte Teil der Forderun­
gen haben ihren Niederschlag in dem 
vom Amt für Stadtentwicklung vorge­
legten „Entwicklungsprogramm für den 
Stadtteil Waldtal” gefunden, das im 
Mai 1975 vom Magistrat der Stadt 
Marburg verabschiedet wird, (sjehe 
Kasten Stadtteilentwicklungspro­
gramm)

1975/76: Der AKSB bildet Umzugs­
gruppen, in denen sich die umzugswilli­
gen Familien (überwiegend Großfami­
lien) auf den Einzug in die Neubauten 
vorbereiten. Der freiwerdende Wohn­
raum wird auf die restlichen Bewohner 
verteilt (Entdichtung bei gleichzeitigem 
Zuzugsstop!).

Im Juni 1976 ziehen die ersten Wald­
talbewohner mit Bewohner aus dem 
übrigen Stadtgebiet in die Neubauwoh­
nungen im Stadtteil. Gleichzeitig be­
ginnt die Modernisierung der ersten 
Blocks im „alten Stadtteil”. Es werden 
hier speziell Wohnungen für ältere Be­
wohner hergerichtet. Auch diese Be­
wohner können sich langfristig auf den 
Umzug vorbereiten.

1977: Im Frühjahr ziehen die ersten 
Bewohner in modernisierte Wohnungen 
des „alten Stadtteils” ein.

Während im Laufe des Jahres der 
2. Bauabschnitt der Neubauten fertigge­
stellt wird, stagniert das Modernisie­
rungsprogramm der „Altbauten”, da 
keine Landeszuschüsse bewilligt wer­
den. Gegen Ende des Jahres wird die 
Realisierung des Waldtalentwicklungs­
programms dadurch erschwert, daß das 
Sozialamt nicht mehr bereit ist im not­
wendigen Umfang Renovierungs- und 
Umzugskosten, sowie Mietgarantien zu 
erteilen.

Das Waldtalentwicklungsprogramm 
wird damit in seiner Substanz getroffen: 
Wohnraumverbesserungen können für 
die noch beengt wohnenden Großfami­
lien nicht mehr bereitgestellt werden.

1978: Die Auseinandersetzungen mit 
dem Sozialamt verschärfen sich; es 
müssen die Gerichte bemüht werden. 

! Die Gelder für den 2. Modernisierungs-
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Konstitutionelle Bedingungen und 
Perspektiven des 
Waldtal-Entwicklungsprogramms
Wenn man sich das Waldtalentwick­
lungsprogramm betrachtet und dar-

• Z 
/

abschnitt werden bewilligt. Die Stadt ist 
allerdings nicht bereit aus den Erfah­
rungen der ersten Modernisierung zu 
lernen und statt Allesbrenneretagenhei­
zungen jetzt eine Zentralheizung einzu­
bauen. Damit wird ein weiteres Prinzip 
des Waldtalentwicklungsprogramms, 
das der bedarfsgerechten Planung und 
Realisation durchbrochen.

Weiterhin wurden 1978 die Zuschüsse 
der Stadt an den AKSB gekürzt, so daß 
dieser seinen Stellenhaushalt kürzen 
mußte. Damit verringert sich die sozial­
pädagogische Arbeit im Stadtteil erheb­
lich.

über hinaus sieht, was sich in den letzten 
zwei Jahren alles im Stadtteil Waldtal 
verändert/verbessert hat, so fragt man 
sich erstens: Wie war dies möglich? und 
zweitens: Warum wurden solche Pro­
gramme nur von wenigen Städten er­
stellt und realisiert?

Rückblickend lassen sich eine Reihe 
„günstiger Faktoren” feststellen, die 
historische Voraussetzung dieses Stadt­
teilentwicklungsprogramms waren: 
— Zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Programms bestand eine etwa 7 Jahre 
aktiv arbeitende Initiativgruppe, die das 
Problem Obdachlosigkeit immer wieder 
neu den Verantwortlichen (Politiker 
und Stadtverwaltung) auftischte. 
— Die betroffenen Bewohner waren 
bereit, Forderungen zur Verbesserung 
ihrer Wohn- und Lebenssituation zu er­
stellen und nach außen aktiv zu vertre­
ten.

3ST:
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Entwicklungsprogramm für den
Stadtteil Waldtal (Auszug)
Grundlage des Waldtal-Entwicklungsprogramms ist der am 29. Mai 1974 
in der Stadtverordnetenversammlung verabschiedete Bebauungsplan 
Nr. 41.

Darin heißt es u.a.:
Dieser Bebauungsplan sollte „eine Grundlage in Form eines baulich 

’ räumlichen Konzeptes sein, das Waldtal strukturell zu verbessern. Ziele 
der Planung sind dabei vor allem eine bessere Ausstattung der Infrastruk­
tur. Verbesserung der Wohnungssituation durch den Bau von hochwerti­
gen Sozialwohnungen unterschiedlicher Größenordnung und gezielte 
Gestaltung der Bauten wie der Freibereiche”.

In den Leitgedanken des Programms wird weiterhin festgestellt, daß die 
Neubebauung alleine nicht zu einer strukturellen Verbesserung des Wald­
tales führen, sondern „ein Gesamtkonzept für die weitere Entwicklung des 
Waldtals” auf der Grundlage des Erlasses des Hessischen Sozialministers 
vom 9. Jan. 1973 („Grundsätze zur Verbesserung der Lage der Obdach­
losen”) dieses Ziel erreichen könne.

Im einzelnen legte das Programm folgende Maßnahmen fest:
1. „Keine Aussiedlung sozial Schwacher aus dem Waldtal” Eine Um­

fragehatte ergeben, daß die meisten sozial schwachen Familien im Waldtal 
wohnen wollten und hier eine bessere Wohn- und Infrastrukturversorgung 
forderten.

2. „Familiengerechte Wohnungen”
Für die noch sehr geengt wohnenden Großfamilien waren in der „alten 
Bausubstanz” keine genügend große Wohnungen vorhanden. Für sie wur­
den — unter Planungsbeteiligung der Betroffenen — bei der Neubebauung 
Großraumwohnungen bebaut.

3. „Verbesserung der vorhandenen Wohnungen”
Dazu gehörte vor allem die Modernisierung der Häuser des Ginseldorfer 
Weges 26 bis 32 und der sogenannten „alten Knutzbach” (werden als Ein- 
famihenhäuser umgebaut für Großfamilien; ursprünglich war ihr Abriß im 
Gespräch!)

4. „Zusätzliche soziale Betreuung”
' Beim AKSB wurde im Herbst 1975 eine zusätzliche Sozialarbeiterstelle 
# geschaffen, um die Umzüge und die damit verbundenen Probleme besser 

bewältigen zu können.
.Fortführung der Präventivmaßnahmen zur Verhinderung von

1 f Obdachlosigkeit”
i 6. Schaffung einer Hausmeisterstelle für die städtischen Wohnungen im

f eines Wohnwagenabstellplatzes

*&****”E^ - - ___—* -—-
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Derzeitiger Stand der Arbeit und Bilanz:
| Der Arbeitskreis betreut derzeit in sei­

nen Spiel- und Lemstuben insgesamt 
9 Kindergruppen (ca. 90 Kinder) im

1) Arbeitskreis Soziale Brennpunkte e.V. Mar­
burg: Ursprünglich eine Bürgerinitiative, inzwi­
schen ein institutionalisiertes Gemeinwesen­
arbeitsprojekt finanziert von der Stadt Mar­
burg, aem Landesjugendamt, dem Sozialmini­
sterium und dem Landeswohlfahrtsverband.

Vorschul- und Schulalter. Außer uns 
betreuen der DKSB, Intertat und das 
ökumenische Sozialzentrum St. Mar­
tin-Haus Kinder und Jugendliche des 
Stadtteils. In den vergangenen zwei 
Jahren wurden im Stadtteil ca. 90 
Wohneinheiten neu gebaut (davon ca. 
20 an Waldtalbewohner vermietet) und 
13 Wohneinheiten modernisiert (weitere 
13 Wohneinheiten in diesem Jahr). Ins­
gesamt fanden ca. 150 Umzüge im 
Waldtal statt, dabei haben sich alle be­
troffenen Bewohner im Hinblick auf 
ihre Wohnungsversorgung quantitativ 
und qualitativ verbessert.

Eine Reihe infrastruktureller Maß­
nahmen des Stadtteilentwicklungspro­
gramms wurde bereits realisiert.

— Die Stadtverwaltung hatte mit der 
Auflösung der Barackensiedlung deut- 

| lieh gemacht, daß für sie eine „harte 
Lösung des Obdachlosenproblems” 
(Neubau von Schlichtwohnungen im 
großen Stil) nicht mehr in Frage 
komme, vielmehr wurde eine struktu­
relle Lösung angestrebt (Übernahme 
von Mietschulden und damit Verhinde­
rung von Obdachlosigkeit; in besonde­
ren Notfällen wurden Wiedereinwei­
sungen in die bestehende Wohnung vor­
genommen)
— Das Land Hessen hatte durch die 

1 Erlasse des Sozialministers, durch 
Bereitstellung von Mitteln über die 
MFR und mit der Unterstützung von 
Projektgruppen strukturelle Lösungen 
des Obdachlosenproblems durch Ver­
besserung der Lebens- und Wohnsitua­
tion der Betroffenen 'salonfähig’ ge­
macht. (für die Stadt Marburg war und 
ist es lukrativ, „städtische Sozialarbeit 
vom Land Hessen in großem Umfang 
teilfinanzieren zu lassen”.)
— Anfang der 70er Jahre herrschte 

। bundesweit eine „Reformstimmung” 
vor> die am ehesten ihren Niederschlag 
in einer verbesserten humaneren kom­
munalen Sozialpolitik in den sozial­
demokratisch regierten Städten fand.

Die in Marburg letztlich bestimmen­
den konkreten Faktoren scheinen je­
doch von außerhalb der Obdachlosen­
problematik gewirkt zu haben. So 
wurde die Barackensiedlung „AM 

, KREKEL” vor allem deshalb aufgelöst, 
; weil über dieses Gelände die „Stadt­
autobahn” gebaut wurde. Für die Ver­
besserung der Wohnsituation im Wald­
tal war vor allem bestimmend, daß hier 
erstens ein Neubaugebiet ausgewiesen 
wurde, um die allgemeine Wohnungs- 

j misere Marburgs zu verbessern und 
zweitens das Waldtal als Modernisie­
rungsschwerpunkt festgelegt wurde, um 
erhebliche Bundes- und Landeszu­
schüsse „in die Stadt zu holen”.

Die Aktivitäten der betroffenen 
Waldtalbewohner und des AKSB haben 
diese „äußeren Maßnahmen” in ihrem 
Interesse modifiziert.

Mittlerweile ist die Anfang der 70er 
Jahre vorherrschende „Reformstim­
mung” umgeschlagen. Zwar hat sich die 
Wohnsituation im Stadtteil erheblich 
verbessert; die wesentlichsten sozialen 
Probleme waren aber damit noch nicht 
behoben. Die wirtschaftliche Krise der 
letzten Jahre zeigt auch im Stadtteil 
Waldtal deutliche Spuren.

Gleichzeitig vollzieht sich ein lang­
samer Kurswechsel in der kommunalen 
Sozialpolitik. Die Sozialausgaben wer­
den gekürzt und damit die sozialpoliti­
schen Maßnahmen verhindert, die das 
Waldtalentwicklungsprogramm erst 
realisieren.

Die derzeitige Situation der Woh­
nungsverbesserungen kennzeichnet das 
Gesamtklima treffend:

Die stadteigene gemeinnützige Woh­
nungsbaugesellschaft weigert sich an 
Sozialhilfeempfänger Wohnungen zu 
vermieten, wenn diese nicht eine Miet­
zusicherung des Sozialamtes vorlegen. 
Das Sozialamt weigert sich, diese Miet­
zusicherung zu erteilen, u.a. mit dem 
Hinweis, daß jugendliche Angehörige 
nicht arbeiten und damit zum Unterhalt 
des Haushaltes beitrügen. Auch im 
Waldtal wohnt noch eine 7köpfige 
Familie in einer 3-Zimmer-Wohnung 
(2 Kinder schlafen in der Küche).

Heute erscheint es fraglich, ob wir 
unter gleich günstigen Voraussetzungen 
wie 1974 nochmals ein Waldtal- 
Entwicklungsprogramm durchsetzen 
könnten.
Kontaktadresse: Arbeitskreis Soziale 
Brennpunkte, Ginseldorfer Weg 54, 
355 Marburg, Tel.: 06421/64125

Auch im Waldtal: 
Eine 3 Zimmer Wohnung 
für eine 7 köpfige Familie. 
2 Kinder schlafen in der

Küche. Die 
Wohnungsbau­

gesellschaft 
will die Mietzusicherung 

/ vom Sozialamt. Das 
Sozialamt weigert 

sich.^
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Nach Darlegung des Vorsitzenden des;

wörtlich bezeichnet werden. Bei - ei-

iesen Einnahmen sei laut Haus-

üVerhaupt durdrführe, • 
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Ein fehlerhafter Haushalt?
CDU begründet Ablehnung eines Zuschusses an AKSB

■

i

nahmen — wenn auch fehlerhaft 
gegenuber den CDU-Stadtverordjtfrten

IW <-

Rechnungen der CDU, so Konder, be­
stünde selbst unter Einbeziehung die­
ser Einnahmen noch ein Haushaltsde­
fizit in der Höhe von 26 679,10 DM, 
„über dessen Deckung der AKSB kei­
ne Angaben machen könnte", wobei 
zudem Zuschüsse in der Höhe von

des Haushaltsüberschusses von 1976, 
i so verfüge der AKSB über Einnahmen 
von 355 869,34 DM. Diesen* ständen 
Ausgaben in Höhe von 417 548,44 DM

rigkeiten gekommen. Diese Entwick- AKSB erwarte nach eigenen Anga&n 
Jung ist nicht durch die Stadt Mar- , noch 105 ooo,— DM an Zuschüssen, 
bürg zu verantworten, da der AKSB | dereh Eingang bis jetzt noch fraglich 
- als eigenständiger Verein - für Sei. Summiert man diese erfolgten tmd 
sein Haushaltsgebaren eigenverant- - • ■—- -
wörtlich ist.“ Die CDU betont jetzt,

Magistrat gibt mehr Geld
Anerkennung für erfolgreiche Arbeit des AKSB

Unter dem Motto, unterprivilegierten Gruppen, die am politischen Prozeß nur 
am Rande teilnehmen, zu helfen, sich zu organisieren, um Ihre Interessen 
besser durchzusetzen oder um sie überhaupt erst zu artikulieren stand die 
Jahreshauptversammlung des Arbeitskreises Soziale Brennpunkte (AKSB). 
Ilse Käseling und Heinrich Sydow berichteten von der erfolgreichen Arbeit 
des Arbeitskreises Soziale Brennpunkte vor vollem Haus. Besonders wurde die 
Kinderarbeit in den Spielstuben und Hausaufgabengruppen und die Diskus­
sion mit den Erwachsenen über deren Probleme, vorwiegend auf dem Miet­
sektor, hervorgehoben.

halt der Stadt Marburg ein städtischer 
Zuschuß von 85 200,— DM enthalten.

erwarteten Zuschüsse einschließlich’

Die Aktivierungsarbeit des AKSB hat- wählt werden. Bestätigt wurden Tilde 
te zur Folge, daß ein Teil der Bevöl- Krausnick, Ilse Käseling, Ilse Staude, 
ikerung im Waldtal eigene Initiative neugewählt wurden Roland Asanger 
entwickelte. So berichteten Bewohner und Fr. Mahlmann. Roland Asanger 
auf der Jahreshauptversammlung von ist Diplompsychologe und m der Aus- 
einer Mietinitiative bezüglich der bildung von Sozialpadagogen tätig, 
schlechten Wohnverhältnisse und der Frau Mahlmann möchte sich pgrson- 
Instandsetzung der Blocks der gemein- lieh im sozjajen Bereich betätigen, 
nützigen Wohnungsbaugesellschaft. Auch als Anerkennung ist es zu wer- 
Hier zeigten sich schon nach kurzer Zeit ten, daß die-Stadt den finanziellen Be­
kleine Erfolge. Einigkeit bestand dar- trag für den Arbeitskreis Soziale 
über, daß das Problem der Instandhal- Brennpunkte in diesem Jahr mehr als 
tung nur dann befriedigend gelöst verdoppelte. Auch die Stadt hat die | 
werden könne, wenn ein hauptamtli- Notwendigkeit dieser Arbeit eingese- ! 
eher Hausmeister eingestellt wird, hen, wofür der Arbeitskreis dankbar 
Viele der Bewohner des Waldtals ha- ist. / U. H.
ben eingesehen, daß es ihre Interessen % '-C—t
sind, die sie auch selbst vertreten _____________------------------------------

* Der Haushalt 1976 schließe bei Ein- nem rechnerisch fehlerhaften und ins-, 
nahmen in Höhe von 317 400,63 DM Ses^t unausgeglichenen Haushalt/ 
und Ausgaben von 308 531,29 DM mit I ?he C?,U
eifern Uberschuß von 8869,34 DM ab. Gleichbehandlung aller Marburger

— Vereine und Verbände. außßfStapde»»
einem erneuten Zuschuß zuzustlmmep 
und habe deshalb eine Streichung ba-

.....
ne Aufgaben einzustellen l^w/Mpfe* 
heiter zu en*lizzz±, dann 
sich fragen lassen, mit welchem 
antwortungsbewußtsein er leihe -AMgaben durch entsprechende Binnah- 

I men gedeckt würden, stehe nicht' in 1
1 nicht 
nungsgemäße Haushaltsführung

■ gewährleisten. Wie der Vgrsi^*^| 
der Marburger CDU-Fraktion» MÄ 
Walter Troeltsch, vor der Fraktion 
klärte, bleibe die Arbeit der .AK® 
Gegenstand weiterer

daß sie es deshalb aus Grundsätzen 
der Gleichbehandlung aller Marburger 
Vereine und Verbände abiehnt, Fi­
nanzmittel bereitzustellen, wenn die 
Grundvoraussetzungen einer vereins- 
intemen ordnungsgemäßen Haushalts­
wirtschaft nicht gegeben sind.
Dies erklärte der Vorsitzende des So­
zialpolitischen Arbeitskreises der 
Marburger CDU-Stadtverordneten­
fraktion, Heribert Konder, in einer 
Stellungnahme zu Aussagen des 
AKSB (OP vom 28. 9.1977). Bei einem

fUnTm Haushaltsplan- JÖ77 des Weixn AKSB öffentlich
AKSB sollten an Ausgaben 417 548,44 ' ■ - • • — " -

Besuch im Waldtal habe sich der So­
zialpolitische Arbeitskreis der CDU- 
Fraktion zuletzt ein Bild von der Ar­
beit des AKSB gemacht. Erst nach 
mehreren Schreiben hätten die Stadt­
verordneten der CDU eine Aufstel- „ . , , - - » , . . .
lung der Einnahmen und Ausgaben Sozialpolitischen Arbeitskreises', der 
des Jahres 1976 und den Haushalts- Marburger CDU-Fraktion, Heribert 
plan für das laufende Jahr 1977 erhal- . Konder, könne eine solche „skandalö- 
ten. Daraus ergebe sich folgendes se Haushaltspolitik“ nur als unverant- 
ßild; wörtlich bezeichnet werden. Bei ■ ei-

105 000,— DM noch fraglich seien.

gegenüber. Dies bedeute ein Defizit 
auf der Einnahmenseite in Höhe von 
61 679,10 DM.
• Der AKSB habe nun bei der Stadt 
Marburg einen erneuten Zuschuß über 
den Nachtragshaushalt 1977 in Höhe 
von 35 000,— DM beantragt. Nach

^müssen. Ungebrauchte Waschküchen 
wurden kürzlich selbst gestaltet. Es 
entstand eine Werkstatt für Möbelre- 
pare i und eine Kinderbastelstnbe. 
Die erpunktarbeit des AKSB wird 
die Umsetzung des vom Magistrat be­
schlossenen Entwicklungsprogramms 
sein, der vorsieht, daß Großfamilien 
in Neubauten umsiedeln. Aufgabe des 
AKSB werde es sein, dies nicht nur 
auf dem Papier stehen zu lassen.
Für die Pädagogen, die in den 
Spielstuben arbeiten, besteht die um­
fangreiche Aufgabe der weiteren Pla­
nung für die Innenausstattung des 
Kindergartens und die Erarbeitung des 
pädagogischen Konzepts für den Kin­
dergarten.
Da Udo Heinze, wegen Arbeitsüberla­
stung und Heinrich Sydow, der im 
Examen steht, ausschieden, ' mußten 
zwei neue Vorstandsmitglieder ge-
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St. Martin - Haus
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3550 Matburg/L - Waldtal 
Waidmannsweg 11
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In Ab spreche mit den anderen im Waldtal tätigen Gruppen, 
dem Deutschen Kinderschutzbund Marburg und dem Arbeitskreis 
Soziale Brennpunkte Marburg sind die Soziaopädagogen.des. 
St. Martin-Hauses schwerpunktmäßig in der Jugendarbeit tätig. 
Die Jugendlichen haben hier zweimal in der Woche ihren Jugend­
club, wo sie sich ungestört treffen können. Es werden Freizeit- 
und Interessengruppen angeboten, z.B. Junge-Mütter-Gruppe, Mädchen- 
und Jungengruppe.Aber auch den Kindern und den älteren Bewohnern des Waldtals steht 
ein Nachmittag zur Verfügung. „Neben der offenen und der Gruppenarbeit suchen wir im Gespräch 
mit den einzelnen Jugendlichen ihre Probleme zu besprechen und 
ihnen zu helfen, d.h. wir sprechen mit den Eltern, den Lehrern, 
wir halten Kontakt mit den "Lehrherren”. Wir unterstützen die Ju­
gendlichen bei der Arbeitssuche, helfen bei Bewerbungen schreiben usw. 
Eine wichtige Funktion übernimmt das St. Martinhaus in dem Zur- 
Verfügung-Stellen von Räumen. Hier finden Bewohnerversammlungen statt, 
hier trifft sich die Stadtteilgemeinde, die VHS hält hier ihre Ge­
sprächskreise ab. Es werden hier Bewohnerfeste und private Feiern 
der Waldtalfamilien gefeiert. Nach dem fast viejährigen Bestehen 
ist das St. Martin-Haus nicht mehr aus dem Waldtal wegzudenken.

Träger: kath. und evangel. KirchePersonalträger: Sozialdienst kath. Frauen e.V. (SKF)
Personal: 1 1/2 Sozialpädagogen, 1 ZDL, studentische und ehrenamtlicheMitarbeiter

" V.' •'“‘•.‘.""B.
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OP v. 25.8.77

Planstellen für mehr als 100 Jugendli-

»

Lob für Arbeit im Waldtal
CDU: St Martinshaus eine tragende Einrichtung

It

Nähgruppe. Des weiteren----- — 
sogenannte Neigungsgruppen. Nebeto 
diesen Aktivitäten in Gemeinschaft 
liege ein kenntlicher Schwerpunkt th 
der Einzelhilfe, in der versucht werde,

Diesen- Eindruck gewann der Arbeits­
kreis Soziales der Marburger CDU- 
Fraktion gemeinsam mit den Stadträ- 
ten Annemarie Stadelmann und Oskar 
Barth anläßlich eines Besuches im St. 
Maxtinshaus im Marburner WaMte»

Ziel der Jugendarbe»< des St. Martins­
hauses sei es, gerade die Jugend im 
Waldtal durch gemeinschaftliche Hil­
fe zu unterstützen, über soziales Ver­
halten in der Gesellschaft einen voll-

h 
n 
n

n

haus), gut, was auch Hans Eber 
(CVJM) bestätigte. Er machte darauf 
aufmerksam, daß der Anteil von 
48—60 Prozent arbeitsloser Jugendli­
cher im Waldtal besorgniserregend 
hoch sei.

I

ehe geleistet werden. Als bemerkens­
wert für das Waldtal — für kirchliche 
Träger aber selbstverständlich — sei 
die große Anzahl ehrenamtlicher Mit­
arbeiter, die rieh in z. T. aufopfe­
rungsvoller Weise ihren Aufgaben 
mit beträchtlichem Erfolg widmen. 
Wie Konder hervorhob, sei es andn 
für städtische Gremien im Vergleich 
bedeutungsvoll, daß die Arbeit des St. 
Martinshauses mit einem Haushalt 
von 113 700 DM ohne städtische oder 
Landeszuschüsse erfolgreich bewältigt 
werde.

heraus, wie xB. Jungmädchengruppe, 
Jungmüttergruppe, Fußball«

■ Höhepunkt. ihren yier Wänden-, Zweimal in der

* Das St.-Martins-Haus wird aber nicht Woche ist dann der Jugendciuh für 
l' nur zu kirchlichen Veranstaltungen, ane Jungen und Mädchen geöffnet.
e sondern auch zu Familienfeiern etc. pßr dje Senioren im Waldtalist es in 1 
r genutzt. Die Waldtalgemeinde findet den vergangenen drei Jahren zur Ge* 
* sich dort zu ihreh allmonatlichen Ver- wohnheit geworden, sich jeden Doo- 
' Sammlungen, Festivitäten und Weih- nerstag bei Kaffee und KuAwn iM Str- 
‘ nachtsfeiern ein. Einmal in der Woche Martins-Haus tu treffen. VortMfriGe- 
’ treffen sich auch die „Frauengruppe spräche, Spiel, Gesang und Älßristef- 
. Waldtal" sowie die Näh- und Flick- sehe Andachten bereichert 4NB Pf®* 
t gruppe. 1 gramm. Tradition ist au0v daß die B®*
- Schon vor der Eröffnung des Sozial-sucher des Altenclubs-einen Weth­

zentrums am St. Martinstag 1974 be-nachtsbasar .auf die Beine »teile« ,. 
legte der Deutsche Kinderschutzbund dessen Reinerlös für die Jugendarbeit 
einen Raum des Hauses mit einer im Waldtal bestimmt J«t. Dieses Jehl 
Hausaufgabengruppe. Inzwischen hat beginnt der Verkauf am Donnerstag, 

24. November, um 16 Uhr.

läuterte. Dabei sei die Zusammenar- fachllch qualifizierte Mitarbeiter in 
beit hüt Einrichtungen der Kirchen im 
Bereich der Stadt (Club X, Philipps-

drei Jahren arbeitet das St Mar» Neben der Altenarbeit, die durch den 
tiBduwi erfolgreich in dar Jug«- Sozial dienst Katholischer Frauen ge- 
und Attenarbeit und kann mlttlerwefr- leistet werde, beginne im Martinshaus 
le ata eine tragende Einrichtung im die auch durch hauptberufliche Mitar- 
Waldtal bezeichnet werden. Dabei beiter geleistete Kinder- und Jugend- 
entstehea der Stadt keine finanzieueu a rbeit mit z. Z. zwei Kindergruppen ab 
Lasten, da dieses ökumenische Zen- 12 jahren. Die eigentliche Arbeit für 
trum sowohl in den Bau- und Bewirt- jugendljche im Alter zwischen 14 und 
schaftungskostea als auch in (Jen Per- 21 Jdhren werde, so Frau Spätling, in 
sonalkosten sowie den Aufwendungen drei Schwerpunkten geleistet. Aus 
für die Jugendarbeit aus Mitteln der 2weinialigen Clubabenden in der Wo- 
beiden Kirchen getragen wird.

eben Kontakt die Arbeit in Gruppen

Sozialdienstes der katholische« 
Frauen, der für die Panonalkoste* 
aufkommt, daß das St.-Marttns- 
Haus, dessen UnterhaituDf von der x 
evangelischen und der katholi­
schen Kirche In Marburg gemein* 
sam betrieben wird, schon wieder 
viel zu eng geworden ist, um allen 
Bedürfnissen gerecht zu werden.

Oberhessische Presse 
v. 23.11.77

wertigen Wirkungsbereich zu erlan­
gen. .Dabei gilt es, die vorhandene 
Passivität und Resignation gerade der 
Jugendlichen in oft mühevoller, von 
mannigfaltigen Rückschlägen bedroh­
ter, Kleinarbeit zu überwinden“, be­
tonte Frau Spätling, die gemeinsam 
mit Pfarrer Grau und Frau Lorenz den 
CDU-Vertretern da« Konzept und die 
Arbeitsweise des Martinshauses er-

dem in Schwierigkeiten oder Not be­
findlichen Jugendlichen Anregungen 
und falls erforderlich, unmittelbare 
Hilfe zur Überwindung seiner Proble­
me aus eigener Kraft zu vermitteln. ।

Wie der Vorsitzende des sozialpoliti­
schen Arbeitskreises der Marburger 
CDU-Fraktion, Heribert Konder, iaa 
Anschluß an dap Besuch äußerte, sei 
die CDU- erfreut über die erfolgver­
sprechende Arbeit des Marti nshau »es. 
Erstaunlich sei die Fülle kontinuierli­
cher Aktivitäten, die durch nur M/s

| Die Kinder krönten den Geburtstag
St.-Martins-Haus im Waldtal drei Jahre alt / Wertvolle kirchlidie Einrichtung-,

Dodt auch einen weiteren Termin müa- 
««««

1 thnlia dem Patronats- und Ge- Haus .unter ihre Fittiche" genom- tes Programm gesorgt Es singen der 
■ bSStag des Hauses, führte ein La- men. Die Arbeit der Sozialarbeiter wird Gesangverein Liedertafel aus Marburg

• SS Ä» ............—■■ “ .
— Höhepunkt. ihrpn viftr wänden". Zweimal in der „Bergland-Duo* aus Löhlbach und der

Posaunenchor der Stadtmission. * 
Die Fülle von Angebote® und die 
vielen Wünsche der Bewohner des
Waldtals zeigen nach Ansicht des
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Es werden zudem in diesem Rahmen durchgeführt:

£

Siedlung
Margarethenhütte 
Gießen

Mütterberatung und Gesundheitsdienst 
Bewohnerversammlungen
Hilfe bei Rechtsangelegenheiten
Filmabende
Ausflüge und Bewohnerfeste

I 
i

Die Arbeit der Projektgruppe ist gefährdet:

Die Arbeiterwohlfahrt hat zum Jahresende 19/7 die Finanz- und Verwaltungs­
trägerschaft gekündigt, dadurch entfällt die bisher geleistete monatliche Vor­
finanzierung, die öine kontinuierliche Arbeit ermöglicht.

Die Stadt hat bis heute ihre Absichtserklärung (1t. Lokalpresse), die Arbeit der 
Projektgruppe zu unterstützen nur unzureichend eingelöst. Von den bei der Stadt 
beantragten rd. 80.000 DM wurden lediglich 55.3oo DM bewilligt. Die Arbeit wird 
zusätzlich durch bürokratische Auflagen seitens der Stadt erschwert (halbjähr­
licher Rechenschaftsbericht und Vorlage von Arbeitsplänen).

Über Öffentlichkeitsarbeit und die Landesarbeitsgemeinschaft Soziale Brenn­
punkte konnte eine Finanzierung in Höhe von 60.000 DM durch das Land bisher 
erreicht werden. Der Zuschuß des Landeswohlfahrtsverbandes ist bis heute unklar.

Obwohl wir selbst das Beste daraus zu machen versuchen, ist der Zustand unserer 
Wohnungen oft katastrophal: Sie sind feucht und schimmlig, Wasser läuft durch die Türen, 
Tapeten fallen von den Wänden.

Wir wollen, daß die Wohnungen endlich renoviert werden. Seit 1972 fordern wir die 
Beseitung der Mängel.

Diese Sachlage macht ein kontinuierliches und langfristig geplantes, rationelles Arbeiten 
unmöglich.

Das größte Problem der Bewohner der Margaretenhütte ist z.Zt. die miserable Wohn- 
situation. Um eine Verbesserung der Wohnqualität zu erreichen, wenden sich die Bewohner 
mit Unterstützung der Projektgruppe an die Öffentlichkeit:
'Seit Jahren gibt es in der Margaretenhütte viele Bewohner, die vergeblich eine neue 
Wohnung suchen, weil die alte viel zu klein ist.’

Wir wollen, daß endlich alle Wohnungssuchenden menschenwürdige Wohnungen erhalten!

I ■
r'-..
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gefördert).

Jugendarbeit (13 - 25jährige)

Ziel der Gruppenarbeit ist es:

-2.6?--
hohe konjunkturelle und strukturelle Arbeitslosigkeit
hoher Anteil von Sozialhilfeempfängern
mangelhafte Infrastruktur
miserable Wohnqualität und
defizitäre Sozialisationsbedingungen für die Bewohner

Die Projektgruppe arbeitet seit 5 Jahren. Als eingetragener Verein erhält sie Mittel von 
Stadt, Land und Landeswohlfahrtsverband.

3 1/2 hauptamtliche Sozialarbeiter, eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme, ein ^vildienst- 
leistender und eine Gruppe von 12 Studenten. Durch schlechte Arbeitsbedingungen in 
unzulänglichen Räumlichkeiten ist ein Mehraufwand seitens der Mitarbeiter erforderlich.

* Beratung und Hilfestellung bei konkreten Schwierigkeiten zu leisten, 
soziale Konflikte unter den Jugendlichen und im sozialen Umfeld anzugehen, 
Freizeitinitiativen zu fördern, 
Interessengruppen zu bilden.

Ausgangspunkt für die Arbeit ist die Lage der 3ugendlichen in der Siedlung, diese ist 
gekennzeichnet durch:

die verschärfte häusliche Situation 
Arbeitslosigkeit und Arbeitslosigkeitsprobleme

Erwächsenenarbeit (ca. 16o Erwachsene im Wohngebiet)

Einige schwerpunktmäßige Aufgaben in diesem Bereich sind;
* Verbesserung der individuellen, materiellen Situation der Bewohner,
- individueller und sozialer Beratungsdienst
x strukturelle Verbesserung durch gemeinsame Interessenvertretung dfer Bewohner, 

Frauenclub und Männerarbeit

Die Arbeitsbereiche:

Spielstube (2 1/2 - 6jährige, z.Zt. ca. 15 Kinder)

Die Erzieher praktizieren einen kontinuierlichen, für die Kinder einsehbaren Erziehungsstil 
mit festen Regeln und Grenzen welcher es zuläßt, emotional auf die Kinder zu reagiererr 
und ihnen ermöglicht, ihre emotionalen Defizite auszugleichen.
Hemmnisse sind gegeben durch kleine Räume, das Fehlen eines Spielplatzes, kindsgemäßen 
Toiletten und Waschbecken, durch eine defekte Holztreppe, ein nicht ausreichendes 
Heizsystem - außerdem führt die neue Lahnstraße direkt vor der Tür der Spielstube vorbei.

Hausaufgabenhilfe (7 - 12jährige, 25 Kinder)

Dieses regelmäßige Hilfsangebot wirkt z.B. Lernschwierigkeiten und Schulangst entgegen; 
die Chance wird erhöht, daß diese unterprivilegierten Kinder in der Schule mitkommen, 
somit kann eine Sonderschuleinweisung teilweise verhindert werden. Der Großanteil der 
Kinder sind Sonderschüler, so daß eine spezifische Förderung notwendig ist.
Das Spielangebot für diese Zielgruppe ermöglicht schulisches Lernen sowie freiwilliges 
berufsorientiertes Lernen durch geeignete Spielangebote (beispielsweise werden dadurch 
handwerkliche Fähigkeiten entwickelt, die Bereitschaft zu Hygiene und Körperpflege
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Siedlung
Eulenkopf Gießen
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Die Siedlung Eulenkopf-Heyerweg ist eines der drei Gießener Wohngebiete, in dem 
Familien an der untersten Einkommensgrenze (teils Sozialhilfeempfänger, teils Arbeits­
losenhilfeempfänger und kinderreiche Familien) auf engem Raum wohnen müssen, da sie 
entweder größere Wohnungen im Stadtgebiet nicht bezahlen können oder aufgrund von 
Mietschulden hier eingewiesen wurden.

Nach einer Zählung von 1974 wohnten im Gemeinwesen Heyerweg-Eulenkopf 387 Per­
sonen, davon 16o Kinder; in der Rödgener Straße 381 Personen, davon 42 Kinder.

Die Häuser in der Siedlung sind zum größten Teil in schlechtem baulichen Zustand, die 
Wohnungen sind klein, feucht, im Winter schlecht zu heizen, Duschbäder sind erst 
nachträglich eingebaut worden.

Es gibt immer noch Häuser, die die Toiletten nicht in der Wohnung haben, sondern die nur 
von draußen her im Keller erreichbar sind. Noch dazu müssen sich zwei Mietparteien eine 
Toilette teilen.
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Kinder- und Jugendarbeit

Kooperation

Die IGE arbeitet mit anderen Einrichtungen, Institutionen, Behörden und der Psycho­
sozialen Arbeitgemeinschaft zusammen.

Die Schulkinder sind in verschiedenen Spiel- und Beschäftigungsgruppen nachmittags 
zusammengefaßt. Ziel ist, die Entwicklung der Erlebnisfähigkeit, den Gruppenzusammen- 
halt und das Verantwortungsgefühl'füreinander zu entwickeln und zu starken. Außerdem 
wird mit den Jugendlichen in der täglichen Hausaufgabenhilfe und im Jugendclub (14- 
24jährige) gearbeitet.

Bewohnerarbeit (Erwachsenenarbeit)

Diese Arbeit umfaßt sowohl Einzelfallhilfe wie sozialtherapeutische Einzelbetreuung, als 
auch Versuche, mit engagierten Bewohnern Verbesserungen der gesamten 
bedingungen zu erreichen. Die verschiedenen Arbeitsbereiche überschneiden sich, deshalb 
hat das Gesamtplenum eine wichtige Funktion.

Der 'Frauenclub' und der 'Athletikclub Eulenkopf' ist auf Eigeninitiative der Bewohner 
entstanden.

Die Siedlung ist von der Stadt räumlich isoliert, umgeben von Kasernen der US-Armee, 
eingegrenzt von einer Hauptverkehrs- und einer Schnellstraße sowie von Industriegebieten.

Die Infrastruktur ist mangelhaft, obgleich sich in gemeinsamer Arbeit der Initiativgruppe 
und der Bewohner einiges gebessert hat, wie Ausbau des Heyerweges, Anlegung yo 
Spielplätzen, Straßenbeleuchtung. Ein immer noch offenes Problem sind die Anzahl und 
Aufstellung der großen Müllcontainer.

Die Schul- und Berufsausbildung der Erwachsenengeneration ist gering! teils Sonderschul­
abschluß, teils Hauptschulabschluß. Die meisten Männer sind als Angelernte bzw. Unge­
lernte in der Bauwirtschaft tätig. Periodische und längerfristige Arbeitslosigkeit ist bei 

Di^FrTuen^haben durchweg keine Berufsausbildung. Sie waren vor der Ehe und teils auch 
wenn sie schon Kinder haben in Putzstellen oder in der Fabrik tätig.

Aufgrund der konjunkturellen Lage sind z.Zt. sehr viele Männer arbeitslos die Familien 
leben von Sozialhilfe, alleinerziehende Frauen ebenfalls von der Sozialhilfe. Dreiviertei 
der Kinder besuchen die Sonderschule. Die Lebensbedingungen und Bildungschancen dieser 
Kinder führen zu einem besonders hohen Anteil arbeitsloser Jugendlicher.

Durch die Konzentration der Familien mit einer so komplexen sozialen und materielle^ 
Problematik entsteht zwangsläufig eine Tendenz zu Kriminalität und Alkoholismus, als ein 
Fluchtversuch aus einer unerträglichen Lebenssituation. In diesem Zusammenhang ist auch 
das Auftreten von Drogenkonsum, vermittelt durch den Kontakt zu den US-Soldaten der 
umgebenden Kasernen zu sehen.

Die IGE fand ihren Anfang 1969 in der Studentenbewegung, über die Zusammenarbeit mit 
der Universität (Prof. Richter) fand die Arbeit ihre Kontinuität sowie durch die 
Trägerschaft des Caritasverbandes Gießen ihre materielle Grundlage und institutioneilen 
Niederschlag.

Die Schwerpunkte der Arbeit:

Kindergarten und Eingangsstufe (2 1/2 - 5jährige)

Neben der Entwicklung der Leistungsfähigkeit steht auch hier im Vordergrund, die Kinder 
in ihrem Sozialverhalten so zu stabilisieren, daß sie mit den Anforderungen der 
Grundschule zurechtkommen können.
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Arbeitsgruppe Läufertsröder Weg3.

Mitarbeit im Projekt

Es arbeiten mit: zunächst alle Bewohner, die aktiv teilnehmen, ca. 4 Studenten (Teilzeit), 
5 hauptamtliche Kräfte, 2 Zivildienstleistende (Teilzeit) und zwei Lehrkräfte in der 
ausgelagerten Eingangsstufe (Teilzeit).
Oberstes Ziel ist, die Selbsthilfemöglichkeiten der Bewohner zu stärken, gegen die ihnen 
durch vielfältige äußere Bedingungen nahegelegten Apathie und Resignation, die in ihnen 
liegenden Möglichkeiten der Selbststabilisierung zu wecken und zu fordern, damit sie die 
Konflikte untereinander und mit dem mächtigen Behördenapparat besser durchstehen zu 
können, d.h. auch Formen der Auseinandersetzung zu finden, die Erfolg versprechen. In 
1975 konnte z.B. erfolgreich eine Aktion gegen rasante Mieterhöhung durchgefuhrt 
werden.
Allerdings findet auch hier die Sozialarbeit ihre Grenzen an den kausalen Bedingungen des 
sozialen Systems! Die Arbeit wird beeinträchtigt durch die Unsicherheit der fortlaufenden 
Finanzierung (Land/Stadt) und durch die Konkurrenz unter den Projekten, hervorgerufen 
durch die im Sozialwesen verknappte Mittelvergabe.

Die Siedlung 'Gummiinsel' ist der dritte soziale Brennpunkt Gießens und liegt am Rande 
der Weststadt zwischen Krofdorfer Straße und dem Gewerbebetrieb Alter Krofdorfer Weg, 
Leimenkauterweg.

Die Siedlung hat z.Zt. ca. 36o Bewohner, von denen 277 und 18 Jahren alt, also Kinder und 
Jugendliche sind.

Der Name ’Gummiinser erklärt sich wie folgt:
Eine Reihe der Bewohner fand nach dem 2. Weltkrieg Beschäftigung als Heimarbeiter 
einer Gießener Gummifabrik. Sie holten sich mit Handwagen Gummiringe aus der Fabrik 
ab, sortierten und zählten diese und brachten sie zurück. In dieser Zeit entstand im 
Gießener Volksmund die Bezeichnung ’Gummiinser, wirkte die Siedlung auf den Lahn- 
wiesen doch besonders bei Hochwasser isoliert wie eine Insel.

Der 'Inselcharakter' der Siedlung ist bis heute erhalten geblieben. Die Regulierung der 
Lahn hat zwar in den vergangenen Jahren Hochwasser verhindert, doch bildet die Siedlung 
noch immer ein Karree, eingegrenzt durch die verkehrsreiche Krofdorfer Straße, durch die 
gewerblich genutzte Fläche zur Lahn und durch Wiesen und Felder zum Stadteil 
Sachsenhausen und zur Weststadt hin.

Mit dem Bau der Weststadt wurde die Chance zur Integration der Siedlung in ein größeres 
Gemeinwesen nicht genutzt, vielmehr wurde die Siedlung durch die Hochhäuser auch nach 
dieser Seite hin eingemauert.
Der geplante Bau der Nordtangente auf dem Gebiet zwischen der Siedlung und der 
Weststadt würde die Isolation der Siedlung weiter verschärfen.

Mit der dargelegten räumlichen Isolation der Siedlung korrespondieren soziale Isolation 
bzw. Diskriminierungs- und Stigmatisierungsprozesse. Äußerliches Zeichen hierfür sind 
Ausdrücke der Gießener Bevölkerung und der Massenmedien für die Bewohner, wie die 
'Insulaner', ‘die von der Gummiinsel' oder die 'Manen'.

Die Arbeitsgemeinschaft Läufertsröder Weg besteht aus Mitarbeitern des Diakonischen 
Werkes und des Evangelischen Gemeindeverbandes und arbeitet seit 197o unter der 
Trägerschaft des Diakonischen Werkes in der Siedlung.

Aus der SPIEL- und LERNSTUBE, die im Jahre 197o noch überwiegend von Frauen aus der 
Evangelischen Stephanusgemeinde betreut wurde, entwickelte sich bis heute eine intensive 
KINDER- und JUGENDARBEIT, in der jetzt 3 Sozialpädagogen, 2 sozialpädagogische 
Berufspraktikanten und zahlreiche ehrenamtliche Honorarkräfte mitarbeiten.
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Die Arbeitsbereiche der Arbeitsgemeinschaft Läufertsröder Weg sind?

Spielstube

Schulkindergruppen

Jugendarbeit

Eltern- und Erwachsenenarbeit

völkerung zu verbessern.

Fußballfest am Eulenkopf
Treffen sozialer Brennpunkte aus Hessen

Einmal wöchentlich werden für Grund- und Hauptschüler, Spiel- und Lerngruppen 
angeboten, in diesem Rahmen werden etwa 5o Kinder betreut, für die auch in jedem Jahr 
eine 14tägige Freizeit in den Sommerferien veranstaltet wird.

Für die Jugendlichen der Siedlung werden zweimal wöchentlich Freizeitangebote wie 
Tischtennis, Schwimmen und Filmvorführungen gemacht, die von etwa 2o bis 3o Jugend­
lichen besucht werden.
Eine Jugendgruppe, die sich speziell mit Schul- und Ausbildungsproblemen befassen soll^ 
befindet sich im Aufbau.

Zu allen Kinder- und Jugendgruppen werden mehrmals im Jahr Elternabende veranstaltet. 
Einmal wöchentlich trifft sich der Frauenclub, dem ca. 15 Frauen angehören.

Einmal monatlich findet sich der Altenclub zusammen.
Beide Bewohnergruppen arbeiten aktiv bei Veranstaltungen wie Flohmärkten, Ausflügen 
und Festen für alle Bewohner mit.

Die Spielstube wird z.Zt. von 2o Kindern im Alter von 2 1/2 bis 6 Jahren besucht. Die 
Kinder werden vor- und nachmittags betreut. In der Spielstube wird darauf hingearbeitet, 
die Defizite der Kinder zu verringern und auf die Einschulung vorzubereiten.

Ziel der Arbeitgemeinschaft Läufertsröder Weg ist es, die Startchancen der Kinder und 
; Jugendlichen in der Siedlung zu verbessern, die Motivation der Bewohner zur Selbsthilfe zu

stärken und die Isolierung von der übrigen Bevölkerung des Stadtteils abzubauen.

Spielern, aber auch den übrigen Bewoh-

u.

Fußballmannschaften und ihre Anhänger nern der beteiligten Randsiedlungen bei 
aus den sozialen Randsiedlungen Wiesba- den Treffen der vergangenen Jahre ange- 
den-Schehnengraben, Schwarz-Weiß Gie- knüpft haben, gefestigt und vertieft wer- 
ßen, Darmstadt-Arheiligen, Frankfurt- den.
Eckenheim, Wiesbaden-Mühltal, Offen- Das Turnier wird von Sozialminister 
bach-Nesselpfad und eine mit der Sied- Clauss unterstützt und läuft unter der 
lung Eulenkopf befreundete Mannschaft Schirmherrschaft von Oberbürgermeister 
aus Trohe spielen am Pfingstsonntag um Görnert. Die Siegerehrung nimmt Stadt- 
einen Wanderpokal, der von Karl-Heinz rat Kozi in Vertretung des Oberbürger- 
Kirchberg, einem Bewohner der Eulen- meistere vor.
kopf-Siedlung. gestiftet wurde. Das Tur- Am Sonntagmorgen um 8 Uhr beginnt 
nier wird zum Gedächtnis de« im letzten das Turnier und schließt abend« mit einer 
Jahr tödlich verunglückten Volker ■ Tanzveranstaltung im Festzelt ab. Den 
Schmidt ausgetragen, einem „Spieler der ganzen Tag über gibt ee reichlich Wünt- 
eraten Stunde“ in derMannschaft des Eu- chen, Eintopf, Bier und Unterhaltung für 
lenkopfs. groß und klein. Die Gießener Bevölke-
Die Idee zu dem Pfingatturnier knüpft an rung ist dazu henlfch ttngeladan.

ACE Gießen 
Pfingstturniersieger

Gießen (ws). Einen schönen und guten 
Verlauf nahm am Pfingstsonntag das 
Fußballturnier des ACE Gießen um 
den „Voycer-Schmidt-Gedächtnis- 
Wanderpokal“,1 an dem sieh acht 
Mannschaften beteiligten. Als über­
raschender Sieger ging der Veranstal­
ter ACE selbst hervor, der im Finale 
den SV Wiesbaden-Schelmengraben 
mit 4:1 besiegte und damit ersttnals 
Sieger dieses Gedächtnis-Pokales 
wurde.
Den dritten Platz belegte der SV 
Schwarz-Weiß, der die SG Trohe nach ei­
nem 2:1-Sieg auf Platz vier verwies.
Den Fairneß-Pokal gewann die SG Wies­
baden-Mühltal. Im übrigen gab es folgen­
de Turnierergebnisse: Gruppe I: Scharf- 
Weiß — Wieabaden-Schelmgraben 1:1, 
Darmstadt-Arheilgen — Ffm-Eckenheim 
3:0, Schwarz-Weiß — Arheilgen 2:0, W.- 
Schelmgraben — Ffm. Eckenheim 6:0, 

' Ffm. Eckenhe’m - W.-Schelmgraben 
0:2.
Gruppe II: Wieabaden-Muhltal — Offen­
bach-Nesselpfad 1:0, W.-Mühltal — ACE 
Gießen 0:0, SG Trohe — Offenbach-Nes­
selpfad 4:0, ACE — O.-Nesselpfad 3:0,* 

'* Trohe — Wiesbaden-Mühltal 1:0.

Gießen (V). Am Pfingstsonntag laden ein jährlich ausgetragenes Turnier von
die Bewohner der Siedlung Eulenkopf Mannschaften sozialer Brennpunkte an,
und die Initiativgruppe Eulenkopf 7 das von dem bei einem Autounfall ums
Fußballmannschaften zum „Volker- Leben gekommenen Sozialministers
Schmidt-Gedächtnisturnier“ ein. Ne- Schmidt vor vier Jahren initiiert worden <4 i
ben dem sportlichen Ereignis bietet war. Diese Veranstaltungsreihe fiel im ]
dieses Treffen gleichzeitig die Mög- letzten Jahr aus, da die Mannschaft aus Üb­
lichkeit, die sozialen Kontakte zwi- Darmstadt zum dritten und damit letzten r '
sehen den Bewohnern der eingeladen- Mal den Wanderpokal gewann. Mit dem \ O
en Randsiedlungen Hessens, der Sied- Turnier am Eulenkopf sollen die sozialen
lung Eulenkopf und der Gießener Be- Kontakte, die sich zwischen den Fußball-
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Gießener Anzeiger
1.6.78

Während die „Eingangsstufe Eulenkopf“ 
nunmehr also fortgesetzt wird, hat der 
Kultusminister dagegen nach Mitteilung 
von Stadtrat Thomas entschieden, die Ein­
gangsstufe der Korczak-Schule einzustel­
len. Als Begründung seien sinkende Schü-

• lerzahlen und ein mangelndes Interesse 
• der Eltern angegeben worden. Wie Thomas 
• abschließend erklärte, bedeutet dies, daß 
• mit Schuljahresbeginn 78/79 keine fünf- 
• jährigen Kinder mehr an dieser Schule 
• aufgenommen werden können.

Gießener Allgemeine 
16.6.78

Eingangsstufe Eulenkepf 
bleibt weiter bestehen

(ps). Entgegen der Ankündigung des Re­
gierungspräsidenten Darmstadt wird der

I
4

• Kultusministeriums. Thomas, der über den 
• pädagogischen Hintergrund dieser Anord- 
• nung keine Wertung abgab, sagte, daß er 
• mm der Verpflichtung enthoben sei, die 
• organisatorischen Voraussetzungen zu 
• schaffen, daß die Kinder die Eingangsstufe 
• der Pestalozzischule besuchen können.

• Schulversuch „Eingangsstufe Eulenkopf“ 
• für ein weiteres Jahr fortgesetzt. Der 
• Schul- und Kulturdezement der Stadt 
• Lahn, Stadtrat Werner Thomas, bestä-

• £ tigte gestern auf Anfrage der AZ eine ent- 
- • sprechende Entscheidung des hessischen

Anfrage erklärte, ist für morgen, Donnerstag, 
ein Gespräch mit den Eltern der sieben neu 
einzuschulenden Fünfjährigen vorgesehen, an 
dem auch der Rektor der Pestalozzischule 
teilnehmen wird. Man versucht eine Lösungs­
möglichkeit dergestalt zu finden, daß die Kin­
der die Möglichkeit erhalten, sofort in die Pe­
stalozzischule zu gehen. Dies sei insofern ver­
tretbar, als die Beförderungskosten für jedes 
Kind samt einer Begleitperson übernommen 
würden.

Inzwischen hat die „Initiativgruppe Eulen­
kopf“ in einer Presseerklärung gegen die 
Schließung der Eingangsstufe protestiert. El­
tern, Bewohner der Siedlung und Initiativ­
gruppe wenden sich gegen die Absicht der 
Schulbehörde. Sie vertreten die Auffassung, 
daß kleine Klassen notwendig seien, um d" 
Kindem zu einem aussichtsreichen Start 
rer Schullaufbahn zu verhelfen.

Gießener Anzeiger 
14.6.78

<if) Vor der Frage „Was nun?“ stehen ge­
genwärtig zahllose junge Leute. Besonders 
ratlos jedoch sind die Sozialarbeiter der Pro­
jektgruppen Margaretcnhütte, was ihre 
„Schützlinge“ angeht, sechs Absolventen der 
ÄlbertrSchweitzer-Schule — Schule für Lern­
behinderte —• Die aus der Sonderschule Ent­
lassenen brachten zwar vor Schuljahresende 
ein Schreiben des Schulleiters mit nach Hause, 
in dem ausführlich auf die drei verschiedenen 
Möglichkeiten der Ableistung des seit März

gesetzlich verankerten zehnten Schuljahres 
eingegangen war und die Eltern gebeten wur-ig 
den, sich zu entscheiden. Doch diese Entscheid“ 
düng ist problematisch.

Sozialarbeiter Ludwig Met je und das Vor­
standsmitglied des Vereins Projektgruppe 
Margaretenhütte, Reinhard Thies: „Das ange­
botene zehnte Schuljahr mit der Möglichkeit 
des Erwerbs des Hauptschulabschlusses schei- . 
det praktisch aus: Unsere jungen Leute sind 
schulmüde, das zeige zahllose Bußgeldverfah­
ren wegen Schulschwänzens, die hier laufen.“ 
Was die Möglichkeit des sogenannten „Be-I 
rufsgrundschuljahrcs“ angeht, verweisen die.

^if) Nachdem im Schuljahr 1978/79 nur sie­
ben und im darauf folgenden Schuljahr 
1979/80 lediglich vier Kinder zur Einschulung 
in die „Eingangsstufe Eulenkopf“ anstehen, 
Hal das Regierungspräsidium Darmstadt — 
wie- die AZ erfuhr — am 16. Mai auf Vor­
schlag des zuständigen Schulamtsdirektors 
sein Einverständnis mit einer Aussetzung des 
•Versuchs erklärt. Der Schulversuch war vor 
fünf Satiren eingerichtet worden, mit dem 
Ziel, dive Eulenkopf-Kinder spielerisch an die 
Schüle heranzuführen und auf das spätere 
Zusammensein mit den anderen Kindern der 
Pestalozzi1-Schule vorzubereiten. Indes gingen 
seither di^ Schülerzahlen beständig zurück. 
In der E 2! gibt es gegenwärtig noch zwölf 
Schüler, die aber mit Beginn des kommenden 
Schuljahres in die Pestalozzi-Schule wech­
seln. Die jetzige E 1 wird nur noch von zehn 
Schülern besucht.

Wie SchulHezernent Werner Thomas auf

Salbst tlla Sozialarbeiter slnß ratlos...
Dilemma mit dem zehnten Schuljahr - „BenrttvorbereitungslehrgSnge äbtrfüllt“

«Ml „BMaiwsstufe EuienKönr wogoa 
r sinkender SchOlerzahlen eingestellt?

Morgen Gespräche mit den Eltern - Protest der Initlatirgrugpo

Sozialarbeiter darauf, daß dieses Berufs­
grundschuljahr für Schüler bestimmt ist, die 
über einen Hauptschulabschluß verfügen und 
bereits in groben Umrissen wissen, welche 
berufliche Zukunft sie anstreben Bliebe also 
lediglich die Möglichkeit der einjährigen Bc- 
rufsvorbereitungslehrgänge. Die Mitarbeiter 

: der Projektgruppc berichten, sie hätten des­
wegen bei den entsprechenden Schulen angc- 
fragt, jedoch überall Absagen erhalten. Mit 
Ausnahme der Aliceschule, die aber nur den) 
Bereich Hauswirtschaft abdeckt, infolgedes­
sen also nicht in Frage kommt, seien alle 
Lehrgänge überbelegt.

Dies Ergebnis zeigt nach Auffassung der 
Sozialarbeiter, daß das zehnte Schuljahr 
„überstürzt“ eingeführt worden sei. Die Schu­
len seien überbelegt, andererseits lägen noch 
keine Richtlinien vor, was mit denen, die aus 
der Regelung „herausfallen“, geschehen solle.

„Wir stehen der ganzen Situation ziemlich 
ratlos gegenüber“, versichern sie. Sie selbst 
plädieren für eine zusätzliche berufsvorbe­
reitende Klasse an der Theodor-Litt-Schule, 
weil sie glauben, daß nur eine bessere, mög­
lichst beruflich orientierte Qualifikation den j 
aus der Albert-Schweitzer-Schule Entlasse­
nen nützt. Indes scheint ihre Auffassung I 
nicht unbedingt auf die Zustimmung aller El- ; 
tern zu stoßen. „Vielen von ihnen wäre wohl | 
lieber,' ihre Söhne würden eine Arbeit auf­
nehmen und mit dem Verdienst die Familien­
kasse auffüllen, denn die materiellen Verhält­
nisse haben sich verschärft-
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Geschäftsstelle: Moselstr.25, 6000 Frankfurt/M 1, Tel. 0611/234397

Die Landesarbeitsgemeinschaft SOZIALE BRENNPUNKTE Hessen e.V. (LAG) 
wurde am 15./16. Juni 1974 gegründet. Bewohner und Sozialarbeiter 
aus vielen Sozialen B/ennpunktsiedlungen im Land Hessen haben sich 
hier zu einer überparteilichen Vereinigung zusammengeschlossen, um 
sich gemeinsam für eine Verbesserung der Lebensbedingungen in den 
Siedlungen einzusetzen. Aus der Erfahrung heraus, daß die Arbeit von 
von Bewohnern und Sozialarbeitern in ihren Stadtteilen durch die Un­
terstützung von Bewohnern und Sozialarbeitern aus anderen Städten 
wesentlich verbessert werden kann und gemeinsame Probleme auch ge­
meinsam angegangen werden müssen, wurde mit der Gründung eine über­
lokale und überregionale Interessenorganisation aufgebaut, in der 
Bewohner und Sozialarbeiter gleichberechtigt miteinander arbeiten.
Die Mitglieder
Aktive Mitglieder im Sinne der Satzung sind die Projektgruppen - 
das sind sowohl Sozialarbeiter- als auch Bewohnergruppen - die in 
den verschiedenen Sozialen Brennpunkten Hessens arbeiten. Entspre­
chend der Zielsetzung der LAG sollen die Projektgruppen in ihrer 
Arbeit die Selbstorganisation und Selbsthilfe der Bewohner in den 
Brennpunktsiedlungen anstreben und eine integrierte Form von Kinder- 
Jugend- und Erwachsenenarbeit praktizieren.
Bisher sind 15 Projektgruppen aus verschiedenen hessischen Städten 
auf Antrag Mitglieder der LAG geworden. Daneben arbeiten weitere 
20 Projekte bei der LAG als Gastmitglieder ( §5, B 1 der Satzung ) 
oder in anderer Form unterstützend mit.



Als SOZIALE BRENNPUNKTE im Sinne der Satzung werden verstanden:
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MITGLIEDERVERSAMMLUNG

REGIO NALVE UNGEN
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- Obdachlosensiedlungen und öffentliche Notunterkünfte mit Anstalts­
charakter

Die Mitgliederversammlung
Mindestens einmal im Jahr findet eine Mitgliederversammlung der 
Landesarbeitsgemeinschaft statt. Die aktiven Mitglieder sind hier 
mit je 2 Stimmen stimmberechtigt. Sie wählen den Vorstand der LAG 
und beschließen über das Arbeitsprogramm der Landesorganisation. 
Zur Mitgliederversammlung sind neben den Mitgliedsprojekten alle 
interessierten Projektgruppen, Bewohner und Sozialarbeiter sowie 
interessierte Einzelpersonen mit eingeladen.

- Wohngebiete mit deutlichen Anzeichen psychischer und materieller 
Verelendung der Wohnbevölkerung oder Teilen davon (’z.B. Sanierungs­
gebiete )

m -
ALLGEMEINE INFORMATION, Seite 2

SAMM

*- Wohngebiete, deren Bewohner von Obdachlosigkeit bedroht sind

Der Vorstand
Der Vorstand besteht aus drei zentral und vier regional gewählten 
Personen. Er wird jährlich gewählt von den stimmberechtigten Mit­
gliedern. Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich. Im Vorstand sind Be­
wohner und Sozialarbeiter vertreten.

- Wohngebiete mit mangelhafter Sozialer Infrastruktur

£ p- £
VORSTAND

PG P G
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- Region Nord
- Region Mitte
- Region Süd
- Region Süd/West

Die Regionalvertreten
Für jede Region werden von den Teilnehmern der Regionalversammlungen 
ein oder mehrere Regionalvertreter gewählt. Diese sind Kontaktperson 
nen für die örtlichen Siedlungen jeder Region. Gleichzeitig sind 
sie Verbindungsglied zum engeren Vorstand und zur Geschäftsstelle.

Die Regionalversammlungen
Das Land Hessen wurde durch Mitgliederbeschluß in vier Regionen 
aufgeteilt:

(siehe nebenstehende 
Karte)

In diesen Regionen finden mindestens 
einmal jährlich Regionalversammlungen 
für die Bewohner und Sozialarbeiter 
der Sozialen Brennpunkte dieser Regio­
nen statt. Dadurch können die Kontakte 
und der Erfahrungsaustausch zwischen 
Siedlungen und Projektgruppen, die ört­
lich beieinanderliegen, unmittelbarer 
und mit breiterer Beteiligung hergestellt 
werden, als das durch zentrale Landesta­
gungen für alle Projekte ermöglicht wer­
den kann. Die RegionalVersammlungen sind 
in der Regel eintägig.

Die Geschäftsstelle
In den ersten Jahren nach Gründung der LAG wurden auch die Arbei­
ten der Geschäftsstelle ehrenamtlich verrichtet. Die Fülle der 
Aufgaben erfordert jedoch hauptamtliche Mitarbeiter, zumal alle 
Vorstandsmitglieder "nebenbei” noch einen Beruf haben. Inzwischen 
konnten zwei hauptamtliche Angestellte eingestellt werden, deren 
Arbeitsverhältnis aber auf ein Jahr befristet ist, da diese Stellen 
über das Arbeitsbeschaffungsmaßnahmenprogramm der Bundesregierung 
finanziert werden. Aufgrund der geringen Zuwendungen des Landes 
Hessen und des Landeswohlfahrtverbandes kann die LAG aus eigenen 
Mitteln keinen hauptamtlichen Mitarbeiter bezahlen.

GESCHlfTSSTELLE

Die hessischen Landkreise 
und kreisfreien Städte

Landkreis 
MITGLIEDER 
«MOERE PIOJERTE



- Koordination der Arbeit der verschiedenen Projekte auf 
Regional- und Landesebene

- regelmäßiger Erfahrungsaustausch, Durchführung von zentralen 
Veranstaltungen und von regionalen Tagungen

- allgemeine Projektberatung und Projektanalyse
- Interessenvertretung gegenüber den Landesbehörden
- generelle Öffentlichkeitsarbeit
- Material- und Datensammlung sowie Auswertung
- Stellenmarkt - Information

Zu den Aufgaben der Landesarbeitsgemeinschaft gehören;

Die Geschäftsstelle ist in der Regel zwischen 10 und 16.50 
telephonisch erreichbar. Die Telephonnummer ist 0611/254597.
Für Autofahrer ist die Geschäftsstelle aus Richtung Messe über 
den Platz der Republik, dann links abbiegend Mainzer Landstraße, 
rechts ab durch die Weserstraße bis zur Münchner- oder Gutleut­
straße, dort wieder rechts ab bis zur 2. Querstraße zu erreichen. 
Parkmöglichkeiten bestehen im Parkhaus Texaco, zu erreichen über 
die Gutleut- oder Wilhelm-Leuschnerstraße.

ALLGEMEINE INFORMATION, S. 4
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Sept, 76
Mitgliedsprojekte (Nach § 5 A in Verbind, mit § 8 d. Satzung)

Anschrift / Tel.Name/ Bezeichnung

Elterninitiative Kind in Nied'

Projektgrü^pe Neu- Isenburg

Projektgruppe Lohwald

Bewohnerrat Eschig

Assoziierte Projekte (nicht Mitglied aber mitarbeitend)

Initiativgruppe Bad Orb e9 V.

Projektgruppe WohnwagenStandplatz 
Bonames Frankfurt

c/o Frau Schneidewind
Im Eschig 26 , 6o5o Offenbach

c/o Ulrich Freund, Küppelsmühle
6A82 Bad Orb
Tel. o6o52 /2o12
(Karin Zimmermann)

c/o Dorothea Flöter, Berger Str. 66
6 Ffm, Tel. d611/49Ao^7 
oder

c/o Rosa Biedermann, Bonameser Weg 636
6 Ffm (WSP)

c/o Bärbel Kretschmer 
Linkstr. A9, 623q Ffm So 
Tel.: priv. 3812Uo 

3o5558o

c/o Stadtverwaltung, Rathaus , Dez.V 
6o5o Offenbach

Tel.: Bo652AL8 od.
8o652176 od.
80652237

c/o Stadtverwaltung, Rathaus,z.Hd. 
Hartmut Klemm

6o78,Neu- Isenburg, Tel. o61o2/'2411
od. 3317o

|REGIQr^ij^

oder
c/o Reqina Seidewitz 

KÄanienallee 55 
6o5o Offenbach 
Tel.: O611/86U398

ADR ESSEN LISTE
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c/o

c/o

Spielstube Schwarzbachmühle

Diakonisches Werk Friedberg

Jugendclub Preungesheim
’1

Spielstube Preungesheim

E in z elmitglieder

Rudi Dittmar

Gemeinschaftshaus
Aschaffenburgerstr. Hanau

An der Schwarzbachmühle 2o b
6 Frankfurt, Tel. 0611/664674 o. 354157

änkergasse 6
645o Hanau , Tel. 06181/21438

An der Trift 3, 6o72 Dreieichenhai n 
Tel. o611o3 / 85769

Spielstube Kesselstadt e.V. 
Hanau

Wegscheidestr. 5o, 6 Frankfurt 
Tel. o611/ 54o116

Mitarbeiterschaft in den 
Sozialen Brennpunkten
Bad Homburgs
incl. Spielstuben 

Altkönigstr. 
Feldstr.

c/o Sabine Welk
Große Köhlergasse 1
636o Friedberg, Tel. o6o31/2638

Ilse Wege , Hessenring 76-
638o Bad Homburg, Tel. o6172/ 6487 
oder
Spielstube Altkönigstr.34
638o Bad Homburg, Tel. 06172/37791 
(Eva- Maria Ludwig, Manuela Meyerhof!

Wegscheidestr. 5o, 6 Frankfurt 
(Klaus Müller) Tel. o611/ 54o116

c/o Herr Urbaß, Aschaffenburgerstr. 
645o Hanau
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Mitgliedsprojekte

Assoziierte Projekte u.a.

Sozialzentrum Wachsacker

Sozialzentrum Petersweg

I

Arbeitsgemeinschaft 
Schelmengraben e.U.

Arbeitsgruppe GUA 
Darmstadt- Arheiligen

Sozialkrit. Arbeitskreis 
Darmstädter Bürger e. V. (SHA)

Projektgruppe Sozialer 
Brennpunkt e.V. Rüsselsheim

Projektgruppe
Sozialer Brennpunkt e.V.
Preßbergerstr.

c/o Arbeitsgemeinschaft Sozialer 
Brennpunkt e. V.
Preßbergerstr. 1, 62 Wiesbade n 
Tel. 06121/429356

c/o Karl Marxstr. 6 , 62 Wiesbaden 
Tel. o6121 /424543

Projektgruppe/Bewohnerrat 
Mühltal Wiesbaden

Drojektgruppe Sozialer 
Brennpunkt e. V. Limburg

c/o Frankfurterstr.1o , 61oo Darmstadt 
Tel. o6151/212o3

c/o Wachsackerstr. 3, 62 Wiesbade n 
Tel. 06121/42116

c/o Amselweg 3, 625o Limburg 
Tel. 06431/3432

c/o Rodgaustr. S ,61 Darmstadt 
Tel. 06151/ 34645

c/o Gemeinschaftszentrum
An der Kupferlache 2-4 , 62 Wiesbad.
Tel. o6121/3123o2

c/o Alma Born, Im Mühltal 26,62 Wiesbad. 
Tel. s.o._

c/o Elfride Silbereisen 
Preßbergerstr.5 , 62 Wiesbade n

c/o Petersweg 62 Wiesbaden 
( Bta. Becker) Tel. 312678

c/o Frau A. Form, Lukas Cranachstr. 43 
Rüsselsheim 
Tel. o6142/595ö5 
oder

c/o Karl Graber, Sozialamt d. Stadt 
Rüsselsheim
Tel. d.o6142/6oo367 

p ’• /21708
X Kahlertstr. 21 1/2

61 uarmstadt
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SozialZentrum Gemotstr.

c/o

c/oJugendpflege Raunheim

6231 Sulzbach, Herr MuthhorstEvangel. Kirchengemeinde c/c

, 62 Wiesbaden, Steingasse 25Jürgen Malyssek,

Jugendpflege , 6o9o Raunheim
•Herr Spießwinkel

Frauensteinerstr. 114 a 
62 Wiesbaden (Herr Eislinger)

Sozialzentrum Frauensteinerstr. 
Wiesbaden

c/o Gernotstr. 25. 62 Wiesbaden 
(Karl Brotze J Tel. 518868

Einzelmitglieder
Rudi Maurer, Zietenring 7, 62 Wiesbaden (AG Schelmengraben?
Dieter Jaspers, Gimbacher Tann 1 6233 Kelkheim (AG Schelmengraben)
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Mitgliedsprojekte

Assoziierte Projekte

Deutscher Kinderschutzbund 
Marburg

Projektgruppe Herbsteinerstr. 
Fulda

Projektgruppe Margaretenhütte e.V! 
Gießen

Arbeitskreis Soziale Brennpunkte 
Marburg e.V.
Frauengruppe Waldtal

Initiativgruppe Eulenkopf e.V. 
Gießen

Spielstube und Jugendclub 
Läufertsröderweg f Giessen 
(Gummiinsel)

Bürgerinitiative für 
Soziale Fragen e.V. 
Marburg

c/o.Schlitzer Str. 0.1 
Norbert Geier 
BA Fulda

c/o Gemeinschaftszentrum
Heyerweg
63 Giessen
Tel o641/ 41447 o. 33724

c/o Frau Dr. Runckel- Stör ch 
Großseelheimerstr.35

355o Marburg 
Tel. o6421 /42671

c/o Kreuzbergerstr. 23
64 Fulda
Tel. 0611/41659 o. 42158

c/o Margaretenhütte 41
63 Giessen
Tel. 0641/ 77324

c/o Laufertsröderweg
63 Giessen
Tel. 0641/ 83129 o.

8339o

c/o Ginseldorfer Weg 5o 
355o Marburg 
Tel. 06421/64125

c/o Damaschkeweg 9# 
355o Marburg/L 
Tel. 06421/^^2

Projektgruppe Edelzeller 
Siedlung Fulda e.V.
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REGION NORD Mitgliedsprojekte

3Projekte in KASSEL

Sozialzentrum Forstbachweg

Mieterinitiative Forstbachweg

Projektgruppe Mattenberg

Weitere Einzelmitglieder
Reinhard Lorenz

Manfred Homann

Stadtorientierte Sozialarbeit 
an der Gesamthochschule Kassel

Mitarbeiter der Siedlung 
Frasenweg Kassel

Spiel-und Lernstube 
Philippinenhof (DKSB Kassel)

Soziglpädagogischer
Arbeitskreis Eschwege e.V.

LandesJugendamt Wiesbaden, 
62 Wiesbaden, Tel.o6121/39581
Klosterweg 23, 652o Worms, 
Tel. 06241/76671

c/o.Gerda Kartei, Soz.Stat.Frasen­
weg, 35oo Kassel, Tel.o561/88891 
o. priv. 812312

Spielstube Waldau und 
Frasenweg

c/o.Ulrich Krüger, Sozialamt d. Stadt 
Rathaus
344o Eschwege, Tel. o5651/3oo41
oder
Norbert Schrinner, Zur Warthe 3 
344o Eschwege- Oberdünzebach 
Tel. 05651/3583 o. 1oo71

35 Kassel, Hohen Eichner Str.14 
oder:
Karin Pflüger, Günterslohe 15a
35o2 Vellmar, Tel.823748
35 Kassel, Forstbachweg

Abt. Soziale Dienste 5o6
c/o.R. Brunner, Tel. 0561/7875141

35 Kassel, Steinigstr. 1
Irmgard Schneider, Tel.o561/516163
35 Kassel, Jugendhaus Allende 
Tel. 0561/94234 G.v.Soest

c/o Jugendpflege der Stadt Kassel 
Gabuthe-Jaquemin Stadtverwaltung 
Tel. 0561/787-1
Sozialamt/Fafü, Obere Königstr.3
35 Kassel, Stadtverwaltung

c/o Dieter Oelschlägel, Querallee 1 
Tel. 77424, 35 Kassel
oder:
Jürgen Krauß, Goethestr. 68
Tel. o561/74o47

Arbeitsgruppe Bettenhausen
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Manfred Schaub (I.Vors.)

Ursula Straumann

Hauptamtliche Mitarbeiter, bei der Landesarbeitsqemeinschaft.
Heinrich Sydow

Dieter Mihm

fRe^ionäTve^retei^C zugleich Mitglieder des erweiterten Vorstands)

Ingrid Bertsch

Bettina Teichert

Hartmut Fritz

Mariele Spätling

Frau Otinger

Region Mitte:
Ursula Röthig 
Monika IMeumaier

Region Nord:
Wolfgang Heinz

Friedrich (Hannes) Wenzel 
(2. Vors.)

Barfüßertor 17, 355 Marburg, 
Tel. 06421/21344

Kastanienallee 55, 6o5o Offenbach 
Tel. o611/864398
Büdinger Str. 1, 645o Hanau,
Tel.
Friedberger Anlage 8, 6 Frankfurt 
Tel. 43122o

Region Süd:
Regina Seidewitz

Regwr^Süd/Wes^,

Alma Born

Herbsteiner Str. 74, 64oo Fulda 
c/o Projektgruppe Margaretenhütte

63 Gießen, Tel. o641/77324 
c/o St.Martinshaus, Fuchspaß, 

355.Marburg, Tel.o6421/64328
Am Hayerweg 29, 63oo Gießen

Im Mühltal 26, 62 Wiesbaden 
Tel. o6121/3123o2

c/o Projektgruppe Sozialer Brennpunkt
Limburg e.V., Amselweg 3, 
625o Limburg, Tel.o6431/3432

Bugrstandsmitoliedeiwseit der MV am 2.4.197g

Frankfurter Str. 46, 355 Marbrg, 
Tel. 06421/24834
Kahlweg 8, 6o5o Offenbach, 
Tel. o611/854494 privat oder 
dienstlich 88652754

c/o Geschäftsstelle, Moselstr. 25
6 Frankfurt 1, Tel.o611/234397

_ ii _

Am Diebach 5, 344o Eschwege, 
Tel. o5651/1oo71, (Büro i.d.Sied­
lung)



- -
ö

Andere Projekte und weitere Adressen der Region Süd:

Gemeinschaftshaus

Diakonisches Werk (Frau bJelk)

Goldsteinsiedlung

Projektgruppe "Am Bügel"

Spielstube Niedwiesenstr.

Spielstube Rödelheim

Spielstuben des Caritas- 
Verbandes Frankfurt

Deutscher Kinderschutzbund
Friedberg

Kinderbehandlungszentrum Preun­
gesheim
Spielstube d. Evang. Freikirchl. 
Gemeinde
Spielstube und Jugendclub 
Kieferstr.

Geiieinwesenarbeit "Am Bügel"

Herr Urbaß, Aschaffenburger Str. 
645o Hanau, Tel.06181/592614
Mittelweg 11 a oder Kettlerstr.46 
636o Fi^iedberg, Tel.o6o31/38o7 
(Frau Eckert)

Große' Köhlergasse 1, 636o Fried­
berg, Tel. o6o31/2638
Kindertagesstätte, 635o Bad Nau­
heim, (Frau Barth, F.Groh, H. / 
Lauderbach)

c/o Herr Bath, Ben-Gurion-Ring
6 Frankfurt, Tel. 5o71726

c/o Norbert Krause, Am Ben-Gurion- 
Ring 54, Tel. 5o72226
(AldB) Niedwiesenstr. 113, 6 Frank­
furt, Tel. 5161o9
Zentmarkweg 39, 6 Ffm.,Tel.783o41 

c/o Meggi Oberth, am alten See 14,
Tel. 7891295
Alt Preungesheim 2, 6 Ffm. 5o, 
Tel. 541oo2
Niederhornstr. 52, 6 Ffm., 
Tel. 545251

c/o Herr Betz, Jugendsozialwerk, 
Kieferstr. 4o, 6 Ffm.-Gries­
heim, Tel. 392636
Gotenstr. 135 Tel. 3o4747 
Birsteinerstr. 85, Tel. 421642 
Große Nelkenstr.37, Tel.7892575 
Froschhäuserstr.1o, Tel.392222



- -
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Gerda Haertel

Heide Seilern

Ulrike Schüller

Gudrun Nagel

Sprecher der Regionalen Fortbildungagruppen der Mitarbeiter in 
Spiel- und Lernatuben :

Jugendwerk Dillenburg eV 
(Soz.päd.Gruppenarbeit)
Soz.päd.Schülerhilfe

Region Nord:
Maria Menge

Region Mitte:
Helga Boberg

Sozialpädagogische Schülerhilfen (nach RL I VIII. v. LJA gefördert - 
keine Soziale-Brennpunkte-Projekte im engeren Sinne)

Richard-Wagner-Str•117
Lauterborn
Friedenstr. 4, 6236 Eschborn 1

Evang.Kirchengemeinde Frielendorf 
(Soz.päd.Gruppenarbeit u.
Schülerhilfe)
Kinderförderung Rothenburg e.V.

Region Süd 3:
Lothar Herberger

Evang.Kirchengemeinde
Lauterborn (Soz.päd.Gruppenarbeit)
Arbeiterwohlfahrt Eschborn 
(Soz.Gruppenarbeit)
Evang.Kirchengemeinde Sulzbach

Region Süd 2:
Michael Wohlfahrt

Region Süd 1:
Spielstube Schwarzbachmühle

Pfarrer Eckert, Jürgen Muthorst 
Fronhofstr. 6, 6231 Sulzbach 
Hofgarten (ehern.Turnhalle) 
634o Dillenburg

c/o Herr Kopiollek, Berliner Str.64 
61o1 Weiterstadt
3579 Frielendorf

c/o Fr.Wollkowitz, Kottenbach 6 
6442 Rothenburg

c/o Kindertagesstätte Schlangenbaderstr. 
62 Wiesbaden,

c/o an der Schwarzbachmühle 2o b, 
6 Ffm., Tel. 664674

c/o Spielstube Feldstr. 89, 
638o Bad Homburg, Tel.1oo491

c/o Spielstube SPA, Eschwege 
am Diebach, Tel. 1oo71

c/o Sozialstation Frasenweg, 35 Kassel 
Tel. 0561/812312

c/o,Zückenberg 14, 355o MarburgyHer- 
mershausen

c/o Spielstube Läufertsröder Weg 21 
63 Giessen, Tel.83129

c/o SKA e.V., Frankfurter Str. 1o, 
61 Darmstadt, Tel. 212o3
Schadowstr. 7, 6 Ffm., 
Tel. 622922


